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Dritte, vermehrte und umgearbeitete Auflage, 1 


* 


von 
Joh. Heinrich Edlen von Kremer, 


der Rechte Doctor und prov. Adjuneten der k. k. o. d. E. Kammer⸗ 
procuratur. 


* 


Bei J. G. Ritter von Mösle ſel. Witwe, 


am Graben Nr. 1144. 
I 


Vorrede 


zur zweiten Auflage. 


An 


Ueber die Brauchbarkeit und den Werth dieſes Bu⸗ 
ches hat bereits die N. Oe. Landesſtelle in ihrer durch 
alle Kreisämter kund gemachten Anempfehlung, die 
Annalen der öſterreichiſchen Literatur, und ſelbſt 
manches auswärtige Journal durch ſeinen Beifall, 
und endlich das Publicum durch ſchnelle Abnahme 
der erſten ſehr zahlreichen Auflage, und durch im— 
mer fortgeſetzte Nachfragen entſcheidend und rühm— 
lich abgeſprochen. Tägliche Erfahrung beſtätigt die 
angenehme Ueberzeugung, wie viel dasſelbe bei an— 
gehenden, und ſogar auch bei älteren Geſchäfts— 
männern Gutes gewirkt hat, welchen es oft an Mit- 
teln fehlt, ſich vollſtändige und daher immer koſtſpie— 
lige Geſetzſammlungen anzuſchaffen, und noch öf— 
ter an der Zeit gebricht, ſelbſt die Verordnungen 
und Geſetze, welche in den Amtsregiſtraturen vor— 
handen ſind, ſyſtematiſch zu ordnen, und in ihrem 
Zuſammenhange zu ſtudieren; wo hingegen dieſes 
Werk eine leichte Ueberſicht der beſtehenden geſetz— 
* 
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IS 

lichen Landesverfaſſung gewährt, die Gränzen der 
obrigkeitlichen Gewalt deutlich bezeichnet, die Wür⸗ 
digung der Rechte des Unterthans befördert, und 
ſo durch eine hellere Darſtellung des Rechtsgebieths 
der einen, und des rechtlichen Wirkungskreiſes des 
andern, Bedrückungen und Beſchwerden vermin— 
dert, wechſelſeitiges Zutrauen, öffentliche Ruhe und 
Zufriedenheit bei der zahlreichſten Volksclaſſe ver- 
mehrt. 


Der Verfaſſer dieſes Werks war der verſtorbene 


N. Oe. Regierungsſecretär Ferdinand von Hauer, 


ein würdiger Sohn des bei dem Hofkriegsrathe ſo 
berühmt gewordenen Hofraths von Hauer, ein hoff: 
nungsvoller junger Mann von ausgezeichneten Ta⸗ 
lenten und raſtloſer Verwendung. — Seine erſte 
Idee war, den Tractat de juribus incorporalibus 
abdrucken zu laſſen, und bei jedem Titel die neue— 
ren Geſetze, Abänderungen und Erläuterungen ein⸗ 
zutheilen, welche er während ſeiner Anſtellung im 
Bureau des Unterthansreferenten und bei der Stadt— 
hauptmannſchaft mit vieler Sorgfalt und unermü— 
detem Eifer geſammelt hatte. Aber es fand ſich bald, 
daß bei einigen Gegenſtänden ſehr wenige, bei an— 
dern hingegen fo zahlreiche Nachträge erſchienen wa— 
ren, und dieſe wieder mit ſo vielen ſpäter nachgefolg— 
ten Verordnungen hätten durchſchnitten werden müf- 
fen, daß hieraus mehr Noten als Text, und über: 
haupt ein unförmliches Ganze entſprungen wäre, 
welches noch das Unangenehme gehabt haben wür— 
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de, daß ſehr viel ältere, ſchon aufgehobene Geſetze 
hätten aufgenommen werden müſſen, wodurch das 
Gedächtniß des Leſers mit vielen nicht mehr brauch⸗ 
baren Verordnungen überladen, und bei Manchen 
vielleicht ſogar verwirrt worden wäre, 5 


Statt deſſen wurde nun der zweite Plan zum 
Grunde gelegt, die heutige Landes verfaſſung, fo 
wie ſie geſetzmäßig beſteht, zu ſchildern, über jeden 
Gegenſtand die dermahl wirkſamen Geſetze anzufüh⸗ 
ren, und mit erklärenden Tranſitionen zu verbinden. 
So wurde dieſes Werk bearbeitet, welches der Ver— 
faſſer Sr. Excellenz dem Herrn Grafen Friedrich 
Anton von Mitrovski, damahligen N. Oe. Regie⸗ 
rungsrathe und Stadthauptmanne, zueignete. 


So ſehr dieſes Buch ſeinem Endzwecke entſprach, ſo 
würde es doch mit andern über rechtliche und politiſche 
Gegenſtände geſchriebenen Werken das Schickſal ge⸗ 
mein haben, durch Abänderung alter, durch Erſchei— 
nung neuer Verfaſſungen, Geſetze und Verordnungen, 
welche die ſtäte Veränderung der Umſtände und Ver⸗ 
hältniſſe, der Sitten und Meinungen, endlich ſelbſt der 
Geiſt der Zeiten der Geſetzgebung abzwingt, von einer 
Periode zur andern an Brauchbarkeit zu verlieren, 
wenn nicht von Zeit zu Zeit dasjenige, was abgeändert 
worden, weggelaſſen, und mit den neuern Verfü— 
gungen der oberſten Staatsgewalt erſetzet würde. 
Dieſes durch die Bearbeitung einer neuen Auflage 
zu beſorgen, glaubte ich dem Andenken des von mir 
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als Freund und Geſchäftsmann ſo ſehr geſchätzten 
Verfaſſers ſchuldig zu ſeyn. Ich habe dabei nichts 
mehr aber auch nichts weniger weggelaſſen und zu— 
geſetzt, als was die Geſetzgebung geändert, oder 
neu verordnet hat, und hievon iſt ſeit ſieben Jahren 
viel geſchehen. Beſonders mußte in der Abtheilung 
von der Dorfbherrlichkeit alles, was auf die Polizei— 
übertretungen Bezug hat, ganz umgeändert werden. 
Auch konnte ich mir nicht verſagen, den Urſprung 
mancher Rechte der Gutsherren, und Verbindlich— 
keiten der Unterthanen, aus der Geſchichte zu be— 
leuchten, um hiedurch manchen Leſer mit den Ver⸗ 
anlaſſungen, Zweck und Geiſt der Geſetze mehr be— 
kannt zu machen. Ich wollte dieſe hiſtoriſchen Be— 
merkungen bei jedem Gegenſtande insbeſondere an— 
führen, — allein dann würden auch Wiederhohlun— 
gen unvermeidlich, und das Werk für ſeine Beſtim— 
mung zu weitläufig und groß geworden ſeyn, und 
durch Erhohung des Preiſes an der ziemlich allge— 


mein gewordenen Benützung und Verbreitung ver— 


loren haben. Ich habe daher, was ich aus der Ge— 
ſchichte unſers Landes anzuführen nothwendig fand, 
fo kurz als möglich in der Einleitung des erſten Theis 
les zuſammengezogen, und die mir bekannten Quel— 
len angezeigt, aus welchen der Leſer, dem es dar— 
an liegt; ſich vollſtändiger unterrichten, noch meh- 
rere Aufſchlüſſe und genaue Kenntniß ſchöpfen kann. 


Ich kann nicht bergen, daß ich hie und da oft in 
Verſuchung gerieth, die Ordnung der Capitel und 


VII 
Titel zu ändern, allein das hätte dann der Sache 
eine andere Form gegeben, und das wollte ich wie— 
der nicht. Auch iſt eine ſolche Aenderung gewöhnlich 
eine ſehr undankbare Arbeit, Jeder hat ſeinen eige— 
nen Ideengang, und unmöglich iſt es, alle zu be— 
friedigen. Auch kömmt es bei dieſer Gattung von Bü— 
chern mehr darauf an, daß die Materialien, welche 
unter eine Rubrik gehören, unter derſelben aufge— 
führt werden, als daß dieſes oder jenes Capitel um 
einige Blätter früher oder ſpäter erſcheine. 


Vieles Raiſonement und doctrinele Auslegung 
muß man nicht erwarten; ich bin kein Freund von 
Commentarien, welche gewöhnlich mehr verwirren 
als aufklären, und nur zu Spitzfindigkeiten, Trug— 
ſchlüſſen und Rabuliſtereien Anlaß geben. Es iſt im; 
mer am ſicherſten, den Geſetzgeber ſelbſt ſprechen zu 
laſſen, und ſo viel möglich, die Worte der Geſetze 
beizubehalten, auch iſt der Text der öſterreichiſchen 
Geſetze deutlich genug für diejenigen, welche den gu— 
ten Willen haben, nach Recht und Wahrheit zu for— 
ſchen, um die weiſen und wohlthätigen Abſichten des 
Geſetzgebers zu erfüllen; für dieſe aber iſt genug 
geſchehen, wenn ihnen mit Hinweglaſſung aller Pri— 
vatmeinungen, erkünſtelten Auslegungen und ſpitz— 
findigen Grübeleien, die reine Kenntniß der Geſetze 
ſelbſt, der höchſten Verordnungen und der Landes— 
verfaſſung erleichtert wird, bei welchen ſo viele 
Tauſende ihr Glück unter dem milden Zepter der 
öfterreichifchen Monarchen finden, worauf die find» 
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liche Anhänglichkeit, Folgſamkeit und Treue des- 
öſterreichiſchen Unterthans an ſeinen Regenten, der 
oft eben ſo ſehr als ungerecht beneidete Wohlſtand 
des Landvolks, die immer zunehmende Vervoll— 
kommnung der Landescultur, und in dieſer die un— 
verſiegbaren Hilfsquellen bei den widrigſten Ereig- 
niſſen, die Leichtigkeit zur Aufbringung und Ver⸗ 
pflegung Ehrfurcht gebiethender Kriegsheere, und 
endlich die Macht und Stärke der Monarchie ſich 
gründen. 


L’agrieulture est la force motrice des combats, 
l’ame des victoires, elle est le ressort du commerce, 
le fondement de l'industrie, la cause premiere de 
P’augmentation des richesses etrangeres. Elle seule 
peut donner P’empire de la terre, et de la mer a 
la Nation, qui P’etablit pour le premier prineipe de 


son administration generale. 


Les interets de la france mal entendu. 


Bin 


v. Rößler. 


Vorerinnerung 


zur dritten Auflage. 
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Es ſind ſeit einigen Jahren mehrere ſchätzbare Wer— 
ke im Drucke erſchienen, welche einzelne Theile oder 
wohl auch das Ganze des N. Oe. Unterthans⸗Ver⸗ 
hältniſſes in rechtlicher und politiſcher Beziehung 
trefflich beleuchteten. Doch hat die Verlagshandlung 
des von Hauer'ſchen Werkes mich wiederholt und 
dringend angegangen, wieder eine neue Auflage 
nach der Art der vorigen hievon zu bearbeiten. 
Allein die Veränderung und der Zuwachs an 
meinen Berufsgeſchäften geſtatten mir nicht mehr 
die hiezu erforderliche Muße. Ich glaubte daher nichts 
beſſeres thun zu können, als dieſe Arbeit dem Herrn 
von Kremer abzutreten, von deſſen Vorliebe für 
dieſes Fach, unermüdetem Eifer und klugen Aus⸗ 
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wahl in der Sammlung und Benützung zweckdien— 
licher Materialien ich von den Jahren her überzeugt 
bin, in welchen er ſeine Dienſtlaufbahn bei der 
Hofkammerprocuratur angetreten hatte. 


Wien, am 16. October 1822. 


v. Rößler. 


— 


— 


Einleitung. 


§. 1. 


* 


Di Worte Herr und Unterthan haben in der Theo— 


rie der öſterreichiſchen Landesverfaſſung manchen Zank, 


in der Ausübung manche Verwirrung hervorgebracht. Nach 
dem ewigen, ewig unveränderlichen Naturrechte darf der 
Menſch nicht als Mittel zu den beliebigen Zwecken eines 
andern (a), folglich auch nicht als Subject eines Eigenthums 
betrachtet werden, worüber ein ſogenannter Herr nach Will— 
kühr verfügen könnte (P), und in dem allgemeinen Staats— 
rechte iſt der Begriff eines Unterthans nur mit jenem eines 
Regenten correlativ. 
(a) Hofrath v. Zeiller: Natürliches Privatrecht, $. 2, 7, 57 
57, 105, 155. a 
(b) Bourlomaque, Principes du droit naturel Th. II. chap. 5. 


1 

Man ſieht nun wohl, daß dieſe Worte hier nicht in 
der eigentlichen und ſtrengen Bedeutung zu nehmen ſind, 
ſondern nur techniſch in der Geſchäftsſprache, und in den 
Geſetzen ſelbſt gebraucht werden. Um aber die ſchwankenden 
und oft zu weit ausgedehnten Begriffe, welche das Privat— 
intereſſe (a) ſo gerne damit verbindet, zu berichtigen, iſt 
nichts ſo dienlich, als die Geſchichte und die Geſetze um 
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Rath zu fragen. Die Geſchichte zeigt uns die Veran— 
laſſung, wie ſeit längſt verfloſſenen Jahrhunderten durch den 
Einbruch geſitteter und barbarifcher Völker, durch die Ver— 
änderungen der Gebräuche, Sitten und Gewohnheiten (b), 
durch den Einfluß der Wiſſenſchaften, Moral und Reli— 
gion, nach vielen allmähligen oder ſchnellen Umwälzungen 
der Berfaffungen, Regierungsformen und Grundſätze, end— 
lich unter dem weiſen Zepter der Regenten des Habsbur— 
giſchen und Lothringiſchen Stammes Gutsherr und Bauer 
in das Verhältniß kamen, in welchem ſie ſich gegenwärtig 
befinden. Die Geſetze aber beſtimmen beiden ihr Rechts— 
gebieth, beſchränken es durch den angewieſenen rechtlichen 
Wirkungskreis des andern, und ſanctioniren den Begriff, 
der in die Worte Herrfchaft und Unterthan gelegt werden 
darf. 


(a) Viele, ſonſt auch vortreffliche Männer aus dem Adel, ſe— 
hen doch den Bauer nur lediglich als ein Werkzeug an, wel— 
ches ſie wünſchen mit Leichtigkeit handhaben zu können, deſſen 
eigene Empfindungen fie aber in kein: Betrachtung ziehen; 
gerade den beſten Wirthen geſchieht dieſes am öfteſten. Sie 
ſind ſo ſehr mit den Sachen beſchäftiget, daß ſie an die 
Perſonen gar nicht denken. Garve über den Character 
der Bauern S. 112. 

(b) Selbſt der Tractat de juribus incorporalibus von 1696 
beruft ſich meiſtens, und in den wichtigſten Gegenſtänden auf 
Gewohnheiten, und die Schriftſteller des öſterreichiſchen Privat— 
rechts ſchrieben bis über die Mitte des achtzehnten Jahrhun— 
derts meiſtens nur Conſuetudinarien. Man ſehe Walters, 
Suttingers, Finſterwalders und anderer Werke. 


Rh 
So weit die Geſchichte fähig iſt, von den Sitten, 


. 


— 
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Gewohnheiten und der Verfaſſung der Völker, welche 
die Gegenden Oeſterreichs bewohnten, einige Rechenſchaft 
zu geben, ſo findet man Spuren des Ackerbaues. Die erſten 
unter den Nahmen Hyperboreer, Arimaspen und Sauro— 
maten vorkommenden Bewohner waren zwar Nomaden, fol: 
len aber doch ſchon die Erſtlinge ihrer Früchte nach Delos 
zum Opfer geſchickt haben (a). Größere Fortſchritte gewann 
der Ackerbau unter den Celten, welche Gifen genug beſaſ— 
ſen, und ſich die Werkzeuge beſſer zu verfertigen wußten; 
aber auch bei dieſen konnte die Landescultur ſich nicht ſehr 
vervollkommnen; denn auch bei ihnen waren die Gränzen 
des Grundeigenthums noch wenig beſtimmt, die Grund⸗ 
ſtücke wurden von Zeit zu Zeit familienweiſe beſeſſen, und 
während die jungen rüſtigen Männer in Krieg, oder auf 
die Jagd gingen, von Greiſen, Weibern und Knechten be— 
arbeitet, und dann wieder verlaffen, wenn man nach der 
Gewohnheit jener Zeit und Völker neue Wohnplätze in an- 
dern Gegenden ſuchte, oder aus den ſeinigen verdrängt wur— 
de (P). Die Knechte waren zwar in jenen Zeiten gut gehal— 
ten, wenig Unterſchied war noch damahls zwiſchen ihnen 
und den Freien 00. Daß fie vom Kriegsdienſte ausgeſchloſ⸗ 
fen waren, half ihre Zahl vermehren; doch war es für die 
Agricultur ein unerſetzlicher, ſelbſt nach vielen Jahrhunder— 
ten noch fühlbarer Schade — daß fie, welche der Bürger 
des alten Roms, der Conſular, der Dictator (d) mit der 
Arbeit ſeiner ſiegreichen Hände ehrte, und Chinas Kaiſer 
bei dem größten Feſte heiligt (e), unter unſerem Himmels— 
ſtriche als eine Sclavenarbeit (labor servilis) angeſehen 
wurde. Urſache genug, um ſelbſt die Freien, die ſich damit 
abgaben, in der Folge als Sclaven zu betrachten, und zu 
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läßigung, und ſpäte nur durch Bedürfniß, Mangel und 


Noth erzwungene Vervollkommnung des Ackerbaues erkläs 


ren läßt. 


(a) Tacitus de moribus Germanorum cap. 26, und Aemi⸗ 
lian Janitſch, Geſchichte der Entſtehung und des Wachsthums 
der öſterreichiſchen Monarchie, — welcher hierüber den Heros 
dot, Damaſtes und Pauſanias anführt. 2. B. 1. A. $. > 
und 10 - 

(b) Ebendaſelbſt $. 50 und 58, 

(e) Servis non in nostrum morem descriplis ministeriis ut- 
untur, suam quisque sedem, suos penates regit. Fru- 
menti modum dominus, aut pecoris, aut vestis ut co— 
lono injungit: et servus hactenus paret. Cetera domus 
officia uxor et liberi exequuntur. Verberare servum ac 
vinculis et opere exercere rarum: occidere solent non 
disciplina et severitate, sed impetu et ira, ut inimicum, 
nisi quod impune est. Tacitus de moribus Germano- 
rum 25. 

(d) Annaeus Florus Epitome rer. rom. L. I. cap. 11. 

(e) Du Hald histoire de la Chine II. pag. 72, wörtlich an— 
geführt im Dictionnaire philosophique de Voltaire, bei dem 
Worte: Agriculture. * 

g. 4. } 
Im Anfange des erſten Jahrhunderts drangen die 

Römer in Oeſterreichs Gegenden (a) und blieben bis zur 

Halfte des fünften im Beſitze derſelben. Sie legten ihre 

Colonien und Standlager an, und beſetzten das Land mit 

Caſtellen, wovon Wien (P) und viele andere Städte (e) 

ihren Urſprung ableiten. Die Cultur, . und. wefentlich der 

Ackerbau gewann durch die von den Römern verbreitelen 


behandeln ; woraus ſich denn ſehr leicht die lange Vernach— 
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Kenntniſſe und beſſeren Werkzeuge, durch mancherlei Be— 

dürfniſſe, welche der römiſche Luxus bei den hoͤchſt dürftig, 

einfach und frugal lebenden Einwohnern erregte, durch eine 

beſtimmtere Eintheilung des Volkes und des Bodens (d). 

Die Freien wurden mehr von den Leibeigenen abgeſondert, 

und dieſe theilten ſich wieder in Servos haereditatis et 

corporis. Die Römer eigneten ſich nach ihrer Sitte einen 
großen Theil der Gründe zu, welche ſie an ihre Coloniſten 
und die in den Caſtellen eingelegten Soldaten vertheilten, 
eder als Staatseigenthum ſich vorbehielten (e), und dann 
wieder an Eingeborne, oder Fremde, jedoch mit Aus— 
ſchließung ihrer Präfecte, und anderer obrigkeitlicher Per— 
ſonen verpachteten (k). In dieſer Epoche findet man ſchon 
die erſten Spuren vom Zehend, von Laudemien, vom Grund— 
dienſte (Canon) (g). Alles dieſes aber führte immer eine 
mehrere Würdigung der Gränzen, einen ruhigeren Beſitz— 
ſtand, und eine fleißigere Bearbeitung und beſſere Benützung 
der Gründe herbei. Schon wurden Reben ( gepflanzt, 

und Gärten angelegt (6). 

(a) Das dermahlige Viertel Unter Wienerwald gehörte zu 
Panonien; Ober Wienerwald zu Nericum, Ober- und Uns 
ter Manhartsberg zu dem freien Deutſchlande (Germania 
magna). Freyherr von Prandau in der kritiſchen Geſchichte 
Wiens S. 25. 

(b) Freyherr von Prandau ebendaſelbſt S. 15, und Hofrath 
von Schrötter in der öſterreichiſchen Geſchichte 1. B. S. 50. 

(e) Livius XXIII. 59. XXV. 1. Kauz nennt in der pragma⸗ 
tiſchen Geſchichte des Markgrafthums Oeſterreich noch Citium 
(Klofterneuburg), Cecia (Zeiſelmauer), Comagenae (King« 
ſtetten), Aequinoctio (Fiſchament), Arelape (Pechlarn), 
Vila Caji (Manswerd), Piro torto (Pixendorf), Frigisa- 
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num (Trasmauer), Tamare (Mölk), ad pontem Isis (bs), 
Carnutum (Petronell). 

(d) Fuhrmann alt und neues Oeſterreich. 3. B. 625. S. 

(e) Schütz allgemeine Weltgeſchichte. 2. B. 557. S. 

(H) L. un. Cod. tit. quibus ad conductionem praediorum 
ſiscalium accedere non licet, et Tit. ff. si ager vectigalis. 

(g) Janitſch G. d. Oe. M. 1. B. 125 bis 151. S. 

(h) Hic (Probus) Galliam Panoniasque, et Maesorum col- 
les vinetis replevit. Aurel. Victor. histgriaromana cap. 56. 

(i) Septimius severus proficiscens ad germanicos exercitus, 
hortos spatiosos comparavit, cum antea aedes brevissi- 
mas Romae habuisset, et unum fundum. Ael. Spartianus 
in Severo p. 209. 

Prœerat autem Panoniis universis; nam unius rege- 

bantur imperio. Herodianus hist. Lib. 2. C. g. 


$. 5, 

Allein was der Boden an Cultur gewann, verlor der 
Menſch an Sitte. Mehr noch als das Beiſpiel der römiſchen 
Laſter wirkte die Grauſamkeit, die Härte, der Muthwille, 
mit welchem, ſelbſt nach dem Zeugniſſe des Tacitus (a), 
die bezwungenen Provinzen von den Römern behandelt 
wurden. Betäubt von ihrem Kriegsglücke, geblendet von 
dem Glanze ihrer Waffen, eingeſchloſſen von ihren Caſtellen, 
bewacht von ihren Beſatzungen, ſelbſt wehrlos, ohne ge— 
ſetzlichen Zuſammenhang, ohne Disciplin, ohne Anführer 
ſchmiegte man ſich in das aufgelegte Joch. Der kriegeriſche 
Muth der alten Einwohner erloſch, ſie verſanken in eine 
Art von Schlafſucht und Trägheit, welche die gewöhnliche 
Folge despotiſcher Unterdrückung iſt (P), aber auch wieder 
zum Nachtheil der Römer ausartete, und den Sturz ihrer 
Monarchie beförderte, denn unſer Noricum und Panonien 
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lag an der Gränze ihres Gebiethes, war in dem Zeitpuncte, 
wo die Völkerwanderung überhand nahm, und das Glück 
die römiſchen Legionen verließ, den Einfällen der von Nor— 
den und aus Aſien herſtrömenden Barbaren ausgeſetzt; beſaß 
weder Kraft noch Muth zum Widerſtande, noch Willen zur 
Unterſtützung feiner Tyrannen (e), und fo fanden Alarich, 
Attila und Odoacer durch unſere Gegenden einen bequemen 
Weg in das Herz der römiſchen Monarchie, die ſtolze Ro— 
ma fiel, und mit ihr das abendländiſche Kaiſerthum (d). 


(a) Raptores orbis, postquam cuncta vastantibus defuere 
terrae, et mare scrutantur: si locuples hostis est, avari; 
si pauper ambitiosi; quos non Oriens, non Occidens 
satiaverit, soli omnium opes, atque inopiam pari affectu 
concupiscunt. Aufferre, trucidare, rapere falsis nomini- 
bus imperium „ atque ubi solitudinem laciunt, pacem 
appellant. Liberos cuique ac propinquos suos natura 
carissimos esse voluit: hi per delectus, alibi servituri , 
aufferuntur: conjuges, sororesque, eisi hostilem libidi- 
nem effugiunt, nomine amicorum et hospitum polluun- 
tur. Bona, fortunasque in tributum egerunt: in annonam 
frumentum, corpora ipsa et manus, silvis ac paludi- 
bus emuniendis verbera inter et contumelias conterunt. 
Tacitus in Agricolae vita cap. 15. 


(b) Montesquieu, Esprit des Loix XXX. chap. und Lueder 
über Nationalinduſtrie und Staatswirthſchaft, II. J. S. 72. 


(e) Janitſch a. a. O. 12. Abſch. 465. S. 
(d) Hofr. Schmidt Geſchichte der Deutſchen 1. B. 163. 181. S. 
| F. 6. | 
Indeſſen hatten unfere Gegenden noch lange nicht 
viel Urſache, ſich über die Zertrümmerung des römiſchen 
Jochs zu freuen, denn Rügen, Heruler, Gothen, Longo— 
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barden, Hunnen, Avaren, und andere wandernde Natio— 
nen beſetzten wechſelweiſe das Land (a). Dieſe Einfälle wa— 
ren um ſo ſchrecklicher, als dieſe Völker nicht für ihre Kö-“ 
nige und Anführer, ſondern für ſich ſelbſt Krieg führten, 
das Privateigenthum nicht ſchonten, ſondern zum Zweck ih— 
rer Wanderungen und Kriege hatten. War ein Feldzug 
glücklich abgelaufen, ſo theilte man ſich (ſchreibt Schmidt) 
in die eroberten Länder (Gründe), Schätze und Sclaven, 
die nun auch bei den Deutſchen einen höheren Werth be— 
kamen, da die Gründe bei ihnen in höherer Achtung wa— 
ren (P). Damit iſt nun ſchwer zu vereinigen, wie eben dieſer 
Schriftſteller bald darauf (o) mit Anführung der Oroſius (d) 
behaupten kann, daß die Provinzen des ehmahligen römi— 
ſchen Gebieths durch den Einmarſch der Barbaren mehr ge— 
wonnen als verloren haben, daß dieſe gleich nach ihren Ero— 
berungen den Pflug ergriffen, und mit den alten Einwoh— 
nern als mit Freunden umgegangen, und letzteren die 
arme Freiheit unter den Barbaren erträglicher, als die 
zinnsbare Vorſorge der Römer geweſen ſeyn ſolle. Mag die— 
ſes immerhin von innern Provinzen des römiſchen Gebieths 
angenommen werden können, wo die wandernden Volks⸗ 
ſtämme des Herumziehens und Raubens müde, ihre Wohn— 
ſitze aufſchlugen, und unter freundlicheren Himmelsſtrichen 
die Früchte ihrer Abenteuer genießen wollten; aber gewiß 
nicht ſo war es in unſeren diesſeits und jenſeits der Donau 
gelegenen Gränzgegenden, wo dieſe Horden meiſtens noch 
in ihrer urſprünglichen Rohheit, in dem wilden Feuer der 
Raubſucht und Eroberungsſucht ankamen, und gierig auf 
ihre erſte Beute herfielen. Wenn nun gleich nicht alles zer— 
ſtört, und das Land nicht ſo wie Laz und Fuhrmann übertrie— 
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ben und irrig (e) erzählen, verwüſtet, und zur Einöde ge⸗ 
macht worden, ſo iſt es doch wenigſtens außer Zweifel, daß 
beinahe alles, was die Römer an politiſcher Verfaffung, an 
Wiſſenſchaften und Künſten hergebracht hatten, beſonders 
Gewerb und Handlung verſchwanden, und die Bewohner 
der übrig gebliebenen Städte wenig beſſer als zwiſchen Mauern 
lebende Ackersleute blieben. Selbſt die Stadt Wien verlor 
ihren erſten Nahmen Vindobona, wurde aber unter der 
Benennung Faviana von den rügiſchen Königen bewohnt (1), 
und war ſchon damahls der Sammelplatz der Kornwucherer, 
unter welchen die Römerinn Procula ihren Nahmen un— 
rühmlich verewigte (g). Hieraus folgt: daß ſelbſt in dieſem 
traurigen Zuſtande des Landes ſich doch wenigſtens der Acker— 
bau erhalten, vielleicht noch ſogar vermehrt haben müſſe, 
wozu gewiß am meiſten die große Leichtigkeit beitrug, Scla— 
ven oder keibeigene zu erhalten, deren Zahl durch die im— 
merwährenden Kriege, und das gewöhnliche Schickſal der 
Kriegsgefangenen, durch die gelinde Behandlung und Hei: 
rathen derſelben, durch ihre Ausſchließung vom Kriegsdienſte, 
oft ſogar durch Verträge, und endlich durch Strafen der 
Verbrecher vermehret wurde (h). 7 


(a) Kauz a. a. O. 3. 4. S. 

(b) Schmidt Geſchichte der Deutſchen 1. B. ©. 194. 

(c) Schmidt ebendaſelbſt. S. 211. 

(d) Quamquam et post hoc quoque barbari continuo exe- 
crati suos gladios ad aratra conversi sunt, residuosque 
romanos ut socios modo et amicos fovent, ut invenian- 
tur inter eos quidam, qui malint inter barbaros paupe- 
rem libertatem, quam inter romanos tributariam solici- 
tudinem sustinere. Orosius Hist. L. 7. cap. 42. 

(e) Fuhrmann alt und neues Wien, 1 Th. 195. ©. 


* 


* 
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(N) Fischer Notitia urbis Vindobonae, P. I. pag. 14. 15. 
und Geiſau Geſchichte der Stadt Wien. 1 B. 75. S. 

(8) Kauz a. a. O. 11. S. 

(h) Baron Aichelburg über die Knechtſchaft S. 54. und Mon- 
tesquieu I. c. Liv. XXX. chap. 11% 


F. 7. 

Bis gegen das Ende des achten Jahrhunderts än— 
derte ſich wenig an der Verfaſſung und dem Zuſtande der 
Landesbewohner, die noch immer unter dem Drucke der ein— 
gewanderten fremden Völker ſchmachteten, von welchen das 
Land Rugien, Hunien und Avarien genannt wurde. In— 
deſſen verbreitete ſich die chriſtliche Religion (a), und die 
Franken näherten ſich unter Siegeberts und Kilperichs Re— 
gierung unſeren Gränzen bis an die Enns (b). Bei dieſen 
hatte ſich bereits das Lehensſiſtem vollſtändig entwickelt; 
denn des Geldes war noch zu wenig im Umlaufe, um Kriegs— 
dienſte oder Civilbeamte zu belohnen, und zu beſolden. 
Nun traten die Könige in die Stelle der Nation, die 
Freien und Edlen, welche dem Eroberer mit ihrem Geleite 
folgten, wurden mit Ländereien und liegenden Gründen be— 
theilet, welche ſie wieder unter ihr Gefolge theilten. Der 
Beſitz derſelben war anfangs widerruflich, dann lebensläng— 
lich, endlich erblich — blieb aber immer mit der Verbind— 
lichkeit der Treue, der Heeresfolge mit ihren Leuten, welche 
ſie auszurüſten und zu verpflegen hatten, mit der Verbind— 
lichkeit zu Hofdienſten, Verwaltung der Gerechtigkeit und 
Beſorgung der Polizei in ihren Bezirken und Gauen ver— 
knüpft (e), woraus bei den erblichen Lehen die Patrimo— 
nialgerichtsbarkeit und Dorfherrſchaft ent— 
ſprang (d). In dieſen Zeiten, wo der Adel für den Beſitz 
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feiner Güter alle Kriegs- und Staatödienfte beſorgte, und 
dem Fürſten faft nichts als die Anführung im Kriege, und 
die oberſte Leitung der Staatsgeſchäfte erübrigte, wo er be— 
ſonders in glücklichen Feldzügen auf perſönliche Anhänglich— 
keit und Treue ſeiner Vaſallen, ſo wie dieſe auf die Theil— 
nahme an den Eroberungen rechnen konnten, behauptet 
Montesquieu ſehr richtig, daß der Adel die Stütze des Thro— 
nes geweſen ſey. Wenn auch die Franken bei ihren Erobe— 
rungen weder alles Grundeigenthum an ſich zogen, noch 
die alten Landesbewohner verdrängten, noch alle liegenden 
Gründe in Lehen (e) umſtalteten, ſo fanden ſie ſchon ſelbſt 
durch die Vertreibung der Feinde verlaſſene und öde Gründe 
genug, welche ſie durch Knechte und Leibeigene beurbaren 
ließen. Selbſt Freie übertrugen ihnen das Eigenthum ihrer 
Beſitzungen mit Angelobung der Lehenstreue, und gegen 
Vorbehalt der Benutzung (k), und unzählige freie Gründe 
wurden dienſtbar (g). 
(a) Schrötter a. a. O. S. 35. 
(b) Kauz a. a. O. S. 7o. f 
(c) Schmidt a. a. O. S. 199 — 201 — 404. Montesquieu 
L. XXX. chap. 18. f 
(d) La justice fut donc, dans les fiefs anciens et däns 
les fiefs nouveaux un droit inherent au fief m@me, un 
droit lucratif qui en faisoit partie, c'est pour cela, que 
dans tout le tems elle a été regardee ainsi, d'où est ne 
ce principe que les justices sont, patrimoniales. Montes- 
‚ quieu Liv. cit. Chap. 20. 
(e) Ebendaſ. Chap. 5. 
(0 Schmidt a. a. O. S. 40g. Schütz allgemeine Weltgeſchichte. 
3. B. 225. S. 
(g) Montesquieu Liv. XXX. Chap. 11 


8. 8. - 
Bei dieſer Verfaſſung mußte dh nun wohl der 
Ackerbau ausbreiten, und die Zahl der Leibeigenen, welche 
dazu verwendet wurden, um ſo mehr vergrößern, als ſie 
noch immer von Kriegsdienſten ausgeſchloſſen waren. Uebri— 
gens ſagt Schmidt (a), koſtete jeder Schritt, den die Be— 
wohner Deutſchlands zur Cultur, und zu den Gemächlich— 
keiten des geſitteten Lebens machten, den Menſchen die— 
ſer Gattung einen neuen Druck. Schon der alte Deutſche 
forderte von ſeinem Knechte ein Gewiſſes an Getreide; al— 
lein damahl ſah der Herr bloß auf ſeine Bedürfniſſe. Itzt, 
da das Getreide einen größeren Werth hatte, behielt er ſich 
auch noch eine große Menge Aecker, Wieſen und Wein 
berge bevor, die man Herrngüter (agros dominicos 
oder indominicatos) nannte. Diefe mußten zur Froh ne 
gebaut werden, und waren die unglückſelige Quelle des 
Elendes vieler Menſchen, drei Tage waren ordentlich und 
für beſtändig zur Frohne beſtimmt, zur Saat und Ernte— 
zeit mußte ſich der Bauer noch mehr gefallen laſſen, einen 
Theil des Saamenkorns zu dieſen Herrngütern hergeben, 
und allzeit über den andern Tag Frohndienſte leiſten. Hatte 
er Zugvieh von dem Herrn erhalten, ſo mußte er ſich eine 
ganz unbeſtimmte, willkührliche Frohne gefallen laſſen (b). 
Die Weiber der Leibeigenen wurden aus Mangel der Ge— 
werbe und Fabriken in den Häuſern und Schloͤßern der 
Grundherrn zum Spinnen, Weben, und im Hauſe zur 
Verfertigung der- Kleider gebraucht, woraus die Spin n— 
roboth, und in der Folge die Geſpunſtgelder entftanden. 
Die verbeſſerte Wohnart der Nation vermehrte dieſe Laſten 
noch empfindlicher, indem das Kalkbrennen, Steinhauen 
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und die Herbeifchaffung der Materialien ebenfalls auf die 
Leibeigenen fiel, und es wurde als eine Erleichterung der— 
ſelben angeſehen, daß ſie nur dieſe Materialien nicht weiter 
als fünfzig Meilen fahren durften (e). Aus dieſem zeigt ſich 
nun, daß in dieſer Epoche ſich die Real- und Perſonalfu— 
risdiction des Adels anfangs als Amt, dann als eigenes 
Recht entwickelt, die Robothen und Naturalabgaben feſt— 
geſetzt, und auch die Laudemien (d) eingeführt wurden. 
(a) Schmidt a. a. O., S. 401 u. f. 
(b) Tantum serviat, quantum per possibilitatem imposi- 
tum fuerit, LL. Bar. Tit. I. F. 14. 
(e) Schmidt ebendaſelbſt und Schütz a, a. O. S. 237. 
(d) Johann Heinrich Eberhart, Betrachtungen über die Lau— 
demien. 


* 


§. 9. 

Die Hunnen und Avaren wichen der Tapferkeit, 
Uebermacht und dem Kriegsglücke Carl des Großen, und 
feiner Kriegsheere, und überließen ihm nach einem hart: 
näckigen Widerſtande, und achtjährigen Kriege im Jahre 
799 den ganzen Strich Landes bis an die Raab (a). Das 
Land hatte in diefem Kriege unendlich gelitten (b). Carl 
vereinigte es mit der fränkiſchen Monarchie, erhob es zur 
Markgrafſchaft, ſetzte einen eigenen, unter der Souverä— 
nität der fränkiſchen Regenten unmittelbar ſtehenden (ch 
Markgrafen, und half der Bevölkerung dadurch wieder auf, 
daß er deutſche, bairiſche, und flavifche Colonien einführ— 
te (d). Die Landes verfaͤſſung beftand unter ihm und feinen 
Nachfolgern ganz auf fränkiſchen Fuße eingerichtet. Weltliche 
und Geiſtliche mußten ihm huldigen (e), alle Adelige, 
Freie, ſelbſt Biſchöte, Aebte und Prälaten den Heerbann. 


— 
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/ leiſten; wer immer fünf, vier, oder auch nur drei Huben 
beſaß, gegen den Feind zu Felde ziehen, ſich dabei auf 
ſechs Monathe mit Waffen und Rüſtung, auf drei Monathe 
mit Lebensmitteln verſehen; der Adel mußte auch die Ge— 
richtsbarkeit und Polizei in ſeinen Gauen beſorgen (60, ver⸗ 
lor feine Aemter und Beneficien bei übler Verwaltung der: 
ſelben — königliche Commiſſäre (Missi regii) wurden zur 
Aufſicht und Unterſuchung geſendet; die Gründe waren in 
königliche Maiereien (villas regias), deren ſehr viele von 
Carls Nachfolgern an Bisthümer, Klöfter und Privaten 
verſchenkt wurden (8), in Fiscalgründe, welche lehenbar 
waren, in Dominicalgründe, in Freigründe (ingenuiles), 
welche die liberi libertate notabiles nachher fogenannten 
Semper Freien befaffen, und in Bauerngründe, welche von 
Leibeigenen, Freigelaſſenen, Liden, Colonen benutzt, und 
insgemein serviles genannt wurden, eingetheilt. Der Acker— 
bau war noch immer eine knechtliche Arbeit, wurde von Co— 
lonen oder Knechten beſorgt. Die Freigelaſſenen hatten noch 
kein viel beſſeres Schickſal, da ſie meiſtens nur in die Reihe 
der Liden kamen, welche doch immer glebae adscripti (h) 
entweder lid: pleni, biduarii, oder triduarii nach dem 
Verhältniſſe ihrer Robothen und Robothstage, oder Lribu- 
tarli wenn ſie Zinſe zu entrichten hatten, genannt wurden, 
— auch ftand dem Grundherrn nach dem Tode eines feiner 
Leute das Recht zu, ſich immer das beſte Stück aus ſeiner 
Berlaffenfchaft zu wählen, was eine Art eines Natural 
mortuariumd war, und noch bis über bie Hälfte des 
achtzehnten Jahrhunderts, beſonders in Oberöſterreich unter 
dem Nahmen Sterbhaupt beftand. Die Colonen, und 
ſelbſt auch die Leibeigenen konnten zwar auf eines andern 
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Herrn Gut abziehen, mußten ſich aber mit ihrem vorigen 
abfinden (), daher der Urſprung der Abfahrtgelder, 
und Entlaͤſſungsſcheine, oder Losbriefe. Am gelindeſten un: 
ter dieſen allen wurden immer noch die Fiscalknechte auf 
den königlichen Maiereien, und jene gehalten, welche den 
Klöftern dienten, obſchon dieſe ſelten freigelaſſen wurden. 
Glücklicher noch ohne Vergleich waren jene, welche freige— 
laſſen zu Hausdienſten verwendet wurden, und unter dem 
Nahmen Miniſterialen vorkommen, aus welchen, da fie 
Künſte und Handwerke erlernten, bei Errichtung der Städte 
die Bürger und Zünfte entſtanden: Strube behauptet ſo— 
gar, daß jene, welche dieſen Weg nicht einſchlugen, und 
ihre Freiheit beſſer zu nützen wußten, dem in der Folge 
entftandenen Freiherrnſtand feinen Urſprung gegeben haben, 
und daß nach der Analogie derſelben die Erb- und Hofämter 
eingeführt worden ſeyn ſollen (k). 

Carl der Große hatte zwar für die Beſorgung ſeiner 
Maierhöfe die beſten Anftalten getroffen, und behandelte die 
bei denſelben dienenden Leute vorzüglich gut (), doch fin— 
det man in feinen Geſetzen nichts über die Verhältniſſe der 
Landleute, Leibeigenen und Freigelaſſenen feſtgeſetzt, deren 
Schickſal daher ganz von hergebrachten Gewohnheiten, und 
der willkührlichen Großmuth, oder Strenge ihrer Herrn ab— 
hing, — ſelbſt auf den Todſchlag derſelben war nur eine 

"mäßige Geldſtrafe geſetzt. Obſchon nun alſo Carl die ſchön— 
ſten Einſichten, Kenntniſſe, und Vorſorge für die Land⸗ 
wirthſchaft bei ſeinen eigenen Maiereien entwickelte, und 
zur Nachahmung anffſtellte, die Mönchsorden zu feiner Zeit 
ſich meiſtens dem Ackerbau widmeten, und manche wilde 
Einöde in fruchtbare Gegenden, und angenehme Wohn— 


* 
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plätze umſchufen (), obſchon der Abgang an Landleuten 
durch die angelegten Colonien, und die in ſeinen Kriegen 
gemachten Sclaven erſetzt, und die beurbarten Gründe in 
Oeſterreich von den ſonſt überall von Carln eingeführten geiſt— 
lichen Zehenten verſchont wurden; ſo blieb doch die Landes— 


cultur noch ſehr zurück, und Hungersnoth war bei jedem 


Fehljahr an der Tagesordnung (n), weil der Ackerbau noch 
immer als eine knechtliche Arbeit verachtet war, und Scla— 
venarbeit und Frohndienſte niemahl das auf fremden Boden 
hervorbringen, was freie Thätigkeit und Erwerbungsgeiſt 
dem eigenen durch Geſetze geſicherten Grunde abzwingt (o). 


(a) Kauz a. a. O. S. 175. 

(b) Pervenit autem rex usque ad fluvium, qui dicitur 
Raba, omnia caedibus, incendlis, rapinisque devastaus. 
Regino ad ann. 791. pulsis hunnorum praesidiis et de- 
structis munitionibus ferro et igne cuncta vastantur. Egen- 
hardi annales de gestis Car. M. ad ann. 791. 

(c) Schrötter am a. O. S. 175. 

(d) Kauz a. a. O. S. 235. 

(e) Eben dieſer S. 258. 

() Ebend. S. 240. und Schmidt II. B. S. 164. 

(3) Schrötter a. a. O. S. 186, 205, 25g. 

(h) Lueder a. a. O. S. 71. 1 

(i) Schmidt a. a. O. 5. Buch 10. Cap. 


(k) Strube in observ. juris et hist. de Villicis pag. 157, 


und de ministerialium dignatione pag. 48, 86, und Freih. 
v. Pöck specimen juris publici austriaci S. 120. 
() Capit. 162. de Villis apud Heinecc. hist. juris German, 
(m) Kauz a. a. O. 212, bis 225. 


(n) Schmidt a. a. O. S. 140. 0 - 
(o) Sonnenfels Grundſaͤtze der Handlungswiſſenſchaft S. 95. 


und Lueder a. a. O. S. 72. 


wa 
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1 = 8. 10. 
Wenige Jahre vor Erlöſchung des Carolingiſchen Stam— 


mes in Deutſchland, nämlich in den Jahren 901 und 


902, brachen die Hungarn in Oeſterreich ein, verheerten 
einen Theil desſelben, und beſetzten das ganze Land bis an 
die Enns, bis CR von Otto dem Großen nach der Schlacht 
im Lechfelde J. 955 bis an die Erlaph bei Mölk, und dann 
von Heinrich dem III. und dem Markgrafen Adalbert bis 
Gran zurück getrieben, und zum Frieden gezwungen wur— 
den, in welchem man die Leytha zur Gränze beſtimmte (a). 
Nun trat wieder die vorige Landesverfaſſung ein; anfangs 
wurde Graf Burchard v. Pechlarn, dann Leopold Graf Ba— 
benberg J. 884 als Markgraf eingeſetzt, und von diefem- 
ſowohl als den Biſchöfen zu Paſſau und Regensburg der 
Abgang an Bevölkerung durch fremde Colonien erſetzt, (5) 
wodurch das Land bald wieder in einem ſo guten Stande 
war, daß die nachfolgenden Markgrafen aus dem Baben— 
bergiſchen Hauſe faſt allein, der vorhin dem ganzen Deutſch— 
lande ſo fürchterlichen Macht der Ungarn, gewachſen wa- 
ren (c). Merkwürdig iſt dabei, daß Piligrin Biſchof von 
Paſſau die Erlaubniß anſuchen, und nach Art eines Privi— 
legiums in einer beſondern Urkunde von Otto III. erwir: 
ken mußte, die öden Plätze ſeiner in Oeſterreich liegenden 
Kirchengüter mit Freien zu beſetzen (d). Dieſe hatten gegen 
die Leibeignen, und zinsbare Colonen bedeutende Vorzüge, 
und wurden fortan als freie Leute geachtet. Faſt gleiche 
Rechte hatten die um eben dieſe Zeit vorkommenden Fisca— 
linen, welchen Kammer- und Fiscalgründe eingeräumt wa— 
ren, auch dieſe hatten ihr eigenes Wehrgeld und Recht, 
mußten aber von 8 81 Aeltern abſtammen, welche felbit , 
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ſchon von Freigelaſſenen geboren waren le). Die Zahl dies 
fer beiden beſſer gehaltenen Gattungen der Landleute war 
um fo größer, je mehr das Land bei dem Cinbruche der 
Ungarn verheert, und entvölkert worden, wovon beſon— 
ders von den durch die Freigebigkeit der deutſchen Kaiſer und 
Könige dem Stifte Paſſau geſchenkten, und den größten 
Theil von Oeſterreich ober Wienerwald und Mannhardsberg 
betragenden Huben vorkömmt, ut absque habitatore so- 
litudine silvescant (), welche nun meiſtens wieder mit 
fremden durch günſtigere Bedingniſſe angelockten Coloniſten 
beſetzt wurden. Hiedurch war nun ein großer Schritt zur 
Verminderung der ſo ſehr verbreiteten Leibeigenſchaft ge— 
macht (8), wozu noch die Anlegung mehrerer Städte in 
dieſem Zeitpuncte vieles beitrug — zwar gehörten ſie immer 
demjenigen, auf deſſen Grunde ſie erbaut wurden, wovon 
noch dermahlen der Unterſchied der landesfürſtlichen und un: 
terthänigen Städte ſichtbar iſt, allein wenn ſie auch in die 
letztere Claſſe gehörten, ihre Bewohner aus dienftbaren Leuten 
beſtanden, und für den Grund ihrer Häuſer Dienſt- und 
Grundzins (Canon)zahlen mußten; fo waren fie doch meiſtens 
von den übrigen Dienſtleiſtungen der Leibeigenen, Liden und 
Colonen des flachen Landes befreit (h), daher denn auch 
ſehr oft die benachbarten Landbewohner in das Mittel ihrer 
Bürgerſchaft aufgenommen zu werden trachteten, und ſo eine 
Art von Pfalbürgern bildeten, wovon man noch dermahl in 
dem Thale Wachau unverkennbare Spuren antrifft, wo 
faſt alle behauſten Hauer der umliegenden Gegend Bürger 
des Markts Weiſſenkirchen find, und die Freiheiten desſel— 
ben genießen, obſchon ſie der Herrſchaft Thürnſtein dienſt— 
bar und unterthänig ſind. Dafür kam aber wieder eine an— 
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dere Plage, nähmlich die Einführung des Zehents, welche 
ſich beſonders das Stift Paſſau in dem zehnten und eilften 
Jahrhunderte theils von den neuen Anſiedlern bedungen, 
theils von den deutſchen Kaiſern, und endlich von den Mark— 
grafen des Babenbergiſchen Stammes, jedoch nie im ganzen 
Lande, ſondern immer nur in einzelnen Diſtricten, und 
durch beſondere Verträge oder Verleihungen, jure laicali 
zu erwirken wußte, wie es ſich aus dem von Conrad II. 
zwiſchen dem Markgrafen Leopold, und Piligrin Biſchof zu 
Paſſau entſchiedenen Zehentſtreite, und den von Schröt⸗ 
ter (i) und Kauz (Y) angeführten Urkunden darſtellet. 


(a) Schrötter a. a. O. S. 106.) 

(b) Ebendaſelbſt S. 112. 

(c) Schmidt a. a. O. S. 391. 

(d) Quatenus videlicet ingenui, qui ex inopia servorum 
ecclesiastici patrimonii constituantur coloni, quidquid 
publicae exactioni justitiariae potestate deberent, ad pri- 
stinae reparationem culturae suis largimur usibus. Conc. 
germ. Th. II. p. 667. 

(e) Schmidt am a. O. ©. 147, und die von ihm angeführte 
Stelle Burchardi statut. hist. Worm. 

(f) Conc. Germ. I. c. 

(g) Heinrich Geſchichte des deutſchen Reichs, 4 Th. S. 255 

bis 259. 

ch) Schmidt a. a. O. S. 429, und Reiſſer Geſchichte der öſter⸗ 
reichiſchen Monorchte 1. B. 3 — 4. 

(i) Schrötter a. a. O. S. 159, 175, 205. 

(k) Kauz a. a. O. S. 300, u. f. 


§. 11. 
In der Epoche der Kaiſer von dem fränkiſchen und 
hohenſtaufiſchen Stamme, und den öſterreichiſchen Mark— 
B 2 
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grafen und Herzogen aus dem babenbergiſchen Geſchlechte, 
gingen wichtige Veränderungen in der äußeren ſowohl als 
inneren Staatsverfaſſung vor, welche vielen und günſtigen 
Einfluß auf die Cultur des Landes und den Zuſtand des 
Bauernvolks hatten, denn die Einfälle fremder Völker, und 
die damit verknüpften Verheerungen und Plünderungen hör— 
ten auf, und nur einige Kriege wurden von dieſer Zeit an 
auf öſterreichiſchem Boden geführt. Die Markgrafen erhiel— 
ten von Kaiſer Heinrich IV. und von Friedrich I. und II. 
den herzoglichen Titel, die Erblichkeit und Landeshoheit 
mit vielen ſehr ausgezeichneten Freiheiten (a), und da ſie 
vorhin in der Hauptſache nur Anführer und Richter der Le— 
hensleute uud Freien geweſen, nun aber als ſelbſtſtändige 
Regenten in der Bevölkerung und dem Wohlſtande des Lan— 
des die wahre Quelle ihrer anwachſenden Macht erkannten, 
fo verbreitete ſich ihre Aufmerkfainkeit, und ihr Schutz auf 
das ganze Volk, worunter nicht nur wie in Ungarn und 
Siebenbürgen (b) der Adel, ſondern alle Stände und alle 
im Staatsvereine lebenden Menſchen begriffen ſind; die Zahl 
der Städte und Marktflecken wurde vermehrt, die ſchon be— 
ſtandenen Städte wurden erweitert und vergrößert: wie viel 
hat nicht Wien den Herzogen Heinrich II., Jaſomirgott 
und Leopold VI. zu danken (c). Der Handel und die Ge: 
werbe, welche in dieſen Städten täglich zunahmen, machten 
die perſönliche Knechtſchaft und die Hausdienſte der Freige— 
laſſenen und Miniſterialien entbehrlich (dy, von welchen 
letzteren man nun ſchon mehrere als Lehensmänner antrifft, 
und Udalrich Strein aus den Miniſterialen Rüdigers von 
Pechlarn, als Herr von Schwarzenau vorkömmt (e). Die 
ſchon unter den Ottonen beginnende Erblichkeit der kleinen 
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Lehen hatte die Folge, daß fie nun nicht fo viel wegen ges 
leiſteten Dienſten verliehen, als vielmehr dieſe wegen er— 
erbten Lehen geleiſtet, und allmählig als eine Laſt angeſe— 
hen wurden (). Der Eifer des unbegüterten Kriegers, ſich 
durch ausgezeichnete Thaten und Dienſte Gründe und Lehen 
zu erwerben, bekam nun die Richtung, das Erworbene ſo 
gut als möglich zu benützen. Die Lehensbeſitzer ſahen ſich 
nun nicht mehr als zeitliche Nutznießer ihrer Güter an, ſon— 
dern dachten auf die Zukunft, und ihre Nachfolger ſchenkten 
der Cultur mehr Aufmerkſamkeit, und ſorgten beſſer für 
den Wohlſtand ihrer Leibeigenen und Colonen. Selbſt der 
roheſten Habſucht rief die Klugheit zu: Entzieh heute dem 
Vieh das Futter nicht, damit du morgen noch davon Ge— 
brauch machen könneſt (8). Die Zahl der Knechte wurde 
noch durch vielfältige Freilaſſung theils aus Andacht, nähm— 
lich für die Ruhe ſeiner Seele, theils aus Religions-Grund— 
ſätzen (h), weil man die Leibeigenſchaft gegen das göttliche 
Geſetz anzuſehen begann, theils durch die Einführung des 
römiſchen Rechts, theils durch die Kreuzzüge und die Ent— 
fernung des Adels in den Kriegen, welche der Streit zwi— 
ſchen dem Reiche, und dem römiſchen Hofe veranlaßte, 
theils durch andere zuſammenwirkende Urſachen (9) täglich 
vermindert, ohne mehr, wie vorhin, durch auswärtige 
Kriege erſetzt zu werden. h 

(a) Ferd. v. Schrötters 1. und 2. Abhandlung aus dem öſterr. 

Staatsrechte. Lehmann Geſchichte der öſterr. Regenten. 
(b) Biſſinger, General-Statiſtik des en Kaiſerthums. 1. B. 
S. 57. 

(c) Geiſſau a. a. 95 * 5 S. 225 und f. 2. B. S. 18 u. f. 
(d) Janitſch 2. B. 371. 


* 
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(e) Kauz II. B. S. 310, und Schmidt, 2. B. S. 225. 


() Jam non beneficium propter officium, sed officium 
præstatur propter beneficium. Hein. I. c. pag. 598. 

(8) Sonnenfels Finanzwiſſenſchaft §. 27. 

(h) B. Aichelburg a. a. O. S. 61. 

(i) Schmidt 4. B. S. 599 und der von ihm angeführte Böh- 
mer Exercitatio 19. in Pändect. de libertate imperfecta 
rusticorum $. 16. et seq. 


F. 12 

Noch mehr verlor ſich die Knechtſchaft während des 
großen Zwiſchenreichs, und gänzlich verſchwand fie un— 
ter den erſteren Regenten des habsburgiſchen Stammes. 
Selbſt das Fauſtrecht, welches auch in Oeſterreich ſo ſehr 
überhand nahm, daß ſogar Friedrichs III. Gemahlinn 
bei Rauchenſtein von den Schloßleuten geplündert wur— 
de (a), ſelbſt dieſes hatte günſtige Folgen für das Landvolk, 
theils weil der Adel auf ſeinen Schlöſſern das Aufgeboth, 
die Hülfe, Dienſte, Treue und Anhänglichkeit desſelben zu 
ſeinem eigenen Schutze bedurfte, theils weil es die Noth— 
wendigkeit herbeiführte, die Bauern und ihre Gründe gegen 
nachbarliche Plünderungen und Raubereien in Schutz zu 
nehmen. Dieß war die Veranlaſſung zu den Vogteien, wel— 
che in den vorigen Jahrhunderten nur bei den Klöſtern und 
Stiftern zur Beſorgung der Juſtizpflege, und Vertretung 
der perſönlichen Kriegsdienſte der Biſchöfe und Aebte einge— 
führt, dann aber zum Schutze der zerſtreuten, und oft 
fern von dem Wohnſitze ihrer Herren liegenden Gilten und 
Bauernhöfe verbreitet wurden. Hievon haben die noch der— 
mahlen beſtehenden Vogtdienſte, Vogthaber und Vogtrobo— 
then ihren Urſprung. Von eben dieſen Zeiten her findet 
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man die erſten Gewähren, das iſt Schutzbriefe des Nutzei— 
genthums und des Beſitzſtandes, welche den Bauern für ihre 
Grundſtücke ertheilet werden (b). Durch dieſe Sicherſtellung 
des Eigenthums gewann die Cultur gewiß am meiſten. 
Je mehr nun in der Folge das Lehensſiſtem von ſeiner 
urſprünglichen Form abwich, der Heerbann und die Mili— 
tärdienſte der Lehenleute aufhörten, durch Landsknechte, und 
von dem Landesfürſten ſelbſt geworbene, beſoldete und ver— 
pflegte Soldaten meiſtens aus dem Bauernſtande erſetzt, die 
Beſtreitung dieſes Aufwandes durch Rüſtgelder, Contribu— 
tionen und andere von den Unterthanen behobene Anlagen 
und Steuern hereingebracht, und endlich ſtehende Heere er— 
richtet wurden, in welchen der Adel ſelbſt nicht mehr für 
den Beſitz ſeiner Güter und Lehen, ſondern nur um Sold 
dienet, ſeine Leute nicht mehr ſelbſt rüſtet, zum Heere führt, 
ſondern die Rüſtgelder (Contribution) für ſich und ſeine Leute 
als Reluition der perſönlichen Dienſte zahlet, oder ſammelt 
(collectirt) und abführt, folglich die Urſachen und Gründe 
aufhörten, aus welchen er in den vorigen Zeiten zum Be— 
ſitz der Lehen und Güter gelangte, und die Verfügungen 
mit feinen Gütern, und feinen daſelbſt angefiedelten Leuten 
feiner Willkühr größten Theils überlaſſen waren, defto ſchnel— 
ler näherte man ſich der heutigen Verfaſſung, welche durch 
den von Kaiſer Leopold J. für Oeſterreich unter der Enns 
kundgemachten Tractat de juribus incorporalibus vom 
Jahre 1679 ihre erſte geſetzliche Beſtimmung erhielt, wo— 
durch der Bauer unter den unmittelbaren Einfluß und Schutz 
der Geſetze, der Landesverwaltung und höchſten Staatsge— 
walt geſtellet worden, und im Genuß der bürgerlichen und 
geſetzmäßigen Freiheit nur in Bezug des ihm unter legalen 
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Bedingniſſen zuſtehenden Nutzeigenthumes feiner Gründe, 
und der den Gutsherrn durch landesfürſtliche Gnade gewil— 
ligten Jurisdictionszweige demſelben unterworfen iſt, wie ſich 
aus dem ferneren Inhalt dieſes Werkes zeigen, und jedem 
unbefangenen Verſtande, jedem Freunde feiner Mitmen⸗ 
ſchen und Mitbürger die frohe Ueberzeugung gewähren wird, 
daß die weiſe Fürſorge der öſterreichiſchen Landesväter längſt 
Syon die Feſſel der Knechtſchaft und Leibeigenſchaft zu bre— 
chen wußte. 


(a) Geiſſau Beſchreibung der Stadt Baaden. 
(b) Sof. Haggemüller N. Oe. Unterthansadvocat. B. II. S. 
168 bis 171, und die von ihm angeführten Schriftſteller. 


8 

Als Reſultat dieſer hiſtoriſchen Bemerkungen zeigt ſich 
nun, daß die erſten Bewohner des Landes Niederöfter: 
reich keine eigentliche Knechtſchaft gekannt, daß ſie von 
den Römern als ein überwundenes Volk behandelt, und 
zwar von ihnen den Gebrauch der Sclavendienſte gelernt, 
jedoch nie das Siſtem der römiſchen Knechtſchaft in ſeinem 
ganzen Umfange angenommen haben, daß ſie nach vielen 
von wandernden Völkern erlittenen Drangſalen mit dem frän— 
kiſchen Reiche vereint wurden, die Lehensverfaſſung auch in 
Oeſterteich eingeführt wurde, und wenn auch nicht alle Gü— 
ter und Gründe lehenbar und dienſtbar geworden, doch die 
den Gutsherrn noch dermahl zuſtehenden Rechte aus dieſer 
Quelle entſprangen, daß mit der Veränderung, und man 
kann ſagen, mit der Auflöſung dieſes Siſtems auch die 
Knechtſchaft und Leibeigenſchaft verſchwunden, und der 
Bauer nicht mehr als eine der willkührlichen Verfügung ei— 
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nes Privaten unterworfene Sache, nicht mehr als Mittel 
zu Privatzwecken, ſondern als ein rechtlicher Menſch (sui 
juris), als Mitglied des Staats, als Unterthan des Re— 
genten zu betrachten iſt, und mit ſeinen Gutsherrn in ver— 
tragsmäßigen und geſetzlichen Verbindungen ſteht, welche 
in dem angenommenen Sprachgebrauche, und der Geſetz— 
und Kanzleiſprache das Band der Unterthänig⸗ 
keit (Nexus subditelae) genannt wird, und in dem In— 
begriffe aller Pflichten beſteht, welche der ſogenannte Un— 
terthan aus geſetzmäßigen Verträgen, oder aus den Geſetzen 
ſelbſt feinem Gutsherrn zu leiſten ſchuldig ift. 


* 


Erſtes Haupftſtuͤck. 


Von den Unterthanen und unterthänigen Gründen 
überhaupt. 


Un den Begriff von Unterthan und unterthänigen Grün— 
den, dann das beſondere Verhältniß der Unterthanen zu 
ihrer Obrigkeit den politiſchen und civilrechtlichen Geſetzen 
gemäß deutlich und umfaſſend zu entwickeln, iſt es nö— 
thig abgeſondert und zwar 

a) von dem Begriffe: Unterthan. 

p) Von jenem: unterthäniger Gründe. Endlich 

c) von den den Unterthanen rückſichtlich ihrer Perſon 
und ihrer Beſitzungen im allgemeinen zukommenden Rechten 
und Pflichten zu handeln. 


J. Abſchnitt. 
Von den Unterthanen überhaupt. 


RR I 

Bei vorſtehender Entwicklung des Begriffes, Un⸗ 
terthan, iſt vor allem zunächſt bloß jenes Verhältniß zu 
berückſichtigen, welches die Vorgänge von verfloſſenen Jahr— 
hunderten größten Theils auf factiſchem Wege zwiſchen den 
Gutsherrn und den Gutsunterthanen allmählig geknüpft, 
welches ſodann mit dem Begriffe Landesverfaſſung gehei— 
liget, hiedurch ſtillſchweigend oder ausdrücklich die Sanc— 
tion des höchſten Landesregenten erhalten hat, und die 
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Grundlage des ſogenannten Unterthänigkeitsbandes (ne— 
xus subditelae) darbiethet. 

Von dieſem enger begränzten Standpuncte aus wurde 

der Begriff eines Unterthans in Beziehung auf ſeinen Guts— 


herrn durch die höchſte Verordnung vom 28. September ö 


205 im allgemeinen zuerſt geſetzlich dahin beſtimmet: 


„— — daß nicht nur die behauften Ruſticaliſten, ſon- 


„dern auch die Dominicaliſten, Inleute und Grund— 
„holden, welche ſich als Unterthanen angelobet haben, 
„d. i. welche entweder a) in Anſehung ihrer Perſon', oder 


„b) der Sache, oder 6) ihrer Perſon und Sache zugleich 


„dem obrigkeitlichen Gerichtsſtande unterliegen, als wirk— 
„liche Unterthanen anzuſehen ſind.“ — 

Die nähere Begränzung und rechtliche Untertheilung des 
dießfälligen Begriffes, d. i. die Rückſichtnahme auf das 
dem Unterthänigkeitsverbande zum Grunde liegende Ver— 
trags-Verhältniß enthält das allgemeine bürgerliche Geſetz— 
buch, nach welchem der Unterthan als Nutzungseigenthü— 
mer entweder a) als Erbpächter, oder b) als Erbzinsmann, 
oder c) als Bodenzinsmann rechtlich zu beurtheilen kommt. 

a) „Der Vertrag, — heißt es F. 1122 des bürgerl. 


Geſetzbuches — „wodurch Jemanden das Nutzungseigen- 


„thum eines Gutes erblich unter der Bedingung überlaſſen 
„wird, daß er die jährlichen Nutzungen mit einer jährlichen 
„im Verhältniſſe zu dem Ertrage beſtimmten Abgabe im 
„Gelde, in Früchten, oder auch in verhältnißmäßigen Dien— 
„ſten vergelten ſoll, heißt ein Erbpachtvertrag.“ 

p) „Wird eine geringe Abgabe von dem Beſitzer nur 
„zur Anerkennung des Grundeigenthumes geleiftet, fo heißt 
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der Grund ein Erbzinsgut, und der darüber ai Ber 
„trag ein Erbzinsvertrag.“ (F. 1123 b. G. B.) 

Endlich 

c) ($. 1125 b. G. B.) „Iſt ein Stechen dergeſtalt 
„getheilt, daß einem Theile die Subſtanz des Grundes ſammt 
»der Benützung der Unterfläche, dem andern Theile aber 
„nur die Benützung der Oberfläche erblich gehört, fo heißt 
„die von Bm letztern ee zu entrichtende Abgabe, 
„Bodenzins.“ 

Um in dieſen Best wen jeden Zweifel, der ſich 
bei dem Begriffe: Erbpächter, Erbpachtgut und Erbzins— 
gut, Erbzinsmann einfinden könnte, zu beſeitigen, wurde 
in dem §. 1124 des bürgerlichen Geſetzbuches erkläret: | 

„Im Zweifel, ob ein Nutzungseigenthum ein Erbpacht⸗ 
„gut oder ein Erbzinsgut ſey, iſt auf den Betrag des jähr— 
„lichen Zinſes, und andere Schuldigkeiten Rückſicht zu neh— 
„men. Steht dieſer Betrag mit den jährlichen reinen Nu— 
»tzungen auſſer allem Verhältniſſe, fo iſt das Nutzeigen— 
„thum ein Erbzinsgut; läßt ſich aber wenigſtens von alten 
„Zeiten her, und bei ganz öde übernommenen Gründen ein 
„Verhältniß denken, ſo iſt es ein Erbpachtgut.“ 

Von derlei Unterthanen, denen das Nutzeigenthum 
über ihre unterthänigen Gründe zuſteht, unterſcheiden ſich 
jedoch die Leibgedinggenoſſen, d. i. jene Unterthanen, de— 
nen der Grundherr Gründe nur auf beſtimmte Zeit oder nach 
dem gewöhnlichen Sprachgebrauche auf einen oder mehrere 
Leiber überlaſſen hat. (Tractatus de juribus incorpora- 
libus IV. Tit., 6. F.) Dieſen letzteren kommen nicht die 
Rechte eines Nutzeigenthümers, ſondern nur jene eines 
Fruchtnießers zu, und der beſonders errichtete Leibgeding— 
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vertrag biethet die dießfälligen Rechtsverhaltniſſe und die Er— 
kenntnißquelle dar. 
25 K 2. 

Nach dieſen rechtlich weſentlichen Unterſcheidungen erüb— 
riget noch die Erklärung dieſer Begriffe und der übrigen 


zum Theil zufälligen und landesüblichen Benennungen. 


In dieſer Hinſicht ſind 

1. als Gutsunterthanen nach obiger Verordnung vom 
Jahre 1295 bloß mit Rückſicht auf die Perſon diejenigen 
zu betrachten, welche von unterthänigen Aeltern auf einer 
unterthänigen Realität, oder im Bezirke der grundherrlichen 
Gerichtsbarkeit geboren worden, oder daſelbſt bleibend 
wohnen, ohne zu einem in der Jurisdickions-Norm vom 
Jahre 1783 ausgezeichneten Gerichtöftande zu gehören, als 
z. B. Unterthanskinder, Dienſtleute, Inleute, Pächter ein— 
zelner Realitäten. 6 

Die Rückſicht auf den Grundbeſitz entwickelt 

2. den Unterſchied a) zwiſchen behauſten Unterthanen, 
und b) unbehauften, und bei den behauſten Unterthanen 
wieder a) in ſolche, welche rückſichtlich ihrer Perſon und 
Sache, dann P) ſolche, welche nur rückſichtlich ihrer Sache 
unter den allgemeinen Begriff von Gutsunterthanen gebracht 
werden können. 5 ne 

Die Unterthanen, welche weder Haus noch Grundſtücke 
eigenthümlich beſitzen, ſondern nur inwohnungsweiſe auf 
dem Lande ſich aufhalten, werden Inleute genannt, und 
find meiſtens Handwerker oder Taglöhner. 

Zu den behauften d. i. mit Haus- und Grundſtücken 
verſehenen Unterthanen, und zwar insbeſondere zu jenen, 
welche 
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4) ſowohl rückſichtlich ihrer Perſon als Sache unten 
nig ſind, gehören alle jene, welche ohne einem andern Per— 
fonalgerichtöftande unterworfen zu ſeyn, bei ihren unter: 
thänigen Wirthſchaften wohnen, oder nach dem Provincial— 
Ausdrucke, dieſelben mit Rücken beſitzen, und dieſe werden 
im eigentlichen und ſtrengſten Sinne Unterthanen genannt. 

Jene aber, welche 

P nur rückſichtlich ihrer Sache d. i. ihrer unterthänigen 
Realitäten als Unterthanen erſcheinen, welche aber in dem 
Bezirke der grundobrigkeitlichen Jurisdiction bleibend nicht 
wohnen, oder wegen ihres Standes einer beſonderen Ge— 
richtsbarkeit, ſomit der Gerichtsbarkeit ihrer Grundherrſchaft 
nur in Anſehung ihrer Realität unterworfen ſind, werden 
Grundholden genannt. 

Unter dieſe Benennung kommen daher alle Adeligen, 
Geiſtlichen, Bürger, Pächter der ganzen Herrſchaft, und 
überhaupt jene, welche unter einem anderen Ortsgerichte 
wohnen, in deſſen Bezirk ihre unterthänigen Gründe ſich 
nicht befinden. . 

Dieſem gemäß kann zwar jemand ein Grundhold meh— 
rerer Herrſchaften, freilich bei dem beſtehenden Verbothe, 
zwei Bauerngüter zugleich zu beſitzen, nur rückſichtlich der 
Ueberländgründe, aber der Unterthan nur einer Herrſchaft 
ſeyn, weil er nur einer Perſonalinſtanz unterſtehen kann. 

3. Theilen ſich die Unterthanen in Ganzlehner, Drei— 
viertel-Halb-Viertel-Lehner, Kleinhäusler; (Hofſtätter). 

Urſprünglich rührte dieſe Eintheilung zwar von der größe— 
ren oder kleineren Anzahl der Grundſtücke her, mit denen 
die Unterthanen beſtiftet waren; allein derzeit kömmt es bei 
Beſtimmung, zu welcher dieſer Claſſen ein Unterthan gehö— 
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re, weder auf ein beſtimmtes Maß ſeiner Grundſtücke, noch 
auf die Größe des von ihm zu zahlenden Contributionale, 
ſondern lediglich darauf an, wie er vermöge authentiſcher 
Documente bei der Grundherrſchaft inne liegt. 

Der dieſen einzigen Maßſtab beſtimmende höchſte Hof: 
beſcheid vom 25. Jänner 1775 ſagt ausdrücklich: „— daß 
ves dießfalls bei dem im tract, de jur. incorp. gegrün— 
„deten Landesgebrauche fein unabänderliches Bewenden ha— 
„ben ſolle, und dem zu Folge alle jene Unterthanen, welche 
„von den Dominien als Ganz-, Halb- oder Viertel-Lehner 
„eingelegt worden zu ſeyn, aus ihren Urbarien, Grund: 
„büchern oder andern authentiſchen Documenten erwieſen 
„werden können, auch als ſolche ohne weitern und ohne auf 
„eine eigentliche beſtimmte Anzahl der Grundſtücke zu ſe— 
„hen, betrachtet und angefehen werden müſſen.“ — 

Nur in Rückſicht der Beſtimmung des Maßes der zur 

tilitärbefreiung eignenden Bauerngründe wurde mit Hof— 
decret vom 9., Regierungs-Circulare vom 29. September 
1820 entſchieden: „— 3) Da die Anzahl der Robothstage 
„keinen ſichern Anhaltspunct zur Claſſificirung ſolcher Rea— 
„litäten darbiethet, welche im Kataſter nicht ausdrücklich 
„als Viertellehen bezeichnet find; fo hat bei dergleichen Rea— 
„litäten die Ausweiſung der 104tägigen Roboth nicht mehr 
»zum Maßſtabe ihrer Claſſificiruug zu dienen, daher in 
„diefer Beziehung feſtgeſetzt worden: 

4. „Daß Realitäten, welche im Kataſter nicht ausdrück— 
„lich als Viertellehen bezeichnet ſind, nur dann den Vier— 
„tellehen gleichgehalten werden, mithin die Loszählung von 
„der Militärpflicht und Entlaſſung im Concertationswege 
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„begründen follen, wenn dieſe Realitäten wenigſtens einen 
„Umfang von 7 Joch Aecker haben. 

„Bei dieſer künftig als Cinoſur vorgeſchriebenen Aus- 
„maß find: | 

„a) Zwei Joch Wieſengrund für ein Joch Acker, ein 
„halbes Joch Weingarten gleichfalls für ein Joch Acker an⸗ 
vzurechnen, die Waldungen, Hutweiden u. ſ. w. find je: 
„doch gar nicht in Anſchlag zu nehmen. 

„b) Bei Realitäten, welche aus gemiſchten Gründen 
vbeſtehen, muß wenigſtens die Hälfte dieſer Ausmaß, näm— 
„lich drei ein halb Joch an untrennbaren Hausgründen 
„vorhanden, der Reſt aber doppelt mit Ueberländgründen 
ygedeckt ſeyn. inn, 

„e) Auf Realitäten, welche durchgängig aus gepach⸗ 
„teten oder Ueberländgründen beſtehen, kann, wenn ſie im 
„Kataſter nicht ausdrücklich als Viertellehen bezeichnet ſind, 
„die Loszählung oder Entlaſſung von der Militärpflicht im 
„Concertationswege gar nicht Statt finden.“ 

Obwohl ferner nach der in dem allgemeinen. bürgerlichen 
Geſetzbuche erfolgten Subſumtion des vormahls emphiteu— 
tiſchen Contractes unter den Erbpacht- und Erbzinsvertrag 
und hiedurch beſeitigten Streitfrage, ob dem Emphiteuten 
ein Nutzeigenthum gebühre oder nicht, ja bereits nad) der 
Eingangs citirten Hofverordnung v. J. 1795 die Erbpäch— 
ter, Erbzinsleute, Emphiteuten, als wahre Unterthanen zu 
ihrer Gutsherrſchaft in dem Unterthänigkeitsverbande ſtehen, 
eben fo mit Entſcheidung vom 17. März 1797 verordnet 
wurde, daß die Erbpachtgründe ohne Unterſchied den un— 
terthänigen gänzlich gleich zu halten ſeyen, ſo iſt doch hier 

4. der Unterſchied zwiſchen Dominicaliſten und Ruſti— 
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caliſten nicht zu übergehen. Ruſticaliſten werden diejenigen 
Unterthanen genannt, deren Gründe und Beſitzungen un: 
terthänig, d. i. ſowohl im Grundbuche als auch im Kataſter 
als ruſtical eingetragen ſind. 

Dominicaliſten werden dagegen jene Unterthanen ge— 
nannt, welche durch Erbverpachtung in den Beſitz von Do— 
minicalgründen gekommen find, d. i. ſolchen Gründen, die 
im Kataſter als dominical eingetragen, und bei der erfolgten 
Erbverpachtung nicht ruſticaliſirt worden ſind. 5 

Der rechtliche Unterſchied zwiſchen den Ruſticaliſten und 
Dominicaliſten beſteht einzig und allein darin, daß bei den 
letzten in allfälligen Streitigkeiten die Entſcheidungsquelle 
nur in dem beſonders errichteten Erbpachtvertrage zu ſuchen 
iſt, und die im allgemeinen bürgetlichen Geſetzbuche rück— 
ſichtlich des Erbpachtvertrages geſetzlich beſtimmten Modifica— 
tionen zu beachten ſind. 

Mit Hinſicht endlich auf die Art der Cultur des Grun— 
des, mit welcher ſich die Unterthanen entweder ausſchließlich 
oder vorzüglich beſchäftigen, unterſcheidet fie der Sprach: 
gebrauch 

5. in Bauern und Hauer, und bezeichnet mit erſterem 
Nahmen diejenigen, welche dem Ackerbaue, mit letzterem 
aber jene, die dem Weinbaue ſich widmen. 

3. 

Nach der Verordnung vom 28. September 1795 iſt die 
Angelobung ein weſentliches Erforderniß, um als Gutsun— 
terthan erkannt nnd beurtheilt zu werden. 

Dieſe Angelobung iſt nun entweder eine ausdrückliche 
oder eine ſtillſchweigende. 

L Band. C 
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Die ausdrückliche Unterthans-Angelobung, das iſt ein 
feierliches Verſprechen des dem Gutsherrn zu leiſtenden be— 


ſonderen Gehorſams, mochte wohl in früherer Zeit die Re— 5 


gel gebildet haben, und hatte nicht nur bei allen Verände— 
rungen des Gutsherrn, ſondern auch bei der Aufnahme ei— 
nes neuen Gutsunterthans Statt, doch wurde auch da— 
mahls ein derlei Verſprechen nur mit einem Handſchlage 
bekräftiget. Die a. h. Reſolution vom 9. November 1722, 
welche auch die Puncte der Angelobung rückſichtlich der Ent— 
richtung der landesfürſtlichen Steuern, dann herrfchaftlichen 
Gaben, Dienſte, u. ſ. w. enthält, liefert uns hierüber die 
hiſtoriſchen Daten. | 

Die ſtillſchweigende Angelobung liegt in dem Factum der 
Beſitz-Antretung einer unterthänigen Realität, indem ſchon 
hiedurch der Erwerber ſeinen Willen zu erkennen glbt, alle 
jene Pflichten zu übernehmen, welche einem Unterthan als 
Beſitzer einer derlei unterthaͤnigen Realität feinem Gutsherrn 
gegenüber obliegen. 

Derzeit iſt dieſe ſtillſchweigende Angelobung größten Theils 
in Anwendung, und nur ſehr ſelten wird von den Herrſchafts— 
beſitzern eine ausdrückliche gefordert. f 

In Betreff einer ſtillſchweigenden Angelobung überhaupt 
und insbeſondere rückſichtlich einer dießfälligen Ausnahme der 
Wiener Bürger liefert die Verordnung vom 30. October 
1747 die nähere Erklarung dahin: „Ueber die Frage ob ein 
„behauſter Unterthan durch Beſtandnehmung und Bewoh— 
„nung eines Hauſes einer fremden Herrſchaft die Gerichts— 
„barkeit ändere, entſtehen viele Irrungen, denen fürohin 
„vorzufommen, ward eine gemeine Richtſchnur, wornach 
„die innerhalb der Linien, oder auch außer denſelben nächſt— 
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„gelegenen Oerter ſich zu richten haben, dergeſtalt eingeführt, 
„und daher entſchloſſen, daß gleichwie mit den Bürgern eine 
„Richtſchnur bereits unterm 9. October 1725 dahin einge: 
„führt worden iſt, daß keine Herrſchaft innerhalb der Linien 
„oder außer denſelben nächſt gelegenen Ortſchaften einen an 
„ſeinen Grund häuslich niedergelaſſenen, und das Haus mit 


„Rücken bis an ſeinen Tod beſitzenden Bürger zu einem an— 


„gelobten Unterthan anzunehmen nicht anders berechtiget 
„ſeyn ſoll, als wenn ſolcher ehehin des Bürgerrechtes ent— 
„laffen worden wäre, im widrigen Falle aber die Perſonal— 
„iurisdiction im Leben, wie auch auf fein Abſterben die Ab— 
„handlung dem Stadtrathe zugehörig ſeyn, und bei dieſer 
„Richtſchnur es noch ferners ſein Verbleiben haben, alſo 
„auch die behauſten Unterthanen dahin mit den Perſonen 
„und der Abhandlung gehören, wohin ihre Behauſung 
„dienftbar iſt; es wäre denn, daß fie ſich mit ihrer Familie 
„durch 10 Jahre nach überkommener Behauſung ohne Un— 
„terbruch auf einem andern Grunde aufgehalten hätten, weil 
„dadurch das Domicilium mit der andern Herrſchaft contra⸗ 
„hirt worden, dabei zu muthmaßen wäre, daß die vorige 
„Herrſchaft darein gewilliget hätte.“ i 


Aus dieſen bisherigen Entwicklungen geht der Begriff 


eines Unterthans dahin hervor, daß Jedermann, der von 
einem Gutsunterthan geboren, oder in den Beſitz einer un⸗ 
terthänigen Realität gelangt, oder auch ohne Beſitz einer 
unterthänigen Realität, den Willen, unter einer beſtimmten 
Obrigkeit bleibend zu wohnen, auf was immer für eine Art 


erkennbar machte, und in Folge deſſen entweder die ausdrück— 


liche oder ſtillſchweigende Angelobung leiſtet, als Gutsunter— 


than erſcheint und zu behandeln iſt. 
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Von den unterthänigen Gründen. 


$. 4. 

Das Stammcapital, welches dem Gutsunterthan von 
feinem Gutsherrn früher bloß zur Fruchtnießung entgeltlich 
dargeliehen wurde, demſelben aber nunmehr als Nutzeigen— 
thum zuſtändig iſt, auf welches die Enfftehung des Unter— 
thänigkeitsbandes in der Regel gegründet werden muß, iſt 
der Grund und Boden. | 

Bei Würdigung der politiſchen und rechtlichen Verhält— 
niſſe der Ruſtical-Gründe iſt zu unterſcheiden: 

J zwifchen den einzelnen unterthänigen Gründen, und 

B) dem Complexe mehrerer unterthäniger Gründe in ei— 
nem Bauerngute, als einer ordentlichen Unterthansbeſtiftung. 

F. 5. 

A) Zur Erkenntniß eines Grundes als eines unterthä— 
nigen iſt die Einlage desſelben ſowohl im Grundbuche, als 
auch im ſtändiſchen Gültbuche in der Eigenſchaft einer ru— 
ſtical Entität weſentlich erforderlich, die Belaſtung aber 
mit verſchiedenen obrigkeitlichen Schuldigkeiten, wenn gleich 
gewöhnlich, doch zufällig. Dieſe Eintragung der Ruſtical— 
Eigenſchaft eines Grundes geſchieht nach dem Inhalte der 
Ruſtical-Faßionen. Gofdecret vom 15. Jänner 1282.) 

In dem Falle, als es zweifelhaft. wäre, ob ein Grund 
ruſtical- oder dominical ſey, welcher Zweifel nur dann ent— 
ſtehen kann, wenn im Grundbuche die Eintragung desſelben 
nicht geſchehen iſt, muß vor allem auf die herrſchaftlichen 
Faßionen abgegangen, und wenn auch in ſelben hierüber 
nichts enthalten iſt, der Beſitzſtand entſcheidend erkannt were 
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den. (Pat. vom 20. Aprill 1785 $. 18, und 10. Februar 

1798, dann $$. 322 und 324 des b. G. B.) Ein derlei 
Streit ift jedoch in Folge Hofdecrets vom 26. Jänner 1781: 
„nicht in einen Rechtszug einzuziehen, ſondern muß der 
„Wirkſamkeit der Stände mittelſt des von ſelben verordne— 
„ten Collegiums mit Vorbehalt des Recurſes an die ver— 
„einigte Hofkanzlei überlaffen werden.“ 

N 

Die Unterthansgründe ſind von eee Art, es gibt 

a) Hausgründe 

b) Hausüberländgründe und 

c) freie Ueberländgründe. 

a) Hausgründe ſind jene, welche einen untrennbaren 
Theil eines behauſten Unterthansgutes ausmachen, in der 
nähmlichen Gewähr, in dem nähmlichen Dienſte begriffen, 
und mit dem unterthänigen Hauſe dergeſtalt verbunden ſind, 
daß ſie nicht abgeſondert für ſich können verkauft, verſchenkt 
oder überhaupt von ſelbem getrennt werden, und der Beſitz 
ſomit nur dem Beſitzer des behauſten Gutes zuſteht. (Ver— 
ordnung vom 29. October 1790, Rectifik. Patente vom 
151 und 1752.) 

Die bei Vertheilung der Gemeinde ⸗Hutweiden den ein⸗ 
zelnen Gemeindegliedern zugetheilten Gründe ſind gleichfalls 
als Hausgründe zu beurtheilen, und mußten daher als ſolche 
den Gewähren eingefihaltet werden. (Verordnung vom 24. 
März 1270.) 

Die Untrennbarkeit der Hausgründe iſt die geſetzliche 
Regel, ſollten jedoch wichtige Urſachen eintreten, welche die 
Zerſtückung einer vielleicht gar zu großen Wirthſchaft, oder 
die Veräußerung und Abſonderung eines Hausgrundes zu— 
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läſſig und rathſam darſtellen, fo muß die Bewilligung hiezu 
der Verordnung vom 11. October 1805 gemäß, durch das 
Kreisamt erwirket werden. } 

Hausüberländgründe find ſolche, über die zwar eine 
eigene Gewähr ertheilt wird, welche mit einem beſondern 
Dienſt und beſonderem Contributionale belegt ſind, und da— 
her eigentlich keinen Theil des behauſten Gutes ausmachen, 
aber doch zur beſſeren Beſtiftung des Unterthans dergeſtalt 
mit dem Hauſe verbunden und vereint worden ſind, daß 
fie ohne dasſelbe nicht hindangegeben werden können, ſo— 
mit von dem unterthänigen Hauſe gleichfalls eben ſo wie die 
Hausgründe unzertrennlich ſind. 

Freie Ueberländgründe endlich ſind jene, welche mit dem 
behauſten Gute in gar keiner Verbindung ſtehen, in Rück— 
ſicht welcher daher dem Beſitzer derfelben ſein Eigenthums— 
recht auf keine Art beſchränket iſt. 

Dieſe Erklärung beſtimmt zur Unterſcheidung der eigent— 
lichen Hausgründe von den Ueberländgründen das weſent— 
liche Kennzeichen dahin, daß jene in der Hausgewähr ent— 
halten ſind, über dieſe aber immer beſondere Gewähren er— 
theilt worden ſind. Es bleibt daher nur die Schwierigkeit 
übrig, bei den Ueberländen in dem Falle, wenn in den Ge— 
währen über dieſelben nichts ausgedrückt iſt, daß ſie von 
dem Hauſe nicht getrennt werden ſollen, zu beſtimmen, 1 | 
fie freie oder Hausüberlände find. 

Hierüber gibt die höchſte Entſchließung vom 30. October 
1778, welche durch Hofverordnung vom 24. November 1788 
beſtätiget wurde, die volle Belehrung. g 

Dieſe lautet: 

„Es haben Se. k. k. Majeſtät zu künftiger Vermeidung 
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„vieler unnützer Rechtshändel und widriger Erkenntniſſe von 
„nun an pro norma allerhöchſt ſtatuiret, daß in allen je— 
„nen Fällen, wo aus herrſchaftlichen Urbarien, Grund: oder 
„Gewährbüchern, oder auch auf eine andere rechtliche Art, 
„als z. B. durch ein beſonderes Inſtrument, Urkunde oder 
„Revers, oder auch durch eine 32jährige Präſcription be— 
„wieſen wird, daß die Hausüberländgründe immer zu dem 
„Hauſe gehörig, und von demſelben unabſonderlich geweſen, 
»derenſelben Verkaufung in separato keineswegs geſtattet, 
„ſondern mit ſolchen gleich den urſprünglichen Hausgründen 
„gehalten, und hiernach die gerichtlichen Erkenntniſſe abge— 
„faßt werden ſollen. Zu welchem Ende Se. Majeſtät wei— 
„ters allergnädigſt wollen, daß allen Dominien und Obrig— 
„keiten im Lande kundgemacht und mitgegeben werde, daß 
„künftig bei denen über die Hausüberlände über kurz oder 
„lang zuertheilenden Gewähren, nachdem einmahl die Eigen— 
„ſchaft der Hausüberlände von beiden Theilen angenommen, 
oder durch richterlichen Spruch anerkannt worden, jedes 
„Mahl die Clauſel beigerücket werden ſolle, daß dieſes Grund— 
„ſtück ein Hausüberländ, mithin ohne Haus nicht veräußer— 
„lich ſey.“ (Normale vom 5. November 1772.) 

Um jedoch im Zweifel aus dem Rechtstitel der Verjäh— 
rung einen Hausüberländgrund als einen ſolchen mit der 
Eigenſchaft der Untrennbarkeit von dem Hauſe zu erkennen, 
ſind folgende Erforderniſſe weſentlich nothwendig: 

a) der Beſitz eines derlei Grundes bei dem Hauſe durch 
die Verjährungszeit, d. i. nach früheren Geſetzen durch 52, 
nach der Wirkſamkeit des allgemeinen b. G. Buches durch 30 
Jahre: 
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b) daß derlei Gründe immer untrennbar bei dem Hauſe 
beſeſſen wurden, daß daher 

c) die usucapio libertatis, nach dem F. 1459 des 
b. G. B. die Erſitzung des Unterſagungs- und Hinderungs— 
rechtes zum Grunde liege, d. i. daß der Eigenthümer eines 
derlei Grundes die Trennung und den abgeſonderten Ver— 
kauf desſelben zwar verſuchte, aber daran gehindert wurde, 
und derſelbe es hiebei habe bewenden laſſen. 

N 7. 

Ueber dieſe Eintheilung der Gründe, welche die Unter— 
thansgründe im ſtrengen Sinne umfaßen, beſitzen jedoch 
noch viele Unterthanen Gründe, welche uneingekaufte ge— 
nannt werden. 

Die eingekauften Gründe im Gegenſatze der uneinge— 
kauften werden diejenigen genannt, welche aus dem Com- 
plexe der Dominical-Beſitzung herrühren, und rückſichtlich 
deren die Unterthanen ihren Gutsherrn das Nutzeigenthum 
abgekauft haben, welche ſohin ruſticaliſirt, und aus der 
Dominical- in die Ruſtical-Faßion und in das Grundbuch 
übertragen wurden. r 

Dagegen werden jene Gründe uneingekaufte genannt, 
welche die Herrſchaft aus dem Complexe der Dominicalgründe 
den Unterthanen mittelſt Erbpachtvertrages, ohne für die 
Subſtanz des Grundes einen äquivalenten Kaufſchilling er— 
halten zu haben, überlaſſen hat, welche auch nicht ruſticali— 
ſiret wurden, ſondern ihre Dominicaleigenſchaft beibehalten 
haben. 

Die Beſitzer dieſer Gründe, als ſolche, werden, wie 
ſchon oben gemeldet wurde, Dominicaliſten genannt. (Ver— 
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ordnung vom 12. Juli 1804, und Hofverordnung vom 1. 
November 1781.) 

Rückſichtlich dieſer uneingekauften Gründe wurden die 
Gutsbeſitzer jederzeit aufgemuntert, den Dominicaliſten das 
Nutzeigenthum derſelben um einen billigen Entgeld einkaufen 
zu laſſen, ihnen hiezu Friſtenzahlungen zu bewilligen, je— 
doch ſie keineswegs wider ihren Willen zu dem Einkaufe zu 
zwingen, wobei rückſichtlich der beim Einkaufe feſtgeſetzten 
Bedingungen den Kreisämtern und Landesſtellen die Beur— 
theilung übertragen wurde. (Patent vom 6. Februar 1770, 
Hofdecret vom 5. Jänner 1285, Hofverordnung vom 1. No— 
vember 1781, vom 20. September 1782 und 10. Juli 
1786.) — Jedoch in dem Falle als ein derlei Beſitzer un— 
eingekaufter Gründe zu dem Einkaufe unter den von der 
Herrſchaft feſtgeſetzten Bedingungen ſich nicht herbeiließe, 
und ein anderer Käufer ſich fände, darf der Beſitzer außer 
unter den in den Geſetzen gegründeten Bedingungen von ſei— 
nem Grunde keineswegs abgeſtiftet oder vertrieben werden. 
(Hofdecret vom 5. Jänner 1785.) 

Daß in dergleichen Einlöſungsfällen das Patent vom 1. 
September 1798 nicht zu beobachten nothwendig ſey, folgt 
ſchon einerſeits aus der Natur der Sache, andrerſeits aber 
aus der Verordnung vom 12. Juli 1804. 

Endlich ſind die Gründe der Unterthanen oft mit dem 
Lehenbande behaftet, und werden dann Beutel- oder Rechts— 
lehen oder auch Laudemiallehen genannt, weil der Unter— 
ſchied zwiſchen ihnen und den übrigen unterthänigen Grün— 
den bloß in der Entrichtung der Veränderungsgebühren nach 
einem andern Maßſtabe gelegen iſt. (Patent vom 10. Juli 
1786.) Doch find auch dieſe Beutel: oder Rechtslehen als 
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wahre unterthänige Bauerngüter zu betrachten, können da— 
her frei verkauft und vererbt werden, (Patent vom 20. De: 
cember 1290), und die von den Beſitzern dieſer Lehen zu 
entrichtenden Ruſtical- und Veränderungsgebühren find als 
wahre Urbarialſchuldigkeiten auf ganz gleiche Art mit dieſen 
zu behandeln. (Hofdeeret vom 20. September 1789.) 

Bei allen dieſen Gründen iſt das Grundmaß nach Jochen 
üblich, auf welches in der Regel ein Umfang von 1600 
Quadrat-Klaftern als ein Quadrat-Joch angenommen wird, 
allein da in Oeſterreich unter der Enns die alten Joche bei 
weitem einen größeren Umfang, ja oft wie z. B. im größe— 
ren Theile des Marchfeldes V. U. M. B. das Doppelte eines 
Quadrat- Joches haben, fo wurde ſchon in der Hofentſchei— 
die Herrſchaft Laa erkannt: „daß das Joch nicht immer zu 
„1600 Quadrat-Klafter angenommen werden könne, da 
„dad Ausmaß der Gründe hierlandes ſehr verſchieden iſt, 
„mithin auch der Grundſatz irrig ſey, daß dasjenige, was 
„bei unterthänigen Gründen über 1600 Quadrat- Klafter 
„befunden wird, den Herrſchaften zuerkannt werden müſſe.“' 

Die ganz öden Gründe, welche ein Unterthan urbar 
macht, ſollen übrigens nach den Verordnungen vom 27. 
Aprill 1784 I 26. März 1269, Hofdeeret vom 17. Juli 
1772, Patent vom 30. November 1766, und der in der 
Langenfelder Streitſache unterm 4. Jänner 1810 erfloſſenen 
Entſcheidung, demſelben nutzeigenthümlich überlaffen bleiben. 

$. 8. 

B. Der Inbegriff aller Gründe, welche zu einem ſteuer— 

baren Haufe unmittelbar gehören, und demfelben im Grund— 


1 
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buche und Kataſter zugeſchrieben find, wird ein Bauerngut, 
eine unterthänige behauſte Wirthſchaft genannt. | 

Dieſe Bauerngüter werden nach der Landesverfaſſung in 
Ganz- dann Dreiviertel-, Halb-, Viertel-Lehen, in Hofſtät⸗ 
ter oder Hauer-Häuſer, endlich in Kleingeſtätten und Batzen— 

N häuſer eingetheilt. (Robothpatent vom 6. Juni 1772, Pa⸗ 
tent vom 12. Juni 1773.) Daß dieſe Benennungen nicht 
mit Hinſicht auf ein beſtimmtes Maß der Gründe geſetzlich 
beſtehen, wird durch den Hofbeſcheid vom 25. Jänner 1775 
beurkundet und wurde bereits oben ($. 2) erwähnet. Dem 
gemäß ſind als Ganz-, Halb- oder Viertel-Lehen, u. ſ. w. 
nur jene Unterthansbeſitzungen rechtlich zu erkennen, welche 
als ſolche, und in ſo ferne ſie in den Grundbüchern innelie— 
gen, oder inwieferne ihre Eigenſch ft aus andern Urkunden 
erwieſen werden kann. Nur dann, wenn auch in dieſen Ur— 
kunden eine deutliche Erkenntniß der Kathegorie der Unter— 
thansbeſtiſtung und rückſichtlich Claſſificirung nach obigen 
Benennungen nicht gefunden werden könnte, ſo wäre auf 
das Verhältniß anderer als Ganz-, Halb-, Viertel-Lehner u. 
ſ. w. erwieſener Bauerngüter und den Umfang deren Beſtif— 
tung Rückſicht zu nehmen. (Reſol. vom 3. October 1773.) 
Rückſichtlich der Benennungen: Hofſtätter⸗, Hauer⸗, 
Kleingeſtätten- und Batzen-Häuſeln liefert das Robothpatent 
vom 24. October 1775 F. 14 die Verdeutlichung dahin, 
daß mit dieſen Nahmen landesüblich und in der Regel alle 
gering poſſeſſionirten Unterthanen, und rückſichtlich ihre Be— 
ſitzungen belegt werden, welche gewöhnlich nicht mehr als 
mit dem Ausmaße eines Joches beſtiftet ſind, und wenn 
die Beſtiftung auch mehr als ein Joch umfängt, ſie doch 


— 
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nicht ſoviel umfaſſen, daß fie den Viertellehen gleichgehal—⸗ 
ten werden können. 
$. 9. 

Die zu einem derlei Bauerngute gehörigen Gründe kön— 
nen von demſelben nicht getrennt oder zerſtücket werden, 
(Rectificat. Patent vom Jahr 1749, 1751 und 1755, 
Verordnungen vom J. 1765, 1772 und 1778, Patent 
vom 29. October 1790, Verordnung vom 12. October 1805) 
um hiedurch die Entſtehung zu kleiner Anſäßigkeiten zu ver— 
meiden, welche ihren Beſitzer nur mühſam ernähren, con— 
tributionsunfähig machen, und überhaupt einer geregelten 
Staatswirthſchaft nicht entſprechen. . 

In dieſem Verbothe der Zertheilung und Verkleinerung 
der Unterthansbeſtiftungen iſt der ſogenannte Beſtiftungs— 
zwang gegründet, von welchem nur in beſonders rückſichts— 
würdigen Fällen eine Ausnahme gemacht, und eine Zerſtü— 
ckung bewilliget werden kann, jedoch muß ein ſolches Geſuch 
jederzeit an das Kreisamt gelangen, welches die Vorerhe— 
bungen in das Reine zu bringen, und mittelſt Bericht an 
die Landesregierung, welcher die Entſcheidung über die Noth— 
wendigkeit oder Zuläſſigkeit einer derlei Zerſtückung oder Tren— 
nung zukömmt, einzubegleiten hat. (Regierungverordnung 
vom 11. October 1805 und 25. März 1803.) 

Im Falle, als die Landesregierung die Zerſtückung zu 
genehmigen Grund finden ſollte, hat dieſelbe ſich mit dem 
ſtändiſch Verordneten Collegium in's Einvernehmen zu ſetzen, 
theils um die nöthigen Ab- und Zuſchreibungen im Kata— 
ſter zu bewerkſtelligen, theils um, wenn das ſtändiſche Ver— 
ordneten Collegium in ſeiner Meinung von jener der Lan— 
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desregierung verſchieden wäre, den Bericht nach Hof zu er— 
ſtatten. (Hofentſchließung vom 16. Juni 1801.) 

Daß bei einer derlei Zerſtückung eines Bauerngutes die 
darauf grundbüchlich vorgemerkten Gläubiger nicht übergan— 
gen werden dürfen, und rückſichtlich des ihrem Pfandrechte 
zukommenden Abganges von dem Beſitzer des zu zerſtücken— 
den Gutes ſichergeſtellt oder wie immer befriediget werden 
müſſen, folgt aus der civilrechtlichen Theorie des Pfand— 
rechtes. 

Die auf der zu zerſtückenden Realität haftenden Steuern, 
Gaben und Laſten aber ſind zwiſchen die Beſitzer der getheil— 
ten Stücke verhältnißmäßig und dergeftalt zu vertheilen, daß 
die auf die Theile gelegte Laft nicht jenes Maß überſteiget, 
welches früher auf der ganzen und ungetheilten Realität haf— 
tete. (Hofdecret vom 25. September 1751.) 

Die Grundſätze, welche bei dem Ankaufe von Bauern: 
gütern und Waldungen von Seite der Aerarial- und Pri— 


vatgewerke zu beachten find, und wodurch zugleich die bis- 


herigen Entwicklungen befraftiget werden, ſpricht das an 
ſämmtliche Länderſtellen ergangene Hofkanzleidecret vom 2. 
Juli 1807 folgendermaßen aus: 

„Se. Majeſtät haben über die vorgelegte Frage: ob dem 
„montaniſtiſchen Aerarium, oder auch Privatgewerken der 
„Ankauf von Bauerngütern oder Bauernwaldungen, wenn 
„fie zum Betriebe der Bergwerke für unentbehrlich erachtet 
werden, gegen Beſtreitung der Laſten anzukaufen geſtattet 
„werden könne, folgende Grundſätze aufzuftellen befunden:? 

„1. Die zum Beſten der Landescultur, des Contribu— 
„tions-, Nahrungs- und Bevölkerungsſtandes und zur Auf— 
„rechthaltung der Landes- und der Kataſtral-Verfaſſung 
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„erfloffenen Geſetze, vermöge welcher jedes Bauerngut von 
„deſſen Eigenthümer mit Rücken beſeſſen werden muß; nie 
„mand zugleich zwei oder mehrere mit Ruſticalpfunden oder 
„ Ruſtical- Contribution belegte Bauerngüter beſitzen darf, 
„und ſämmtliche zu einem Bauerngute geſtiftete Grundſtücke 
„und Waldungen von demfelben untrennbar ſind, haben 
„noch ferner in ihrer vollen Kraft und Wirkſamkeit zu be: 
„ſtehen.“ t 

„Zur Begünſtigung des für den Staat fo wichtigen Berg: 
„baues wird zwar in außerordentlichen Fällen eine Ausnahme 
„von dieſen Geſetzen geſtattet, jedoch nur unter nachſtehen— 
„den Bedingungen und Beſchränkungen:“ 

„2. Der Ankauf ganzer Bauerngüter von einer Gewerk— 
„ſchaft hat nur in jenen ſehr ſeltenen Fällen Statt, wenn 
„ein ſolches Bauerngut zu einer neuen Berg- oder Radwerks 
„Errichtung oder zur unumgänglich nöthigen Terains-Er— 
„weiterung eines ſolchen ſchon beſtehenden Werkes durch ge— 
„meinfchaftliches gründliches Erkenntniß der politiſchen und 
„montaniſtiſchen Behörden für unentbehrlich erkläret wird. 
„Bei der dießfälligen gemeinſchaftlichen Erhebung wird je— 
„derzeit genau zu beurtheilen ſeyn, ob der Bedarf der Ge— 
„werkſchaft nicht ohne Anſichbringung des ganzen Bauern: 
„gutes, oder nur durch einen Theil desſelben dergeſtalt be— 
„deckt werden könne, daß auf dem zum Bergbaue nicht un: 
„entbehrlichen Theile des Bauerngutes noch immer ein be— 
„haufter Ruſtical-Anſitz beſtehen koͤnne, fo z. B. daß aus 
„einem ganzen Bauerngute ein halbes, oder ein Viertel: 
„Bauerngut entſtehen würde, in welchem Falle der Herr— 
„ſchaft nur jener Theil des Bauern-Gutes käuflich über: 
„laffen werden darf, welcher derſelben wirklich unentbehr— 
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„lich ift, auf dem erübrigenden Theile muß aber noch im— 
„mer ein Ruſtical-Anſitz beſtehen.“ 5 

„Nebſt dieſem ſind folgende Bedingniſſe ausdrücklich vor⸗ 
„zufihreiben : ” 

„u) der Ankauf eines ganzen oder eines Theiles eines 
„Bauerngutes ſoll nur für Radwerker und ſonſtige Berg— 
„werke, für Hammer- und Senſenſchmiede; nicht aber für 
„andere Eiſenfaͤbriken geſtattet werden.“ 

„b) Dieſer Ankauf kann, in ſoweit nicht durch die Berg: 
„geſetze eine Pflicht der Abtretung beſtimmt iſt, nur durch 
»ein mit dem Beſitzer des Bauerngutes mit Bewilligung 
„ſeiner Grundherrſchaft zu treffendes freiwilliges Einver— 
„ſtändniß, niemahls aber durch Zwang zugelaffen werden. 

„c) Wenn nur ein Theil eines Bauerngutes von einem 
„Gewerke erkauft wird, ſo ſoll für den auch künftig zu be— 
„ſtehen habenden Ruſtical-Rückſitz jederzeit die hinlängliche 
„Bedeckung an dem erforderlichen Holze, Streu, u. d. g. 
„von den zu veräußernden Waldungen vorläufig ſichergeſtellt 
„werden.“ 

„Auch muß in einem ſolchen Falle die verhältnißmäßige 
„Vertheilung der Steuern und Laſten nach den wegen Zer— 
„ſtückung der Bauerngüter beſtehenden Vorſchriften gehörig 
„veranlaßt werden.“ 

„d) Wenn ein Gewerk nach den gegenwärtigen Be— 
„ſchränkungen ein ganzes Bauerngut erkaufet, fo ſoll er 
„verpflichtet ſeyn, die Wohn- und Wirthſchafts-Gebäude 
„im baulichen Stande zu erhalten und auf das Bauerngut 
„eine verheirathete Familie zu ſetzen, welche die einem Ru— 

yſtical⸗Grundbeſitzer obliegenden Laſten, als: Vorſpann, 
5 „Einquartirung u. d. g. jedes Mahl genau zu leiſten hat, 
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„wozu fie die Gewerkſchaft whencen im Stande er: 
„halten muß.“ 

„e) Alle auf dem erkauften Ga nd haftenden oder 
„neu zuwachſenden Steuern, Gaben und Laſten, wie fie 
„immer Nahmen haben mögen, muß der Gewerke gleich 
„andern Nuftical = Grundbefigern tragen, und wegen der 
„Entrichtung der Laudemial- und ſonſtigen grundherrlichen 
„Gefälle, wegen derſelben Ablöſung oder Umſtaltung in eine 
„jährliche Gabe, ſich mit der Grundherrſchaft vergleichen, 
„oder bei Beſitzes- Veränderung ſolche gleich jedem andern 
„Unterthan gehörig entrichten.“ 

„f) Kein ſolcher Kauf ſoll ohne vorherige Beſtättigung 
„der politiſchen Landesſtelle gültig ſeyn, auch in jenen Fäl— 
„ten, wenn ein Gewerk einen Theil des erkauften Bauern— 
„gutes wieder veräußern wollte, ſolches nur mit Bewilli⸗ 
„gung der politiſchen Landesſtelle und unter jenen Vorſich⸗ 
„ten, welche in Rückſicht auf die Grundzerſtückungen für 
„alle Ruſtical-Grundbeſitzer überhaupt vorgeſchrieben find, 
„geſchehen können.“ 

„3. Wenn bei einem ordentlich beſtellten Bauerngute, 
„nach Abſchlag des eigenen Holz- und Streu— Bedarfes noch 
„ein größerer entbehrlicher Waldſtand vorhanden iſt, ſo kann 
„ſolcher mit Bewilligung der politiſchen Landesſtelle an ei— 
„nen Berg-, Rad- oder Hammergewerken überlaſſen werden, 
„wenn er von dem Eigenthümer an denſelben mit grund— 
„obrigkeitlicher Bewilligung hintangegeben werden will.” 

„Da es den Gewerken aber weniger um den Beſitz, als 
„um die Benutzung des Holzes zu thun ſeyn kann; fo iſt 
„in der Regel den Gewerken der entbehrliche Bauernwald 
„nur auf einmalige Abſtockung zu überlaſſen, das Eigen: 
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„thum des Waldes aber hat bei dem Bauerngute zu vers 
ybleiben. ?“ 

„Sollten jedoch ganz beſondere Umſtände die wirkliche 
„Ankaufung eines entbehrlichen Bauernwaldes nothwendig 
„und räthlich machen, fo fol ſolche nur unter folgenden 
„Bedingniſſen geftattet werden. ö 

„a) Die eintretende Nothwendigkeit des Kaufes von 
„Seite des Gewerkes und die Entbehrlichkeit des zu erkau— 
„renden Waldantheiles zum eigenen Bedarfe des Bauerngutes 
„muß vorläufig von der politifihen Behörde gründlich erho— 
„ben, und ſich in Rückſicht auf erſtere allenfalls mit der mon— 
„taniftifchen Behörde in das Einvernehmen geſetzt werden.“ 

„b) Die verhältnißmäßige Vertheilung der Steuern und 
„Gaben in Betreff einer ſolchen Grundtrennung muß vor— 
„läufig von der Buchhaltung ordentlich rectifizirt und der 
„auf ſolche Art ausgewieſene Theil, ſo wie alle auf den 
„Beſitzſtand fallende Laſten, müſſen im gleichen Verhältniſſe 
„von den kaufenden Gewerken übernommen werden.“ 

„e) Wenn ein Gewerk mit einem ſolchen Walde ein 
„iogenanntes Raumrecht erkauft; ſo ſoll er verpflichtet ſeyn, 
„ſolches zum Stockrechte anwachſen zu laſſen.“ 

„d) In Rückſicht auf die herrſchaftlichen Laudemien und 
„Gebühren ſoll auch hier jenes gelten, was im zweiten Ab— 
„faße in e) angeführet worden.“ 

„4. Sollte ein Gewerk nur einen unbedeutenden Theil 
„eines nach den beſtimmten Normalgrundſätzen zur Zerſtü— 
„ckung geeigneten Bauerngutes zu einem nothwendigen Hal— 
„denfturze oder zu einem Werksgebäude, wenn nicht nach 
„den Berggeſetzen die Abtretung unmittelbar gefordert wer: 
„den kann, mit freiwilligem Einverſtändniſſe des Beſitzers, 
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„und mit Bewilligung feiner Grundherrſchaft ankaufen wol- 


„len; fo find dabei jene Vorſichten zu beobachten, welche 


„für die Fälle der Zerſtückung eines Bauerngutes vorgeſchrie⸗ 


„ben find.” 

„Durch dieſe Begünſtigung der Gewerkſchaften in dem 
„nothwendigen Ankaufe unterthäniger Bauerngüter und Wal— 
„dungen wird die allerhöchſte Abſicht, ohne die Landes- und 
„Kataſtral-Verfaſſung im Mindeſten zu beeinträchtigen, 
„und ohne die Conſcriptions-, Recrutirungs- und übrigen 
„politifchen Geſetze im Geringſten zu verletzen, dem Berg— 

„baue in den angezeigten Fällen die nöthige Unterſtützung 
„zu gewähren, erreichet; beſonders da dergleichen Begünſti— 
„gungen ohnehin nur ſelten eintreten werden, indem in je— 
„dem Falle die politiſche Entſcheidung vorhergehen, und die 
vabſolute Nothwendigkeit gehörig erwieſen werden muß.” 


IR. b;, 
Von den, den Unterthanen rückſichtlich ihrer 
Perſon, und ihrer Beſitzungen im allgemeinen 
zukommenden Rechten und Pflichten. 


§. 10. 

Die Aufhebung der Leibeigenſchaft, durch welche die 
Unterthanen emancipiret, und denſelben eine ſegenreiche 
Sphäre von freierer Wirkſamkeit eingeräumt wurde, geſchah 
nur allmählig. Schon der tractatus de jur. incorpor. legte 
in Oeſterreich unter der Enns hiezu den Grund und die nach— 
träglich erfloſſenen Geſetze vervollkommten immer mehr dieſe 
der Verbeſſerung der Landescultur und Induſtrie, der Ver: 
nunft und Menſchenliebe gleich ſich aufdringende und zu— 
trägliche Modification, bis endlich unter der Regierung Wai— 
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land Sr. Mafeſtät Kaiſer Joſeph II. die Leibeigenſchaft, wo 
fie noch beſtand, gänzlich aufgehoben, und auch die Durch: 
ſetzung der Rechte der Unterthanen durch die Patente vom 
1. September 1781 ſichergeſtellt wurde. 

Zu dieſem Zwecke verordnete das Patent vom 1. Novem- 
ber 1781: 

„Von nun an wird die Leibeigenſchaft der Unterthanen 
„gänzlich aufgehoben, und Folgendes verordnet:“ 

„1. Iſt jeder Unterthan bloß gegen vorheriger Anzeige 
„und unentgeltlichen Meldzettel ſich zu verehlichen berech- 
„tiget.” 

52. Steht ihm frei, unter Beobachtung deſſen, was 
„das Werbbezirksſiſtem vorſchreibt, auch von der Herrſchaft 
„und inner Landes anderswo ſich niederzulaffen, oder Dienſt 
„zu ſuchen, doch ſollen fie dießfalls den ebenfalls unentgelt— 
„lichen Entlaßſchein begehren, wenn fie anderswo häuslich 
„oder inwohnungsweiſe ſich niederlajfen wollen, um ſelben 
„der neuen Grundobrigkeit aufzuweiſen. 

„5. Können die Unterthanen nach Willkühr Handwerke, 
„Künſte u. ſ. w. erlernen, und ohne Losbrief, welche gänz⸗ 
„lich aufhören, ihrem Nahrungsverdienſte, da, wo fie ihn 
„finden, nachgehen.“ 

„4. Sind die Unterthanen künftig einige Hofdienſte zu 
„verrichten, nicht mehr ſchuldig, beider Aeltern verwaiſte 
„Kinder ausgenommen, deren Hofdienſt jedoch nirgends 3 
„Jahre überſteigen ſoll.“ | 

„5. Außer den auf den unterthänigen Gründen haften: 
„den Robothen, Natural- und Geld = Präftationen, zu i 
„welchen die Unterthanen auch nach aufgehobener Leibeigen— 
y„ſchaft verbunden bleiben, kann ihnen ein Mehreres nirgendä 
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„auferlegt oder abgefordert werden. Uebrigens bleiben die 
„Unterthanen ihren Obrigkeiten vermöge der dießfalls beſte— 
„henden Geſetze mit Gehorſam verpflichtet.“ 

Ein ferneres Patent gleichfalls vom 1. November 1781 
lautet in demſelben Geiſte alſo: 

„Die Dominien ſollen ſich bereit finden laſſen, ihren 
„Unterthanen das Eigenthum, wenn ſelbe hierum anlan- 
„gen, gegen einen billigen Entgeld einzuberaumen. Die Vor— 
„theile, die den bereits ihre Gründe eigenthümlich beſitzen⸗ 
„den und ſelbe in Hinkunft in's Eigenthum übernehmenden 
„Unterthanen zu Statten kommen ſollen, werden folgender 

W beſtimmt.“ 

. Können die Unterthanen, ſobald ſie ihre Gründe 
eig beſitzen, dieſe ihre Gründe vermöge des ihnen 
„gebührenden dominii utilis, jedoch ohne Nachtheil der 
„grundherrlichen Gerechtſame nach Gutdünken benutzen, vers 
„ſetzen, verpfänden, verkaufen und vertauſchen; nur allein 
„die zu den Häuſern gehörigen Gründe ausgenommen, welche 
„vermöge ihrer Beſtimmung ohne dem Haufe nicht verkauft 
zwerden können. 

„2. Sind die Unterthanen nicht ſchuldig, den obrig— 
„keitlichen Conſens zur Einſchuldung anzuſuchen, doch ſoll 
„fich der Unterthan über zwei Drittel feines liegenden Ver: 
„mögens nicht einſchulden, und kann ſelber widrigens von 
„ſeinem Grunde mit Beobachtung der dießfalls beſtehenden 
„Vorſchriften abgeſtiftet werden.“ 

„5. Hat die Vormerkung der Schulden nur damahl, 
„wenn ſie die Gläubiger verlangen, zu geſchehen. Diejeni— 
„gen Unterthanen, die ihre Gründe nicht eigenthümlich be— 
„figen, find zwar für ihre Perſon nicht leibeigen; dahinge⸗ 
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„gen muͤſſen fie in Anſehung der Gründe fo lange den Ge: 
„fegen ihres dermahligen Nexus ſich unterziehen, bis fie ſelbſt 
„den Einkauf ſich verſchafft haben werden. Doch können oder 
„ſollen die Dominien ihre Unterthanen wider Willen, zu 
„diefem Einkauf keinerdings verhalten, noch denſelben hier— 
„bei drückende Bedingniſſe zumuthen, worüber die Kreisäm— 
„ter und Länderſtellen zu wachen haben.“ 
§. 11. 

Nach dieſem Stande, nach der Beſtimmung des allge— 
meinen bürgerl. Gef. Buches $. 5 in den Worten: „Sclaverei 
„oder Leibeigenſchaft, und die Ausübung einer darauf ſich 
„beziehenden Macht wird in dieſen Ländern nicht geduldet“ 
hat der Unterthan aufgehört, Sclave ſeiner Gutsherrſchaft, 
ein Zugehör (accessorium) des Gutes zu ſeyn, ſondern iſt 
wahrer Staatsbürger, und es kommen ihm ſowohl rückſicht— 
lich ſeiner Perſon alle mit den übrigen Staatsbürgern gleichen 
Rechte und Pflichten zu, als ihm auch rückſichtlich ſeiner 
unterthänigen Beſitzung wahres Nutzeigenthum zuſteht, wo⸗ 
gegen er in früherer Zeit von letzterer bloß precärer, ſpäter 
lebenslanger Fruchtnießer war. 

Als Nutzeigenthümer haben die Unterthanen in Folge 
obiger Verordnungen das Recht, ihre Häuſer und Gründe 
wie immer, jedoch ohne Nachtheil der grunoͤherrlichen Rechte, 
zu benützen, zu vererben, zu verpfänden, zu verkaufen, 
oder zu vertauſchen, ausgenommen die Hausgründe und 
Hausüberländgründe, welche, wie bereits gefagt worden iſt, 
von den Häuſern nicht getrennt, ſondern nur mit denſelben 
veräußert werden können. 

„Die Rechte des Ober- und Nutzungs-Eigenthümers 
(heißt es ebenfalls F. 1127 des allgem. b. G. B.)“ 
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„kommen überhaupt darin überein, daß ein Jeder mit ſei— 


„nem Theile in fo weit verfügen kann, als die Rechte des 
„Andern dadurch nicht verletzet werden,“ 

und im $. 1128 wird verordnet: 

„Einer wie der andere iſt berechtiget, ſeinen Antheil 
„gerichtlich zu verfolgen, ihn zu verpfänden, und unter Le— 
„benden, oder durch eine letzte Willens-Erklärung zu ver: 
väußern. Wer eine Einſchränkung behauptet, muß ſolche 
„durch die gehörigen Urkunden, durch ſogenannte Gewähr— 
„briefe oder Handfeſten beweiſen. “ 

Rückſichtlich der Einſchuldung der unterthänigen Reali⸗ 
täten iſt nur zu bemerken, daß dieſe Schulden nicht über 
zwei Drittheile des liegenden Vermögens betragen dürfen, 
widrigens die Herrſchaft berechtiget wäre, auf Abſtiftung des 
Unterthans zu dringen. (Hofdecret vom 7. Juni 1784.) 
Die Vormerkung der Schulden aber muß auf Verlangen der 
Gläubiger jederzeit geſchehen. (Patent vom 1. November 
1781.) 


Die rechtliche Stellung des Unterthans als Nutzungs- 


eigenthümers zu dem Obereigenthümer iſt in dem allgemeinen 
bürgerl. Geſetzbuche dahin näher beſtimmt: 

»$. 1129. Der Obereigenthümer iſt insbeſondere be⸗ 
»rechtiget, dem Nutzungseigenthümer nicht nur die Verrin— 
„gerung der Nutzungsſache, ſondern auch alle Veränderun— 
„gen zu unterſagen, wodurch die Ausübung feiner Rechte 
„vereitelt oder erſchwert werden könnte.“ 

„Er kann alſo ($. 1150) verlangen, daß der Nu— 
„tzungseigenthümer für die Erhaltung und Beſtellung der 
„Grundſtücke Sorge trage. Vernachlaſſiget er, ungeachtet 
„der geſchehenen Warnung, die Erfüllung dieſer Pflichten, 
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„oder iſt er die auf dem Grunde haftenden Laſten zu tragen 
„unfähig; fo kann der Obereigenthümer auf die Ueberlaſſung 
„des Gutes an andere Erbpacht- oder Erbzins-Männer 
„dringen.“ 

„§. 1133. In der Regel haftet ein unvollſtändiger 
„Eigenthümer dem andern nicht für den Zufall: Allein wenn 
„ein Erbpächter durch Ueberſchwemmungen, Krieg oder 
„Seuche ſein Pachtgut zu benützen verhindert worden iſt; fo 
„muß demſelben für die Zeit der vermißten Benützung ein 
„angemeſſener Erlaß vom Zinſe geſtattet werden.” 

„Ein Erbzinsmann hat (F. 1154) auf einen ähnlichen 
„Erlaß keinen Anſpruch; er muß, fo lange ein Theil des 
„Erbzinsgutes vorhanden iſt, den feſtgeſetzten Erbzins voll 
ventrichten.“ 

„g. 1137. Der ae iſt verpflichtet, den 
„Nutzungseigenthümer in Rückſicht des unmittelbar von ihm 
„erhaltenen Nutzeigenthumes zu vertreten, und wenn das 
„Nutzungsrecht mit der Subſtanz wieder vereiniget wird, 
„ihm oder feinem Nachfolger die grtroffenen Verbeſſerungen 
„wie einem andern redlichen Beſitzer zu vergüten, und für 
„die Richtigkeit der öffentlichen Bücher und Regiſter, die er 
„über feine Zinsgüter führet, zu haften.” 

„Für andere (§. 1158) von dem Nutzungseigenthümer 
„aufgebürdete, und den öffentlichen Büchern nicht einver— 
„leibte Laſten haftet der Obereigenthümer nicht. Der Nu— 
„tzungseigenthümer kann überhaupt einem andern nicht mehr 
„übertragen, als er felbft hat. Das Recht des Einen erlifcht 
valſo mit dem Rechte des Andern.“ 

Der Nutzungseigenthümer bedarf ($. 1140) zur Ver⸗ 
„außerung die Einwilligung des Obereigenthümers nicht; 


* 
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„doch muß er ihm den Nachfolger zur Beurtheilung, ob 
„derſelbe dem Gute vorzuſtehen, und die darauf haftenden 
„Laſten zu entrichten fähig ſey, nahmhaft machen. Auf ein 
„Vorkaufs⸗ oder Einſtandsrecht hat der e kei⸗ 
„nen Anſpruch.“ 

„Hat ſich aber ($. 1141) der Obereigenthümer dieſe Ein— 
„willigung und Rechte ausdrücklich vorbehalten, ſo muß er 
„ſich binnen dreißig Tagen nach der ihm gemachten ordent— 
„lichen Anzeige erklären. Nach dieſer Friſt wird ſeine Ein— 
„willigung für ertheilt gehalten. Ohne Ausübung des Vor— 
„kauf- oder Einſtands- Rechtes, kann er die Einwilligung 
„nur wegen offenbarer Gefahr der Subſtanz, und der damit 
„verknüpften Rechte verweigern.“ 

„Dem Nutzungseigenthümer gebühret ferner (F. 1143) 
„auch ein verhältnißmäßiger Theil von einem gefundenen 
„Schatze. Er iſt ſogar befugt, die Subſtanz zu perringern, 
„wenn er dem Obereigenthümer beweiſen kann, daß die Be— 
„nützung des Grundes ſonſt nicht Statt finde.“ 

Auf den gefundenen Schatz hat der Nutzungseigenthü— 
mer in Folge §. 599 des b. G. B. jedoch nur rückſichtlich 
der Hälfte eines Drittheils ein Recht, und ſelbſt auf dieſes 
nur in fo ferne, als in einem derlei Falle nach $. 398 des 
b. G. B. von der Obrigkeit an die Landesftelle, von dieſer 
aber nach den Hofdecreten vom 12. Juni 1816 und 8. März 
1612 an die allgemeine Hofkammer die Anzeige gemacht 
werden muß, damit das k. k. Münz- und Antiken-Cabi— 
nett hievon ſich das Nöthige zur Hinterlegung wählen könne, 
wo dann den Intereſſenten der billige Schätzungswerth ver— 
gütet wird. 

„Dagegen aber trägt (F. 1144) der Nutzungseigenthü— 
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„mer alle ordentlichen und außerordentlichen dem Gute an: 
„lebenden Laſten; er entrichtet die Steuern, die Zehente 
„und andere beſonders vorgemerkte Abgaben. Für Laſten, 
„die den Zins betreffen, haftet der Obereigenthümer.“ 

„d. 1149 „Erbpacht- und Erbzinsgüter gehen auf alle 
„Erben über, die nicht ausgeſchloſſen worden find. Hat der 
„Nutzungseigenthümer keinen rechtmäßigen Nachfolger, fo 
„wird das Nutzungseigenthum mit dem Obereigenthume ver— 
„einiget. Doch muß der Obereigenthümer, wenn er von die— 
„iem Rechte Gebrauch machen will, alle Schulden des Nutz— 
„eigenthümers, die aus einem andern Vermögen nicht ge⸗ 
„tilgt werden können, berichtigen.“ 

In einem ſolchen Falle iſt jedoch der Gutsherr in Folge 
Patent vom 20. December 1790 verpflichtet, der Landes— 
verfaſſung gemäß wieder einen unterthänigen Beſitzer auf 
die ihm heimgefallene Realität zu ſtiften. Das übrige Ver: 
mögen der erbloſen Verlaſſenſchaft eines Unterthanes fällt in 
der Regel dem l. f. Fiscus anheim, und der Fall, in wel— 
chem ſich eine Obrigkeit ausweiſen könnte, aus einem beſon— 
dern Privilegium im Beſitze des Rechtes zu ſeyn, auch das 
bewegliche Vermögen als caduk in Anſpruch zu nehmen, bil— 
det die Ausnahme. 

Bei Stiftung eines andern Unterthans dürfen demſelben 
von Seite der Obrigkeit gemäß des Hofdecretes vom 31. Octo— 
ber 1772 keine anderen Laſten aufgebürdet werden, als 
welche von dem früheren Beſitzer entrichtet werden mußten. 

Eben fo find nach der Verordnung vom 19. Mai 1790 
alle zwiſchen Unterthanen und ihren Gutsherrn errichteten 
das Heimfälligkeitsrecht bezielenden Verträge ungiltig. 


38 
§. 12. 

„In wieferne die Nutzungseigenthümer gegen die Ober— 
»eigenthümer noch in andern Verhältniſſen ſtehen, heißt es 
„F. 1146 des bürgerl. Gef. Buch., und welche Rechte und 
„Verbindlichkeiten insbeſondere zwiſchen den Gutsbeſitzern 
„und den Gutsunterthanen beſtehen, iſt aus der Verfaſſung 
„jeder Provinz, und den politiſchen Vorſchriften zu ent— 
„nehmen.“ 

In dieſer Hinſicht haben die Unterthanen, gegen einen 
von ihrer Herrſchaft zu behebenden und unentgeltlich zu er— 
haltenden Entlaßſchein (Hofdecret vom 11. Aprill 1799 und 
Hofdecret vom 1. November 1781) gegen Stellung eines 
andern Unterthans auf die Realität (Hofentſchließung vom 
21. November 1785) und Beachtung der Conſcriptionsge— 
ſetze (Hofverord. vom 25. Jänner 1789 und Verordnung vom, 
24. Juni 1784) das Recht, ſich mit ihrem Vermögen von 
ihrer Herrſchaft wegzuziehen, und ſich anderswo häuslich 
oder inwohnungsweiſe niederzulaſſen (Patent vom 15. Jänner 
1755), ohne daß bei derlei Ueberſiedlungen in dem Bezirke 
der eben „ öſterreichiſch- deutſchen Länder mit Inbegriff 
Galiziens ber ein grundherrliches noch bürgerliches noch 
Wee Abfahrtsgeld von dem abziehenden Vermö— 
gen gefordert werden kann. (Patent vom 14. März 1285.) 
— Jedoch iſt bei einem derlei Abzuge eines Unterthans von 
ſeiner Realität für den Fall, als derſelbe ſich unter einer 
andern Herrſchaft wieder anſäſſig machen will, der Entlaß— 
ſchein dergeſtalt nothwendig, daß in Folge Verordnung der 
nied. öſterr. Regierung vom 9. Juni 1807 keine Herrſchaft 
einen derlei aus einer andern Jurisdiction übertretenden 
fremden Unterthan, bevor deſſen Unterthänigkeits - Entlaf- 
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fung bewirket worden, bei ER und Wirthſchaft an die Ge: 
währ bringen darf. 

Die Unterthanen können ſich gegen einen bei 1 
ſchaft zu erhebenden und unentgeltlich zu erhaltenden Meld— 
zettel frei verehelichen (Patent vom 1. November 1781), 
und Handwerke und Künſte nach ihrem Belieben betreiben, 
ihre Kinder den Studien oder Handwerken widmen, nur 
müſſen in dieſer Hinſicht die Werbbezirks- und Conſcriptions— 
Vorſchriften beobachtet werden. (Verordnung vom 1. Juni 
1781 und 18. September 1782.) 

Der Unterthan iſt ferner nicht, wie früher, rückſichtlich 
des Kaufes und Verkaufes der Erzeugniſſe und Victualien 
an die Abnahme von ſeiner Herrſchaft gebunden. (Patent 
vom 24. Mai 1771 und Hofdecrete vom 28. April 1782, 
vom 10. März 1785, 15. October 1765 und 27. December 
1785, dann 30. Juli 1789 vom 11. December 1786 und 
22. September 1788, vom 26. März 1787, 12. Octo⸗ 
ber 1789, 17. Aprill 1784 und 4. April 1787.) — So 
verordnet insbeſondere das Regierungsdecret vom 15. März 
1787: „Se. Majeſtät haben durch Hofdecret vom 17. vori⸗ 
„gen praes. 10. d. M., nachdem bei Gelegenheit eines aus 
„Oeſterreich ob der Enns eingelangten Robothabolitions— 
„Operates bemerket worden, daß hie und da noch die ſoge— 
„nannten Ruthabgaben oder Victualien-Lieferungen beſte— 
„hen , die den Unterthanen höchſt läſtig fallen, zu verord— 
„nen befunden: daß alle dieſe Abgaben der Unterthanen an 
„die Obrigkeiten um geringere als die gewöhnlichen Verkaufs— 
„preife, fie mögen pactirt worden ſeyn, oder nicht, von 
„nun an als ein prohibitum generale durch die Landes— 
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„behörden abgeſtellt, und die künftig dawider handelnden 


»Dominien beſtraft werden ſollen.“ 

Eben fo find die vormahls üblichen ſogenannten herr: 
ſchaftlichen Zwangszehrungen bei Hochzeiten und Feſten u. 
ſ. w. verbothen. (Patent vom 14. Aprill 1770 und Hofde— 
eret vom 17. Juli 1788.) 

Rückſichtlich der unterthänigen Beſitzungen iſt zu bemer— 
ken, daß nach dem Patente vom 29. October 1790 F. 3 
und dem Hofdecret vom 19. Mai 1788, der Hofentſchlie— 
fung vom 18. Februar 1290, Regierung Circ. vom 5. 
März 1790, kein Unterthan zwei ſteuerbare für ſich beſte— 


hende Häuſer oder Wirthſchaften zugleich beſitzen darf. Nur 


in dem Falle, als ein Unterthan zwar zwei für ſich beſte— 
hende Realitäten beſitzt, wovon aber keine für ſich allein zu— 
reichend wäre, den Beſitzer in den Stand zu ſetzen, contri— 
butionsfähig zu exiſtiren, oder ſie ordentlich zu cultiviren, 
ſo kann um Vereinigung derſelben angeſucht, und die Be— 
willigung hiezu von der Regierung im Einvernehmen mit 
dem ſtändiſch Verordneten Collegium und unter geſetzlicher 


Beobachtung der Kataſtral⸗Vorſchriften ertheilet werden. (Hof— 


Fanzleidecret vom 27. Februar 1812.) 

Die Grundſätze, welche bei dem Ankaufe von Bauern— 
gütern und Waldungen von Seite der Aerarial- und Privat: 
Gewerke als eine weitere Ausnahme zu berückſichtigen kom— 
men, wurden ſchon oben (F. 9) entwickelt. 

Dagegen kann auch die Herrſchaft nach den Verordnun— 
gen vom 51. Juli 1750, 23. Jänner 1751, 22. Decem⸗ 
ber 1769, nach den Hofkanzleiverordnungen vom 28. Mai 
1782 und 12. Juli 1782, dann 25. Mai 1789, die in 
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ihr Grundbuch dienſtbaren Gründe keineswegs, und zwar 
’ . . 
bei Strafe des doppelten Werthes an ſich ziehen. 

Aber auch den Unterthanen iſt entgegen, nicht geſtattet, 


ganze Herrſchaften und Güter oder Lehen, die eine Befens, 


dere Lehenfähigkeit erheiſchen, an ſich zu kaufen. Das Hof— 
decret vom 20. Jänner 1804 verordnet dießfällig: „Eben ſo 
„wenig iſt die mit Zerſtückung verbundene emphiteutiſche 
„Verpachtung oder Veräußerung obrigkeitlicher Gründe ohne 
„wichtige Urſachen mehr zu geſtatten, und wo fie nach Lo— 
„cal- und andern Umſtänden Statt finden kann, muß ſich 
„zur Verhinderung zu kleiner Zerſtückungen genau an das 
„Maß gehalten werden, welches für die Zerſtückung der 
„Ruſticalgründe vorgeſchrieben iſt; dagegen iſt der ſeit eini— 
„ger Zeit eingeſchlichene verfaſſungswidrige Unfug, daß ganze 
„Herrſchaften und Güter an mehrere Unterthanen verkauft 
vwerden, von nun an gänzlich zu verbiethen. Wornach das 
„Appellationsgericht, und die demſelben untergeordneten 
„Landrechte ſich zu achten, und letztere künftighin keine mit 
„Zerſtückung verbundenen emphiteutiſchen Verkäufe und Ver— 
„pachtungen landtäflicher Realitäten ohne vorläufig mit der 
„politiſchen Landesſtelle gepflogenes Einvernehmen, Veräu— 
„Berungscontracte landtäflicher Realitäten an mehrere Un: 
„terthanen aber nie zur landtäflichen Eintragung anzuneh— 
„men haben werden.” 
9.13. 

So wie ferner der Unterthan berechtiget iſt, über ſein 
unbewegliches und bewegliches Vermögen mittelſt Teſtament 
für den Todesfall zu verfügen, (Verordnung vom 1. No— 
vember 1781, Hofdecret vom 25. Jänner 1789 und 11. 

Mai 1789) eben fo iſt auch auf ihn die geſetzliche Erbfolge 


Bei 


ausgedehnt, nur daß hiebei politiſche Rückſichten einige Ab: 
weichungen von der Regel nöthig machten. 

„Die Abweichungen von der in dieſem Hauptſtücke (XIII. 
„Hauptſtück. II. Theil des b. G. B.) beſtimmten geſetzlichen 
„Erbfolge in Rückſicht auf Bauerngüter, heißt es in dem 
„§. 761, ſind in den politiſchen Geſetzen enthalten.” 

Diefe Abweichungen fpricht das Patent vom 29. Octo— 
ber 1700 folgender Maßen aus: 

„Vielfältige und dringende Beſchwerden, iche uns 
„gegen die ſeit dem 3. Aprill des Jahres 1287 beſtehende 
„Vorſchrift uͤber die Erbfolge in Bauerngüter ſind vorgetra— 
„gen worden, haben uns bewogen, ſowohl das über dieſen 
„Gegenſtand unterm 5. Aprill des Jahres 1782 erlaſſene 
„Patent, als die darauf ſich beziehenden Anordnungen vom 
„5. November 1787, 16. Mai, 22. September und 30. 
„October 1788, vom 25. Juni 1789 und 18. Februar 
„1790 hiermit aufzuheben, und die vormahlige Verfaſſung 
„zurückzuführen.“ 

„Demnach verordnen wir” 

„1. Daß in Anſehung des geſetzlichen Erbrechtes, auch 
„bei dem Bauernſtande die allgemeine unterm 11. Mai 
„1786 feſtgeſetzte Erbfolgordnung (nunmehr aber das allge: 
„meine b. G. B. vom J. 1811) einzutreten habe.“ 
52. Ingleichen hat es in Anſehung der Vormundſchaf— 
„ten über minderjährige Bauernkinder, bei dem, was in 
„dem allgemeinen bürgerl. Geſetzbuche vorgeſchrieben iſt, 
„dermaßen zu verbleiben, daß nur die dort angeführten Hin— 
„derniſſe, und kein anderes, von der Vormundſchaft aus: 
„ſchließen, und auf die Verwaltung oder Veräußerung des | 
„Pupillargutes wirken könne.“ 
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„3. Doch kann niemand zugleich zwei geftiftete Bauern— 
„güter beſitzen.“ 5 f 

„4. Eben ſo wenig können die zu einem Bauerngute 
„gehörigen Stift- oder ſogenannten Hausgründe jemahls 
„zerſtücket werden.“ 

„5. In dem Falle der geſetzlichen Erbfolge, und wenn 
„nicht ſchon der Vater das Bauerngut einem Kinde nahment— 
„lich zugedacht hätte, ſoll bei der Theilung zwiſchen meh— 
„reren Kindern das Bauerngut allezeit dem älteſten Sohne, 
„wenn die Grundobrigkeit gegen denſelben keine gegründete 
„Einwendung hat, ſonſt aber dem nächſten an ihm, und 
„im Abgange eines Sohnes, der älteren Tochter zugetheilet 
„werden.“ 

„6. Wenn aber der überlebende Ehegatte, Mann oder 
„Weib, ſchon in dem Miteigenthume des Bauerngutes ſteht, 
»iſt einem wie dem andern geſtattet, auch den erledigten 
„Theil, alſo das ganze Bauerngut an ſich zu löſen.“ 

„7. Wer das Bauerngut auf die in beiden vorſtehenden 
„Abſätzen bemerkte Art an ſich bringet, iſt ſchuldig, die Er— 
„ben oder Miterben nach dem wahren Werthe des Gutes, 
„wie er entweder durch gütliches Einverſtändniß, oder or— 
„dentlihe Schätzung beſtimmt wird, zu befriedigen.“ 

„3. Iſt der Beſitzer eines Bauerngutes ohne Kinder 
„verſtorben, fo bleibet der Willkühr der Erben, jedoch mit 
„Beiſtimmung der Grundobrigkeit überlaffen, wem aus ih: 
„nen ſie das Gut zutheilen, oder ob fie es veräußern wollen.“ 

Rückſichtlich der Vererbung der emphiteutiſchen Gründe 
und Beſitzungen, ging mit Hofdecret vom 9. März 1798 
die Beſtimmung dahin: „— Wenn in dem emphiteutiſchen 
„Contracte, welcher von dem Grundherrn mit den Grund: 
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„holden abgeſchloſſen wurde, bedungen worden iſt, wie ſich 
„mit der Uebertragung des Beſitzes nach dem Tode des je— 
„weiligen Beſitzers geachtet werden ſoll; fo hat der Contract 
„allein die Richtſchnur zu geben. Wenn aber in dem Con— 
„tracte darüber keine Beſtimmung enthalten iſt, ſo iſt bei 
„allen einzelnen Grundſtücken, und wo nicht eigens auf den 
nemphiteutiſch überlaſſenen Dominical-Gründen ein neues 
„Haus geſtiftet worden, ſich platterdings nach der geſetzlichen 
„Erbfolge zu achten. Die geſetzliche Erbfolge hat zwar auch 
„bei jenen emphiteutiſchen Beſitzungen, wo mit den Domini: 
„calgründen ein neues Haus, und eine damit verbundene 
„Wirthſchaft geſtiftet iſt, einzutreten; doch mit der Beſchrän—⸗ 
„kung, daß dabei eine Zerſtückung oder Vertheilung der 
„Wirthſchaft nicht Statt finden könne.“ 

F. 14. 

Wurde bisher dargethan, daß die Unterthanen die zu 
ihren Realitäten geſtifteten Gründe nicht zerſtücken dürfen, 
ja eine derlei Zerſtückung ſelbſt nicht einmahl bei der geſetz— 
lichen Erbfolge Platz greifen kann, daß ſie ferner nicht zwei 
beſtiftete Bauerngüter zugleich beſitzen, und eben ſo wenig 


ganze Herrſchaften an ſich kaufen dürfen, ſo ſteht ihnen doch 


allerdings das Recht zu, von ihren Obrigkeiten die an letz— 
tere zu entrichtenden Perſonalleiſtungen und Naturalgiebig— 
keiten einzulöſen. 

Die Vorſichten, welche bei einem derlei Einlöſungsver⸗ 
trage beachtet werden müſſen, ſind in dem Patente vom 1. 
September 1798 folgender Maßen bezeichnet: 

„Damit in Fällen, heißt es daſelbſt, wo Güterbeſitzer 
„über die Ablöſung der Giebigkeiten mit Unterthanen Ver— 
„träge ſchließen, oder zu dem Gute gehörige Gründe und 
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„andere Theile veräußern, bei ſolchen Gütern, auf welchen 2 


„einem Dritten Rechte zuſtehen, dieſe nicht zu Schaden ge- — 
„bracht werden mögen, das öffentliche Zutrauen aber im * 


„Allgemeinen deſto ſicherer aufrecht erhalten werde, haben 
„wir folgende Vorſichten für nöthig erkannt und verordnen: “ 


„turalgiebigkeiten, gegen Erlag eines Geldbetrages auf im: 
„merwährende Zeiten erläßt, oder wodurch ſämmtliche Grund— 
„ſtücke, ein Maierhof oder andere beträchtliche Beſtandtheile 
„der Herrſchaft an die Unterthanen vertheilt werden, hat 
„zwar von dem Tage ſeiner Errichtung, jedoch nur in dem 
„Falle ſeine giltige Wirkung, wenn er von dem Kreisamte 
„beftätiget wird.“ 

„2. Es muß daher jedes Mahl unumgänglich bei dem 
„Kreisamte die Beſtätigung angeſucht, dem Anſuchen aber 
„ein Auszug aus der Landtafel beigelegt werden, woraus 
„erhellet, ob das Gut, von welchem ein Beſtandtheil ver— 
„äußert werden ſoll, mit einem wie immer beſchaffenen Fi— 
„deicomiß-Lehen- oder andern Bande behaftet, auch ob und 
„wie es mit Schulden belaftet fey.” 

„3. Zeigt ſich daraus, daß ein ſolches Gut, mit wel— 
„chem die Veränderung vorgehen ſoll, allodial und zugleich 
„ichuldenfrei iſt, fo hat das Kreisamt die Anweiſung, bloß 
„auf die innere Beſchaffenheit des Vertrages Rückſicht zu 
„nehmen, beſonders aber: ob er deutlich, der Faſſung des 
„Unterthans angemeſſen, und auf eine unzweideutige Art 
„aufgefegt iſt; ob er keine Geſetzwidrigkeiten enthält, und 
„ob er der Aufrechthaltung des Unterthans zuſagt. Wo dieſe 
„Eigenſchaften nicht bemerkt werden, iſt nach vorhergegan— 


- 1. Band E 
4 


1 
„1. Jeder Vertrag, wodurch ein Gutsbeſitzer feinen Un- Pa 
„terthanen die Entrichtung der üblichen Perſonal- und Na- 
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„gener Verbeſſerung der Gebrechen, wo fie aber zuſammen— 
„treffen, ohne allen Anftand die Beſtätigung zu ertheilen.“ 

54. Wenn aber der beigebrachte Landtafel-Auszug zei— 
„get, daß das Gut mit irgend einem Bande oder einer Laſt 
„behaftet iſt, welche damit frei zu ſchalten nicht erlaubt, 
»iſt auch von den Theilnehmern und der Behörde die Bewil— 
„ligung zu dem abzuſchließenden Vertrage beizubringen, und 
„kann das Kreisamt ohne dieſe Bewilligung die Beſtäti— 
„gung nicht ertheilen.“ 

»d. Iſt das Gut mit Schulden belaftet, fo iſt der Ver— 
„trag vorläufig durch das Kreisamt an die Landrechte zu 
„fenden. Dieſe find angewieſen, denſelben ſämmtlichen vor— 
„gemerkten Gläubigern zu dem Ende mitzutheilen, damit 
„ſie binnen einer verhältnißmäßig zu beſtimmenden Zeit die 
„innen ſich allenfalls anbiethenden Einwendungen, und die 
„Erklärung über dasjenige, was ſie zu ihrer Sicherſtellung 
„weiter für nothwendig halten, den Landrechten vorlegen, 
„und dieſe hiernach die Zuläſſigkeit des Vertrages beurthei— 
„len mögen.” 

„6. Iſt bei den Landrechten mit den in der beſtimmten 
„Zeitfriſt mit ihren Einwendungen und Erklärungen einge— 
„eretenen Gläubigern die Sache in Güte, oder durch recht— 
„liche Entſcheidung abgethan, oder hat ſich keiner deßwegen 
„gemeldet, fo haben die Landrechte davon dem Kreisamte 
„die Anzeige zu machen, damit dieſes hiernach, wenn ſonſt 
„der Vertrag die oben (3.) bemerkten Eigenſchaſten beſitzt, 
„ihn beſtätige, oder die Beſtätigung verweigere.“ 

57. Die kreisämtliche Beſtätigung des Vertrages hat 
„die Wirkung, daß der Käufer oder Uebernehmer, dieſts 
„Vertrages wegen, von keinem der auf das Gut verſicherten 
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„Gläubiger, oder andern Theilhaber angefochten werden kann. 
„Doch vor erfolgter Beſtätigung hat der Käufer die Auf- 
»merkſamkeit zu tragen, daß er durch voreilige Auszahlung 
„eines Kaufſchillings nicht zu Schaden komme.“ 

„38. Iſt ein ſolcher Vertrag in gültige Wirkung geſetzt, 
„fo hat das Amt der Landtafel in den landtäflichen, und 
„das Rectificatorium in den Rectifications-Büchern deſſen 
„Inhalt vorzumerken.“ 

5 He 15 

Bei Benützung und Beurbarung der Ruſticalgründe find 
die Unterthanen keiner Beſchränkung geſetzlich unterworfen 
(Patent vom 1. November 1785), ſie können ihre Felder in 
Weingärten oder letztere in Aecker umſtalten (a. h. Ent: 
ſchließung vom 22. Mai, 18. September, 10. November 


und 4. December 1785), ihre Wälder und Wieſen nach der 


beſtehenden Waldordnung benützen (Jagdpatent vom 28. 
Februar 1786, Waldordnung vom 1. Juli 1813), fie kön— 
nen ihre an die Wälder gränzenden Gründe mit Planken 
und Zäunen umgeben, ohne daß ſie für jenen Schaden zu 
haften hätten, welchen ſich das Wild durch das Springen 
hierüber zufügt. (Jagdpatent vom 28. Februar 1786.) 
Nicht minder hat jeder Unterthan das Recht, ſeine Haus— 
flur oder ſeinen Grund einzufrieden oder nicht, in ſoferne er 
in dieſer Freiheit nicht durch beſondere Verträge, Verjäh— 
rung oder einen andern Privatrechtstitel beſchränket iſt. Ein 
über die Nothwendigkeit einer ſolchen Einfriedung entſtehen— 
der Streit iſt lediglich auf dem Rechtswege auszutragen. 
Bei Gelegenheit eines Streites zwiſchen einem Haͤus— 
beſitzer in der Wiener Vorſtadt Gumpendorf und dem Wiener 
Magiſtrat, in welchem letzterer den erſtern im politiſchen 
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Wege nöthigen wollte, nach einer vorgeblich uralten Planz 
kenordnung ſich zu benehmen, nach welcher der Untere den 
Obern, und der Innere den Aeußern einfrieden ſollte, wur: 
den mit Entſcheidung der nied. öſterr. Regierung vom 24. 
Mai 1820 folgende für die Hausbeſitzer in den Vorſtädten 
höchſt wichtige Grundſätze ausgeſprochen: 

„Vermöge der Geſchäftspraxis und nach dem Geiſte der 
„ganzen Geſetzgebung gehören Gegenſtände, welche das 
„rechtliche Privatverhältniß der Bürger zunächſt berühren, 
„fo oft darüber Streitigkeiten entſtehen, zur Behandlung 
„der Juſtizbehörden. Angelegenheiten hingegen, bei welchen 
„das Privatintereſſe der Individuen gar nicht, oder nur in 
„einer untergeordneten Beziehung eintritt, wo alfo entwe— 
„der ausſchließend oder doch vorzüglich öffentliche Rückſichten 
„eintreten, welche aufrecht erhalten werden müſſen, um der 
„Erreichung des Staatszweckes nicht hinderlich zu ſeyn, ge— 
„hören in den Wirkungskreis der politiſchen Behörde.“ 

„Dieſen Grundſatz auf den zur Sprache gebrachten Ge— 
„genſtand angewendet, ergibt ſich unzweideutig, daß es dem 
„Staate ganz gleichgültig ſey, ob ein Beſitzer ſeinen Grund 
»einfriede oder nicht, ob und von wem und in welcher Art 
„er dieſe Einfriedung verlange, daß daher für die oberſte 
„Staatsgewalt gar kein Grund gedacht werden könne, hier 
„gegen feine Bürger von Amtswegen mit zwangsweiſen Ver: 
„fügungen in das Mittel zu treten.“ 

„Dagegen kann es dem einzelnen Individuum oft nicht 
„gleichgültig, ja höchſt wichtig ſeyn, daß fein Beſitzthum 
»eingefriedet werde, und daß dieſe Einfriedung ganz oder 
„zum Theil von ſeinen Nachbarn übernommen werde, dann 
naber muß er ſeine Forderung auf irgend einen Rechtstitel 
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„als Verjährung, Verträge, Urkunden u. ſ. w. gegen ei— 
„nen Dritten ſtützen, er muß alſo auch darüber bei ſeiner 
„Perſonal-Inſtanz ihn belangen.“ 

„Da die Civil-Juſtizgeſetze die erforderlichen Beſtimmun— 
„gen, ähnliche Privatſtreitigkeiten zu entſcheiden, enthalten, 
„fo iſt die öffentliche Verwaltung dabei nur in fo ferne ins 
„tereffirt, als fie darüber zu wachen hat, daß überhaupt das 
„Eigenthumsrecht der Privaten gegen den Angriff eines Drit⸗ 
„ten nach der Vorſchrift der Civil-Juſtizgeſetze geſchützt werde.“ 

„Soviel es die poſitiven Verordnungen betrifft, welche 
„der Magiſtrat zum Behufe feiner Behauptung anführt, 
„fo iſt: 

„1. die uralte und ſeit Jahrhunderten beachtet worden 
„ſeyn ſollende Berg- und Plankenordnung, nach welcher der 
„Untere den Obern, und der Innere den Aeußeren einfrie— 
„den muß, von dem Magiſtrate nicht beigebracht worden, 
„fie iſt auch weder in dem Codex Austriacus noch in einer 
„andern Geſetzſammlung aufzufinden, und würde, wenn 
„fie auch jemahls beſtanden hätte, durch die ſpäteren das 
„Eigenthumsrecht regelnden Geſetze des Civil— Geſetzbuches 
„ſchon lange aufgehoben ſeyn.“ 

„2. Eben fo wenig kann das behauptete Recht des Dias 
„giſtrats, die Einfriedungen im allgemeinen von Amtswe— 
„gen auf dem politiſchen Wege zu reguliren, aus der an— 
„geführten Weingartenordnung vom Jahre 1568 und aus der 
„Handfeſte Herzog Albrechts I. vom Jahre 1290 abgeleitet 
„werden. Dieſe alten Verordnungen find keineswegs als dem 
„Magiſtrate verliehene Privilegien, ſondern als Beſtimmun— 
„gen der Art, wie dieſer Geſchäftszweig und von wem er 
„behandelt werden ſoll, anzuſehen.“ 
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„Als Privilegien würden ſie auch ſchon lange erloſchen 
„ſeyn, weil fie von den nachfolgenden Regenten nicht be— 
„tätiget wurden, fie find aber auch größten Theils durch die 
„in dem dermahl beſtehenden Civil-Codex feſtgeſetzten Be— 
»„ſtimmungen über das Eigenthumsrecht ausdrücklich aufge: 
„hoben worden.“ n 

„Endlich würden dieſe für das Bergamt erlaſſenen An— 
„ordnungen nur auf die Weingärten Bezug haben, keines— 
„wegs aber würden ſie auf die einer andern Verwendung 
„zugeführten Weingärten, und noch weniger auf andere 
„Grundſtücke und Liegenſchaften angewendet werden können, 
„worüber die Norm der Entſcheidung bei vorkommenden 
„Einfriedungsſtreitigkeiten in dem bürgerlichen Geſetzbuche 
„vorgefchrieben iſt. 

„Der Magiſtrat hätte überhaupt in der vorgekommenen 
„einzelnen Beſchwerde eines einzelnen Hausbeſitzers keinen 
„Anlaß zur allgemeinen Regulirung der Einfriedungs-Ver— 
„bindlichkeit der Grundbeſitzer und zwar durch politiſche Ver— 
„fügungen, welche ſo ſehr in das Eigenthumsrecht eingrei— 
„fen, ſuchen ſollen, und er erhält, indem ihm gegenwär— 
„tige Belehrung ertheilt wird, zugleich die Weiſung, ſich in 
„Zukunft von Seite des politiſchen Senats in keine ähn— 
„liche Entſcheidung mehr einzulaſſen, ſondern ſelbe dem 
„Civilrichter zuzuweiſen.“ . 

Ferner kann der Unterthan zwar ſeine ganze Realität 
verpachten, die Verpachtung einzelner Grundſtücke jedoch, 
worunter aber auch nur die zum Hauſe geſtifteten Haus: 
und Hausüberländ-Gründe verftanden werden können, kann 
nur mit Bewilligung der Obrigkeit Statt haben, welche 
auf die Nothwendigkeit oder Unſchädlichkeit und die Sicher⸗ 
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ſtellung der auf derlei Gründen haftenden Steuern und Gie— 
bigkeiten Rückſicht zu nehmen hat. (Verordnung vom 30. 
März 1780 und 9. Jänner 1800.) 

Nicht minder haben die Unterthanen das Recht die Ein— 
ſicht der Subrepartition der Contribution zu verlangen, zu 
welchem Ende die adjuſtirte Subrepartition in der Herrſchafts— 
Kanzlei affigirt ſeyn ſoll. (Reſolut. vom 16. September 
1775.) 

Sie haben die beſondere Wohlthat in allen ex nexu 
subditelae entſtehenden Streitigkeiten ſowohl, als auch in 
jenen Fällen durch den Unterthansadvocaten unentgeltlich 
vertreten zu werden, wenn nähmlich ein Herr von ſeinem 
Unterthan oder der Unterthan von ſeinem Herrn etwas kauft 
oder verkauft; etwas in Beſtand nimmt, oder verlaſſet; 
leihet, oder zu leihen nimmt, ferner in Waiſen-„Curatel-, 
Teſtaments und andern derlei Streitigkeiten, und endlich 
auch in Fällen, wo die Streitigkeiten zwar ex nexu sub- 
ditelae entſtehen; wobei es jedoch nicht um die Erörterung 
des facti ſondern des Rechts zu thun iſt, z. B. wenn es 
um eine Roboth, einen Zins oder was immer für eine an— 
derweite Schuldigkeit zu thun iſt, welche ſich auf ein Ur— 
barium, eine Handfeſte, ein Privilegium gründet, deſſen 
Giltigkeit aber von einem oder dem andern Theile wider— 
ſprochen wird, folglich deren Entſcheidung den Kreisämtern 
nicht, ſondern den ordentlichen Gerichtsſtellen zuſtehet, die 
daher auch, ſobald ſie dahin gelangen, nach Vorſchrift der 
allgemeinen Gerichtͤordnung behandelt werden müſſen. (Pa— 
tent vom 1. September 17281 und Fiscal-Inſtruction vom 
20. März 1785.) | 

Bei einer derlei Vertretung durch den Unterthansadvo— 
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caten genießen die Unterthanen der Freiheit von Taxen und 
Stämpeln, welche unterdeſſen vorgemerkt werden, (Hofde— 
cret vom 7. November 1791) und von ihnen nur dann 
dem Gegner erſetzt werden müſſen, wenn der ſie vertretende 
Unterthansadvocat ſachfällig, und in den Erſatz der Gerichts— 
koſten verurtheilt wird. (Hofdecret vom 14. October 1785). 

Zu einer derlei Vertretung bedarf der Unterthansadvo— 
cat keiner beſondern Vollmacht, (Hofdecret vom 6. Juli 
1792) auch kann die Herrſchaft im Streite mit ihren Un— 
terthanen von letztern keine Cautionsleiſtung für den allfäl— 
ligen Schaden und die Gerichtskoſten fordern. Gofdecret 
vom 19. November 1784). 

Die Wohlthat der Vertretung der Unterthanen durch 
den eigens hiezu aufgeſtellten Unterthansadvocaten iſt ſo 
weit ausgedehnt, daß ſelbſt für den Fall, als das Fiscal— 
amt ſowohl den Kläger als den Beklagten d. i. Herrſchaft 
und Unterthanen vertreten müßte, ſolches ſowohl von der 
Vertretung des einen als des andern Theils ganz entfernt, 
und jedem Theil ein beſonderer Vertreter von der Landes— 
ſtelle von Amtswegen beſtellt werden muß. (Hofdecret vom 
30. November 1780). 

Jedoch ſteht dem Unterthan auch frei, auf dieſe unent— 
geltliche Vertretung durch den Unterthansadvocaten Verzicht 
zu leiſten, und ſich einen andern beliebigen Sachwalter 
zu erwählen, nur muß er in einem ſolchen Falle über die 
Wohlthat, auf die er verzichtet, von dem Kreisamte ums 
ſtändlich belehret, und vor Schaden gewarnet werden, (Hof: 
decret vom 7. October 1797). | 
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F. 16. 

Außer dieſen Rechten genießen die Unterthanen noch meh— 
rere andere perſönliche Begünſtigungen. | 

So haben die armen und hilfsbedürftigen Unterthanen 
ein Recht auf Unterſtützung von Seite ihrer Grundherr— 
ſchaft, vermöge deſſen die erarmten Perſonen, ſobald ſie 
ſich in der Gemeinde 10 Jahre wenigſtens aufgehalten, von 
der Gemeinde oder der Herrſchaft untergebracht und erhalten 
werden müſſen. (Hofdecret vom 12. Aprill 1782, und 5. 
Februar 1788) — Hätten ſich derlei Unterthanen an ihrem 
letzten Aufenthaltsorte nicht durch 10 Jahre aufgehalten, ſo 
ſind ſie an ihre Geburtsobrigkeit zurückzuſchieben, und von 
dieſer zu erhalten. (Hofverordnung vom 15. September ö 
1771). 

Rückſichtlich der mit der Luſtſeuche behafteten Untertha— 
nen wurde mit Hofkanzleidecret vom 18. April 1807 ver: 
ordnet, daß im Falle ihrer Armuth die Heilungskoſten mit 
von der Grundobrigkeit und 3 von dem Cameral-Aerar 
beſtritten werden ſollen. g 

Ein gleiches wurde mit Hofkanzleidecret vom 11. Jän— 
ner 1816 rückſichtlich der von einem wüthenden Hunde ge— 
biſſenen Unterthanen dahin verordnet, daß im Falle als 
der Eigenthümer des erwieſener Maßen wüthenden Hundes 
arm iſt, die Grundobrigkeit gemeinfchaftlih mit der Orts— 
gemeinde 3, das Cameral-Aerar aber die zwei übrigen Drit— 
theile der Heilungskoſten zu tragen habe. 

Die armen Unterthanen haben ferner das Recht, in 
den herrſchaftlichen Waldungen das dürre Holz, in fo ſfer— 
ne es ohne Beſchädigung der Waldungen ſelbſt geſchehen 
kann, zu klauben, wozu die Waldbezirke durch die Förſter 
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ausgezeichnet, und einige Tage in der Woche, außer denen 
aber dieſes Holzklauben nicht geſtattet iſt, beſtimmt werden. 
Jedoch auch dieſes Armenrecht des Holzklaubens wird bloß 
auf die eigene Hausnothdurft beſchränket, und kann auf 
den Verkauf desſelben nicht ausgedehnt werden. (Jagdpatent 
vom 28. Februar 1286, Verordnung vom 28. Mai 1748, 
Waldordnung vom 1. Juli 1815). 

§. 17. 

Dieſen vorzüglicheren Rechten gegenüber haben die Un— 
terthanen jedoch auch beſondere aus dem nexu subditelae 
hervorgehende Verbindlichkeiten, die den Rechten der Herr— 
ſchaften correſpondiren. 

Nun gibt es aber verſchiedene Gattungen der Herrſchaf— 
ten in Niederöſterreich als z. B. die Grundherrſchaft, Dorfz, 
geiſtliche Lehen-, Vogtei-, Berg-, Zehentherrſchaft, denen 
ganz eigene verſchieden geartete Gerechtſame zukommen. 

Unter dieſen iſt die Grundherrſchaft die wichtigſte, da 
von dieſer der Unterthan den größten Schutz zu erwarten, 
und dagegen derſelbe ihr die meiſten Verbindlichkeiten zu lei— 
ſten hat, weßwegen auch ſolche in gegenwärtiger Abhand— 
lung den erſten Platz erhält. | 
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Zweites Hauptſtuͤck. 
Von der Grundherrſchaft. 


$. 1. 


Di. Grundherrſchaft iſt diejenige, welcher das 
Obereigenthum über eine Realität, oder einen Grund zu— 
ſteht, von welchen ſie durch einen emphiteutiſchen Vertrag 
Jemanden das nutzbare Eigenthum überlaſſen hat, wofür 
das Obereigenthum mit Entrichtung eines jährlichen Dien— 
ſtes (Canons) anerkannt wird. Dieſe Gründe werden un— 
terthänige, oder dienſtbare, oder Ruſticalgrün⸗ 
de genannt. — Jene aber, wovon dem Grundherrn zugleich 
das Nutzeigenthum unabgeſondert geblieben ift, find Herrn— 
oder Dominicalgründe. Die Erbpachtgründe 
werden den unterthänigen gleichgehalten, laut Reſolution 
vom 17. März 1797. 

Im Zweifel, ob ein Grund dominical oder ruſtical ſey, 
iſt auf den Inhalt der Steuerfaffionen, Grundbücher, Ur: 
barien, endlich auf den Beſitzſtand zu ſehen. Patent vom 
20. Aprill 1785 F. 18. 

§. 2. iv 

Der Grundherrſchaft kommen in Anſehung ihrer Unter: 
thanen und Grundholden mehrere Rechte zu. Das hierüber 
erfloſſene erſte Grundgeſetz, nähmlich der Tractat de juri- 
bus incorporalibus fagt im 4. Titel F. 1. „Einem Grund— 
„herrn find feine Unterthanen in Real- und Perſonalſprü— 
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„chen außer den Fällen ſo landgerichtsmäßig, oder der 
» Dorfobrigkeiten Jurisdietion anhängig, unterworfen. F. 2. 
„Daher derſelbe über alle wider ſolche Unterthanen vorkom— 
„mende Civilklagen als erſte Inſtanz nach Vernehmung bei— 
„der Theile Nothdurften ordentlich zu erkennen, und zu 
»ſprechen hat, jedoch die Appellation vorbehalten. §. 3. 
„Deßgleichen find alle Strafen, Wandel und Fälligkeiten 
„von Schmach, Schelten, Rauf, Rumor und andern der: 
„gleichen Händeln, die unter den Dachtropfen, und nicht 
„auf offenen Gaſſen und Straßen fürgehen, noch landge: 
»richtsmäßig find, dem Grundherrn zugehörig. §. 4. Er 
„hat auch die gewöhnliche Roboth von den Unterthanen zu 
„begehren, item die ausgeſchriebenen Steuern und andere 
„Landesanlagen von ihnen einzunehmen, gehöriger Orten 
„abzuftatten; es wäre dann, daß der Vogtherr die Unter— 
„thanen und Gülden in ſeiner Einlage hätte, auf welchen Fall 
„er die Steuern und Landesanlagen einzufordern befugt.“ 

Dieſe Rechte fließen theils aus der Natur des emphiteu— 
tiſchen Contractes, ſo wie zum Beiſpiel der Grunddienſt, 
welchen der Unterthan als Erbzinsmann dem Grundherrn 
als Erbzinsherrn zur Anerkennung des Obereigenthums zu 
leiſten hat; theils haben ſie ihren Urſprung von landesfürſt— 
lichen Privilegien, als zum Beiſpiel: das den Grundherr— 
ſchaften zuſtehende Recht der Gerichtsbarkeit. 

S. 3 

Die geſammten grundherrlichen Rechte ſammt den dar— 
aus entſpringenden Verbindlichkeiten von Seite der Unter— 
thanen, welche Grenek (a) und Schwabe (b) unter 14 Rub— 
riken aufführen, laſſen ſich auf drei Hauptgattungen zurück— 
führen, unter welchen alle einzelnen Rechte der Grundherrn 


* 


Fa 
als Unterabtheilungen zur leichteren Ueberſicht des 1 91 
angeführt werden können. 

Dieſe ſind J. das Recht zu Naturaldienſten, II. das 
Recht, verſchiedene Abgaben zu fordern, und III. das 
Recht, a. die dingliche und b. die perſönliche Gerichtsbarkeit 
auszuüben. 


(a) Theatrum jurisdictionis austriacæ p. 147. 
(b) Verſuch des öfterreichifhen Landadelrechts. Wien 1782. S. 
157 u. f. 
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Erſte Abtheilung. 


Von dem Rechte zu Naturaldienſten. 


Diucſes Recht der Grundherrſchaft zerfällt wieder 1. in 
das Recht zu Robothen, und 2. in das Recht zu anderen 
herrſchaftlichen Dienſten. 


Erſter Titel. 


Von den Frohndienſten. 


Be 

Frohndienſte oder Robothen find alle Gattungen von 
Arbeiten, welche der Unterthan und Hold auf dem Lande 
ſeinem Grundherrn jährlich zu verrichten ſchuldig iſt. Ueber 
den Urſprung dieſer Verbinolichkeit iſt das, was uns die 
Geſchichte aufbewahrte, bereits in der Einleitung $. 8 an 
geführt worden. Die vormahls beſtandene Leibeigenſchaft, 
die Bedingniſſe der Freilaſſungen, und der in ſpäteren Zei— 
ten errichteten emphiteutiſchen Verträge, womit die Grund— 


herrn das nutzbare Eigenthum ihrer Gründe an freie Anſied— 


ler mit dem Vorbehalte beſtimmter oder unbeſtimmter Ar— 
beiten zur Beurbarung ihrer unveräußerten Dominicalgründe 
abtraten, mancherlei wegen Verjährung als legal betrach— 
tete Anmaſſungen ſind eben ſo viele einzelne Quellen der auf 
verſchiedenen Gütern eben ſo verſchieden beobachteten, faſt 
allgemein im Lande beſtaͤndenen Robothsverfaſſung. Dieſe 
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aus einzelnen theils ausdrücklichen, theils ſtillſchweigenden 
Privatverträgen und Gewohnheiten entſprungene Verſchie— 
denheit erſchwerte die Einführung eines allgemein verbinden— 
den geſetzlichen Siſtems. Das erſte Geſetz, welches den 
Grundobrigkeiten das Recht der Robothforderungen zuſpricht, 
iſt vom Jahre 1565, allein ſelbes ließ ſich in keine nähe— 
re Beſtimmung ein, ſondern ſprach den Ständen nur über— 
haupt die ungemäßigte Roboth zu. Eine ſpätere Verordnung 
befindet ſich in der unter der Regierung des Kaiſers Leopold 
I. am 15. März 1079 kundgemachten Landesverfaſſung, 
oder dem ſogenannten Tractate de juribus incorporalibus. 
Allein auch dieſe überließ die Roboth noch ſo ziemlich der 
Willkühr der Grundobrigkeiten, indem es auch nach derſel— 
ben noch bei der ungemäßigten Roboth blieb. Es heißt nahme 
lich dafelbft im 4. §. des 5. Titels: „die behaufter Unter: 
„thanen Roboth betreffend, iſt von unſeren Vorfahrern 
„noch anno 1365 eine Reſolution ergangen, daß unſere 
„getreuen Stände fi) zwar einer ungemäßigten Roboth ge— 
„brauchen können; dabei aber die Unterthanen wider die 
„Billigkeit nicht beſchweren ſollen. Nun laſſen wir es bei, 
„obiger Reſolution der Unmäßigung auch noch verbleiben, 
„wollen aber wegen des bisher faſt durchgehends eingeſchli— 
„ihenen Mißbrauches des gar zu ſtrengen und überhäuften. 
„Anhaltens zur Roboth, alle Obrigkeiten dahin ernſtlich er— 
„mahnet und befehlet haben, daß fie ihre Unterthanen mit 
„der Roboth wider Billigkeit nicht beſchweren, noch ſelbe 
„dadurch an ihrem ſelbſt eigenen Unterhalt und Nahrung 
„verhindern, weder mit gar zu weiten entfernten langwieri— 
„gen Ausbleiben von ihrer Wirthſchaft abhalten ſollen, wi— 
„drigenfalls auf der Unterthanen einkommends Klagen Wir 
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„folche Bedrängniſſe nicht allein einftellen, ſondern auch ges 
„gen die Uebertreter mit wirklicher Strafe, auch Verände— 
„rung der ungemäßigten in eine gemäßigte Roboth verfah— 
„ren laſſen wollen.“ Dieſe Verordnung ließ noch ein ſehr 
weites Feld für unzählige Rechtsſtreite zwiſchen Obrigkeiten 
und Unterthanen offen; es wurde daher zur Vermeidung 
aller ungleichen Ausdeutungen, unter der ruhmvollen Re: 
gierung der unſterblichen Kaiſerinn Maria Thereſia ein eige— 
nes Robothpatent unterm 6. Junius 1772 erlaffen, und 
folgten demſelben zwei Erläuterungen unterm 12. Junius 
und 24. October 1775. Dieſe Patente geben die beſtimm- 
teſte, noch immer in voller Wirkung gebliebene Richtſchnur, 
in wie weit, und auf welche Art die Roboth zu leiſten iſt, 
und alle über einzelne Umſtände und Anfragen ſpäter er— 
laſſenen höchſten Verordnungen, die an ihrem Orte jeder— 
zeit in dieſem Werke vorkommen werden, beziehen ſich auf 
das durch dieſelben feſt gegründete Robothſiſtem. 
S. 

Nach dem vorausgeſchickten Begriffe der Roboth iſt es 
nothwendig, noch vorläufig, ehe man ſich in eine nähere 
Zergliederung dieſer Materie einläßt, die verſchiedenen Gat— 
tungen der Robothen zu kennen, welche entweder von der 
zu leiſtenden Arbeit ſelbſt, oder von der Art, wie ſelbe zu 
leiſten iſt, verſchiedene Benennungen erhalten. Nachdem 
unter der Roboth alle wie immer Nahmen habenden Ar— 
beiten und Verrichtungen begriffen werden, welche der Un— 


terthan feiner Grundherrſchaͤft zu leiſten ſchuldig iſt, fo gibt 


es in der erſten Betrachtung ſehr verſchiedene Gattungen von 
Robothen, als zum Beiſpiel Pflugrobothen, wenn 
die Dominicaläcker zu bearbeiten ſind. f 
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Wegrobothen, wenn der Weg auszubeſſern iſt. 
Schloß⸗, Jagd⸗Robothen, und dergleichen mehr. 

In Rückſicht der Art, wie die ſchuldige Arbeit zu ver— / 
richten ift, gibt es Zug-, Hand- und Fußrobothen. Zu gs 
robothen ſind jene, welche mit Pferden oder Ochſen 
verrichtet werden müſſen; und theilen ſich in vier- und zweie 
ſpännige, je nachdem ſie mit dem ganzen oder halben Zuge 
zu geſchehen haben. Handrobothen beſtehen in ſchul— 
diger Handarbeit; Fußrobothen in zu verrichtenden 
Gängen. 

§. 3. 

Um den Gegenſtand der Robothen, welcher von jeher 
einer der wichtigſten war, und ſeiner Dunkelheit und Weit— 
läufigkeit wegen zu vielen Streitigkeiten zwiſchen den Herr: 933 
ſchaften und Unterthanen Stoff gegeben hat, mit der Bes | 
ſtimmtheit, Verläßlichkeit und Ordnung abhandeln zu kön— 
nen, welche die Abſicht des gegenwärtigen Werkes fordert, 
wird es nur nothwendig ſeyn, ſich einen Leitfaden zu wäh— 
len, welcher der Natur der Sache angemeſſen ift, die Weber: 
ſicht des Ganzen erleichtert, und alle Dunkelheit und Ver— 
wirrung der Begriffe verſcheucht. f 

Zu dem Ende wird auf folgende Hauptſtücke geſehen, 
und folgende Ordnung beobachtet werden. 

I. Wer robothen müſſe? 

II. Auf welche Art zu robothen fey? 

III. Durch wie viele Tage des Jahrs? 

IV. Wie dieſe Tage einzutheilen ſeyen 2 

V. Durch wie viele Stunden an einem Robothstage gear 
beitet werden müſſe? 

I. Band. 9 
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VI. Was für Gattungen Arbeiten dem Unterthane als 
Robothen auferlegt werden können, und welche Verbind— 
lichkeiten derſelbe bei Leiſtung der Roboth auf ſich habe? 

VII. Wann und was für Ergötzlichkeiten er dafür fore 
dern könne? 

VIII. Ob er mehreren Herrſchaften, oder welcher allein 
zu robothen verhalten werden konne? f 

IX. Wie die Roboth in eine Geld- oder Natural-Abe 
gabe verwandelt werden könne? 

X. Welche geſetzlichen Urſachen eine zeitliche, welche 
eine gänzliche Robothbefreiung bewirken? 

XI. Ob und wann der Grundherr ſeinen Unterthanen 
die Robothpflicht ganz erlaſſen könne. 

. 

Dieſer Ordnung gemäß kömmt 1. zu beſtimmen, wer 
zu robothen hat? 

Das Patent vom Jahre 1772 ſagt im 1. §. „Ein je⸗ 
„der Hold und Unterthan auf dem Lande, wie auch in den 
„unterthänigen Städten und Märkten, weſſen Standes felber 
„immer ſeyn mag, iſt von jedem feinem behauſten Gute dem 
„Grundherrn, oder dem Fruchtgenießer der Grundobrigkeit 
„die Hand- oder Zugroboth zu leiſten ſchuldig. Im 2. §. Von 
„den unbehauften Gütern und Gründen aber, als Burgrech— 
„ten und Ueberländgrundſtücken ſind deren Inhaber dem 
„Grundherrn einige Robothen zu verrichten nicht verbunden.” 

Aus dieſen beiden Abſchnitten des Patents folgt nun, 
daß die Verbindlichkeit der Roboth überhaupt jedem Be— 
ſitzer eines behauſten Gutes, er möge der per— 
ſönlichen Gerichtsbarkeit der Grundherrſchaft unterliegen oder 


nicht, obliege, und daß die Roboth nur von behauſten Gi: 
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tern, aber von keiner Art Ueberlände gefordert werden 
kann. Daß auch die Hausüberlände bei Beſtimmung 
der Roboth nicht in Anſchlag zu nehmen ſeyen, iſt die ei— 
gene Weiſung mit Hofdecret vom 15. Jänner 1782 gege— 
ben worden, welches folgender Maßen lautet: 

„Nachdem vorgekommen ſey, daß mehrere Gee 


vin Niederöſterreich ihre Unterthanen in Anſehung der be 


„ſitzenden Hausüberlände zu einer größeren Naturalroboth, 
„als fie nach den beſitzenden Hausgründen zu leiſten hät— 
„ten, verhalten wollen, fo werde verordnet: daß es in 
„Anſehung der Robothſchuldigkeit überhaupt bei der Bor: 
„ſchrift der Robothpatente, vorzüglich aber bei der im 
„11. §. des Robothpatentes vom 6. Junius 1772 enthal- 
„tenen wortdeutlichen Ausmeſſung, vermöge welcher die 
„vorhin gebräuchlich geweſenen minderen Robothen ſchon 
„niemahl, und unter keinerlei Vorwand erhöht werden ſol— 
„len, zu verbleiben habe; mithin auch in Anſehung der oh— 
vnehin erſt nach der Hand zu beſſerer Stiftung des Unter— 
„thans unveräußerlich gemachten Haus überländgründe, dem 
„Unterthane keine neue vorhin nicht gewöhnliche Roboth— 
„ſchuldigkeit aufgebürdet werden ſolle; es wäre dann, daß 
„ſchon vorher, und zwar vor dem Robothpatente auf dieſe 


„unveräußerlich gemachten Hausüberländgründe einige eigene 


| „Ro bothſchuldigkeiten gehaftet hätten, oder die Unterthanen in 


„Anſehung ſelber zu mehreren Robothſchuldigkeiten ſchon vor— 
„hin verbunden geweſen wären, in welchem Falle es bei dieſen 
„auf dem Haufe und Hausüberländgründen unter einem ſchon 
„vorhin gehafteten „ die Patentalausmeſſung nicht überſtei— 
„genden Robothſchuldigkeiten noch ferners verbleiben müſſe.“ 
Aus den beiden oben angeführten Abſchnitten des Ro— 
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bothpatentes erhellet ferners, daß die Robothverbindlichkeit 
im Allgemeinen eine dingliche, das iſt: eine auf dem 
behauſten Gute, und nicht auf der Perſon des Unterthanes 
haftende Schuldigkeit iſt; wovon nur die Inleutroboth, wo— 
von ſpäter die Rede ſeyn wird, auszunehmen kommt. Die— 
ſes ziehet die nothwendige Folge nach ſich, daß der Unter— 
than eben nicht in eigener Perſon zu robothen verbunden 
iſt, und es in Anſehung der Schuldigkeit keinen Unterſchied 
macht, ob das behaufte Gut nur einen oder mehrere Be— 
ſitzer hat. 

Der $..6. des Patentes vom Jahre 1772 enſcheidet: 
„Ein Hold, und Unterthan muß entweder ſelbſt die Roboth 
„verrichten, oder eine taugliche, mithin keine entweder fo 
„junge, oder aber ſo alte, oder ſonſt ſo ſchwache Perſon, 
„welche die vorhabende Roboth zu beſtreiten nicht vermögend 


„wäre, in die Roboth ſchicken. Es kann auch von mehreren 


„Erben oder Beſitzern eines behauften Gutes nicht mehr als 
„nur eine taugliche Perſon zur Roboth begehret werden. 
„Deßgleichen iſt der Inmann nebſt ſeinem Eheweib, Kindern 
„und Hausgeſinde nur für eine Robothperſon zu halten.“ 
§. 5. f AN 
Eine wichtigere Streitfrage biethet ſich jedoch im Pro— 


bleme dar: ob die Fabriksarbeiter als Inleute zu betrach- 


ten, ſomit die Inleutroboth dem Grundherrn zu leiſten 
rechtlich verpflichtet ſeyen. 

Die Entſcheidung dieſer Frage iſt lediglich aus dem ge— 
ſetzlichen Begriffe eines Inmannes herzuhohlen. 

Nach dieſem können als Inleute nur jene angeſehen 
werden, welche einer Grundobrigkeit als Unterthanen ans 


gelobet, d. i. ihren Willen entweder ausdrücklich oder ſtill— 
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ſchweigend jedoch deutlich zu erkennen gegeben haben, daß 
ſie fortwährend unter den Schutz einer beſtimmten Grund— 
herrſchaft ſich begeben, unter derſelben einen dauerhaften 
Wohnort miethweiſe innehaben, und als für ſich beſtehend, 
durch kein beſonderes vertragsmäßiges Dienſtverhältniß ge— 
bunden, freithätig ihren täglichen Unterhalt ſuchen. 

Nach dieſem Begriffe unterſcheiden ſich nun die Fabriks— 
arbeiter: ö 

a) in ſolche, welche als Ausländer, die durch einen 
10jährigen Aufenthalt in dieſen Ländern noch nicht einge— 
bürgert wurden, betrachtet werden müſſen, f 

b) ſolche zwar Inländer, welche jedoch unter einer und 
derſelben Grundobrigkeit ſich noch nicht volle 10 Jahre auf— 
gehalten, und keinen Entlaßſchein von jener Herrſchaft er— 
halten haben, wo ſie geboren worden, oder früher ſich ſo 
lange aufgehalten haben, 

c) in ſolche, welche zwar anerkannt wahre Untertha⸗ 
nen jener Obrigkeit ſind, in deren grundherrlichen Juris— 
diction die Fabrik gelegen iſt, 98 jedoch in der Fabrik 
wohnen, | 

d) in ſolche, welche gleichfalls wahre Unterthanen einer 
derlei Grund-Obrigkeit ſind, und die außer der Fabrik oder 
in den Fabriksgebäuden wohnen, für welche jedoch der Fabriks— 
inhaber den Miethzins zahlet, endlich 

e) in ſolche, welche wahre grundherrſchaftliche Unter— 
thanen ſind, in andern zur Fabrik nicht gehörigen Häuſern 
wohnen, und den Miethzins aus eigenem Verdienſte be— 
ſtreiten. 

Die Fabriksarbeiter ad a) und b) find keine the 
nen der Grundherrſchaft, haben als ſolche nicht angelobe, 


— 
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find daher auch nicht als Inleute zu betrachten, und kön— 
nen aus dieſem Grunde auch nicht zur Inleutroboth ver— 
halten werden. So evident dieſes bei jenen ad a. iſt, fo iſt 
es aber auch nicht weniger klar bei jenen ad b., denn ein 
Unterthan hört in dem Falle, als er vermöge ſeiner Geburt 
oder ſeines früheren Aufenthaltes zu einer beſtimmten Herr— 
ſchaft wirklicher Unterthan geworden iſt, nur dann auf, 
Unterthan dieſer Grundherrſchaft zu ſeyn, und kann als 
ſolcher von einer andern Herrſchaft angenommen werden, 
wenn er von ſelber ordentlich entlaſſen iſt, welches nach der 
Analogie der Hofverordnung vom 13. September 1771 auch 
ſtillſchweigend dann geſchieht, wenn er ſich unter einer ans 
dern Grundherrſchaft durch 10 Jahre aufhält, und von der 
erſtern nicht zurückgerufen wird, denn ſonſt hätte die Grund— 
herrſchaft nicht das Recht, einen derlei nicht durch volle 10 
Jahre in ihrem Jurisdictionsbezirke ſich aufhaltenden Unter— 
than an ſeine Geburtsobrigkeit im Erarmungsfalle zurückzu⸗ 
ſchieben. 

Bei den Fabriksarbeitern 

ad c) kann von einer Inleu roboth keine Rede ſeyn, 
weil dieſe mit ihrem Principalen dem Fabriksinhaber in ei— 
nem fortwährenden Lohnvertragsverhältniſſe ſtehen „unter 
letzterem in einer rechtlichen universitas personarum ſich 
vereinigen, daher mit ihm nach $. 6 des Patentes vom Jahre 
1722 nur eine robothpflichtige Perſon darſtellen. Hier waltet 
ein gleiches Rechtsverhältniß, wie bei einem Bauern und ſei— 
nen Dienſtbothen, wie bei einem Handwerker und ſeinen 
Geſellen und Lehrjungen ob. 

Eben dieſes gilt auch 

ad d) rückſichtlich derjenigen Fabriksarbeiter, welche zwar 
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wahre Unterthanen der Grundherrſchaft find , außer der Fa— 
brik miethweiſe wohnen, für welche aber der Fabriksinhaber 
den Miethzins zahlet, da auch dieſe als ſeine bloßen Dienſt— 
bothen, Geſellen oder Lehrjungen betrachtet werden müſſen, 
und hieran der Umſtand, daß er ſolche in ſeinen Fabriksge— 
bäuden nicht unterbringen kann, nichts verändert; eben ſo 
wenig als dadurch, wenn ein Bauer ſeinen Knecht im Stalle 
des Nachbarn ſchlafen und wohnen läßt, dieſer als In— 
mann betrachtet werden kann, eben ſo wenig ſind derlei 
Fabriksarbeiter als Inleute zu beurtheilen.— 

Der rechtliche Begriff eines robothpflichtigen Inmannes 
realiſiret ſich demnach bloß in jenen Fabriksarbeitern, welche 

ad e) wahre Unterthanen der robothberechtigten Grund— 
herrſchaft ſind, außer den Fabriksgebäuden wohnen, und 
dieſe ihre Wohnung auf eigene Rechnung beſtreiten. 

Dieſe Diſtinctionen ſind auch in der Hofentſcheidung 
vom 17. Juli 1800, welche über einen beſondern Fall er— 
ging, enthalten, indem ſolche im Allgemeinen erkannte: 

„daß Fabriksarbeiter, welche außer der Fabrik wohnen, 
„und entweder Ausländer ſind, welche die zur Einbürgerung 
„geſetzmäßige Zeit nicht vollſtrecket haben, oder bloß zufäl— 
„lige Inwohner, die vermöge der in der Landesverfaſſung 
„und in den beſtehenden Verordnungen ausgezeichneten Wege 
„nicht wirkliche Unterthanen der Herrſchaft genannt werden 
„können, zur Robothleiſtung nicht verhalten werden dürfen.” 

Jedoch auch rückſichtlich jener Fabriksarbeiter, welche 
zur Inleutroboth wirklich verpflichtet wären, wurden die Do— 
minien in einzelnen Fällen jederzeit aufgemuntert, ſich mit 
ihnen rückſichtlich der Naturalroboth zu vergleichen, und 
ſolche billig reluiren zu laſſen, um ſie in ihrem Verdienſte 
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durch die Naturalroboth nicht zu hindern. Part. Regie 
rungs⸗Entſcheidung vom 16. October 1798 und Part. Hof: 
entſcheidung vom 17: Juli 1800. 

Daß endlich der Fabriksbeſitzer wie jeder Unterthan, in 
ſo ferne das Recht der Herrſchaft zur Roboth zweifellos iſt, 
rückſichtlich der zu ſeiner Fabrik gezogenen Ruſticalrealitäten, 
gleichfalls robothpflichtig ſey, kann um ſo weniger einem 
Zweifel unterzogen werden, als dieſe Pflicht auf der Reali— 
tät haftet und die Umſtaltung ſolcher unterthänigen und ro— 
bothpflichtigen Häuſer in eine Fabrik oder deren Wohnge— 
bäude als eine einſeitige Handlung des Fabrikseigenthümers, 
dem landesverfaſſungsmäßigen Robothrechte der Grundherr— 
ſchaft nicht nachtheilig ſeyn kann. 

4 $. 6. 

Als wahre Inleute ſind aber nach dem erſt aufgeſtell— 
ten Begriffe eines Inmannes die unterthänigen Gewerbs— 
leute oder Handwerker, welche ohne eigene Behauſung bloß 
inwohnungsweiſe in einem Orte ſich niederließen, rechtlich 
zu beurtheilen, und in ſo ferne ſind ſie auch in der Regel 
verpflichtet, die Inleutroboth zu leiſten, jedoch kommt auch 
hier zu berückſichtigen, daß ſie mit ihren Geſellen, Lehr— 
jungen und Dienſtleuten rechtlich nur als eine robothpflich— 
tige Perſon betrachtet werden können. Hofverordnung vom 
27. Februar 1779. 

Einer gleichen Inleutroboth unterliegen im allgemei— 
nen jene Häusler, die ſich auf dem Grunde eines andern 
Unterthans, oder des Pfarrers, der Kirche, oder der Ge— 
meinde befinden, ſomit nicht als ſelbſtſtändige behauſte 
Unterthanen ſondern nur als Inleute des Grundeigenthü⸗ 
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mers erkannt werden muͤſſen. Hofdecret vom 17. Auguſt 
1776. , 

Uebrigens find auch die ausgetretenen Capitulanten, und 
die Landwehrmänner, in fo ferne fie als wahre Unterthanen 
erſcheinen, ihrer Grundherrſchaft robothpflichtig, und in fo 
ferne ſie nicht zu den behauſten Unterthanen oder Dienſtleu— 
ten gerechnet werden können, die Inleutroboth zu leiſten 
ſchuldig, welches auch durch die Verordnung vom 15. De— 
cember 1809 und die Part. Regierungs-Entſcheidung vom 
20. Auguſt 1812 beſtätiget wird. 

„ 

In Betreff der bisherigen Beſtimmungen, und von die— 
ſen Robothholden, welche nur als urſprünglich grundherr— 
liche Unterthanen dem Grundherrn als ſolchem gegenüber 
zur Roboth verpflichtet ſind, ſind jedoch jene Unterthanen 
zu unterſcheiden, welche zur ſogenannten Kammerroboth ver⸗ 
pflichtet waren. 0 

Zur dießfälligen Begriffs-Erläuterung dienen folgende 
hiſtoriſche Notizen. 

Der ſogenannte vicedomiſche Kataſter war ein Theil 
der landesfürſtlichen Cameralgüter und beſtand aus mehre— 
ren im Lande zerſtreuten Gülten und Unterthanen, welche 
letztere der k. k. Kammer entweder ganz oder nur mit ihren 
Urbarſteuern und Robothgeldern dienſtbar waren. 

Dieſe Gülten wurden unter der Leitung der k. k. Hof— 
kammer durch ein beſonderes Verwaltungsamt eingebracht. 

Mittelſt des von Ihrer Majeſtät weil. Kaiſerinn Maria 
Thereſia mit den Ständen geſchloſſenen Receſſes vom 18. 
September 1748 war der Antrag gemacht, dieſe Gülten 
den Ständen käuflich zu überlaſſen, und ihnen zugleich die 


\ 
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Freiheit zugeſichert, dieſelben an wen immer theilweiſe hin— 
danzugeben; welcher Kauf und rückſichtlich Verkauf mittelſt 
Contract vom 1. Jänner 1750 wirklich abgeſchloſſen wurde, 
in Folge deſſen die geſammten vicedomiſchen Gülten, wor⸗ 
unter auch dieſe Urbarſteuer- und Robothholden gehörten, 
um einen Betrag pr. 450,000 fl. mit der ferneren Ber: 
kaufsfreiheit an einzelne Obrigkeiten den Ständen überlaſſen 
wurden. Wirklich wurden auch dieſe Gülten von den Stän— 
den an einzelne Parteien mittelſt öffentlicher Verſteigerun⸗ 
gen und andrerſeits eingeleiteter Verkäufe überlaſſen. 

g. 8. 

Durch dieſen Vorgang kamen nun auch die vormahlig vi— 
cedomiſchen Kammerrobhoth- Holden unter einzelne Privat: 
herrſchaften, welche jedoch auf erſtere nur jenes Recht hat— 
ten, welches früher die landesfürſtliche Kammer über ſie aus— 
übte, und in Folge Verkaufsvertrages an die Stände, von 
dieſen aber an ſolche Privatherrſchafts-Beſitzer übertragen 
wurde. N 

Es dürfte wenig Zweifel unterliegen, daß die Herrſchafts— 
beſitzer, welche ohnedieß Grundherrſchaften der Kammer— 
roboth-Holden geweſen ſind, indem fie größten Theils den 
Grunddienſt von letztern zu beziehen hatten, und nur die 
Roboth dem Landesfürſten unmittelbar zuftand „ bei der ver— 
änderten Lage, als fie durch den Einkauf derlei Kammer— 
robothgülten, auch in den Beſitz des Rechtes zur Kammer— 
roboth gelangten, dieſes Recht zu erweitern, und jenem 
Verhältniſſe gleich zu ſtellen geſucht haben dürften, in wel— 
chem ihre übrigen Unterthanen, die ihnen auch die grund— 
herrliche Roboth von Alters her neben dem Grunddienſte zu 
leiſten verpflichtet waren, zu ihnen ſtanden. 
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Da jedoch zwifchen beiden dieſen Robothholden die Ver: 
pflichtung äußerſt verfchieden iſt, und in dießfälligen Strei— 
tigkeiten jederzeit auf die urſprüngliche Leiſtung zurückgegan— 
gen werden müßte, ſcheint für die Erörterung des urſprüng⸗ 
lichen Rechtsverhältniſſes der Kammerrobothholden hier der 
gehörige Platz zu ſeyn. 

In dieſer Rückſicht iſt vor allem des Patentes vom 8. 
December 1700 zu erwähnen, welches von den Kammer— 
robothholden weitläufiger handelt und folgender Maßen lautet: 

„Entbiethen allen und jeden, vornähmlich unſern Ur— 
barholden, unter was Herrſchaften, Geiſt und Weltlichen 
„fie ſeyen, die da den Grunddienſt zwar den Herrſchaften 
„reichen, uns aber zu einer Land- oder Kammer-Roboth 
„vorbehalten ſeynd, und bishero dieſelbe völlig oder zum 
„Theil in natura verrichtet, oder in Geld gereichet haben, 
„unſere Gnade, und geben euch gnädigſt zu vernehmen: 
„welchergeſtalten euch zwar von unſern Vorfahren und re— 
„gierenden Landesfürſten höchſtſeligſten Andenkens zu unter— 
„ſchiedlichen Mahlen als unter andern am letzten März 1581, 
„den 8. Mai 1585 und 4. Juni 1601 angezeigt und pu⸗ 
„blicirt worden, daß die Roboth von denen in ſolchen Pa— 
„tenten enthaltenen Unterthanen (ungehindert daß einige 
„Pfarrer, Beneficiaten, und andere ſich ſolcher unziemlich 
„anmaßen wollen) uns alleinig unmittelbar gebührt: weſſent— 
„wegen dann auch vorhin eine geringe Anſchlagung des Ro— 
„bothgeldes, vermöge obiger Patente zum Theil beſchehen, 
„und ſolche Gebühr zu unferm Vicedom-Amt erlegt wor: 
„den iſt: Nachdem wir aber für hoch nothwendig befunden, 
„obigen Patenten zu inhäriren und jenes wie folgt vorzu— 
»nehmen; als haben wir auf den uns gehorſamſt eingereich— 
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„ten Bericht und Gutachten bei euch allen die Landesge— 
„bräuchige Roboth in eine mehrere Entrichtung und Gleich- 
„heit alſo zwar zu bringen gnädigſt reſolviret, daß, wo die 
„Naturalroboth zu unſern Wirthſchaften und Ka mmergütern 
„nützlich nicht zu gebrauchen, oder küglich nicht applicirt 
„werden könne, ihr anftatt ſolcher Natural-Roboth von ei— 
y„nem ganzen Haus oder Lehen 8 fl., von einem Drei-Vier— 
„tel Haus 6 fl., von einem halben Haus 4 fl. und Hof: 
„itättel 2 fl. jährlich zu unſerm nied. öſterr. Vicedom-Amt 
„reichen ſollet, deßwegen dann ihr die Bekenntniſſe eurer 
„Häuſer gehörigen Orten ordentlich einzureichen und von 
„dort aus zu erwarten haben werdet, auf was Weis ihr nach 
„Publication dieſes künftighin die Schuldigkeit eurer jähr— 
„lichen Roboth abſtatten ſollet j; wie zumahlen wir aber auch 
„de novo berichtet worden, daß ſich etliche Pfarrer, Bene: 
„ficiaten und andere zuwider den vorigen Patenten unter: 
„ſtehen, die Roboth oder das Robothgeld von den Holden, 
„fo ihnen dienſtbar, abzufordern, das ihnen doch nicht, 
„ſondern uns als Landesfürſten und Vogtherrn ohne Mittel 
„ihnen Pfarrern und Beneficiaten aber nichts als der bloße 
„Dienſt gebühret: immaſſen dieſelbe auch dießfalls dato 
„weder in der Einlage ſeyn, noch die herauf ſchuldigen Onera 
„tragen, fo wollen wir, daß dieſelbe Pfarrer, Beneficiaten, 
„und andere ſich ſolcher Roboth- Anforderung hinfüro gänz— 
„lich enthalten, und ſich allein ihres Grunddienſtes, wie 
„ihnen dann ein mehreres von ermelten Unterthanen zu for: 
„dern, nicht gebühret, begnügen laffen, es wäre dann 
„Sach, daß einer, oder der andere zeigen könnte, daß er 
„obberührte Robothanforderung rechtmäßig befelcht ſey, welche 
yſie a tempore publicationis dieſes Patents inner 6 Wochen 
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„für Regierung und Kammer authentiſch vorzuweiſen ſchul— 
„dig ſeyn: in deren Unterlaſſung aber ſich deroſelben weis 
„ters nicht zu gebrauchen haben, oder deßhalb weiters 
„angehört werden ſollen. Entgegen aber fol auch allen und 
„jedem fo eine wirkliche Naturalroboth anderweitig hin füg— 
„am zu leiſten obliegt, nach Proportion deren an hievon 
„gedachten jährlichen Geldentwurf billiger Nachlaß geſchehen.“' 
Eines gleichen Inhalts ift das oben citirte Patent vom 
31. März 1581, ſo wie jenes vom 4. Juni 1601, welche 
gleichfalls beſtätigen, daß die ſogenannten Urbarsholden 
bloß mit der Vogtherrlichkeit und Urbarſteuer dem hohen 
Landesfürſten unmittelbar angehören, und durch beide wur— 
de verordnet: „wo und bei welchen derlei Kammer- oder 
„Urbarholden zuvor von Uns kein jährlich Robothgeld ge— 
„ſchrieben und angeordnet worden, daß fie auf alle ſam— 
„mentlich oder ſonderlich für die gebührlich und landesbräuch— 
„liche Fuhr- und Handroboth, dieweil ihr Uns von hier 
„weit entſeſſen, ein jährlich Robethgeld als auf jedes be— 
„haufte Gut zwölf Schilling Pfenning, doch daß der Reiche 
„den Armen allweg übertrage, anfchlagen, und ſolches Ro— 
„bothgeld zu ordentlichen Termin in unſer Vicedomamt in 
„Oeſterreich unter der Enns zu erlegen verordnen follen.” 
Eben fo verordnete das Patent vom 23. Februar 1722, 
welches obige Anordnungen wiederhohlet, weiter, daß die 
Pfarrer, Beneficiaten oder wer immer, welcher von den vi— 
cedomiſchen Urbar-Robothholden eine Naturalroboth zu for— 
dern berechtiget zu ſeyn glaubet, binnen 6 Wochen a tem- 
pore publicationis dieſes Patents vor der n. b. Regierung 
und Kammer rechtlich ſolches Recht ausweiſen ſollen, in deſ— 
fen Unterlaſſung fie ſich einer derlei Roboth nicht mehr zu 
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1 berechtiget ſeyn, und auch deßhalb weiter 50 
mehr angehört werden ſollen. 

$. 9. 

Aus dem Inhalte dieſer Patente gehen nun folgende 
wichtige Schlußfolgerungen hervor: 

a) Dieſe vormahlige Kammerroboth ging rein aus der 
Vogtherrlichkeit hervor, indem in obigen Patenten ausdrück— 
lich erwähnt wird, daß dem Landesfürſten und rückſichtlich 
der Kammer nur als Vogtherrn dieſe Robothholden unter— 
ſtehen, und den Grunddienſt an andere Herrſchaften zu rei— 
chen haben, weßwegen auch dieſe vormahlige Kammerro— 
both ganz nach den Grundſätzen der Vogtroboth rechtlich 
beurtheilt werden muß. 

p) Die Naturalroboth der Kammerholden, wenn fie 
ſchon vor obigen Patenten zu einer derlei Naturalroboth 
verpflichtet waren, wurde nur bei denjenigen l. f. das iſt 
Cameralherrſchaften beibehalten, wo dieſe Unterthanen zu— 
gleich mit ihrer Grundherrſchaft hingehörten, ſomit wo die 
von den Kammerholden zu entrichtende Naturalroboth der 
l. f. Kammer als zugleich Grundherrſchaft von Nutzen war. 

c) Bei allen übrigen Kammerrobothholden wurde die Na— 
turalroboth in ein perpetuirlich zu entrichtendes Roboth— 
geld verändert. 

d) Bei dem Verkaufe dieſer Kammerrobothgülten konn— 
ten daher die Stände und ihre weiteren Nachfolger die Pri— 
vatherrſchaften nur die Vogtherrlichkeit und das Recht er— 
werben, die dießfällige Vogtroboth in einem perpetuirlich zu 
reichenden und unveränderlichen Geldbetrage von den vor— 
mahligen Kammerrobothholden zu fordern. 

e) Daß dieſe Kammerrobothholden zu einer andern 
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grundherrlichen Naturalroboth oder Reluition nicht verpflich— 
tet waren, da ihre Grundherrn von ihnen nichts als den 
Grunddienſt zu fordern berechtiget waren. 

Endlich 

) daß alle jene Grundherrſchaften, welche von den zum 
vormahligen Vicedomamte gehörigen Kammerrobothholden 
eine grundherrliche Roboth wie von ihren übrigen Grunde 
unterthanen fordern wollen, den Beweis liefern müſſen, 


daß ſie bereits vor dem Jahre 1722 hiezu berechtiget waren, 


und dieſes ihr Recht in Folge Patents vom 23. Februar 
1722 binnen 6 Wochen vom Tage der datirten Publication 
desſelben vor der n. ö. Kammer und Regierung vollſtändig 
ausgewieſen haben. f 

In allen jenen Fällen alſo, wo ein Robothhold durch 
Urkunden, durch Urbarien u. ſ. w. beweiſen kann, daß er 
einſt als Kammerrobothhold bei dem Vicedomamte innegele— 
gen, und ſeine Grundherrſchaft die allen übrigen Grund— 
holden landesüblich obliegende patentmäßige grundherrliche 
Naturalroboth auch von ihm fordern wollte, treten obige 
Erforderniſſe ein, und liegt der Grundherrſchaft die Laſt des 
rechtlichen Beweiſes des obigen im Jahre 1722 gelieferten 
Ausweiſes zu dieſer Berechtigung ob. 

1 

Was II. die Art zu robothen betrifft, ſo ſagt der . g. 
des Patentes vom Jahre 1772: „Da die hierländigen Un— 
„terthanen der Roboth halber in Ganze-, Halbe: und Viertel— 
„Iehner von Alters her eingetheilt worden, fo hat es in An— 
»ſehung der Roboth bei fothaner Eintheilung noch ferners 
„ſein Bewenden, und ift ein Ganzlehner mit einem 


„vierſpännigen Zuge, das iſt: mit vier Pferden oder 
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vOchſen, ein Halblehner aber mit einem zweiſpän⸗ 
„nigen Zuge, das iſt: mit zwei Pferden oder Ochſen 
„in die Roboth zu fahren ſchuldig, jedoch kann denſelben 
„deſſentwegen, daß ſie etwa mit mehreren Zügen verſehen, eis 
„ie größere Zugroboth nicht aufgebürdet werden. Da hingegen 
„auch, obwohl ein Ganz- oder Halblehner feine Züge abſchaffte, 
„derſelbe jedoch dem Grundherrn die vorgeſchriebene Zugro— 
„both verrichten zu laſſen gehalten wäre. Ein Viertel 
„lehner, Hofſtättler, oder Hauer aber hat nur 
„allein die Hand- oder Fußroboth zu leiſten.“ 
Nachdem aber nach der Hand ſich zeigte, daß an man⸗ 
chen Orten die Unterthanen vor Erſcheinung dieſes Geſetzes 
ihre Roboth auf eine leichtere Art zu verrichten hatten, zum 
Beiſpiel der Ganzlehner nur zur zweiſpännigen Zug-, der 
Halblehner nur zur Handroboth verhalten worden war, und 
dadurch die Abſicht des Geſetzes, welches den Vortheil der 
Unterthanen bezielte, vereitelt worden wäre, ſo erfolgte 
für derlei Fälle eine nachträgliche Beſtimmung durch das 
Patent vom 24. October 1773. Dieſes ſagt ausdrücklich im 
1. §. „Kein Ganz- oder Halblehner ſoll künftighin zur Zug: 
„roboth angehalten werden, wenn derſelbe nicht auch ſchon 
„vor Publicirung des Robothpatentes vom 6. Junius 1772 | 
„mit dem Zuge zu robothen verbunden war.“ Wie nun 
die über dieſe vormahlige Art zu robothen entſtehen kön— 
nenden Streite zwiſchen dem Grundherrn und Unterthane 
entſchieden werden ſollen, beſtimmt dasſelbe Nachtragspa— 
tent. Es heißt daſelbſt im 2. §. „Wenn nun aber zwi— 
»ſchen der Obrigkeit und einem ſolchen Ganz- oder Halb: 
„lehner ein Streit entſteht, ob dieſer Letztere vor Publici— 
„rung gleich beſagten Patentes mit dem Zuge, oder bloß 
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„mit der Hand zu robothen verbunden war; fo kommt es 
„darauf an, ob es im friſchen Andenken ſey, daß derſelbe 
„kurz vor Erlaſſung des Robothpatentes, oder wenn er da— 
„mahls etwa einen willkührlichen Robothzins zahlte, kurz 
„vor Entrichtung dieſes Zinſes bloß mit der Hand gerobothet 
„habe, in welchem Falle die Vermuthung für den Unterthan 
»iſt, daß er bloß zur Handroboth verbunden ſey; die Obrig— 
„keit aber angegen den Beweis aus einem rechtlichen Urba— 
„rio oder Grundbuche, oder Gewährsbriefe, oder aus ans 
„dern rechtbeſtändigen Urkunden zu führen, und zugleich 
„zu beweiſen hat, daß der Unterthan binnen den letzten 32 
„Jahren vor Publicirung des Patentes; oder wenn er etwa 
„damals einen willkührlichen Robothzins geleiſtet hätte, bin— 
„nen den legten 52 Jahren vor der Entrichtung des Robothzin— 
yſes mit dem Zuge wirklich gerobothet habe, wo ſodann dieſer 
„Beweis allerdings gegen den Unterthan gelten, dieſer alſo 
„künftighin als ein Zugrobother angeſehen werden ſoll. 
„Stehet es aber“ — lautet der 3. J. — „im friſchen 
„Andenken, doß ein Ganz- oder Halblehner kurz vor Erlaſ— 
„lung des Robothpatentes, oder wenn er damahls etwa ei: 
„nen willkührlichen Robothzins zahlte, kurz vor Entrich— 
„tung des Robothzinſes mit dem Zuge zu robothen pflegte; 
„fo iſt die Vermuthung für die Obrigkeit, und folglich wi— 
„der den Unterthan, daß dieſer nähmlich ein wirklicher Zug— 
„eobother ſey, und alsdann liegt dieſem Letzteren der recht⸗ 
„lihe Beweis ob, daß er bloß zur Handroboth verbun— 
„den ſey. Welchen Beweis derſelbe aus einem rechtlichen 
„Urbario, oder aus dem Grundbuche oder Gewährsbriefe, 
„oder aus andern rechtsbeſtändigen Urkunden zu führen ha— 
„ben wird.“ Eben fo wird auch in dem 6. 7. 8. §. dieſes 
I. Band. G 
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Patentes beſtimmt, daß ein Ganzlehner, der vor Public. 
rung des Robothpatentes vom Jahre 1772 zwar zu einer 
Zugroboth, aber nur zu einer zweiſpännigen verbunden war, 


auch in Zukunft zu keiner ſtärkeren angehalten werden, und 


daß die dießfalls entſtehenden Streite gerade auf die nähm— 
liche Art entſchieden werden ſollen, wie wegen Streiten, ob 
Zug: oder Handroboth zu leiſten ſey, eben ausführlich iſt 
angeführet worden. 


In derlei ſtreitigen Fällen, welche ſich zu koſtbaren und 


langwierigen Proceſſen zwiſchen Herrſchaft und Unterthan 
entwickeln könnten, ſoll jedoch jederzeit ein gütlicher Ver— 
gleich zu treffen geſucht werden. Hofdecret vom 5. Februar 
1774, — Patent vom 1. September 1781. 

Uebrigens müſſen diejenigen Unterthanen, welche zur 
Zugroboth verpflichtet find, ſich auch die hiezu nöthigen 
Pferde oder Ochſen halten, (Reſolution vom 6. November 

775) von welcher Pflicht ſie der Umſtand, daß ſie ſich 
keine Pferde halten wollen oder können, oder daß ſie ſich 
ihre Aecker durch Miethpferde beurbaren laſſen, nicht be— 
freien könnte. ö | 

Jedoch ſteht der Herrſchaft allerdings das Recht zu, von 
dem zur Zugroboth pflichtigen Unterthan ftatt dieſer die Hand: 
roboth zu verlangen, allein nur dergeſtalt, daß von einem 
Haufe nur ein Mann abgefordert, und die geleiſtete Ro— 
both an den vorgeſchriebenen Robothtagen, gleichſam als 
eb derſelbe eine wirkliche Zugroboth geleiſtet hätte, abge: 
rechnet werden ſoll. Hofdecret vom 32. Auguſt 1772. 

§. 11. x 


Nachdem von der Art, wie die Roboth zu leiſten kömmt, 


erwähnet worden, iſt nothwendig III. die Zahl der Ta— 
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ge zu wiſſen, welche ein Unterthan das Jahr hindurch mit 
der Roboth zuzubringen verbunden iſt. Hierinfalls iſt zwi— 
ſchen Ganz-, Halb- oder Viertellehnern kein Unterſchied. 

Zufolge des 10. §. des Patents vom Jahre 1772 „kön— 
„nen die Obrigkeiten an ungemeſſenen Robothen in jenen 
„Orten, wo ſolche wirklich hergebracht find, ein 1 
- „nicht als das Jahr hindurch 104 Tage fordern.“ Nur d 
Inleute wurden ſchon in dem erſten Patente ausgenommen. 

„Den Inleuten“ — ſagt der 3. F. desſelben Patents — 
y ſie ſeyen verheirathet, verwitwet, oder ledigen Standes, 
„mag zwar von dem Grundherrn eine Hand- oder Fußro— 
„both, jedoch nicht über 12 Tage im Jahre auferlegt, von 
»denſelben hingegen ſonſt weiters einiges Schutzgeld nicht 
„gefordert werden.“ Dieſe für die Robothſchuldigkeit der In— 
leute beſtimmte Anzahl Robothtage hat auch dann Statt, 
wann ſie Handwerker ſind. Das Hofdecret vom 27. Fe⸗ 
bruar 1779 befiehlt, „daß derlei unterthänige Handwerker, 
„wenn ſie bloße unbehaufte Inleute ſind, und nicht etwa 
„beinebſt ein Haus oder einen robothſamen Grund beſitzen, 
„gleich den übrigen Inleuten lediglich durch 12 Tage im 
„Jahre die Hand- oder Fußroboth zu verrichten, oder ſelbe 
„mit beiderſeitigen Einverſtändniſſe zu reluiren ſchuldig ſeyen, 
„hingegen von denſelben ſonſt noch einige Schutzgelder um 
„fo weniger gefordert werden ſollen, als derlei Handwerker | 
„ohnehin die Gewerbſteuer entrichten müſſen.“ Weil aber 
in dem erſten Robothpatente gar keine Meldung von jenen 
Unterthanen geſchah, welche entweder ein bloßes ſogenann— 
tes Klein- Geſtaͤtten- und Batzenhauſel, oder auch nebſt 
dieſem einen kleinen Garten, Wiesflecken, oder andere die 

Maß eines Joches nicht überſteigende Grundſtücke beſitzen, 
938 2 
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oder wenn ſie auch etwas mehreres beſitzen, demnach noch 
nicht als Viertellehner betrachtet werden können, ſo er— 
floß in Anſehung derſelben ein eigenes Patent unterm 
12. Junius 1775, folgenden Inhalts: „Se. Majeſtät ha— 
„ben im mildeſten Anbetracht, daß dieſe Gattung der Un: 
„terthanen entweder ganz oder zum Theile ſich und ihrer, 
„Familie durch das alleinige Tagwerk, oder andere Lohnar— 
„beit den höchſt nothdürftigen täglichen Lebensunterhalt ver— 
„ſchaffen müſſen, und daher ihnen den ſo mühſamen Ver: 
„dienft zu entziehen, wider die gottgefällige Gerechtigkeit 
„laufe, ſich gnädigſt bewogen gefunden, derlei Klein-Ge⸗ 
„itättene und Batzenhäusler, oder wie ſolche bisher immer 
„genennet worden ſeyn mögen, künftighin in nachſtehende 
„zwo Glaffen abzutheilen, und ihre Robothſchuldigkeiten 
„dergeftalt zu beſtimmen und feſtzuſetzen, und zwar 
„Erſtens: ſollen jene, welche entweder ein bloßes 
„Haus, oder nebſt dem Hauſe auch einige mehr nicht als 
„ein Joch inclusive betragende Grundſtücke, weſſen Nah— 
„mens dieſe ſeyn mögen, beſitzen, das ganze Jahr hindurch 
„nicht mehr als 26 Tage zu robothen, dahingegen 
„Zweitens: jene, die zwar mehr als ein Joch 
„beſitzen, jedoch nach ihrer bisherigen alten Benennung 
„noch nicht als Viertellehner angeſehen werden können, 
„jährlich durch 52 Tage, das iſt: in jeder Woche einen Tag 
„unweigerlich zu frohnen ſchuldig und gehalten ſeyn.“ 
Wenn aber auch bei Theilung der Gründe von einer 
Herrſchaft neue Kleinhäusler geſtiftet wurden, und deren 
Beſtiftung noch geringer ausfiel, als bisher angenommen 
wurde, oder als die früher beftandenen Kleinhausbeſtif— 
tungen, aus denen die neuen creirt wurden, umfaßten, 
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ſo kann doch nach einer Part. Hofentſcheidung vom 7. De— 
cember 1815 die Anforderung einer 26 oder 52tagigen Ro: 
both von jedem derſelben nicht als eine Vermehrung, folg— 
lich geſetzwidrig betrachtet werden, indem bei Kleinhäus— 
lern die Robothpflicht eine dingliche Laſt iſt, ſomit auf dem 
Hauſe im allgemeinen, und nicht auf einem gewiſſen Aus— 
maße der Gründe haftet. 
$. 12. 

Dieſe für die verſchiedenen Claſſen der Unterthanen pa— 
tentmäßig beſtimmte Anzahl der jährlich zu leiſtenden Ro— 
bothstage wurde zum Vortheile der Unterthanen feſtgeſetzt, 
die vormahls hierin oft von ihren Herrſchaften zu ſehr über— 
halten wurden, ſollte aber nie zu ihrem Nachtheile gereichen. 
Es beſtimmt daher ſchon das erſte Robothpatent ſowohl, 
als der erſte Patentalnachtrag, daß überall, wo bis zur 
Erlaſſung dieſer Geſetze eine noch mindere, als die durch ſelbe 
eingeführte Anzahl von Robothstagen eingeführt und ge— 
bräuchlich war, es auch künftighin bei der hergebrachten ge— 
ringeren Robothsleiſtung unabänderlich zu verbleiben habe. 
„Nachdem aber dennoch,“ wie das dritte Robothpatent vom 
24. October 1275 ſagt: „viele Ganz-, Halb- und Viertel— 
„lehner, auch andere noch geringer poſſeſſionirte Untertha— 
„nen, welche vormahl in einem Jahre durch weniger, als 
„die in dem Robothpatente, und in desſelben erſtem Nach— 
„trage ausgemeſſenen Täge gerobothet haben, dem wahren 
„Sinne dieſer Verordnung ganz entgegen, bloß deßwegen 
„zu der daſelbſt ausgemeſſenen größeren Roboth verhalten 
„werden, weil die vorher geleiſtete Robothſchuldigkeit den 
„Nahmen einer ungemeſſenen Roboth hatte; ſo werde zu 
„Verh üthung eines ſolchen geſetzwidrigen Mißbrauchs, und 
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„Hintanhaltung aller daraus entftehen könnenden Bedrü— 
„ckungen der höchſte Wille noch näher und deutlicher mit 
„folgenden erklärt. Nähmlich F. 12. Ein Unterthan, was 
„Nahmens und ven welcher Eigenſchaft er immer ſey, ſoll 
„zu den in dem Robothpatente oder in desſelben Nachtrage 
„vom 12. Junius 1775 ausgemeſſenen Robothstagen als— 
„dann keineswegs angehalten werden, wenn die von dem— 
„felben vor Publicirung des Robothpatentes, oder Falls der— 
„ielbe damahls etwa einen willkührlichen Robothzins entrich— 
„tet hätte, vor Entrichtung dieſes Robothzinſes geleiſtete 
„gemeſſene ader ungemeſſene Robothen weniger Tage in ei— 
„nem Jahre betragen haben, als in dem Robothpatente, 
„oder in deſſen Nachtrag gnädigſt ausgemeſſen, und feſtge— 
„ſetzt worden find; ſondern ein ſolcher Unterthan ſoll von 
„der Obrigkeit unter ſchwereſter Verantwortung und Strafe 
„bei den vormahligen wenigeren Robothstagen allerdings und 
„unfehlbar belaſſen werden.“ 

„Weil nun aber die vor Publicirung des Robothpatentes 
»verrichteten minderen Robothen vieler Orten nicht immer in 
„gleicher Anzahl, ſondern nach Erforderniß in einem Jahre 
„durch wenigere, in dem andern aber durch mehrere Tage gelei— 
„ſtet worden ſeyn mögen, fo verordnen Wir hiermit gnädigſt, 
„daß F. 13 bei einem über die Zahl der vor Ergehung des Ro— 
„bethpatentes verrichteten Zug- oder Handrobothen entſtehen— 
„den Streite, jene Zahl als die wahre angeſehen werden ſoll, 
„welche die höchſte iſt, die der Unterthan in dem Zeitlaufe der 
„legten 52 Jahre vor Publicirung des Robothpatentes, oder 
„wenn derſelbe damahls etwa einen willkührlichen Robothzins 
„entrichtet hätte, in den letzten 32 Jahren vor Entrichtung die— 
yſes Robothzinſes geleiſtet hat, und daß er ſie geleiſtet habe, 
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„entweder durch untadelhafte Zeugen, oder aus Original— 
„Robothregiſtern, oder endlich aus anderen ſchriftlichen Ur— 
„kunden von der Obrigkeit erwieſen werden kann; wo fo: 
„dann dieſe Zahl, wenn. ſie die in dem Ropothpatente und 
„deöfelben Nachtrage vom 12. Junius 1773 für die ver: 
„ihiedenen Gattungen der Unterthanen gnädigſt ausgemeſ— 
„ienen Robothstage nicht überſchreitet, als die künftige 
ywahre Schuldigkeit angenommen, und von dem Unterthane 
„unweigerlich geleiſtet werden ſolle.“ 

Für jenen Fall aber, wo ein derlei Beweis aufzufinden 
nicht möglich iſt, ſondern wo die Unterthanen unzweifelhaft 
durch 32 oder mehrere Jahre vor Erfließung des Roboth— 
patentes immer ein Robothgeld bezahlten, erging unterm 
6. März 1783 folgende Hofverordnung: 

„Se. Majeſtät haben über die allerunterthänigſt gemachte 
„Anfrage über die beiden Fälle, wo vor undenklichen Jah: 
„een ein willkührlicher Robothzins entrichtet worden, und 
„daher die Zahl der binnen der patentmäßigen Jahre wirk— 
„lich geleiſteten Robothstage nicht erwieſen werden kann, 
„dann wo die Zahl dieſer Tage zwar, doch nicht die Gat— 
„tung der in der Roboth verrichteten Arbeiten zu erweiſen 
„möglich iſt, unterm 6 d. zu entſchließen geruhet, daß da 
yſelten oder wohl gar nie ſich Fälle ergeben werden, wo 32 
„Jahre vor dem 177 2ſten Jahre immerhin ein Robothgeld 
„bedungen war, oder wann auch dieſes wäre, in keinem Con— 
ytracte die eigentliche Robothſchuldigkeit enthalten ſeyn fol, 
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„wenigftens ſich bisher noch kein derlei Fall ergeben habe, 


„in jedem derlei etwa gleichwohl vorkommen mögenden Fal- 


„le alle mögliche Sorgfalt anzuwenden ſey, um auf den 
„Grund der Sache zu kommen, und wenn das Erforderliche 
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„ungeachtet alles Fleißes nicht ſollte erhalten werden können, 
„hievon die Anzeige nach Hof zu machen komme, um nach 
„einem billigen Ebenmaße den eintretenden Umſtänden ge— 
„mäß von Fall zu Fall entſcheiden zu können, da derlei 
‚„feltene Fälle ohnehin keine beſondere Legislation bedürfen.“ 

Nach dieſem allgemeinen Geſetze wurde mit Hofentſchei— 
dung vom 16. November 1784 über einen ſpeciellen Fall 
jeder Robothstag auf 15 Kreuzer angefchlagen, und in ei— 
nem andern Falle mit Hofverordnung vom 2. Auguſt 1784 
feſtgeſetzt, daß jene Unterthanen, welche ſeit undenklichen 
Zeiten 5 Gulden Robothgeld bezahlten, zu einer 20tagi⸗ 
gen, jene aber die nur 1 Gulden 30 Kreuzer entrichtet ha— 
ben, zu einer Ötagigen Naturalroboth und zu Feiner mehr | 
reren zu verhalten ſehen, außer die Herrſchaft könnte noch 
in der Folge mit einem Beweiſe aufkommen, daß die Un— 
terthanen in den letzten 32 Jahren vor dem Robothpatente 
vom 6. Juni 1772 und vor dem entrichteten Robothzinſe 
eine mehrtagige Naturalroboth wirklich geleiſtet hätten. 

Rückſichtlich 11 Biſamberger Unterthanen, die als Halb— 
lehner zur Zugroboth verpflichtet waren, und ſeit undenk— 
lichen Zeiten einige Naturalroboth und immer auch ein Ro— 
bothgeld entrichteten, wurde mittelſt Hofentſcheidung vom 
14. März 1785 ein Zugrobothtag auf 30 Kreuzer ange— 
nommen, und erkannt, daß jene Unterthanen, welche bis— 
her 12 Gulden Robothgeld bezahlt haben, 24, jene aber 
ſo 11 Gulden entrichteten, 22, und jene, ſo 10 Gulden 
abgeführet haben, 20 Robothtage in natura und zwar 
weil dieſe Unterthanen Halblehner wären, zweiſpännig zu 
leiſten ſchuldig ſeyen. 5 

In jenem Falle aber, wo die Robothholden nebſt eini⸗ 
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ger Naturalroboth auch ein Robothgeld immer entrichtet ha— 
ben, muß, ſollte die Herrſchaft nun die ganze Naturalro— 
both verlangen, die Zahl der Robothtage, welche die Un— 
terthanen ftatt des Robothgeldes zu leiſten haben, nach dem 
von ihnen bezahlten Robothgelde ausgemittelt werden, wenn 
nicht erhoben werden kann, wie ſtatt dieſes Robothgeldes 
die Naturalroboth in den letzten 52 Jahren vor dem Roboth— 
patente vom 6. Juni 1772 beftanden hat. (Hofverordnung 
vom 3. Februar 1785 und 16. November 1784.) 

Gegen die übrigens rückſichtlich der Berechnung der Zahl 
der Robothstage nach dem erfloſſenen Robothpatente einge— 
ſchlichenen Unfüge der Herrſchaften verordnet das Hofdecret 
vom 15. Juli 1780: 

„Es ſey ſchon mehrmahlen zum höchſten Mißfallen wahr— 
„genomigen worden, daß gleichwie vor denen in Niederöfter: 
„reich erlaſſenen Robothpatenten die Roboth in Anſehung 
„der Tage zwar ungemeſſen, dahingegen in Anſehung der 
„Arbeiten faſt durchgehends gemeſſen und beſtimmt geweſen, 
„alfo dermahlen nach kundgemachten Robothpatent die Obrig— 

keiten bei dem, daß die Roboth vorher in Anſehung der 
„Tage ungemeſſen geweſen, allein ſtehen bleiben, und hier— 
„aus überhaupt die ungemeſſene, und die derſelben ſubſti— 
„tuirten patentmäßigen 104 Tage Roboth folgern, welcher 
„fie ſich zur Vermehrung ihrer Einkünfte, oder zur Herſtel- 
„lung mehrerer Bequemlichkeiten bei Gärten, Gebäuden, 
„oder auch ſonſtigen Ergötzlichkeiten ganz unbedenklich ge— 
„brauchen, und andurch den ſchon ehehin über feine Kräfte 
„beladenen Unterthan noch mehr zu Boden drücken. Nach— 
„dem aber das Robothpatent ausdrücklich vorſchreibt, daß 
„die bis zu deſſen Kundmachung beftandene wenigere Schul— 
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„digkeit überall verbleiben, und nirgends erweitert werden 
„ſoll, fo befehlen Ihre Mafeſtät, daß ermelter gegen den 
„pofitiven Sinn des Patents eingeſchlichene Unfug alſogleich 
„im Lande mittelſt Circulars und weitrer genauer Obſicht der 
„Kreisämter nachdruckſamſt abgeſtellt werden ſolle.“ 

Ein gleiches verordnet die Hofentſchließung vom 11. 
Aprill 1731 dahin: „daß die Unterthanen bei der bis zur 
„Kundmachung des Robothpatentes beſtandenen wenigern 
„Schuldigkeit überall verbleiben, und nirgends darüber be— 
uſchwert werden ſollen.“ 

Endlich da ſich der Fall ergab, daß die nach dem Pa— 
tente vom 24. October 12725 F. 13 ausgemeſſene höchſte 
Anzahl der Robothstage im Allgemeinen ſich darum nicht 
berechnen ließ, weil Unterthanen derſelben Herrſchaft vor 
dem Patente ungleich gerobothet haben, je nachdem der Ver— 
walter einen oder den andern mehr oder weniger begünſtiget 
hatte; ſo beſtimmte eine über einen beſonderen Fall erfloſ⸗ 
ſene Reſolution, daß in einem ſolchen Falle berechnet wer- 
den müſſe, was ſämmtliche Unterthanen in Concreto ge: 
robothet haben, die ganze Summe diefer Robothstage aller 
Unterthanen durch die Anzahl der Unterthanen getheilt wer: 
den ſolle, und der herauskommende Divident dann als jene 
Anzahl der Tage zu gelten habe, welche jeder Unterthan zu 
leiſten ſchuldig ſey, in ſo fern die patentmäßige Beſtimmung 
dadurch nicht überſchritten wird. Weil aber wegen des aus 
den Urbarien, und Robothregiſtern zu führenden Beweiſes 
über den binnen der letzten 32 Jahre vor Erlaſſung des 
Robothpatentes beſtandenen Usum koſtbare, und langwierige 
Proceſſe der Herrfchaften gegen ihre Unterthanen entſtehen 
könnten, ſo wurde mit Hofdecret vom 5. Februar 1774 
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verordnet, daß man es ſich vorzüglich angelegen ſeyn laſſen 


ſolle, derlei Fälle durch einen gütlichen Vergleich beizulegen. 
Dieſelbe Beſtimmung wegen der vor dem Patente geleiſteten 
geringeren Anzahl von Robothstagen erfolgte auch für jene 
Unterthanen, welche vermöge ihrer Beſitzungen weder unter 
die Ganz-, Halb- noch Viertellehner gerechnet werden können, 
durch den 14. $. des Patentes vom 24. October 1273, da: 
ſelbſt heißt es: „Nachdem hervorgekommen ſey, daß ob— 
„gleich in dem Patentsnachtrage vom 12. Junius 1775, im 
„dritten Abſatze die ausdrückliche Meldung geſchieht, daß 
„nicht nur die Klein-, Geſtätten- oder Batzenhäusler, ſon— 
„dern auch, wie derlei unvermöglichere Unterthanen immer 
enennet werden mögen, an der im gleichgeſagten Nach— 
„trage gnädigſt verordneten Robothsverminderung alsdann 
„Theil haben ſollen, wenn die daſelbſt ausgedrückten Um⸗ 
„ſtände bey ihnen obwalten; dennoch aber hie und da die 
„ſogenannten Hofſtättler, und Hauer von dieſer Wohlthat 
»dieſerwegen widerrechtlich ausgeſchloſſen worden, weil ſolche 
„nach dem J. Artikel des Robothpatentes zur 104tagigen 
„Roboth verbunden, in dem Patentsnachtrage aber, allwo 
„die derlei unvermöglicheren Unterthanen obliegenden Robo— 
„then auf 26, und 52 Tage herabgeſetzt worden ſind, von 
„denfelben keine ausdrückliche Meldung geſchieht; fo werde 
„hiemit abermahl ernſtlich befohlen, daß alle jene Hofſtätt— 
„ler, Hauer, dann Klein-, Geſtätten- und Batzenhäusler, 
„oder wie immer derlei gering poſſeſſionirte Unterthanen bis— 
„her geheißen haben mögen, wenn ſie an Hausgrundſtücken 
„nicht mehr, als das Ausmaß eines Joches beſitzen, oder 
„wenn ſie zwar mehr, als ein Joch Hausgrund beſitzen, 
„dennoch doch nicht als Viertellehner angeſehen werden kön— 
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„nen, der daſelbſt, das iſt: in dem Patentsnachtrage vom 
„12. Juni 1773 gnädigſt vorgeſchriebenen Robothsvermin— 
„derung unfehlbar theilhaftig werden, oder falls ſie vor Er— 
„gehung des Robothpatentes fogar durch noch wenigere Tage 
„gerobothet hätten, als im gleichbefagten Patentsnachtrage 
„erlaubt worden, bey der vormahligen noch kleineren Ro— 
ybothſchuldigkeit belaſſen werden follen.” 

; $. 13. 

Aus dem bisher Erörterten erhellet, daß die geſetzmäßige 
beſtimmte Zahl von 104 Robothstagen als die höchſte An— 
zahl feſtgeſetzt worden iſt, welche nie überſchritten werden 
darf, ſelbſt dann, wenn ſich der Unterthan vor dem Jahre 
1772, das iſt: nähmlich vor dem Robothpatente durch ei⸗ 
nen Vergleich mit feinem Grundherrn zu mehreren verbun— 
den hätte, oder wenn ihm durch richterliches Erkenntniß vor 
dem Robothpatente mehr wäre auferlegt worden. Nur bei 
Ganz- und Halblehnern macht das Geſetz ſelbſt von dieſer 
allgemeinen Regel dann eine Ausnahme, wann bei ſelben 
der im vierten Paragraphe dieſer Abhandlung aus einander 
geſetzte Fall eintritt, nähmlich: daß Ganzlehner nur zur 
zweifpännigen Zug- oder zur Handroboth; oder Halblehner 
nur zur Handroboth verhalten werden können, wo dann von 
ſelben auch mehr als 104 Robothstage gefordert werden 
können. 

Der 5. $. des Patentes vom 24. October 1773 ſagt: 
„Jene Ganz- oder Halblehner (welche zur Zugroboth nicht 
„angehalten werden dürfen, weil ſie nicht ſchon vor Publi— 
„eirung des Robothpatentes vom 6. Junius 1772 mit dem 
„Zuge zu robothen verbunden waren) ſollen, wenn ſie vor 
„Publicirung des erſten Robothpatentes jährlich mehr als 
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„die patentmäßigen 104 Handrobothstäge geleiftet haben, 
„dieſe mehreren Tage auch noch in Zukunft ohne Widerrede 
„zu leiſten ſchuldig ſeyn, jedoch mit dieſem ausdrücklichen 
„Bedinge, und Verſtande, daß 

„Erſtens: dieſe mehreren Tage die Anzahl von 208 
„Tagen jährlich nicht überſteigen, und folglich, wenn ſie 
»ſolche vormahls überſtiegen hätten, auf dieſelben herabge— 
„iegt werden ſollen; daß dagegen 

„Zweitens: dieſe Tage, wo fie weniger als 208 
„Tage an der Anzahl betragen haben, keineswegs zu erhö— 
„hen, fondern bei der vormahls hergebrachten Zahl zu be— 
„laffen ſeyn. Daß 

„Drittens: der Obrigkeit frei ſtehe, von dieſen Ta— 
„gen, wenn fie nicht mehr als 156 an der Zahl ausmachen, 
„in einer Woche drei, wenn fie aber mehr als 156 Täge 
„ausmachen, in einer Woche ſich fogar vier Tage leiſten zu 
„laffen, wenn nur die Zahl der jährlich gebührenden Täge 
„überhaupt, und an ſich ſelbſt nicht überſchritten wird, und 
v daß A 
„Viertens: ein folcher Unterthan die Wahl habe, 
„die Obrigkeit alſo ihm allerdings geftatten ſolle, dieſe ihm 
„obliegenden Handrobothstage durch die Zugroboth ſolcher— 
„geſtalt abzudienen, daß ihm für einen geleiſteten zweiſpän— 
„nigen Zugtag allemahl zween Handrobothstage abgerechnet 
„werden; zu welcher Wahl der Unterthan aber ſich binnen 
„vier Wochen nach Publicirung dieſes gegenwärtigen Pa— 
»„tentsnachtrages ein für allemahl erklären müßte. Endlich 


b „wird bei einem über die vormahls übliche Anzahl der hier 


„verſtandenen Handrobothtage entſtehenden Zweifel oder 
„Streit, die Entſcheidung ebenfalls aus dem 15. Artikel 
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„oiehes Patentsnachtrages (welcher hier im 10. $. aufgefüh⸗ 
„eet worden iſt) zu ſchöpfen ſeyn.“ 

Ganz das Nähmliche ſagt der 10. Artikel desſelben Pa: 
tents von jenen Ganzlehnern, welche darum nur zur zwei— 
ſpännigen Zugroboth angehalten werden dürfen, weil fie 
vor Ergehung des erſten Patentes nur zweiſpännig zu ro— 
bothen verbunden waren. 

$. 14. 

So wie die Zahl der Robothstage beſtimmt wurde, welche 
der Unterthan das Jahr hindurch zu leiſten verhalten werden 
kann, eben ſo erſtreckte ſich die Sorgfalt der Geſetzgebung 
zum Beſten des Unterthanes auch dahin, daß derſelbe nicht 
durch eine unverhältnißmäßige Eintheilung dieſer Tage ge— 
kränkt, und nicht etwa der größte Theil gerade in einer fol- 
chen Zeit gefordert werden könne, wo eben die Arbeit auf 
den eigenen Feldern am dringendſten iſt. 

Die Beſtimmung des IV. Punctes, wie nähmlich die 
Rebothstage einzutheilen ſeyen, gibt der 19, $. des Pa⸗ 
tentes vom 6. Junius 1772 welcher ſagt: „daß in allen je 
„nen Fällen, wo die Obrigkeiten das Jahr hindurch nicht 
„mehr als 104 Tage fordern können, die Roboth insge⸗ 
„mein auf 2 Tage in jeder Woche beſchränkt werden ſolle, 
„wenn aber in ein oder anderer Woche nur durch einen Tag 
„gerobothet, oder wohl gar keine Roboth geleiſtet oder an— 
„begehrt worden, fo möge die Cumulir- oder Einbringung 
„der abgängigen Robothstage doch nur in fo weit Platz grei— 
„fen, daß der Unterthan niemahls mehr als drei Tage in 
„einer Woche zu arbeiten angehalten werden könne, im Gan— 
„zen jedoch die Zahl der Robothen in einem Jahre die 104 
„Tage nicht zu überſteigen habe. Nur jene Ganz- oder Halb— 
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„lehner, die vor Ergehung des Mobothpatentes jährlich we— 
„niger als 104 zweiſpännige Zug- oder gar nur Handro= 
„bothstage geleiſtet haben, und folglich auch für die Zukunft 
„zu nichts mehreren angehalten werden dürfen, ſind von 
„der allgemeinen Regel, nach welcher nur zwei Tage wo 
y„chentlich gefordert werden dürfen, ausgenommen.“ 

In Rückſicht dieſer räumt der 4. und 9. $. des Paten— 
tes vom 24. October 1775 den Obrigkeiten das Befugniß 
ein, von dieſen wenigeren zweiſpännigen Zug- und Hand: 
robothstagen auch drei in einer Woche ſich leiſten laſſen zu 
können, wenn nur die Zahl der von ſolchen Unterthanen vor: 
mahls geleiſteten Robothstage überhaupt, und an ſich ſelbſt 
nicht überſchritten wird. 

Mit Hofdecret vom 2. Auguſt 1772 wurde jedoch ver— 
ordnet: „daß den Herrſchaften bevorſtehen ſoll, von den Un— 
„terthanen in den dringendſten Fällen, wie die Schnitt-, 
„Heu-, Grumet-Machen Zeit und die Weinleſe ſeyen, ſich 
„die Roboth folchergeftalten anticipiren zu laſſen, daß die 
„Cumulirung der Roboth nur in ſo weit Platz greifen ſoll, 
„daß in einer Woche niemahls mehr als 3 Tage gefordert, 
„und im Jahre die 104 Tage im Ganzen keineswegs über: 
„ſchritten werden:“ — auf welchen Grundſatz die Hofver— 
ordnung vom 20. Jänner 1785 gleichfalls abging. 

Nur jene Unterthanen, welche als Ganz- oder Halbleh— 
ner die 208tagige Handroboth zu verrichten hätten, können 
zu wöchentlichen 4 Tagen Handrobothleiſtung jedoch in kei— 
nem Falle zu mehr nach der Hofverordnung vom 24. Mai 
1782 verhalten werden. 

Diejenigen Unterthanen aber, welche im Allgemeinen 
zur Zug- oder Handroboth verpflichtet find, ſollen in Folge 
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Hofentſchließung vom 12. Auguſt 1284 wechſelweiſe eine 
Woche über durch 2 Tage mit dem Zuge und einen Tag mit 
der Hand, die andere Woche aber durch 2 Tage mit der 
Hand und einen Tag mit dem Zuge zu robothen gehalten 
ſeyn. 

Jedoch ſollen zu Folge Part. Hofentſchließung vom 15. 
Juli 1780 die Unterthanen zur Schnitt- und Heufächſungs—⸗ 
zeit nicht allzuſehr mit Roboth beſchwert werden. 

Nachdem die Eintheilung der Robothstage in die Wo— 
chen nur zur Schonung der Unterthanen geſchah, ſo wird 
im 11. $. beſtimmt: „Wo aber bis anhero eine noch min— 
„dere als zweitägige Roboth wirklich eingeführt, und ge: 
„bräuchig war, da laſſen wir es dabei auch künftig gänz— 
„lich bewenden.“ 

Ferners ſind der Regel nach die Robothstage nie auf 
Sonn- oder Feyertage feſtzuſetzen; der 19. §. des Paten: 
tes vom 9. Junius 1772 ſagt: „die Gott geheiligten Sonn— 
„und gebothenen Feyertäge ſind von der Roboth gänzlich be— 
„freyet. Wann aber in außerordentlichen Fällen und wegen 
„einer auf dem Verzuge haftenden Gefahr etwa einige Ro— 
„botharbeit unumgänglich verrichtet werden müßte, fo ver— 
„ftände ſich von ſelbſt, daß ſolche von dem Unterthane aller 
„dings zu leiſten ſeyn werde, doch dergeſtalt, daß andurch 
„die jährliche Anzahl der 104 Täge gleichwohl nicht über: 
„ſchritten werden könne.“ | 

Doch an den aufgehobenen Feiertagen, die fomit als 
Werktage nunmehr zu betrachten ſind, muß in Folge Hof: 
verordnung vom 15. Aprill 1772 ra die Roboth ge: 
leiftet werden, 

Allein auch ſelbſt durch die getroffene Einleitung, daß 
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die Eintheilung der jährlich zu leiſtenden Robothstage derge: 
ſtalt zu geſchehen habe, daß nur höchſtens drei Tage in ei: 
ner Woche von dem Unterthane gefordert werden können, 
war noch nicht allen Mißbräuchen vorgebeugt; es beſtimmte 
daher ein eigenes Hofdecret vom 15. Jänner 1782 im drit⸗ 
ten Abſchnitte: „Nachdem geſchehen ſey, daß die Herrſchaf— 
„ten, welche in der nothwendigen Arbeitszeit drei Täge wo— 
„chentlich fordern können, bei veränderlichem Wetter die 
„ſchönſten drei Täge zur Roboth beſtimmten, die unbrauch— 
„baren Täge aber, oder wenn ein Feyertag einfalle, nur 
„zwei Täge in der Woche den Unterthanen zur eigenen Wirth— 
„ſchaftsarbeit überließen; auch daß einige herrſchaftliche Be- 
„amten die letzteren drei Täge in der erſten, und die erſte— 
„ren drei Täge in der zweiten Woche zur Roboth anzufagen 
„pflegten; fo befehlen Se. kaiſ. königl. Majeſtät, dieſen 
„oem armen Unterthane nachtheiligen Mißbrauch alſogleich 
„abzuftellen, und geſammten Obrigkeiten zu verordnen, daß, 
„wenn ſelbe die Ihnen zur Zeit der nöthigen Feldarbeiten 
„geftatteten wochentlichen 5 Tage auf einmahl, und nach— 
„einander nehmen, ſie ſodann auch wiederum dem Unter— 
»„thane 3 Täge zu feiner Arbeit freilaſſen, und nach deren 
„Verlauf erſt wiederum die ihnen gebührenden Robothstäge 
„zu fordern befugt; gleichwie auch in jenen Wochen, wo 
„ein gebothener Feiertag einfallet, der Unterthan ſchon nie: 

Hmahls durch mehr als zwei Täge zu robothen ſchuldig ſeyn 
yſolle. 

i In Anſehung der Inleute erfloß über eine einzelne Be⸗ 

ſchwerde der Pottendorfer Inleute mit Hofdecret vom 4. 
Mai 1781 folgende für das ganze Land Nieder-Oeſterreich 
verbindliche Entſcheidung: 
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„Es haben Se. kaiſ. königl. apoſt. Majeſtät über den 
„in Sachen erftatteten allerunterthänigſten Vortrag allermil— 
„deft zu entſchließen und anzubefehlen geruhet: daß da in 
„dem nieder. öſterr. Robothpatente $. 3 wortdeutlich verord— 
„net ſey, daß den Inleuten zwar von dem Grundherrn eine 
„Hand- oder Fußroboth jedoch nicht über 12 Tage im Jahre 
„auferlegt werden möge, die von den Pottendorfer Inleu— 
„ten über dieſe patentmäßige Roboth abgeforderte Bothen— 
„gänge nicht nur allein für das Künftige gänzlich abgeſtel— 
„let, ſondern auch für das Vergangene nach gehöriger ge— 
„nauen Liquidirung vergütet, unter einem aber auch die an— 
„derweite jährliche 3 Robothtage, die dieſe Inleute der Ge— 


„meinde, welcher fie doch nach der ganz guten Erinnerung, 


„des Kreishauptmanns durch ihre Tagwerkarbeiten, und 
„durch Bezahlung des Wohnungszinſes ohnehin ſchon ſehr 
„nützlich ſeyen, noch beſonders leiſten müſſen, ſo wie die 
„Geldabgaben pr. 24 Kreutzer pro futuro gänzlich abge— 
„itellet werden ſollen. Und gleichwie ferner ſchon in dem 
„nieder. öſterr. Robothpatents-Nachtrage vom 12. Juni 
51775 ausdrücklich enthalten ſey, daß derlei Unterthanen 
„lich und ihrer Familie durch das alleinige Tagwerk oder an: 


„dere Lohnarbeit den höchfinothdürftigen täglichen Lebens- 
„Unterhalt verfchaffen müſſen, und daher ihnen den fo müh— 


„ſamen Verdienſt zu entziehen, wider die Gott gefällige Ge: 
„rechtigkeit laufe, alſo wollen auch Se. Majeſtät hiemit 
„weiters gnädigſt verordnet haben, daß dieſe Inleute nicht 
„auf einmahl und zu eben der Zeit, wo fie fi) einen etwas 
»beſſeren Arbeitslohn verdienen, und andurch dem künfti— 
„gen Mangel und Noth ſteuern können, zu den 12 Ro— 
„bothtagen verhalten werden, ſondern von dieſen ſchuldigen 
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„Robothtagen die Obrigkeit nur einen in einer Woche ver: 
„langen zu können befugt ſeyn ſoll. 1 
„Wo übrigens ſich aber von ſelbſt verſtehe, daß dieſe 
„Inleute noch fernershin gleich andern Gemeindegliedern ad 
„onera publica concurriren, ſomit die kreisämtlichen Cr— 
„eulare auch in Hinkunft austragen müſſen, fo wie ſie ſich 
„hiezu bei der Commiſſion von ſelbſt bereitwillig erffäret 
„haben.“ f 
„Da nun ſolchergeſtalt diefe ganze Angelegenheit durch 
„den wortdeutlichen Inhalt des Robothpatents ihre gänzliche 
„Entſcheidung erhalte, ſo habe auch derſelben geäußerte An— 
„trag: die Sache ad viam juris zu verweiſen, vollkommen 
„hinwegzufallen. Welch fo geſchöpfte a. h. Entſchließung 
„demnach ihr nieder. öſterr. Regierung zur Wiſſenſchaft, ge: 
„horſamſten Nachachtung und weiteren Verfügung mit dem 
„Beiſatze eröffnet wird, daß dieſelbe wegen genauer Liquidi— 
„rung und gehörigen Vergütung der von der Obrigkeit über 
„die patentmäßige Roboth von befagten Inleuten geforder— 
„ten Bothengänge de praeterito das Nöthige ſogleich ein: 
„zuleiten habe, da hiernächſt ſchon zu verſchiedenen Mah— 
„len wahrgenommen, daß eben dieſe die unterthänigen mei— 
„ſtens ohnehin ſehr armen Inleute drückende Gebrechen an 
- „mehreren Orten obwalten, daß nähmlich dieſelben theils 
„die ihnen obliegende patentmäßige jährliche 12 tägigen Ro— 
„bothtage alle zur Schnittzeit, wo ſie doch auch den Bauern, 
„bei welchen fie wohnen, in ihren Feldarbeiten behülflich 
„ſeyn müſſen, zu verrichten, und hieran in einer Woche 
„drei auch mehrere Tage zu leiſten, theils auch über dieſe 
„patentmaäßigen 12 Robothtage noch viele unentgeltliche herr— 
uſchaftliche Bothengaͤnge zu verrichten angehalten, und hier: 
H 2 
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„auf auch fogar damahls, wenn fie wirklich auf einem Tag: 


„werke, womit ſich die meiſten ihr Brot verdienen müſſen, 
„arbeiten, angedrungen werden, ſo, daß ſie entweder das 
„Tagwerk zu verlaſſen, oder einen Bothen für das Geld 
„aufzunehmen und dieſem öfters die Hälfte ihres Tag— 
„lohns zu bezahlen bemüßiget ſeyen, endlich daß fie auch 
„den Gemeinden alljährlich noch verſchiedene Robothtage 
„leiſten müſſen; ſo gehet Sr. Majeſtät ausdrücklicher a. h. 
„Befehl im Weitern dahin: daß die für obigen ſonderheit— 


„lichen Fall gefaßte a. h. Entſcheidung auf das ganze. 


„Land unter der Enns erſtrecket uud anwendbar gemacht, 
„hiemit der in dem Nobothpatente vom 6. Juni 1772 
„enthaltene §. 3 deutlicher erkläret, und näher beſtim— 
„met, ſofort für das künftige zur allgemeinen unver— 
„brüchlichen Nachachtung feſtgeſetzet werden folle, daß die 
„Inleute an ihren ſchuldigen 12 Robothtagen „ nur einen 
„in einer Woche zu verrichten ſchuldig ſeyn, die über dieſe 
„12 Robothtage bisher von ihnen geforderten unentgeltli— 
„chen Bothengänge aber für das Künftige gänzlich abgeſtel— 
„let und die Zahl der 12 Robothtage unter keinerlei Bor: 
„wand mehr überſchritten, endlich die von dieſen Inleuten 
„den Gemeinden noch beſonders entrichtete Robothen oder 
„derlei Geldzahlungen von nun an gänzlich aufgehoben, und 
v»abgeſtellet werden ſollen; wo ſich übrigens aber von felbft 
»verſtehe, daß dieſe Inleute noch fernerhin gleich andern 


„Gemeindegliedern ad onera publica concurriren, fomit 


„die kreisämtlichen Circulare auch in Hinkunft austragen 
„müſſen. Welche geſetzmäßige a. h. Verordnung dahero Re: 
„gierung mittelſt Circulare unverweilt kundzumachen, und 
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„deren genaueſte Feſthaltung pflichtmäßig anzudringen ha— 
„ben wird.“ 

Ferner beſtimmet rückſichtlich der Cumulirung der Roboth 
bei denjenigen Unterthanen, deren Robothpflicht auf 52 Tage 
des Jahres patentmäßig bemeſſen iſt, die Hofentſchließung 
vom 7. Juni 1784, daß bei der überhaupt auf 52 Tage 
im Jahre beſtimmten Roboth der Unterthan nicht zu mehr 
als 2 Tagen in einer Woche auf Abſchlag der andern Woche 
verhalten werden könne, außer es wäre ſolches bei Ueber— 
nehmung eines Dominicalgrundes auf eine gewiße Zeit be— 
dungen worden. N 

Die Inleute endlich ſollen in Folge Circulars vom 7. 
Juni 1781 an ihren ſchuldigen 12 Robothtagen nur einen 
in einer Woche zu verrichten ſchuldig ſeyn. 

Endlich wurden mit Patent vom 15. Jänner 1784 die 
an einigen Orten üblichen ſogenannten Hülfstage und alle 
anderweite was immer für Nahmen habende Nebendienſte, 
als Kraut- und Tabakpflanzen, Hanf zu bereiten, u. d. gl. 


CR fo ferne gänzlich abgeſtellet, als fie nicht wieder be— 


ſonders und über die wochentlich vorgeſchriebene dreita— 
gige Roboth gefordert werden können, ſondern derlei Dienſte 
ſollen unabweichlich nur auf Abſchlag der ganzen Roboth, 
in welche ſie eingerechnet werden müſſen, abverlanget wer— 
den können. N 
$. 15. f 
V. Durch wie viele Stunden an einem Ro— 
bothstage gearbeitet werden müſſe, wurde ebenfalls geſetz— 
mäßig beſtimmt. Der 2. H. des Patentes vom 6. Junius 
1772 fagt: „Die Roboth ſoll in langen Tagen aus 10 
„wirklichen Arbeitsſtunden dergeſtalt beſtehen, daß zwiſchen 
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„den vormittägigen und nachmittägigen Arbeitsſtunden dem 
„Unterthane bei der Zugroboth die Zeit zu einer zweiſtün— 
ydigen Fütterung des Zugviehes, und dem Handrobother 
„eben fo viele Zeit zum Eſſen und Raſten geſtattet werde; 
„in kürzeren Tägen aber, das ift, wenn wegen Kürze des 
„Tages die gleich erwähnten 10 Arbeits- und 2 Eß- und 
„Fütterungsſtunden nicht möglich ſind, ſollen die Robothen 
„von Anbruch des Tages bis zum Abend geleiſtet, und 
„zwiſchen der vormittägigen und nachmittägigen Arbeit dem 
„Handrobother zwei Stunden zu feiner Erquickung, und 
„dem Zugrobother eben fo viele zur Fütterung ſeines Viehes 
„freigelaffen , annebſt den Unterthanen die in der Aus- und 
„Zurückfahrt, oder in dem Hin- und Hergehen nothwendig 
„zubringende Zeit nach der gleichmäßigen Ordnung von 
„Hungarn und Schleſien in die Roboth eingerechnet werden.“ 

Wie ſich in Fällen zu benehmen iſt, wo dem Unterthan 
zur Roboth eingefagt worden, er auch zur Leiſtung derſel— 
ben erſchienen iſt, aber durch ein eingefallenes übles 
Wetter an der Arbeit verhindert, und nach Hauſe zu keh— 
ren genöthiget wird, ob nähmlich ein ſolcher Tag von der 
Herrſchaft als geleiſtet angeſehen werden müſſe, oder ob ſel— 
ber von dem Unterthane ein anderes Mahl einzubringen 
ſey? hierüber erfloß für Gallizien unterm 24. Mai 1784 
eine eigene Hofverordnung, welche zwar nicht beſtimmt auch 
für Oeſterreich ausgedehnt wurde, nach welcher ſich jedoch 
allgemein im Lande geachtet wird. Dieſelbe vermag: „daß 
„wenn ſchon Vormittags ein fo übles Wetter einfällt, daß 
„die beſtimmte Arbeit ohne große Beſchwerniß oder Nach: 
»„theil der Wirthſchaft nicht verrichtet werden, der Unter: 
„than hingegen noch an dem nähmlichen Vormittage nach 
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„Haufe kommen kann, der nicht verrichtete halbe Tag in 
„der nähmlichen oder nächſten Woche nachgefordert werden 
„dürfe. Fällt aber das üble Wetter erſt Nachmittags ein, 
„fo ſey der Unterthan zwar nicht verbunden, den unterbro— 
„chenen halben Tag nachzutragen, er könne aber dagegen 
„bis zur Vollbringung der übrigen Stunden zu einer an— 
„deren durch das üble Wetter etwa nicht gehemmten Arbeit 
„verwendet werden.“ 
. 5 §. 16. 

Was VI. die Gattung der Arbeit betrifft, zu 
welcher der Unterthan als Roboth verhalten werden könne, 
ſo ſind nach dem erſten Robothpatente alle, was immer 
Nahmen habende Arbeiten und Verrichtungen, welche der 
Unterthan feiner Grundherrſchaft zu leiſten ſchuldig iſt, uns 
ter der Roboth begriffen. Vor dieſem Patente war beinahe 
allgemein die ungemäßigte Roboth eingeführt, und es wur— 
den die Unterthanen zu allen Gattungen der Herrſchaftsar— 
beiten, und ohne alle Beſchränkung auf einige Tage ver— 
halten. Manche Grundobrigkeiten glaubten daher auch nach 
Erfließung des Robothpatentes demſelben ſchon dadurch Ge 
nüge zu leiſten, daß ſie ſich bloß an die geſetzlich beſtimmte 
Anzahl Tage hielten, die patentmäßigen 104 Tage for: 
derten, und dieſelben, wenn ſie ihrer nicht zur Betreibung 
ihrer herrſchaftlichen Gründe bedurften, zur Vermehrung 
ihrer Einkünfte, oder zur Herſtellung mehrerer Bequemlich- 
keiten bei Gärten und Gebäuden, oder auch ſonſtigen Er— 
götzlichkeiten ganz unbedenklich gebrauchten, und andurch 
den ſchon ohnehin über ſeine Kräfte beladenen Unterthan 
noch mehr zu Boden drückten. Dem nun abzuhelfen wurde 
mit Hofdecret vom 15. Julius 1780 beſtimmt: „Daß die 
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„Obrigkeiten ihre Unterthanen auch zu keiner andern Arbeit, 
„als ſelbe vor dem Robothpatente wirklich verrichtet hat⸗ 
„ten, anhalten dürfen.“ 

Eine weitere Erläuterung hierüber erfloß mit Hofbe— 
ſcheide vom 6. März 1785, wo es heißt: „daß da, wo 
„die Zahl der Täge nicht, wohl aber die Gattung der Ar— 
„beiten beſtimmt iſt, die Herrſchaft keineswegs berechtiget 
„ſey, mehrere oder andere Roboth zu fordern, als der Uns 
„terthan bis anhero geleiftet hat; dann daß, wo die Zahl 
„der Täge ausgewieſen iſt, und auf eine gewiſſe Zahl ſich 
„ihen beſtimmt findet, die Herrſchaften ſolche von den Un— 
„terthanen zu jeder Gattung herrſchaftlicher Arbeit, jedoch 
„nach Vorſchrift der dießfälligen Robothpatente, und ohne 
„nur im mindeſten die ehehin von den Unterthanen geleiſte— 
„ten Robothstäge zu überſchreiten, zu fordern berechti— 
„get ſeyn.“ } 

Nur die Naturalſpinnarbeiten als Roboth wurden in 
Folge Regierungs-Circulare vom 2. Aprill 1788, dann die 
Jägerei-Robothen bei den landesfürſtlichen Jagdbarkeiten mit 
Verordnung vom 27. Auguſt 1772 aufgehoben. 

Was ferners die Verbindlichkeiten betrifft; welche der 
Unterthan bei Leiſtung der Roboth auf ſich hat, ſo müſſen 
die Holden und Unterthanen zufolge des 8. 9. des Robothpa— 
tentes vom 6. Junius 1772, „den Grundherren die Roboth 
„mit eigenem Pfluge, Fuhrwerke und Arbeitszeuge in Na: 
„tura verrichten; jedoch haben fie dieſelbe nur in dem 
grundherrlichen Bezirke zu leiſten; denn der 13. F. ſagt 
ausdrücklich: „Der Unterthan kann zur Beurbarung der 
„außer des grundherrlichen Bezirkes in einer andern obſchon 
„feiner Obrigkeit zugehörigen Herrſchaft liegenden Grund— 
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y„ſtücke nicht angehalten werden.” Allein die in dem grund— 
herrlichen Bezirke aufgetragenen Arbeiten muß der Unter— 
than unweigerlich leiſten, wenn ihm auch hiezu von ſeinem 
Haufe entfernt gelegene Grundſtücke angewieſen, und ſoge— 
nannte weite Robothsfuhren aufgetragen werden. 

Damit in Anſehung der nahen und weiten Robothfuh— 
ren allen Irrungen oder willkührlicher Auslegung vorgebeugt 
werde, beſtimmt der 5. $. des oben genannten Patentes: 
„daß zu den weiten. Fuhren nur allein jene zu rechnen 
„ſeyen, wo der Unterthan in einem Tage von dem Orte, 
„wohin er die Zugroboth zu leiſten hat, nicht wieder in ſein 

„Haus kommen kann, ſondern in der Hin- und Herreiſe 
„über Nacht ſich auf dem Wege aufhalten muß. In einem 
„ſolchen Falle ſoll jedoch von der Herrſchaft oder Obrigkeit 
„für jedes Pferd ein Maßl Haber, und für jeden zur Fuhre 
„benöthigten Knecht des Tages 2 kr., dann über dieſes noch 
„das auf der Reiſe etwa bedürfende Stall- und Mauthgeld 
„mitgegeben werden.“ 

Nachdem die Abſicht des letzten Abſatzes dieſes Geſetzes 
offenbar dahin gehet, den Unterthan für das ſowohl Koſt— 
ſpielige als Beſchwerliche der weiten Robothsfuhren einiger 
Maßen zu entſchädigen, ſo verſteht ſich von ſelbſt, daß, 
obſchon nur ausdrücklich für jedes Pferd ein Maßl Haber 
beſtimmt wird, doch derjenige Unterthan, der ſeine Roboth 
mit Ochſen leiſtet, von dieſer Wohlthat nicht ausgeſchloſſen 
werde, ſondern daß überhaupt dem Zugviehe der Unterhalt 
abgereicht werden müſſe. 

Eben ſo einleuchtend wird es, wenn man ſich die ſchon 
früher aus einander geſetzte Vorſchrift gegenwärtig hält, ver— 
möge welcher von einem Unterthane höchſtens drei Robothö— 
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tage in einer Woche gefordert werden können; daß ſich auch 
die weiten Robothfuhren nicht über drei Tage erſtrecken dürfen. 

9. 17. 

Zur Beſtimmung des VII. Punctes, wann nähmlich, 
nd was für Ergetzlichkeiten der Unterthan für Leiſtung der 
Roboth fordern könne, dient zur allgemeinen Regel, daß der 
Unterthan bei Leiſtung der Roboth (die oben beſtimmten wei⸗ 
ten Robothfuhren ausgenommen) für ſich und ſein Vieh den 
Unterhalt nur dann fordern kann, wenn er ihn vor Erlaſſung 
des Robothpatentes vom Jahre 1772 gewöhnlich genoſſen hat. 
Im 14. f. heißt es: „Wo es von Alters hergekommen, daß den 
„zur Roboth erſcheinenden Unterthanen das Brot, auch andere 
„Speiſe, und das Futter für ihre Pferde und Ochſen ge— 
„reicht wird, dabei ſoll es hinfüran allenthalben verblei— 
„ben.“ Nur in Anſehung aller jener gering poſſeſſionirten 
Unterthanen, welche nicht als Viertellehner angeſehen, und 
die zu Folge der Patente vom 12. Junius und 24. October 
1775 nur zur 26 oder 5 2tägigen Roboth verhalten werden 
können, wurde von dieſer Anfangs allgemein erlaſſenen Vor: 
ſchrift eine Ausnahme gemacht. 
Der 15. $. des Patentes vom 24. October 1773 ſagt: 
„Daß die Obrigkeit nicht mehr verbunden ſey, jenen aus 
„derlei gering poſſeſſionirten Unterthanen, welche durch die 
„beiden Patentsnachträge an den vor Publicirung des Ro— 
„bothspatentes geleiſteten Robothen einen Nachlaß erhalten 
„haben, das vormahls etwa üblich geweſte Robothbrot oder 
„Robothkorn, oder andere im Eſſen und Trinken beſtehende 
„Ergetzlichkeiten abzureichen, es wäre dann, daß dieſelben 
„die vor Publiciruug des Robothpatentes ihnen obgelegenen 
„mehreren Robothen auch noch in Zukunft freiwillig verrich— 
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„ten wollten, in welchem Falle denenſelben das vormahls ge— 
„noſſene Robothkorn, oder Robothbrod oder andere herge— 
„brachte Ergetzlichkeiten von der Obrigkeit wie vorhin un— 
„weigerlich abzureichen ſeyn werden. Dieſen gegenwärtigen 
„Artikel wollen wir jedoch nur auf jene Unterthanen, deren 
„Robothen durch die beiden Patentsnachträge herabgeſetzt 
„worden, keineswegs aber auf jene Unterthanen verſtanden 
„haben, deren ehmahlige Robothen ſchon durch das Robothpa— 
„tent ſelbſt vermindert worden, oder bei ehmahligen Gebrau— 
„che verblieben find, Maſſen die denſelben ehmahls etwa abge— 


„reichten Ergetzlichkeiten, als Robothbrot, Robothkorn, Spei⸗ 


„fe oder Futter noch immerhin abzureichen ſeyn werden, wie 
„wir in dem Robothpatente F. 14 gnädigſt verordnet haben.“ 
§. 18. 

VIII. Der Unterthan kann nebſt der ſeinem Grund— 
herrn zu leiſtenden Roboth nicht zugleich verhalten werden, 
einer andern zum Beiſpiel, der Vogt- oder Pfarrherrſchaft 
zu robothen, jedoch muß er zugleich alle jene Verrichtun— 
gen leiſten, welche das allgemeine Wohl oder das Beſte 
ſeiner Gemeinde fordert. Im 13. F. des Robothpatentes 
vom Jahre 1772 wird beſtimmt: „Ein Grundherr iſt bei 
„vorfallenden in die Dorfobrigkeit einſchlagenden Angelegen— 
„heiten, als: Weg- und Straß enbeſſerung, Vorſpann— 
„und Poſtpferd für die k. k. Hofſtaat, Militär, wie auch 
„Jägerei-, Hand- und Zugrobothen etwas an der ihm Grund: 
„herrn gebühtenden Roboth nachzufehen nicht ſchuldig, dahin— 
„gegen kann auch der Unterthan oder Grundhold nicht verhal— 
„ten werden, dem Grundherrn und dem Pfarrer, oder dem 
„Vogtherrn, wo an einigen Orten von den letzteren die Natu— 
„ralroboth etwa durch einige Tage im Jahre ebenfalls abge— 
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„heiſchet worden, ſolche zugleich zu leiſten, ſondern es kommt 
„die Sache, wem aus beiden die gewöhnliche Roboth von 
„Rechtswegen gebühre, vorläufig gehörig auszumachen.“ 

Jedoch iſt zu Folge des 18. §. „Wann der Robothforde— 
„rung halber zwiſchen dem Grundherrn eines — dann dem 
„Vogtherrn anderen Theiles Streit entſtände, dießfalls der 
„Beweis dem Vogtherrn obgelegen.“ 

Eben ſo wenig hat der Pfarrer in der Regel ein Recht, 
die Roboth von ſeiner Pfarrgemeinde zu verlangen, und 
wurde daher in einem beſondern Falle mit Hofdecret vom 
„5. Juli 1782 erkannt: „Se. k. k. Majeſtät hätten re⸗ 
»ſolvirt: daß über die in den Patenten ausgedrückte Roboth: 
„ſchuldigkeit kein Unterthan angehalten werden könne; ob 
„nun der Pfarrer oder die Herrſchaft ſelbe zu genießen ha— 
„be, dieſes ſey unter ihnen auszumachen; kann der Pfar— 
„rer nicht beweiſen, daß ihm dieſe von der Herrſchaft cedi— 
„ret worden, und hat die Herrſchaft nicht zugleich das Pas 
„tronatsrecht, wodurch ſelbe ihren Pfarrer hinlänglich aus— 
„zuhalten ſchuldig wird, ſo ſey ſie im Genuſſe zu belaſſen. 
„Freiwillige Ceſſionen der Unterthanen ihrer Rechte kön— 
„nen für ihre Nachkömmlinge und gegen die Vorſchrift der 
„Patente nicht gelten.“ 

$. 19. 

IX. Die Roboth iſt ihrer geſetzlichen Beſtimmung nach 
eine Naturalſchuldigkeit, und muß daher ſowohl von dem 
Unterthan nach der geſetzlich beſtimmten Art in Natur gelei— 
ſtet, als auch von der Obrigkeit in Natur angenommen wer— 
den, wenn nicht dieſelbe durch ein beiderſeitiges freiwilliges 
Einverſtändniß in eine Geldzahlung verwandelt, oder auf 
eine andere Art reluiret wird. Im 8. g. des Robothpatentes 


— 2 — 


—— 


— x 


125 
vom Jahre 1772 wird beſtimmt: „Dem Grundherrn müſ— 
„fen die Holden und Unterthanen die Roboth mit eigenem 
„Pfluge, Fuhrwerke und Arbeitszeuge in Natura verrichten. 
„Und da ohne vorbeſchehenen gütlichen Vergleich der Grund— 


„herr etwa das Robothgeld von den Unterhanen vorhin ein- 


„genommen hätte, iſt ſelber gleichwohl befugt, in das künf— 
„tige ſeiner beſſeren Gelegenheit willen, die Naturalroboth 
„von denſelben wiederum zu begehren.“ 

Im 9. F. „Die Holden und Unterthanen können wider 
„ihren Willen nicht verhalten werden, ftatt der Naturalro— 
„both ein Robothgeld, zu bezahlen, außer in jenem Falle, 
„wenn die Herrſchaft, oder Grundobrigkeit keine Gelegenheit 
„hätte, ihre Unterthanen zu Verrichtung der Roboth in Na— 
„tura zu gebrauchen, bei welcher Bewandtniß die Herrſchaft 
„ein billig mäßiges, zwifchen ihr und den Unterthanen in 
„der Güte zu vergleichendes Robothgeld zu begehren befugt 
„iſt; wenn aber der Unterthan ohne erhebliche Urſache, mit— 
„hin bloß aus Halsſtärrigkeit ſich zu einem leidentlichen Ro— 
»„bothgelde nicht bequemen wollte, ſollen unſere Kreisämter 
„und N. Oe. Regierung ſich in's Mittel legen, und mit 
„Rückſicht auf die im Patente näher beſtimmte Robothlei— 
»ſtungsſchuldigkeit den billigen Ausſatz machen, folglich dazu 
„die Unterthanen verhalten.“ 

Im Anfang des 12. 9. heißt es: „Was zwiſchen den 
„Grundhetrn, und ihren Unterthanen der Roboth halber in 
„natura, oder im Gelde bereits vollſtändig verglichen, oder 
„gerichtlich erkennet worden, dabei ſoll es, wenn anders 
„derlei Vergleiche, oder auch richterliche Erkenntniſſe Unſer 
„gegenwärtiges allgemeines Geſetz nicht überſchritten, aller— 
„dings fein Verbleiben haben.“ 
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Hieraus folgt nun, daß die Reluition der Roboth nur 
geſchehen könne, wenn ſowohl die Herrſchaft ſelbe wünſchet, 
als auch die Gemeinde einwilliget. Wegen Einwilligung die— 
fer Letzteren wurde mit Hofdecret vom 6. October 1785 be— 
ſtimmt: „daß, wenn zwey Drittheile der Unterthanen in 
„die Frohnablöſung einwilligen, auch das noch übrige Drit— 
„theil zum Beitritte zu dem zu errichtenden Frohnablöſungs— 
„vertrage verhalten werden ſolle.“ | 
§. 20. 

Nachdem aber die Ablöſung der Roboth dem Unterthan 
an den meiſten Orten zur beſſern Betreibung ſeiner Wirth— 
ſchaft viel vortheilhafter, als die wirkliche Leiſtung derſelben 
iſt, übrigens ſelbſt die herrſchaftlichen Felder, welche durch 
Frohndienſte bearbeitet werden, gewöhnlich ſchlecht beſtellt 
ſind: weil überhaupt zur Frohne nicht, wie zum eigenen 
Nutzen gearbeitet wird, weil mit dem Anzuge Vieh und 
Menſchen ſchon ermüdet kommen: an den auf den An- und 
Abzug, oder Hin- und Rückweg einzurechnenden Stunden 
viele Zeit verloren geht, und ſo der Feldbau auf beiden Sei⸗ 
ten zum Nachtheile des gemeinen Beſten leidet; ſo haben 
Se. Majeſtät der höchſtſelige Kaiſer Leopold der II. im Jahre 
1790 gleich nach Aufhebung der Steuerregulirung bei meh— 
eren Gelegenheiten zu erkennen gegeben, wie ſehr Höchſt— 
dieſelben wünſchen, daß zwiſchen den Dominien, und ihren 
Robothholden ein freundſchaftliches Einverſtändniß erzielt, 
und die Naturalroboth ſo viel möglich mit einer billig mä— 
ßigen Geldabgabe von den Unterthanen abgelöſet werden 
möchte. Jedoch wurde dießfalls kein Zwang eingeführt, ſon— 
dern die Robothreluitionen blieben dem bloßen Einvernehmen 
der Obrigkeiten, und der Unterthanen überlaffen ; (Hofver— 
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ordnung vom 14. Aprill und 20. November 1783 und Pa: 
tent vom 6. Aprill 1790); es wurde bloß feſtgeſetzt, daß 
die Behörden nur als Mittler, ohne mit Zwang gegen die 
eine, oder andere Partei vorzugehen, einſchreiten, und 
daß im Nichtbewirkungsfalle eines ſolchen Robothreluitions— 
Einverſtändniſſes die Unterthanen zu der patentmäßigen Na— 
turalroboth verhalten werden ſollen. Das hierüber unterm, 
17. Junius 1790 erfloffene Hofdecret ſagt: „Daß es den 
„Obrigkeiten, und Unterthanen freiſtehen ſolle, in den Fäl— 
„ten, wo man ſich in Anſehung der Robothreluition nicht 
„einverſtände, ſich an das Kreisamt zu wenden, damit die— 
„tes beide Theile zu annehmlichen billigen Bedingniſſen be: 
„wege, mithin in dieſem Geſchäfte nicht fo viel das Amt 
„eines Richters, als jenes eines Mittelmannes ausübe. In 
„jenem Falle hingegen, wo das Kreisamt durch ſeine Ver— 
„mittlung das anzuhoffende freiwillige Einverſtändniß zwi— 
yſchen Obrigkeiten und Unterthanen nicht zu bewirken vers 
„möchte, habe ſelbes die Partei vermöge Patentes an den 
„Vollzug desjenigen anzuweiſen, was die Obrigkeit bis Ende 
„October 1789 zu fordern berechtiget, und die Unterthanen 
„zu leiſten verbunden waren.“ 

Dieſemnach kamen auch damahls, durch thätige Mit— 
wirkung der Stellen, Reluitions-Contracte auf eine be— 
ſtimmte Zeit bei den meiſten Herrſchaften zu Stande. Dieſe 
Robothreluitions-Contracte (Frohnablöſungsverträge) wur: 
den mit Hofdecret vom 29. Julius 1790 ſtämpelfrei erklärt, 
und alle derlei zwiſchen Obrigkeit und Unterthan wenigſtens 
auf 3 Jahre zu Stande gekommenen Verträge müſſen zu 
Folge Hofdecretes vom 24. Auguſt 1789 „zur Vermeidung 
Haller daraus entſtehen könnenden Streite jederzeit bei dem 
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„Kreisamte angemeldet, von dieſem beſtätiget und vorge— 
„merkt werden.“ 

Bei der kreisämtlichen Beſtätigung iſt der Vortheil der 
Unterthanen zu berückſichtigen, und ſollte dieſer nicht aus 
dem Reluitionscontracte erſichtlich ſeyn, ſo ſind die Kreis— 
ämter berechtiget die Beſtätigung zu verſagen. Part. Hof— 
entſchließung vom 5. Jänner 1815. Insbeſondere hat über 
die von der Regierung gemachte Anfrage in Beziehung auf 
die kreisämtliche Beſtätigung der Robothreluitionscontracte 
die h. Hofkanzlei mit Decret vom 2;. November 1821 3. 
31749 verordnet: daß alle ſolche Verträge, auch wenn ſie 
auf eine mindere Dauer als auf 3 Jahre zu gelten haben, 
die kreisämtliche Beſtätigung erhalten müſſen. 

Von derlei Contracten find zwei ungeſtämpelte (Hofdecret 
vom 29. Juli 1790) Contractsexemplare mit dieſer kreis— 
ämtlichen Beſtätigung zu verſehen, und eines iſt der Herr— 


ſchaft, das andere der Gemeinde zu behändigen, ein drit- 


tes Exemplar aber bei dem Kreisamte aufzubewahren. 
Rückſichtlich der Stämpelfreiheit der Roboths-Relui— 
tionscontracte wurde neuerlich mit Hofkammerdeeret vom 
26. Jänner 1804 folgendes erlaſſen: „Bei Gelegenheit ei— 
„ner Anfrage: ob die zwiſchen den Herrſchaften und Unter— 
„ehanen errichteten Robothreluitions- a dem Papier: 
„ftimpel unterliegen oder nicht, hat die k. k. Hofkammer 
„mittelſt Decret vom FM. zu entſchließen geruhet, daß 
„die Wbbschreir gie et e dann die über Blumenſuch, 
„Geſpunſt und andere Urbarial-Schuldigkeiten von Zeit zu 
„Zeit eingegangen werdenden Bontracte und Verträge, ſo⸗ 
„ferne fie zwiſchen Obrigkeiten und ihren Grundholden, oder 
nHunterthänigen Contribuenten abgeſchloſſen werden, als Schul⸗ 
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„digkeiten, die aus dem nexu subditelae entſtehen, nach 
„dem $. 12 des Patents vom Jahre 1802. litt. f. ebenfalls 
„ſtämpelfrei ſeyn, alsdann aber, fo wie die Zehentcontracte 
„dem claffenmäßigen Stämpel unterliegen, wenn fie nicht 
„unmittelbar zwiſchen dem Grundherrn und Grundholden, 
„ſondern mit einem Fremden eingegangen werden.” 
Allein nachdem beim Ausgange derſelben, ihrer Erneue— 
rung oft zu überſpannte Forderungen von Seite der Herr: 
ſchaften, oft zu trotzende Unbiegſamkeit von Seite der Unter: 
thanen, unüberſteigliche Hinderniſſe in den Weg ſetzten, und 
dadurch der Fall zu oft eingetreten wäre, daß alles durch 
die Robothreluition auf einige Zeit bewirkte Gute wieder 
vereitelt worden wäre, und beinahe allgemein die Natural— 
roboth wieder hätte eingeführt werden müſſen, deren Laͤſti— 
ges der Unterthan, da er auf einige Zeit davon befreit, und 
auch ein größerer Mangel an Dienſtleuten entſtanden war, 
nun doppelt gefühlt hätte, ſo erfloß über mehrere dießfalls 
gemachte Vorſtellungen unterm 20. Junius 1796 folgende 
höchſte Entſchließung: „Se. k. k. Majeſtät haben über aller— 
„unterthänigften Vortrag zu entſchließen geruhet, daß, 

1. in allen jenen Fällen, wo die dermahl beſtehen— 
„den Robothabolitionscontracte ausgehen, und der Unter: 
„than mit feinem Grundherrn nicht eine freiwillige Abfin— 
„dung trifft, eine proviſoriſche Anſtalt getroffen, und eine 
„Robothreluitionszahlung beſtimmt werden ſolle, welche in 
„ſo lange für den Grundherrn und Robothholden verbind— 
»lich zu ſeyn hätte, als fie nicht durch wechſelſeitiges Wer: 
„ſtändniß eine Veränderung treffen würden.“ 

„2. Hätten die unterthänigen Schuldigkeiten bis zur 

1. Band. i 3 
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„Beſtimmung dieſes Provisorii nach dem vorgehenden Con: 
„tracte ohne alle Abänderung ſtehen zu bleiben.” 

„3. Habe die Regierung einverſtändlich mit den Stän— 
„den einen Vorſchlag zu machen, welche Grundſaͤtze den 
„Kreisämtern vorzuſchreiben wären, nach welchen dieſe ein 
„billiges Provisorium zu treffen hätten, bis zur Zuſtand— 
„bringung deſſen aber ſeyen die künftigen Fälle ſowohl als 
„die gegenwärtigen dahin zu entſcheiden, daß die vorhin be= 
„itandenen Contracte bis zu einem andern gemeinſchäftlichen 
„Einverſtändniſſe auf fo viele Zeit als das erſte Mahl beſta⸗ 
„tiget werden.“ 

Nach dieſer Verordnung wäre ſich daher zu benehmen, 
bis über den im Jahre 1797 vorgelegten Entwurf der vor— 
zuſchreibenden Grundſätze zu Beſtimmung des Proviſoriums 
eine weitere höchſte Entſchließung erfolgen würde. Allein da 
in dieſem langen Zeitraum die Beſtimmung des Proviforiums 
bisher nicht erfolgte, und verſchiedene Fälle eintraten, in 
welchen ſich die Wirthſchaͤftsbeſtellung der Gutsbeſitzer durch 
Aufhebung von Pachtungen, Beurbarung öder Gründe u. 
d. ol. geändert, den Gebrauch der Robothen nothwendiger 
gemacht, oder den relativen Werth der Naturalrobothe er— 
höht hatte, immittels auch der Zeitraum der Verlängerung der 
im Jahre 1790 geſchloſſenen Reluitionscontracte wieder ausge— 
laufen, oder wohl erſt gar nach dieſem Zeitpuncte neue Ro— 
bothreluitionscontracte errichtet worden waren; ſo wurde 
a) in mehreren allerhöchſten Orts gelangten einzelnen Fällen 
entſchieden, und dann zur allgemeinen Richtſchnur genom— 
men, daß da, wo ſich der Wirthſchaſtsbeſtand der Gutsei— 
genthümer geändert hat, und der Bedarf der Naturalroboth 
denſelben zu Betreibung ihrer vergrößerten Oekonomie noth— 
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wendiger geworden iſt, die alten Contracte nicht mehr von 


Amtswegen zu verlängern, ſondern den Gutsherrn heimge— 


ſtellt werde, über andere Bedingniſſe mit den Robothholden 


übereinzukommen, oder in Ermanglung dieſer Uebereinkunft 
die Naturalroboth zu fordern. Eben fo wurde b) für jene 
Fälle, wo die Friſt der im Jahre 1290 geſchloſſenen Ro— 
bothöcontracte ſchon einmahl verlängert, und wieder ver: 
ſtrichen war, oder wo erſt nachher neue Reluitionscontracte 
errichtet wurden, die nachfolgende Normalverordnung vom 
3. Juny 1805 erlaffen: 

„Es befiehlt zwar die Verordnung vom 20. Juny 1796, 
„welche bekannter Maſſen in dem Zeitpuncte erfloſſen ift, wo 
„die meiſten anno 1790 errichteten Robothreluitionscon— 
„tracte im Lande zu Ende gegangen find: daß dort, wo ein 
„neues gütliches Einverſtändniß nicht zu Stand gebracht 
„werden kann, die damahligen Contracte auf die das 
„erfte Mahl beſtimmte Zeit einſtweil wieder beſtätiget werden 
„ſollen, fie ſtatuirt aber nicht, daß, wenn nach der Hand 
„neue ſolche Contracte durch freiwilliges Uebereinkommen 
„beider Theile errichtet werden, auch dieſe für permanent 
„angefehen, und bei ihrem Ausgange ſelbſt wider den Wil 
„len eines oder des andern der contrahirenden Theile gleich: 
„am auf immerwährende Zeiten in der nähmlichen Art fort: 
„geſetzt werden müßten, welches ſehr unbillig, und ſelbſt 
„für die Unterthanen äußert nachtheilig wäre, weil ſich keine 
„Obrigkeit zu einer billigeren und wohlthätigeren Behand— 
„lung derſelben in dieſem Geſchäfte herbeilaffen würde, fo: 
„bald ſie wüßte, daß dasjenige, was ſie etwan aus zeit— 
„lichen Rückſichten, oder nach beſondern Verhältniſſen ent: 
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„fanden hat, in eine immerwährende nicht mehr zu vers 
„ändernde Schuldigkeit erwachſen follte? 

„Das Natürliche und Angemeſſene in dieſer Sache iſt 
„hiernach, daß ſowohl die Herrſchaften, als Robother mit 
„Ausgang der ſpäter (nach obigen Zeitpuncte) geſchloſſenen 
„Robothreluitions-Contracte in die urſprünglichen Rechte, 
und Schuldigkeiten wieder zurücktreten, die ihnen die Lan: 
„desverfaſſung, und die Geſetze auflegen. Die Herrſchaft 
„kann alſo, wenn ſie es ihrer Convenienz angemeſſen fin— 
„det, verſuchen, mit ihren Unterthanen einen neuen Ro— 


„bothscontract zu errichten, und das Kreisamt hat dabei. 
„auf Anſuchung eines oder des andern Theils als Mittler 


„einzutreten, und den allenfalls zu Stand gekommenen 
„Contract zu coramiſiren, kann aber keine beiden Theilen 
„angemeſſene gütliche Ausgleichung zu Stand gebracht wer— 
„den, fo bleibt nichts übrig, als daß dieſe Robother jene 


„Schuldigkeit leiſten, die ihnen das Robothpatent, und die 


„Landesverfaſſung auflegt, das iſt die Naturalroboth.“ 
Ein gleiches beſtimmen auch die Hofverordnungen vom 


- 


28. Juli, 24. Auguſt 1800 und 5. Juni 1805, und 


das an die nied. öſterr. Regierung erlaffene Hofdecret vom 


23. September 1815 verordnete gleichfalls: „Se. Maje— 


„tät haben in Hinſicht der Entſcheidung der Frohnſtreitig- 


„keiten zu beſchließen geruhet: In Fällen, wenn die auf 
„eine beſtimmte Zeit eingegangenen Frohnablöſungsverträge 
„nach Verlauf derſelben durch ein gütliches Uebereinkommen 
»„zwiſchen dem Herrn und Unterthanen nicht fortgeſetzet wer: 


„den wollen, und eine gütliche Uebereinkunft zwiſchen dem 


„Grundherrn und den Unterthanen zur Errichtung eines 
„neuen Ablöſungsvertrages nicht erzielet werden kann, haben 


— 
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„die urſprünglichen Rechte des Erſtern und die Verbindlich— 
„keiten der Letzteren wieder einzutreten, und muß ſofort auf 


„die verfaſſungsmäßige Natural-Roboth zurückgegangen 
„werden.“ 


„Daß dieſe urſprüngliche Pflicht zur Naturalroboth ſelbſt = 


dann eintrete, wenn die Robothholden ſeit unvordenklichen 
Zeiten vor dem Robothpatente vom 6. Juni 1772 bloß ein 
Robothgeld entrichtet haben, wurde bereits im §. 10 dieſer 
Abhandlung erwähnet, ſo wie daſelbſt zugleich auch die Mo— 
dalitäten angegeben wurden, welche in derlei ſeltenen Fällen 
berückſichtiget werden müſſen, um in Gemäßheit des dem 
Robothverhältniſſe derzeit zur Baſis liegenden Grundſatzes 
zu handeln, daß kein Robothhold zu einer mehreren Ro— 
both angehalten werden könne, als welche er vor Ae 
der Robothpatente zu leiſten hatte. 

Allein dieſe Geſetze und Entſcheidungen beziehen 0 
bloß auf jene Fälle, wo der Robothhold ein Robothgeld fort⸗ 
während bezahlte, deſſen Betrags-Beſtimmung von der Will— 
kühr der Herrſchaft abhing; es erübriget daher hier die Frage 
zu beantworten, ob es denn nicht Fälle geben könne, wo 
die Herrſchaft an das von ihren Robothholden ſeit unvor— 
denklichen und insbeſondere ſeit 52 Jahren vor dem Roboth— 
patente entrichtete Robothgeld gebunden, und nicht berech— 
tiget iſt, ſtatt deſſen eine Naturalroboth zu verlangen? — 

Abgeſehen von einem dießfällig beſtehenden Vertrage, 
deſſen Inhalt ohnedieß Ziel und Maß gibt, kann dieß auch 
aus dem Rechtstitel der Verjährung der Fall ſeyn. 

Für das Recht der Herrſchaft, die Roboth von ihren 


Unterthanen in natura zu fordern, ſtreitet bloß eine geſetz— 


liche Vermuthung, welche jedoch entweder einem ordentlichen 
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Beweiſe des Gegentheils oder einer ſtärkeren Vermuthung 


allerdings weichen muß. Eine ſolche Vermuthung des Rech— 
tes zur Naturalroboth ift allerdings auch dann noch vorhan— 
den, wenn die Robothholden durch unvordenkliche Zeit im— 
mer nur ein Robothgeld bezahlt haben, ſobald nur dieſes Ro— 


indem hier ein bloßes praecarium obwaltend, fomit auch 
die Willkühr der Herrſchaft unbeſchränkt erkennbar iſt, das 
Surrogat ihres Naturalbezuges nach dem Zeitverhältniſſe 
zu beſtimmen. Reichen die Robothholden dieſes Robothgeld 
nach der jedesmahligen Betragsbeſtimmung der Herrſchaft 
durch noch ſo lange Zeit, ſo iſt doch bei jeder Erhöhung oder 
gender Robothreluitionscontract im Mittel, und eben hierin 
auch das Geſtändniß der Pflicht zur Naturalroboth, indem 
ſie für jeden Betrags-Veränderungsfall eben nur die Na— 
turalroboth dem Werthe der Dinge und Arbeiten gemäß nach 
dem Zeitverhältniſſe reluiren. 

Anders verhält es ſich aber 

a) in jenem Falle, wenn die Robothholden feit undenk— 
lichen Zeiten immer nur ein beſtimmtes dem Betrage nach 


unverändertes Robothgeld insbeſondere binnen 32 Jahren 


vor dem Robothpatente vom Jahre 1772 entrichtet oder 

bp) wenn ſie die Erſitzung des Unterſagungs⸗ und Hinde⸗ 
rungsrechtes, nach dem gemeinen Rechte die usucapio li- 
bertatis erweiſen können, das iſt, wenn ſie einen Beweis 
herſtellen, daß fie immer nur ein Robothgeld bezahlt ha— 
ben, die Herrſchaft zwar einmahl die Naturalroboth verlan— 
get, ſie aber demungeachtet nur das Robothgeld bezahlt, 
und erſtere es bei dieſer Weigerung und bei der Entrichtung 
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des Robothgeldes fortwährend durch die geſetzliche Verjäh— 
rungszeit belaffen habe. 

In beiden Fällen hat die Herrſchaft kein Recht mehr 
die Naturalrobeth zu verlangen, ſondern hat ſich bloß mit 
dem von den Robothholden unveränderlich entrichteten Ro— 
bothgelde zu begnügen. 

Die Geſetze und mehrere über derlei Rechtsſtreitigkeiten 
ergangene und durch die Oberbehörden beſtätigte richterliche 
Urtheile enthalten hiezu die Beweisquellen. 

Der tractatus de juribus incorp. ſpricht ſich nicht aus, 
daß für den Grundherrn die Vermuthung ſtreite, die Ro— 
both in natura zu fordern, ſondern beſtimmte nur über— 
haupt, daß jeder Grundherr das Recht zur Noboth habe; 
dieſe Vermuthung wurde erſt mit Patent vom 6. Juni 1722 
geſetzlich beſtimmet, und kann um ſo weniger rückwirkend 
gedacht werden, als der Geiſt der für das Robothverhältniß 
ergangenen Geſetze ausdrücklich bloß dahin zielet, den Unter— 
thanen ihre Robothlaſt zu vermindern, und nicht etwa zu 
vermehren. Eben ſo ſetzet die Verordnung vom 15. Jänner 
1805 feſt, daß nach dem Geiſte der Geſetzgebung im Un— 
terthansfache in Fällen, wo das Recht der Herrſchaft nicht 
erwieſen iſt, nach der für den Unterthan günſtigeren Ausle— 
gung jederzeit entſchieden werden müſſe. 

Demnach ſcheinet es keineswegs ſchon in dem Geiſte der 


Geſetze gegtündet zu ſeyn, jenen Unterthanen, welche ſeit 


unvordenklichen Zeiten und insbeſondere ſeit 52 Jahren vor 


Erfließung des Robothpaͤtentes vom Jahre 1772 immer ein 
unverändertes Robothgeld bezahlet haben, eine Naturalro— 


both nunmehr aufbürden zu wollen. 
Man kann hier nicht einwenden, daß auch die Natural- 
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roboth nur nach dem Verhältniſſe des bezahlten Robothgel— 


des bemeſſen werden müßte, denn wo würde wohl mit Ge— 
rechtigkeit der Maßſtab einer ſolchen Beſtimmung gefunden 
werden können, wenn zum Beiſpiel ſeit dem Jahre 1730 
ein derlei Robothhold, der zugleich im Grundbuche als Ganz— 
lehner inne liegt, bis nun nur immer ein Robothgeld in dem 
un veränderlichen Betrage pr. 4 Gulden entrichtet hätte, da 
während dieſer Zeit wohl in jedem Jahre der Arbeitslohn 
und der Werth der Dinge ſich änderten. 

Eben ſo wenig kann eingewendet werden, daß die Hand⸗ 
lung der Herrſchaft, die Roboth von ihren Unterthanen im 


Gelde oder in Natur zu fordern, ein actus merae facul- 


tatis ſey, indem nur die bürgerlich ganz gleichgültigen Hand— 
lungen in dieſem Begriffe rechtlich enthalten, erkannt werden 
können, und unter dieſe die Handlungen der Robothforde— 
rung und Robothleiſtung entweder in Natur oder Gelde nicht 
gerechnet werden können, indem beide aus einem oneroſen 
Rechtsverhältniſſe entſpringen, und nicht die bloße Willkühr 
des Fordernden ſowohl als des Leiſtenden zum letzten Grunde 
haben, überdieß auch die Leiſtung der Roboth in Natur den 


Unterthanen läſtiger iſt, als die Leiſtung eines Seingen Ro⸗ 


bothgeldes. 

Daß bei einem immer unveränderlich geleiſteten Roboth— 
gelde nicht ein gleiches Verhältniß, wie in jenem Falle vor— 
liegt, wo zwar auch bloß Robothgeld jedoch dem Betrage nach 
veränderlich gereichet wurde, dringet ſich von ſelbſt auf. Im 
letzten Falle iſt es eben aber auch nur durch die zeitweiſe 
Veränderung des Reluitionsbetrages deutlich, daß die be— 
rechtigte Herrſchaft das Wahlrecht hatte, ihre Roboth ent: 
weder in natura oder nicht, alſo im Gelde zu fordern, wel— 
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ches Wahlrecht durch- die von. Seite der Robothholden er⸗ 
folgte Leiſtung des erhöhten Robothgeldes beſtätiget wird. | 
Ameerftern Falle bei dem immerwährend unverändert ge⸗ 
reichten Robothgelde mangelt die in der Veränderlichkeit des 
Robothgeldes ſich darſtellende differentia ultima in dem 
Begriffe eines Wahlrechtes, begründet eben dadurch die recht— 
liche Vermuthung der Beſchränkung der Forderung und Lei— 
ſtung auf dieſe Art der unveränderten Geldentrichtung, und 
wälzet die Laſt des Beweiſes, die Roboth gegen die bisherige 
Geldreichung in Natur fordern zu dürfen, auf die ſolches 
behauptende Grundherrſchaft. 

Wurde ferner bei der im Jahre 1750 vorgenommenen 
Rectification in der Faſſion der Herrſchaft über die Ruſtical— 
bezüge unter der Rubrick: „Naturalroboth“ — „Nichts“ — 
bemerket, und die Faſſion dahin ausgeſtellet: „Zahlen das 
Robothgeld mit — — “ fo liegt hierin ein rechtliches Ge— 
ſtändniß von Seite des Robothherrn enthalten, welches all— 
fällig unterſtützt von andern dießfälligen Beweiſen, als den 
Grundbüchern, Gabenbücheln, andern Urkunden oder Zeu— 
genausſagen, den vollſtändig rechtlichen Beweis herſtellet, 
daß die Herrſchaft an das von den Robothholden bisher ent— 
richtete, dem Betrage nach unveränderliche Robothgeld recht— 
lich gebunden ſey, und nicht berechtiget erkannt werden kann, 
gegen die bisherige Geldgabe eine Naturalroboth zu fordern. 

Im zweiten Falle, wo die Robothholden die Erſitzung 
des Unterſagungs- und Hinderungsrechtes, bloß ein unver— 
änderliches Robothgeld entrichten zu dürfen, ausweiſen kön— 
nen, iſt die rechtliche Stellung um ſo weniger ſtreitig, als 
der Entſcheidung eines derlei Streites das Geſetz ohnedieß 
deutlich genug das Wort führet, und der weſentlichſte Un— 
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terfihied von dem früheren Falle ift nur darin gelegen, daß 
in dem erſtern Falle die obig entwickelte Erkenntniß nur ei— 
nen Beweis vorausſetzet, daß die Robothholden durch 52 
Jahte vor⸗Erfließung des Robothpatentes vom Jahre 1772 
immer nur ein gleichmäßiges unveränderliches Robothgeld 
entrichtet haben, im letzteren Falle aber die Forderung der 
Naturalroboth durch Erſitzung des Unterſagungs- und Hin— 
derungsrechtes zu jeder Zeit beſchränket werden kann ohne 
Räckſicht auf das Patent vom Jahre 1772. 

Nach dieſen Entwicklungen ſcheinet auch die Entſcheidung 
der k. k. vereinigten Hofkanzlei vom 13. Februar 1786 er⸗ 
klärt werden zu müſſen, welche erkannte: „daß wo keine 
„Spur einer jemahls verrichteten Naturalroboth erhoben 


„werden konnte, da der Sinn der Patente nicht dahin ge- 


„angen ſey, den Unterthanen, wo ein langjähriger min: 
„derer Gebrauch beſtanden hat, eine mehrere Schuldigkeit 
„künftig aufzulegen, die Verwandlung des vor undenklichen 
„Jahren bei denſelben eingeführten Robothzinſes in eine 
„Naturalroboth, nur in fo weit Statt haben könne, als 
„die Unterthanen ſich gutwillig dazu einverſtehen, und es 
„außerdem bei dem gedachten Robothgelde ſein Verbleiben 
„haben ſolle.“ 

Eben ſo kann die fernere Hofkanzlei-Entſcheidung vom 
11. Juni 18072, die ohnedieß nur über einen ſpeciellen Fall 
erging, und daher auch nicht als ein allgemein verbindliches 
Geſetz angeſehen werden kann, nur auf jene Fälle analog 
eine Anwendung leiden, wo die Robothholden zwar ſeit un— 
vordenklichen Zeiten ein Robothgeld bezahlten, wo jedoch 


dieſes veränderlich und nicht in einem beſtimmten und zwar 


un veränderlichen Geldbetrage beſtand, indem ſolche erkannte: 
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„daß, da dem Grundherrn vermöge $. 8 des Patentes vom 
„6. Juni 1772 die Naturalroboth gebühre, er, ſelbſt wenn 
„er vorhin ein Robothgeld eingenommen hätte, nach Gut— 
„befinden wieder die Naturalroboth zu fordern berechtiget 
„ſey, wenn nicht etwa über die bisherige Robothreluition 
„ein Vertrag geſchloſſen worden iſt; daß ferner eben dieſes 
„Robothgeld die Schuldigkeit der Naturalroboth beſtaͤrke, 
„und die 52jährige Verjährung patentmäßig nur auf die 
„Naturalroboth und auf jenen Fall, wenn Jemand wäh— 
„rend derſelben weder eine Naturalroboth noch ein Surrogat 
„im Gelde geleiſtet hat, nicht aber dahin angewendet wer— 
„den könne, daß die ein Mahl beſtimmte Reluition immer 
„bleiben, und das gleiche Robothgeld fortdauern müſſe, 
„daß ſomit die Unterthanen ſich ſtatt des ſeit undenklichen 
„Zeiten gezahlten Robothgeldes die Naturalroboth gefallen 
„laffen müßten.“ f ** 

Hier dürfte zugleich der Ort ſeyn, das beſondere Ver— 
hältniß zu berühren, welches in Folge des unter weil. 
Sr. Majeſtät Kaiſer Joſeph II. aufgeſtellten Roboth— 
abolitions = und Malerei-Zerſtückungs-Siſtems zu Stan— 
de kam. 

Mit Hof-Tecret vom 4. September 1781 und 10. 
Hornung 1783 wurde verordnet, daß auf den geſammten 
Cameral-Exjeſuiten- und auf allen aufgehobenen und unauf— 
gehobenen geiſtlichen Stiften, dann weltlichen Stifts- und 
landesfürſtlichen Städten, Herrſchaften und Gütern, die 
dermahl noch beſtehenden Robothen zum Vortheile des Stga— 
tes und zur weſentlichen Aufnahme der Unterthanen zu 
ewigen Zeiten aufgehoben, und in andere mit den Unter- | 
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thanen zu bedingen kommende Schuldigkeiten verwandelt 
und ausgeglichen werden ſollen. 

In Gemäßheit dieſer Verordnungen und jener vom 24. 
März 1785 wurden in alle Länder landesfürſtliche Hofcom⸗ 
miſſäre abgeſchickt, um das Geſchäft der mit den Untertha— 
nen auf obbenannten Herrfchaften abzuſchließenden Roboth⸗ 
abolitions⸗Contracte zu leiten, und zugleich allen Länder— 
ſtellen aufgetragen, dieſen Hofcommiſſären hilfreiche Hand 
und Unterſtützung zu leiſten. 

Die obbenannten Herrſchaften waren geſetzlich genöthi— 
get und verpflichtet, die Naturalroboth ſich ablöſen zu laſ— 
ſen, und die Pflicht der Hofcommiſſäre war es, hiebei die 
Unterthanen durch Ueberzeugung und Belehrung der Vor— 
theile von derlei Abolitionen im gütlichen Wege zur Einge— 
hung derlei Contracte zu beſtimmen. Rückſichtlich der dieſem 
Siſteme ſich entgegnenden Unterthanen erklärte das für 
Böhmen erlaffene Hofdecret vom 50. Mai 1785: „daß die 
„Unterthanen durch Trotz und Ungehorſam oder frühzeitige 
„Verweigerung der Roboth die Wohlthat der Robothaboli— 
„tion keineswegs erwirken, ſondern viel eher ſich derſelben 
„unwürdig machen, und wenn die dießfalls angeordneten 
„Verfügungen die angehoffte Wirkung nicht haben ſollten, 
„das Kreisamt ohne Zeitverluſt zu ernſtlicheren Maßregeln 
„fürzufchreiten, ſomit die Haupträdelsführer und Aufhetzer 
„aus jeder Dorfgemeinde entweder abzuſtiften, oder mit ei— 
„ner angemeſſenen Spinnhausſtrafe zu belegen, die übri— 
„gen Widerſpänſtigen aber zur Verrichtung der patentmäßi— 
„gen Naturalroboth durch Militäraſſiſtenz mit den in ſolchen 
„Fällen vorgeſchriebenen Zwangsmitteln ,„ worunter auch 
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„Stockſtreiche begriffen, zu verhalten, jedoch von Zeit zu 
„Zeit die Anzeige zu machen habe.“ 

Allein der auf obige Herrſchaften ſich erſtreckende geſetz— 
liche Zwang, das Robothaboljitionsſiſtem in Anwendung zu 
bringen, dehnte ſich nicht auf die übrigen Privatherrſchaften 
und andere in obigem nicht enthaltene geiſtliche Obrigkeiten 
aus, dieſen wurde es bloß freigeſtellt, auf ihren Gütern 
das Robothabolitionsſiſtem nach dem Beiſpiele des Beſtan— 
des auf den Cameralgütern u. ſ. w. gleichfalls einzuführen. 
Verordnung vom 5. Aprill 1781 für Böhmen. 

Dieſes Siſtem nun hatte vorzüglich 3 Puncte, auf 
welche bei Einführung desſelben Rückſicht genommen wurde: 

1. Die Abolition der Naturalroboth, wenn nicht der 
ganzen, doch wenigſtens des größten Theils derſelben. 

2. Die Vertheilung der herrſchaftlichen Maierhofsgrün— 
de nach Maß ihrer Zahl und Lage. 0 

Endlich 

3. die Einräumung des vollkommenen Eigenthums der 
Unterthanen von den wirklich beſitzenden Haus- und Ueber— 
ländgründen. 

Auch in Oeſterreich unter der Enns wurde diefes Siſtem 
nach den bezeichneten Modalitäten eingeführt, und die Na— 
turalroboth dergeſtalt auf ewige Zeiten in eine Geldleiſtung 
umgeändert, daß der Betrag derſelben in den meiſten Con— 
tracten nach dem jeweiligen Werthe des Getreides im Ver: 
hältniffe zu den zur Zeit des abgeſchloſſenen Contractes beſtan— 
denen und im Contracte angeſetzten Marktpreiſen von zwan— 
zig zu zwanzig Jahren neu regulirt werden ſolle. 

Die errichteten Contracte wurden von den Intereſſenten 
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und dem abzeordneten Robothabolitions-Commiſſäre unter 
fertiget , und der weiteren Beſtätigung unterzogen. 
SR, 
Nachdem bereits aus einandergefegt worden ift, daß fe: 
dem Unterthane die Verbindlichkeit der Roboth obliege, To 


folgt natürlich, daß derjenige, welcher von der Roboths- 


verbindlichkeit durch eine vormahls getroffene Abfindung oder 
auf eine andere Art befreit zu ſeyn vorgibt, ſeine Befreiung 
rechtsbeſtändig erweiſen müſſe. Der 17. F. des Robothpa— 
tentes vom Jahre 1772 ſagt: „Für den Grundherrn wider 
„ſeinen behauſten Grundholden ſtreitet der Roboth halber 
„ale rechtliche Muthmaſſung, wenn auch bishero wenig 
„oder gar keine Roboth gefordert worden wäre, oder der 
„Unterthan vorſchützte, die Roboth aus Gutwilligkeit, oder 
„aus Zwang verrichtet zu haben, und muß die Befreiung 
„von derſelben durch den Grundholden mit brieflichen Urs 
„kunden, rechts erforderlicher Verjährung der 32 Jahre, oder 
vim anderen Wege ſtandhaft erwieſen werden.“ 

Jedoch gibt es X. geſetzliche Urſachen, welche eine zeit— 
liche, und ſolche, welche eine gänzliche Robothbefreiung be— 
wirken. Den Fall einer zeitlichen Befreiung beſtimmt der 
19. F. des Robothpatentes vom Jahre 1772, wo es heißt: 
„Falls in einem Orte eine wirklich inficirende oder auch nur 
„zweifelhaft anſteckende Viehkrankheit ſich äußern ſollte, fo 
„fd nicht allein jene Leute, welche um und bei dem kran— 
„ken Viehe zu thun haben, ſondern auch diejenigen Unter— 
„thanen, Holden, welche etwa mit dieſen erſtgedachten 
„Leuten eine mittelbare oder unmittelbare Gemeinſchaft oder 
„Zuſammenkunft pflegen, in ſo lange die Viehſeuche für— 
„dauert, in Folge der bereits unterm 11. December 1762 
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„ergangenen Circularverordnung zu einiger Roboth keines— 
„wegs zu berufen, oder anzunehmen.” 

Zu den von der Roboth zeitlich Befreiten gehören in 
Folge Part. Regierungs-Erkenntniſſes vom 20. Auguſt 1812 
auch die Landwehrmänner, welche weder zur Zeit der perio— 
diſchen Waffenübungen noch ſonſt in einem Zeitpuncte, wo 
deren Dienfte von dem Vaͤterlande in Anſpruch genommen 
werden, einer Robothpflicht unterliegen. 

Den Fall der vollkommenen Befreiung enthält die aller— 
höchſte Entſchließung vom Z. Mai 1779, „vermöge welcher 
„die alten Mitnachbarn, welche ihrer Leibesſchwäche, oder 
„ihres Alters halber die Wirthſchaften an ihre Kinder über— 
„geben, oder an Fremde verkaufen, und ſonach bei beſag— 
„ten ihren Kindern oder Verwandten leben, eben ſo, wie 
„die verheiratheten, und in ihrer Aeltern Brot ſtehenden 
„Bauernſöhne, dann die mit keinen robothſamen Häuſern 
„verfehenen verabſchiedeten Invaliden, wie auch alle preß— 
„hafte oder 60 Jahre alte Inleute, in ſo lange ſelbe kei— 
„nen robothſamen Grund beſitzen, von aller Robothſchul— 
„digkeit vollkommen frei zu bleiben haben.“ 

$. 22. 

XI. So wie die Geſetze dem Grundherrn das Recht det 
Robothforderung eingeftanden haben, eben ſo geſtatten fie 
ihm auch einverſtändlich mit den Unterthanen dahin über— 
einzukommen, ſich die Robothpflicht ablöſen zu laſſen, oder 
ihnen ſelbe ganz zu erlaſſen, und zwar auf immer, wenn 
er freier und uneingeſchränkter Beſitzer der Herrſchaft iſt, 
oder auf die Zeit ſeines Beſitzes, wenn er durch das Band 
eines Lehens, Fideicommiſſes, oder auf eine andere Art be— 
ſchränkt iſt. Der 12. H. des Robothpatentes vom Jahre 
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1772 fagt am Ende: „Uebrigens ſteht einem Alfodial oder 
„freien und uneingeſchränkten Grundhertn ſowohl für ſich, 
„als ſeine Nachfolger, ſeine Unterthanen in Hinkunft gegen 
„Reichung einer vergleichenden Summe Geldes der Roboth— 
„pflicht auf ewig zu entlaffen, bevor; ein zeitlich und un: 
„vollkommener Grundherr aber kann nur auf die Zeit ſeiner 
„fürdauernden Inhabung ſich mit feinen Unterthanen und 
„Inleuten anftatt der Roboth auf ein le und Billi⸗ 
„ges vergleichen.“ 

Solche Vergleiche aber, die zwiſchen der Obrigkeit und 
dem Unterthane der Roboth wegen geſchloſſen werden, mil: 
ſen immer dem Kreisamte zur Beſtätigung vorgelegt werden. 

Die dieſerwegen unterm 6. November 1773 erlaſſene höch⸗ 
ſte Entſchließung lautet alſo: „Es fließe zwar aus der Natur 
„der Sache ſelbſt, daß bei Verträgen, welche zwiſchen Obrig— 
„keit und Unterthan über beſtändige, den Hausgründen in— 
„härirende und in der Folge der Zeit denen Nachkommen 
„des oder der Contrahenten in ihrem Contributionsſtande 
„deichwerlich fallen könnende neue Onera und Schuldigkei— 
„ten geſchloſſen werden, eine oberrichterliche Beſtätigung 
„allerdings erfordert werde. Da aber dießfalls noch keine 
»aubdrückliche Verordnung hier Landes beſtehe, fo ſey auch 
„in Niederöſterreich in Aehnlichkeit deſſen, was Ihro k. k. 
„Majeſtät bereits in anderen Erbländern gnädigſt vorzu— 
„ſchreiben geruhet haben, per Circulare allen Obrigkeiten, 
„und in denen Wirthſchaftskanzleien auch den Unterthanen 
„kund zu machen, daß künftighin die zwiſchen denenſelben 
„über die den Hausgründen auf immerhin ankleben ſollen— 
„den Urbarialſchuldigkeiten errichten wollende neue und per— 
»petuelle Verträge, ihre Gültigkeit durch die Beſtätigung 
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„des Kreisamtes erhalten ſollen, welches in dubio, ob die 
„von den Unterthanen übernommen werden wollende neue 
„Schuldigkeiten nicht härter, als die vormahligen ſeyen, 
„die weitere Belehrung von der Regierung zu begehren hat. 
„Gleichwie dann auch die Regierung in einem auch ihr ſelbſt 
„noch zweifelhaften Falle ſolchen der Hofſtelle berichtlich an— 
„zuzeigen, und die allerhöchſte Entſchließung abzuwarten, 
„unter einſtens aber dem oben vorgeſchriebenen Circulate bei— 
„zurücken haben werde, daß alle ſeit Ergehung des Roboth— 
„patentes vom 6. Junius 1772 etwa geſchloſſene derlei 
„perpetuirliche Verträge zur nachträglichen Beſtätigung des 
„Kreisamtes demſelben überreichet werden ſollen.“ 

§. 23. 

Auf dieſen jetzt umſtändlich angeführten Geſetzen beru— 
het die Robothſchuldigkeit der Unterthanen, ſie können ſich— 
der durch ſelbe beſtimmten Schuldigkeit auf keine Art ent— 
ziehen, und ſetzen ſich durch hartnäckige Weigerung und 
Nichtleiſtung allen jenen Zwangsmitteln aus, welche das 
Unterthanspatent vom 1. September 1781 den Obrigkeiten 
einräumet. 

Glauben die Unterthanen jedoch von ihrer Herrſchaft 
unbillig behandelt, und zu mehrerem als ihre wahre Schul— 
digkeit iſt, verhalten zu werden, ſo ſteht ihnen derjenige 
Weg offen, welchen das Unterthanspatent (welches Patent 
bei dem Titel der perſönlichen Gerichtsbarkeit im zweiten 
Theile umſtändlich aus einander geſetzt werden wird) für jede 
Unterthansbeſchwerde beſtimmt. 

Eben fo find aber auch die Grundherrſchaften verbun— 
den, ſich genau in den von den Geſetzen ihrem Rechte be— 
ſtimmten Gränzen zu halten, und keine darüber hinausge— 

J. Band, A K 
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henden Forderungen zu machen, indem fie bei jedem vor— 
kommenden derlei Ueberhaltungsfalle außer der vollkomme— 
nen Entſchädigung des zu hoch gehaltenen Unterthanen noch 
beſonders wegen der Geſetzes-Uebertretung beſtraft werden 
würden. Um allen Bedrückungen in dieſer Rückſicht vorzu— 
beugen, ſorgte die Geſetzgebung, daß ſowohl die Untertha— 
nen mit den erlaſſenen Geſetzen bekannt gemacht, als auch 
die Obrigkeiten verhalten wurden, ordentliche Robothregi— 
ſter zu führen, damit hierdurch die Stellen im Stande wä— 
ren, bei jeder einzelnen Beſchwerde ſich über die von den 
Herrſchaft gemachten Forderungen vollkommene Einſicht und 
Ueberzeugung verſchaffen zu können. 

Das hierüber unterm 14. December 1782 erfloffene 
Hofdecret lautet alſo: „Nachdem in dem N. Oe. Roboth— 
„weſen folgende weſentliche Mißbräuche und Gebrechen be— 
n„ftehen, daß 

„1. den unterthänigen Gemeinden von dem gedruckten 
„Robothpatente und den zwei gedruckten Patentsnachträgen 
„feine Exemplarien individualiter hinausgegeben, und ſogar 
„einiger Orten, ſo wie es bei den Localunterſuchungen ſich 
„ſchon mehrfältig veroffenbaret hat, dieſe Patente weder 
„gehörig kundgemacht worden; 

„2. daß jenes, was durch dieſe gedruckten Patente 
„fo nachdrücklich empfohlen worden, als zum Beiſpiel: daß 
„kein Unterthan unter ſchwereſter Verantwortung zu einer 
„mehreren Roboth, als er vorher geleiſtet, angeftrenget 
„werden ſoll, nicht durchgehends beobachtet wird, vielmehr 
„hie und da gerade das Widerſpiel geſchieht, und die Une 
„terthanen unter dem nichtigen Vorwande, daß vorhin die 
„ſogenannte ungemäßigte Roboth präſtirt worden, zu der 
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„104tägigen Roboth verhalten werden, wenn ſie auch an 
„dieſer ungemäßigten Roboth ehehin weit weniger als jähr- 
„lich 104 Täge wirklich verrichtet haben; und 
„3. daß in Anſehung der bei der Robothforderung und 
„Leiſtung ſelbſt zu beobachtenden Modalitäten jenes, was in 
„den gedruckten Patenten, und in der Folge mittelſt ge— 
„ſchriebenen Circularien angeordnet worden, wiederum nicht 
„allenthalben zur Wiſſenſchaft der Unterthanen gelanget 
„ſeyn dürfte, als haben Se. k. k. Majeſtät, um dieſen wes 
„ientlihen Gebrechen, und den daher entſtehenden Ueber— 
„haltungen und Bedrückungen der armen Unterthanen abzu— 
„helfen, allergnädigſt anbefohlen, daß den Dominien 
„die Publicirung der in den Robothſachen erfloſſenen Pa— 
„tente und Veror nungen, und die Aushängung derſelben in 
„den Amtskanzleien zu Jedermanns Einſicht, dann die Füh— 
„rung ordentlicher Robothregiſter nachdruckſamſt aufgetra— 
„gen, und den Kreisämtern die genaue Invigilirung auf 
„die pünctliche Befolgung alles deſſen ernſtlich eingebunden 
„werden ſolle.“ 


ire 
Von den herrſchaftlichen Dienſten. 
Ke 1. 

Zur Vermeidung alles Mißverſtandes iſt es nothwendig, 
vorläufig den Unterſchied der vormahls beſtandenen ſoge— 
nannten herrſchaftlichen Dienſte im engeren Verſtande, von 
den eigentlichen Waiſendienſten, welche beide in dem Trac— 
tate de juribus incorporalibus gegründet ſind, wohl zu 
bemerken, und die Begriffe von beiden, welche, obſchon 


fie Wirkungen der grundobrigkeitlichen Rechte find, ſich doch 
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ihrer Beſchaffenheit nach merklich unterſcheiden, genau zu 
bezeichnen. 

f K 2. 

Die Verbindlichkeit zu herrſchaftlichen Dienſten im en— 
gern Verſtande beftand darin, daß die zum Dienen fähigen 
und ihren eigenen Aeltern zu Haufe unnothwendigen Kinder 
ftatt dem, daß fie andere Dienſte annehmen durften, vor— 
züglich der Obrigkeit auf ihr Verlangen in die Dienſte ge— 
ſtellt werden mußten. Der Tractat de juribus incorpo- 
ralibus fagt hierüber im 7. F. des 4. Titels: „Die Uns 
„terthanen find ſchuldig, ihre noch in Gewalt und Brot ha— 
„benden Söhne und Töchter, deren fie zu eigenen Dienften 
„nicht bedürftig, oder dieſelben ſonſt in fremde Dienſte ge— 
„ben wollten, ihren Grundherren vor allen anderen in Dienſt 
„erfolgen zu laſſen; dagegen aber ſollen dieſelben von ihren 
„Herren und Frauen nicht wie Sclaven und Leibeigene, ſon— 
„dern wie andere freie Dienftbothen mit gebührender Koft 
„und Lohn verſehen, und unterhalten, auch nach Verflieſ— 
„fung dreier Jahre wider ihren Willen ferners zu dienen 
„nicht gezwungen werden: außer dieſem iſt den Untertha— 
„nen ihre Kinder in die Städte, und anderswohin zum 
„Studieren, Lernen eines Handwerkes, oder anderer ehr— 
„lichen Sachen, jedoch mit Vorwiſſen der Obrigkeit, zu 
„ſchicken unverwehrt.“ 

Dieſes Recht der Herrfchaften wurde aber ſowohl durch 
das Patent vom 1. November 1781 des Inhaltes: „4. 
„Sind die Unterthanen künftig einige Hofdienfte zu verrich⸗ 
„ten nicht mehr ſchuldig, beider Aeltern verwaiſte Kinder 
„ausgenommen, deren Hofdienſt jedoch nirgends 5 Jahre 
püberfteigen fell,” — als auch mit Hofbefcheid vom 15. 
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Jänner 1782 ganz aufgehoben, wo es heißt: „ad 9. vers . 


„ordnen Se. k. k. Majeſtät allgemein, daß in Zukunft nur 
„alleinf olche Kinder der Unterthanen, die der beiden Ael— 
„tern verwaiſt wären, zu Verrichtung der Hofdienſte und 


„Waiſendienſte von denen Obrigkeiten genommen werden 


„können.“ 


. §. 3. 

Es handelt ſich alſo dermahlen nur mehr um die eigent— 
lichen Waiſendienſte, das iſt: um jene, welche die Grund— 
obrigkeit von älternloſen minderjährigen Kindern zur Erkennt— 
lichkeit für die obergerhabſchaftliche Aufſicht durch 3 Jahre 
fordern kann. Auch dieſe ſind ſchon urſprünglich in dem 
Tractate de juribus incorporalibus gegründet. Daſelbſt 
heißt es im 8. 9. des 4. Titels: „Ingleichen kann der 
„Grundherr feiner verftorbenen Unterthanen hinterlaffene 
„Waiſen in feinen Dienft nehmen, und fie bis auf das 14. 
„Jahr ihres Alters ohne Liedlohn gebrauchen. Jedoch iſt er 
„diefelben mit nothwendigem Unterhalte und Kleidung ohne 
„Entgeld ihres etwa habenden Erbtheiles zu verſehen ſchul— 
„dig. Wann ſie aber das 14. Jahr ihres Alters erfüllt, 
„ſind ſie darüber drei Waiſenjahre gegen gebührenden Lied— 
„lohn zu dienen verbunden, ferners aber können ſie von 
„der Obrigkeit zu dienen wider ihren Willen nicht angehal— 


„ten werden, allermaſſen ſolches auch in unſerer Gerhab— 


„ſchaftsordnung in dem 6. $. des 9. Titels vorgeſehen wor— 


„den; im übrigen woferne einem oder anderen Waiſen eine 


„Heirath zuſtände, fo fol feine Obrigkeit ihm daran, ohne 
„erhebliche und billige Urſache nicht verhinderlich ſeyn; wie 
„dann auch kein Grundherr oder Obrigkeit befugt ſeyn ſolle, 
„anftatt der Dienfte, eine Abfindung im Gelde weder von 
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„den Waiſen, noch der Unterthanen Söhne und Töchter 
„zu begehren.“ N 

S. . 

Der Tractat ließ jedoch in Rückſicht der Waiſendienſte 
noch manches unbeſtimmt. So war es zuerſt aus demſelben 
nicht genau zu erſehen, ob unter dem Worte Waiſen nur 
ſolche Kinder, die beider Aeltern beraubt ſind, oder auch 
ſolche, die bloß ihren Vater verloren haben, zu verſtehen 
ſeyen? Dieſe Frage entſchied der 9. §. des Hofbeſcheides vom 
15. Jänner 1782, vermög welchem nur allein ſolche Kine 
der der Unterthanen, welche der beiden Aeltern verwaiſt ſind, 
zu Verrichtung der Hof- und Waiſendienſte genommen wer⸗ 
den können. 

Ferners hatte der Tractat durch die unbeſtimmten Wor— 
te, daß nach dem 14. Jahre Waiſendienſte durch 5 Jahre 
gegen gebührenden Liedlohn gefordert werden können, den 
doppelten Zweifel unbeantwortet gelaſſen, worin nähmlich 
der Lohn eigentlich zu beſtehen habe, und binnen welcher 
Zeit nach dem erreichten 14. Jahre dieſe Dienſte gefordert 
werden dürfen? In Rückſicht des Lohnes beſtimmt der Hof— 
beſcheid vom 15. Jänner 1782 im 12. §. „daß auf De“ 
„fehl Sr. k. k. Majeſtät denen über 14 Jahre alten, bei— 
„der Aeltern verwaiſten, und die Waiſendienſte verrichtenden 
„Kindern der nähmliche Liedlohn, welchen andere freiwillige 
„Dienſtbothen nach Beſchaffenheit ihrer leiſtenden Dienſte 
„empfangen, abgereichet, und ſolches zu Jedermanns Wiſ— 
„ſenſchaft im Lande kund gemacht werden ſolle.“ 

Was die Zeit betrifft, binnen welcher von dem 14. 
Jahre an die Waiſendienſte gefordert werden dürfen, ſo 
wurde mit Hofbeſcheid vom 29. Julius 1291 beſtimmt: 
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„daß die Schuldigkeit, Waifenjahre zu dienen, nie auf die 
„Zeit der Großjährigkeit ausgedehnt werden könne,“ woraus 
daher folget, daß dieſe Dienſte nur während der Minder⸗ 
jährigkeit des Waiſen gefordert werden dürfen: wo es aber 
übrigens in dem Belieben der Herrſchaft ſtehet, was immer 
für 5 Jahre zwiſchen dem vierzehnten und der Großjährig— 
keit, zum Waiſendienſte zu beſtimmen. 

§. 5. 

Die geſetzliche Abſicht bei Einführung der Waiſendienſte 
war, den Obrigkeiten als eine Art von Vergeltung für die 
unentgeltlich zu beſorgende Obervormundſchaft die Gelegen— 
heit zu verſchaffen, beſſere und verläßlichere Dienſtbothen 
zu haben. Konnte die Herrſchaft jedoch dieſe Dienſte entbeh— 
ren, ſo war es ihr ſchon nach dem Tractate nicht erlaubt, 
ſich dieſelben in Gelde ablöſen zu laſſen, und dadurch ihre 
Einkünfte zu vermehren; ſie mußte ſich der Dienſte in Na— 
tura bedienen, oder auf dieſelben unbedingt Verzicht thun. 
Demungeachtet wurde dieſer Verordnung manchmahl un— 
ter dem Vorwande entgegen gehandelt, daß die Geld— 
ablöſungen freiwillig, und über eigenes Verlangen der Wai— 
ſen geſchehen wäre. Um nun dieſen Unfügen Ziel zu ſetzen, 
wurde im 19. und 11. $. des Hofbeſcheides vom 15. Jän— 
ner 1782 verordnet: „daß der Mißbrauch, vermöge wel 
„chem die Obrigkeiten ſich die Waiſendienſte mit Geld ablö— 
„fen laſſen, nicht nur pro futuro gänzlich abzuſtellen ſey, 
„ſondern auch die wirklich eingehobenen derlei Ablöſungs— 
„gelder den betreffenden Parteien alſogleich wiederum zu er— 
„fegen ſeyen.“ x 


Zweite Abtheilung. 


Von dem grundherrlichen Rechte Abgaben zu 
fordern. 


Das zweite Recht der Grundherren beſtehet in dem, daß 
ie verſchiedene Abgaben von den Unterthanen fordern kön— 
nen, hieher gehört; 

I. Der Grunddienft, 

II. Das Pfundgeld. 

III. Das Abfahrtgeld. N 

IV. Die verſchiedenen Grundbuchsgebühren, 


SH Nit 


Von dem Grunddienſte. 


93 1. 

„Das vorzüglichſte Recht des Erbpacht- und Erbzins— 
„herrn — heißt es §. 1151 des bürgerl. Geſetzbuchs — 
»beſteht in der Beziehung des jährlichen Zinſes und ande⸗ 
„rer bedungenen Gebühren. Dieſe können unter keinem Vor— 
»wande erhöhet, von den zum Grunde nicht gehörigen 
»Fahrniſſen aber, fo wie von andern beweglichen Sachen, 
„gar nicht bezogen werden.“ 

Dem gemäß iſt der Grunddienſt eine jährliche Abgabe, 
welche der Unterthan als Erbpacht- oder Erbzinsmann feiner 
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Grundherrſchaft als Erbpacht- oder Erbzinsherrn rückſichtlich 
ſeiner unterthänigen Realität zum Zeichen der Anerkennung 
des Obereigenthums entrichtet, und gewöhnlich in einem 
ſehr geringen jedoch unveränderlichen Geldbetrage beſteht. 

Das Recht zu dieſer Abgabe fließt aus der Natur des 
zwiſchen den Grundherren und ihren Unterthanen beſtehen— 
den emphiteutiſchen Contractes, und war ſchon durch das 
römiſche Recht unter dem Nahmen Laudemium minus ges 
gründet, und von den Römern in unſern Gegenden einge— 
führt. Aus dem Begriffe dieſer Abgabe erhellet, daß ſelbe, 
nachdem fie nur in recognitionem dominii directi ge 
leiſtet wird, in einem ſehr kleinen jährlichen Betrage beſte— 
het, in keinem Verhältniſſe mit dem Ettrage und den 
Früchten des Grundes iſt, daher auch entrichtet werden 
muß, wenn wirklich in einem Jahre wegen Miß wachs oder 
Verheerung wenig oder gar nichts wachſen ſollte, den ein— 
zigen Fall ausgenommen, wenn ein Grund dergeſtaͤlt ver: 
wüſtet würde, daß der Grundhold auch in Zukunft keine 
Früchte daraus ziehen könnte, wo dann von einem ſolchen 
Grunde kein Dienſt mehr zu zahlen iſt. 

Die dießfällig geſetzliche Beſtimmung enthält das bürger— 
liche Geſetzbuch, wo es $. 1153 heißt: „In der Regel 
„haftet ein unvollſtändiger Eigenthümer dem andern nicht 
„für den Zufall: Allein wenn ein Erbpächter durch Ueber— 
zſchwemmungen, Krieg oder Seuche fein Pachtgut zu bes 
„nützen verhindert worden iſt; ſo muß demſelben für die 
„Zeit der vermißten Benützung ein angemeſſener Erlaß vom 
„Zinſe geſtattet werden,“ — und $, 1134 wird weiter 
beſtimmet: „Ein Erbzinsmann hat auf einen ähnlichen Er— a 
„laß keinen Anſpruch, er muß, fo lange ein Theil des Erb— 
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„zinsgutes vorhanden iſt, den feſtgeſetzten Erbzins voll ente 
richten.“ 
F. 2. 

Der eigentliche Betrag des Grunddienſtes iſt nicht ge— 
ſetzmäßig beſtimmt, und daher auch nicht bei allen Grund— 
holden gleich, eben fo wenig als die Art der Entrichtung, 
ob nähmlich derſelbe im baaren Gelde, oder in Früchten zu 
entrichten ſey. Hiebei kommt alles auf das alte Herkommen 
an, welches größten Theils nur aus den Grundbüchern erſehen 
werden kann, in welchen ſo wie in den Gewähren, zu Folge des 
12. F. des 4. Titels des Tractates de juribus incorpo- 
ralibus enthalten ſeyn muß, was und wie viel an Dienſt 
von einem Grunde, dann wohin und zu was für einer Zeit 
im Jahre ſelber entrichtet werden ſoll. Demnach muß ſich 
alſo gerichtet werden, und es hängt weder von der einzel— 
nen Willkühr des Grundherrn, noch des Unterthans ab, 
den Grunddienſt in Geld oder Früchten abzuführen. Jedoch 
iſt wohl zu merken, daß dieſe Abgabe immer ſehr mäßig 
ſeyn müſſe, und von Seite der politiſchen Stelle nicht wohl 
zugegeben werden kann, daß die Grundherrſchaft bei Anz 
ſtiftung neuer Unterthanen denſelben einen zu hohen, mit 
den übrigen ſchon lange geſtifteten Beſitzern in keinem Ver— 
hältniſſe ſtehenden Dienſt beſtimme. 

Na! 

Der Grunddienſt wird des Jahres einmahl bei offenem 
Grundbuche entrichtet, welches gewöhnlich nach Michaelis 
geſchieht, weil da gemeiniglich Geld und Früchte bei den 
Unterthanen vorhanden find. Dieſer in Oeſterreich unter der 
Enns übliche Provincialgebrauch ſtimmet auch mit dem all— 
gemeinen bürgerlichen Geſetzbuche überein, wo $. 1152 ver— 
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ordnet wird: „Der jährliche Zins muß, wenn nichts verab— 
„redet oder durch Provincial-Geſetze beſtimmt iſt, in der er— 
„ſten Hälfte des Monats November abgeführet werden.“ 
Wenn der Grunddienft in der beſtimmten Zeit nicht entrich— 
tet wird, fo verfällt der Unterthan zufolge des 26. F. des 
4. Titels des Tractates de juribus incorporalibus in ei— 
ne Strafe von 22 Er. 2 pf., welche der Dienſtwandel ge: 
nannt wird. Dieſe Strafe wurde vor uralten Zeiten, wo 
das Geld in einem höheren Werthe ſtand, beſtimmt, und 
kann daher dermahlen nicht mehr als ein hinlängliches Zwangs— 
mittel gegen ſaumſelige Zahler ſeine volle Wirkung haben. 
Wenn nun dieſe Strafe heut zu Tage nicht hinreicht, den 
nachläſſigen Unterthan zur Zahlung des Dienſtes zu bewe— 
gen, ſo ſtehet der Grundobrigkeit das Recht zu, ſeinen 
Grund zu verſchlagen, zu verkreuzen, welches die Wirkung 
hat, daß der Grundhold ſeinen Grund nicht betreten, nicht 
eher die darauf ſtehenden Früchte einſammeln darf, bis er nicht 
durch Entrichtung ſeines ſchuldigen Grunddienſtes die Auf— 
hebung der geſchehenen Verſchlagung bewirket. Der $. 1135 
des allgemeinen bürgerl. Geſetzbuches verordnet: „Hat der 
„Erbzinsmann den Zins in der bedungenen Zeit nicht ab— 
„geführt, ſo kann der Erbzinsherr verlangen, daß die 
„Nutzung in Beſchlag genommen, und er aus derfelben 
„fchadlos gehalten werde.“ 

„Ein Erbpachtherr hat dagegen nach $. 1150 eod. 
„in Anſehung des über ein Jahr ausſtändigen Zinſes die 
„Wahl, entweder die Pfändung der Nutzungen, oder die 
„gerichtliche Verſteigerung des Erbpachtgutes zur Berichti— 
„gung der Rückſtände zu verlangen.“ Träte aber der Fall 
ein, daß der Unterthan nicht bloß aus Nachläſſigkeit, ſon— 


4 


FE 


156 

dern wirklich vorſätzlich, und muthwilliger Weiſe in con- 
temptum dominii directi den Dienſt durch drei Jahre 
nach einander ausſtehen ließe, ſo ſtände der Grundobrigkeit 
eigentlich nach dem 22. $. des 4. Titels des Tractates de 
juribus incorporalibus das Recht zu, anzuſuchen, daß der 
Unterthan ſeines nutzbaren Eigenthums verluſtigt erklärt, 
das iſt: daß er abgeſtiftet werde, worüber jedoch jederzeit 
die politiſche Stelle zu erkennen hätte. Stirbt ein den Grund— 
dienſt rückſtändiger Unterthan, ſo ſind ſeine Erben allerdings 
verbunden, dieſen Rückſtand zu tilgen, weil die Verbind— 
lichkeit denſelben zu zahlen eine dingliche iſt, welche auf 
dem Grunde haftet, allein dieſelben ſind nicht ſchuldig den 
Dienftwandel, welchen der Verſtorbene verwirkt hatte, zu 
zahlen, weil jede aus einer Strafe herrührende Verbind— 
lichkeit bloß perſoͤnlich iſt, die nur der Perſon des Uebertre— 
ters anhängt. 

5 8 . 

Alle Streitigkeiten und Anfragen, welche ſowohl wegen 
des Vertrages des Grunddienſtes, als auch wegen der gegen 
faumfelige Zahler anzuwendenden Zwangsmittel entſtehen 
können, gehören zur Entſcheidung in den Wirkungskreis der 
politiſchen Stelle. Das hierüber zuletzt unterm 3. März 1797 
erfloſſene Hofdecret lautet folgender Maßen: „über die aus 
„Anlaß der von einigen emphiteutiſchen Grundbeſitzern, und 
„Anſiedlern verweigerten, und unterlaſſenen Entrichtung der 
„contractmäßig beſtimmten jährlichen Giebigkeiten aufgewor— 
„fene Frage, ob auf den Fall der zu veranlaffenden Zwangs— 
„mitteln das Verfahren gegen dieſelben im Rechts- oder po— 
»litiſchen Wege einzuleiten ſey ? haben Se. Majeſtät gnädigſt 
„zu entſchließen geruhet, daß es in derlei Fällen bei der bis— 
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„herigen Beobachtung, und den beſtehenden Vorſchriften zu 
„belaffen ſey, mithin die Erbpächter, und die zu dieſer 
„Claſſe gehörigen emphiteutiſchen Grundbeſitzer nicht von der 
„Juſtiz, ſondern von der politiſchen Stelle zur Bezahlung 
„ihrer jährlichen Giebigkeiten zu verhalten ſeyen, und nö— 
„thigen Falles auch durch ſolche unter Beobachtung der dieß— 
„falls beſtehenden Vorſchriften ganz abgeſtiftet werden 
„können.“ N 


Zweiter Titel. 
Von dem Pfundgelde. 


g. 1. 

Das Pfundgeld iſt eine nach dem Verhältniſſe des 
Werths oder Betrags eines unterthänigen Gutes bei den 
mit dem rechtlichen Beſitze deöfelben vorgehenden Verände— 
rungen zu bezahlende Abgabe — je nachdem das in andere 
Hände fallende Vermögen beweglich oder unbeweglich 
iſt, und die Beſitzveränderung durch Tod fälle oder Ver: 
träge unter Lebenden veranlaßt wird, erhält es den 
Nahmen Todtenpfundgeld oder Veränderungs⸗ 
pfundgeld. 

„Die Abgabe (beſtimmet dießfällig der $. 1142 des b. 
„G. B.) , welche der Obereigenthümer zuweilen von einem 
„neuen Nutzungseigenthümer zu fordern hat, heißt, wenn 
„die Veränderung bei Lebzeiten geſchieht, Lehenwaare (Lau— 
„demium), geſchieht fie aber von Todeswegen, Sterbelehen. 
„Beide werden auch Veränderungsgebühren genannt. Ob 
„und wie dieſe Rechte gegründet ſeyen, entſcheidet die Lanz 
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„desverfaſſung, die öffentlichen Bücher und Urkunden, oder 
„ein dreißigjähriger ruhiger Beſitz.“ 

Der Urſprung dieſer Abgabe iſt in der Einleitung §. 4 
und 8. angezeigt worden. 

Es wäre unnütz, ſich in die für die dechtslehre und 
Praxis gleich unfruchtbare Erörterung des Rechtsgrundes die- 
fer Abgabe einzulaffen ; die älteſten Grundbuchspatente vom 
15. Aprill 1594, 1. September 1660, 29. October 1669, 
der Tractat de jur. incorp. und die Erläuterungsreſolutio— 
nen vom 30. Juni, und vom 2. November 1682, die Pa— 
tente vom 6. März, und 13. October 1759 laſſen keinen 
Zweifel übrig, daß die Pfundgelder durch Verträge, und 
Gewohnheit eingeführt, und die Abnahme derſelben, in ſo 
weit ſie bis zur Zeit des Tractats de jur. incorp. einge— 
führt war, durch dieſes Geſetz ſelbſt zur künftigen Richtſchnur 
feſtgeſetzt worden. 

Durch eben dieſe Geſetze wurde das Recht des Magiſtrats 
zu Wien, und der landesfürſtlichen Städte und Märkte zur 
Abnahme der Pfundgelder jedoch mit einigen andern Mo— 
dalitäten beſtätigt, wovon jedoch in dieſer Abhandlung, de— 
ren Hauptabſicht iſt, das Verhältniß zwiſchen Herrſchaften 
und Unterthanen aufzuſtellen, nur des nothwendigen Zus 
ſammenhanges wegen, und erſt am Ende dieſes Titels ganz 
kurz die Rede ſeyn wird. 

54 

Das Todtenpfundgeld (Mortuarium) iſt diejenige 
Abgabe, welche dem Grundherrn bei einem ſich ergebenden 
Todfalle eines Unterthans von dem Werthe ſowohl der bes 
weglichen als unbeweglichen reinen; Verlaſſenſchaft, das 
iſt, nach Abzug der Schulden entrichtet werden muß. Das 
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Recht zur Abnahme desſelben wurde den Grundherren durch 
den Tractat de juribus incorporalibus geſetzmäßig einge— 
räumt, welcher zuerſt das Quantum des moxtuarii, das 
vorher ganz ungemeſſen war, beſtimmte. 

Zufolge dieſes Tractates dürfen die Grundherren 3 Bein 
zer vom Gulden oder 5 Percente, jedoch nur von dem rei— 
nen Verlaſſenſchaftsvermögen ihrer Unterthanen nehmen. 

Es ſind daher vor Ausmeſſung desſelben alle Schuldpo— 
ſten vorläufig abzuziehen, worunter die Waiſengelder, For— 
derungen aus Eheverträgen, der Liedlohn, und alle rechts— 
beſtändig gefundenen Sprüche gerechnet werden müſſen. Im 
5. F. des 4. Titels des Tractates heißt es: „deßgleichen 
„tollen bei ereignetem Todfalle der Unterthanen von dero 
„Verlaſſenſchaft in Liegendem, und Fahrendem, nicht mehr 
„dann drei Kreuzer vom Gulden begehrt; jedoch ſoll ſolches 
„Pfund in denen Verlaſſenſchaftsfällen nur allein von des 
„Verſtorbenen Verlaſſenſchaft, und gar nicht von der über— 
„lebenden Conperſon Gut (wie bishero bei etlichen Orten 
„duch Mißbrauch practicirt worden) genommen ; nicht weni— 
„ger follen die Schulden, welche mit obrigkeitlicher Ferti— 
„gung geſchehen, wie auch die Waiſengelder, heirathliche 
„Forderung, Liedlohn, und dergleichen privilegirte, oder 
„andere liquidirt- und paffirliche Sprüche vorhero abgezogen, 
„und von dem übrigen richtigen Gut allein obbefagtes Pfund: 
„geld gereicht werden. Das Sterbhaupt aber; als nähmlich 
„das beſte Stück an Pferden, Vieh, oder anderen Fahr— 
„niffen,, wie es Nahmen haben mag, oder den Werth da— 
„für, wollen wir bei allen Herrſchaften, ungehindert des 
„alten Herkommens, als eine unzuläſſige Bedrängniß hie- 
„mit völlig aufgehoben haben, und ſoll ſelbiges bei wirkli— 
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„cher Beſtrafung der Uebertreter ferners weder begehrt noch 
„genommen werden.“ N 

Nachträglich wurde noch näher beſtimmt, daß alles ohne 
Unterſchied, was zum Verlaſſenſchaftsvermögen gehört, der 
Mortuars-Entrichtung unterliege, auch in jenen Fällen, 
wo keine Erbſteuer zu beziehen iſt. Das hierüber unterm 14. 
Aprill 1788 erfloſſene Hofdecret ſagt: a) „die in Erbſteuer— 
„fällen beſtehenden Befreiungen laſſen ſich auf das Mortua— 
„rium nicht anwenden. b) Auch die in einer Verlaſſenſchaft 
„vorfindigen Prätioſen und Fahrniſſe, fie mögen dem Er— 
„ben, oder einem Legatarius zufallen, unterliegen dem 
„Mortuarium. c) Das Mortuarium muß der Univerſalerb 
„von der ganzen reinen Verlaffenfchaft entrichten, ohne Rück— 
„ſicht, ob und was für Vermächtniſſe davon zu bezahlen 
„find; den Erben fteht ſohin frei, jedem Legatarius den An— 
„theil, welcher fein Legat betrifft, aufzurechnen, und bei 
„Abführung des Legates abzuziehen; hiernach kann alſo auch 
„jenem, welchem der Fruchtgenuß eines Capitals legirt 
„worden, an dem gedachten Fruchtgenuſſe von dem Univer— 
„ſalerben jährlich jenes abgezogen werden, was der Zins 
„von jenem Betrage abwirft, welcher von dem Capitale 
„felbft für die Sterbtaxe entrichtet werden mußte; und folgt 
„hieraus auch, daß ſelbſt jene Legaten, welche für die Te⸗ 
„ſtamentsexecution gemacht werden, dieſer Abgabe unter— 
„liegen.“ 

Nachdem nun durch den Tractat das Recht zur Abnahme 
des Mortuars überhaupt allen Grundherrſchaften eingeſtan— 
den iſt, ſo können einzelne Grundholden von Entrichtung 
5 desſelben nur dadurch befreit ſeyn, wenn ſie ſich dießfalls 
mit ihren Grundherren durch Verträge abgefunden haben. 


— 
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Bei einem darüber entſtehend „ Streite müßte daher dieſer 
beſondere Umſtand ordentlich erwieſen werden, indem im 
Allgemeinen immer die eee Vermuthung für die Grund⸗ 
herrſchaft ſpricht. 

Jedoch gebühret nunmehr in Folge Jurisdictionsnorm 
vom 27. September 1285 dieſes Mortuar den Grundobrig— 
keiten nur in fo ferne, als fie zugleich Perſonalinſtanz des 
in ihrem Bezirke Verſtorbenen ſind, daher ein adeliger Be— 
ſitzer einer unterthänigen Realität mit der Verlaͤſſenſchafts— 
Abhandlung nicht zur Grundobrigkeit, ſondern zum Land: 
rechte gehört und auch dahin das Mortuar einfließt. 

Ferner bei neuen Anſtedlungen, wenn nähmlich mit hb— 
herer Bewilligung eine Herrſchaft auf ihren Gründen Unter— 
thanswirthſchaften ſtiftet, und ſich rückſichtlich der überlaſ— 
ſenen Gründe beſondere Gaben ſtipuliret, kann auch die 
Verpflichtung zur Entrichtung des Mortuars eben fo, wie 
des Laudemiums allerdings bedungen werden, da eine derlei 
Bedingung der Landesverfaſſung und den für das Unter: 
thansverhältniß erlaſſenen Geſetzen nicht widerſpricht, nur 
darf auch der Betrag jene Summe nicht überſchreiten, welche 
nach eben dieſen Geſetzen als der höchſte den Herrſchaften 
überhaupt zu beziehen geſtattet iſt. 

Dagegen haben auch jene Herrſchaften, welche vor dem 
Tractate kein Recht zu einem Mortuarbezuge hatten, oder 
welche von ihren Unterthanen vorher niemaͤhls ein Mortuar 
bezogen, auch nach dem Tractate kein Recht dazu, indem 
der Tractat es dießfällig bloß bei dem alten Herkommen 
laſſen, und kein neues Recht einräumen wollte. (Part. Hof: 
entſchließung vom 11. Jänner 1805.) 5 

1. Band. ' N 
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| g. 3. | 
Daraus, daß nur von dem Verlaſſenſchaftsvermögen das 
Mortuar abgenommen werden könne, folgt ganz natürlich, 
daß von jenem beweglichen oder unbeweglichen Vermögen, 
welches der Erblaſſer ſchon bei ſeinen Lebzeiten verſchenkt 
hatte, ein Mortuar nicht abgenommen werden könne, ſon— 
dern daß ein ſolches verſchenktes Gut als ein Theil, der nicht 
mehr zu des Verſtorbenen Eigenthume gehörte, von dem 
Verlaſſenſchaftsvermögen exſcindirt werden müſſe. Um jedoch 
dabei die Grundherrſchaften ſowohl, gegen jede Verkürzung 
ihres Gefälles, als auch die Unterthanen, gegen jede Ueber— 
haltung zu ſichern, war es nothwendig, die Kennzeichen 
genau zu beſtimmen, durch welche ſich eine von dem Mor— 
tuar freie Donatio inter vivos von der Donatio mortis 
causa unterſcheidet, welche letztere allerdings der Abnahme 
| des Todtenpfundgeldes unterliegt. 

Die erſte Richtſchnur hierüber wurde durch ein Appella— 
tionscirculare vom 6. October 1795 gegeben, welches fol— 
gender Maßen lautet: „Se. Majeſtät haben vermöge Hof— 
„decrets vom 2. October zu Hintanhaltung der Verkürzun— 
„gen des Mortuargefälles durch Schenkungen folgende Grund: 
„ ſätze feſtzuſetzen geruhet :” 

„a) Von demjenigen Vermögen, das ein Erblaſſer ſchon 
„bei Lebzeiten verſchenkt hat, das daher keinen Theil ſeiner 
„Verlaſſenſchaftsmaſſe mehr ausmacht, kann ein Mortua— 
„rium nicht bezogen werden, wenn ſich auch der Schenker 
„auf Lebenslang den Fruchtgenuß vorbehalten, oder den 
„Beſchenkten auf irgend eine Art in der freien Schaltung 
„mit dieſem feinem Eigenthume beſchränkt hat.” 

„b) Doch muß die Schenkung unter Lebenden rechtsgül⸗ 
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„tig, und wahrhaft zu Stande gebracht, daher entweder 
„das geſchenkte Gut, oder wenigſtens die Schenkungsurkunde 
„dem Beſchenkten wirklich übergeben ſeyn.“ 

„e) Bei Schenkungen, wodurch erſt nach dem Tode des 
„Schenkers das Eigenthum an den Beſchenkten übertragen 
„wird, fie mögen als widerruflich oder unwiderruflich darge— 
„itellt ſeyn, iſt das Mortuarium von dem verſchenkten Gute 
„in gleicher Art, wie von dem ererbten abzunehmen.“ 

Zu dieſer Verordnung kam eine nachträgliche Erklärung 
durch das Regierungscirculare vom 4. März 1792 folgenden 
Inhaltes: „Damit die im Jahre 1795 ergangene aller— 
„höchſte Anordnung, wodurch die Grundſätze zu Hintan— 
„haltung der Verkürzungen des Mortuargefälles durch Schen— 
„kungen feſtgeſetzt worden, in Beziehung auf die Schenkun— 
„gen unter den Lebenden nicht irrig ausgelegt werden möge, 
„wird gemäß höchſten Hofdecretes vom 25. Hornung 1797 
„in Folge einer ferneren von Sr. k. k. apoſtoliſchen Majeſtät 
„geſchöpften allerhöchſten Entſchließung dem zweiten Abſatze 
„der gedachten Verordnung die folgende Erklärung zur Nach— 
„achtung nachgetragen, mithin geſetzmäßig beſtimmt: daß 
„bei Schenkungen unter Lebenden, dafern fie nach dem Tode 
„des Schenkers der Mortuargebühr nicht unterliegen ſollen, 
„nicht nur dem Beſchenkten die Schenkungsurkunde behän— 
„diget — ſondern auch noch bei Lebzeiten des Erſteren er: 
„weislich die vollkommene Uebergabe des Geſchenkten derge— 
„ſtalt erfolgt ſeyn müſſe, daß dieſe Uebergabe bei Schen— 
„kungen eines unbeweglichen in einem Grundbuche vorge— 
„merkten oder intabulirten Gutes, durch die Anſchreibung 
„des Beſchenkten in dem Grundbuche, oder der Landtafel 
„gefihehen ; bei Schenkungen eines beweglichen Gutes aber 
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„nebſt der Schenkungsurkunde auch das Geſchenkte ſelbſt vor 
„dem Ableben des Schenkers wirklich übergeben worden. Da 
„im Uebrigen die obgedachte im Jahre 1795 ergangene Cir— 
„cularverordnung vollkommen in ihrer geſetzlichen Kraft zu 
„verbleiben hat.“ 

Dieſem conſequent geht auch die Beſtimmung des allg. 
b. G. B. §. 956 dahin: „Eine Schenkung, deren Erfüllung 
„erſt nach dem Tode des Schenkenden erfolgen ſoll, iſt mit 
„Beobachtung der vorgeſchriebenen Förmlichkeiten als ein 
„Vermächtniß gültig. Nur dann iſt ſie als ein Vertrag an⸗ 
„zuſehen, wenn der Beſchenkte ſie angenommen, der Schen— 
„kende ſich des Befugniſſes ſie zu widerrufen, ausdrücklich 
„begeben hat, und eine ſchriftliche Urkunde darüber dem 
„Beſchenkten eingehändiget worden iſt.“ 

$. 4 

Was den Betrag des Mortuars betrifft, fo wurde bereits 
oben erwähnet, daß die hiezu berechtigten Herrſchaften nie— 
mahls mehr als höchſtens 5 p. C. d. i. 5 Kreuzer vom Gul— 
den des reinen nach Abzug aller Schulden erübrigenden Ver— 
laſſenſchafts-Vermögens als Mortuar nehmen dürfen, allein 
ſehr oft ſind ſie nur zu einem geringeren Betrage berechtiget; 
ſo dürfen die Herrſchaften in Folge Patentes vom 5. Juni 
1776 von den Verlaſſenſchaften ihrer Verwalter und Amt: 
leute nur 1 Kreuzer vom Gulden nehmen, in den meiſten 
landesfürſtlichen Ortſchaften iſt ebenfalls nur 1 Kreuzer vom 
Gulden zu entrichten. Hofdecret vom 17. Mai 1709, 20. 
October 1788 und 30. Mai 1789. Von den übrigen dieß: 
fälligen Modalitäten wird weiter unten bei Gelegenheit des 
Laudemiums gehandelt werden. 

Insbeſondere wurde mit Hofdecret vom 29. Aprill 1293 
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erkannt, daß den Abhandlungsſtellen das Mortuar gebühre, 
wenn auch das Vermögen nur 100 Gulden beträgt. 

a §. 5. f 

Die gefeglichen Befreiungen von der Mortuars-Entrich— 
tung ſind folgende: 

a) das ungariſche Vermögen, d. i. jenes, rückſichtlich 
deſſen der Erblaſſer für feine Perſon als Ungar erſcheinet, 
oder wo das Gut ſeiner Eigenſchaft nach als ungariſches 
Vermögen angeſehen wird, z. B. eine in Ungarn gelegene 
Realität, ein auf einer ſolchen in Ungarn gelegenen Reali— 
tät vorgemerktes Capital, die von einem Ungarn in Ungarn 
ausgeſtellten Schuldverſchreibungen oder dort zu zahlen ver— 
ſprochene Forderung. Patent vom 7. September 1782 und 
17. Februar 1792. * 

5) Alle Vermächtniſſe ohne Unterſchied, welche Dienſt— 
hälter ihrem Dienſtvolke hinterlaſſen, fo wie die für Dienſt— 
bothen gewidmeten Stiftungen. wee Patent vom 
1. Mai 1810. 

79 rückſichtlich der Mortuarsfreiheit der frommen Legate 
wurde mit Circulare vom 5. Jänner 1821 verordnet: „Se. 
„Majeſtät haben mit a. h. Entſchließung vom 29. Auguſt 
„1820 zu befehlen geruhet, allgetnein bekannt zu machen, 
„daß das Hofdecret vom 15. Jauner 1801 nur eine Erläu— 
„terung des oberwähnten Edictes vom 24. September 1750 
„ſey, und daß die durch dasſelbe den frommen Vermächt— 
„niſſen in allen a. h. Ihren Staaten zugeftandene Befreiung 
„von der Sterbtaxe ſich daher auch nur auf die landesfürſt— 
„liche Sterbtaxe, nicht aber auf das den Obrigkeiten von 
„dem unterthänigen Vermögen gebührende Mortuarium bes 
„ziehe, ſomit es dem freien Willen der Gutsherrn noch im— 
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„mer in jenen Fällen, wo ein obrigkeitliches Mortuarium 
„gebühret, überlaffen bleibe, entweder die Sterbtaxe von 
„den frommen Vermächtniſſen oder Erbſchaften, die ihre 
„Unterthanen an fromme Stiftungen machen, abzunehmen, 0 
„oder hierauf zum Vortheile dieſer Stiftungen Verzicht zu 
„leiften , welches auch in Anſehung des Armeninſtitutes, 
„und des Invaliden-Fondes zu gelten habe.“ J 

d) Bei Berggerichten. Die Verordnung vom 4. Novem⸗ 
ber 1788 beſtimmet: Die Berggerichte haben ſich der Taxen 
halber ebenfalls nach den allgemeinen allen Gerichten ohne 
Ausnahme vorgeſchriebenen Taxordnungen zu verhalten; 
folglich auch die Taxe für die Inventur nicht wie vorhin mit 
einem Kreuzer vom Gulden, fondern nach der allgemeinen 
Taxordnung abzunehmen; im übrigen findet bei ſelben das 
Mortuarium nicht Statt. 

e) Vermöge Hofdecret vom 3%. Jänner und Regierungs— 
Circulare vom 27. Jänner 1790 kann von den außer Landes 
gelegenen Realitäten ein Mortuar nicht abgenommen wer— 
den, wohl aber unterliegen die im Auslande haftenden Ga! 
pitale demſelben. 

| §. 6. 

Zur Bemeſſung des Mortuars genügt der von den Er— 
ben vorzulegende Mortuars-Ausweis, und die Herrſchaften 
ſind keineswegs berechtiget, ſich etwa Schätzungen der in 
einer Verlaͤſſenſchafts-Maße vorkommenden Realitäten eis 
genmächtig wegen des ihnen gebührenden Mortuars zu er— 
lauben, ſelbſt in dem Falle, wenn bei einer Verlaſſenſchafts— 
Maſſe die Entrichtung der Sterbtaxe mit der Abführung der“ 
Erbſteuer zuſammentrifft, ſoll die Sterbtaxe (mortuarium) 
in Gemäßheit des Patentes vom 15. September 1737 von 
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den Realitäten nach dem bei der letzten Beſitzveränderung 
in Anſchlag gekommenen Werthe, die Erbſteuer aber nach 
Vorſchrift des Erbſteuerpatentes (nunmehr vom 15. October 
1510) nach dem bei der vorzunehmenden Schätzung aus— 
fallenden Betrage berechnet und abgenommen werden. (Hof— 
decret vom 28. Mai 1789, Verordnung vom 13. October 
1796.) 

Rückſichtlich der Bemeſſung des Mortuars nach dem un— 
term 20. Februar 1811 erfloffenen Finanzpatente wurde 
mit Hofdecret vom 7. Juni 1811 beſtimmt: „daß das Mor— 
„tuarium von dem in einer Verlaſſenſchaft vorfindigen Con— 
vventionsgelde, vom 15. März 1311 anzufangen, von dem 
„Nennwerthe des Conventionsgeldes in Einlöſungsſcheinen 
„aufzurechnen und einzubringen ſey.“ 

Nachträglich wurde mit Hofdecret der k. k. Central-Fi⸗ 
nanz = Hofeommiffion folgende nähere Beſtimmung kund— 
gemacht: | 

1. das Mortuarium ift immer nach dem Maßſtabe der: 
jenigen Valuta abzunehmen, in welcher die Schätzung des 
Verlaſſenſchafts- Vermögens erfolgte, fo zwar: daß, wenn 
die Schätzung vor dem 15. März 1811 ſomit in der zu je— 
ner Zeit noch beſtandenen Valuta der Bancozettel geſchah, 
auch das Mortuarium nach dem Maßſtabe dieſer Valuta 
jedoch reducirt auf Einlöſungs-Scheine aufzurechnen iſt, 
wenn auch die Abhandlung und Erledigung der Verlaſſen— 
ſchaft viel ſpäter vor ſich gegangen wäre. 

2. Wenn in der Verlaſſenſchaft klingende Münze vor— 
handen iſt, ſo iſt hievon das Mortuarium nach ihrem Nenn— 
werthe, jedoch in Einlöſungsſcheinen oder in Wiener-Wäh— 
rung abzunehmen. 


3. Die Staats- und öffentlichen Fonds =» Obligationen 
ſind nach ihrem vollen Nennwerthe in Wiener-Währung 
anzuſetzen, doch geſtatten Se. Majeſtät aus beſonderer Sorg— 
falt für die möglichſte Erleichterung dieſer Abgaben, und 
nach dem Beiſpiele desjenigen, was Allerhöchſt Dieſelben in 
Anſehung der Erbſteuer zu beſtimmen geruhten, daß das 
von den Staats- und öffentlichen Fonds-Obligationen ent: 
fallende Mortuarium auch mittelſt der nähmlichen Obliga— 
tionen oder doch vom gleichen Zinsfuße, in ſo ferne der Be— 
trag des Mortuariums nicht unter 25 fl. W. W. iſt, ent⸗ 
richtet werde, der unter 25 Gulden ausfallende Betrag muß 
aber jederzeit bar in Wiener-Währung erlegt werden. 

4. Privat⸗Activ- und Paſſiv-Forderungen find bei Sterb— 
fällen und Schätzungen nach dem 15. März 1811, nach der 
Scala in Wiener-Währung anzuſetzen und hiernach das 
Mortuarium zu berechnen. 

5. Bei Realitäten und liegenden (stern 1 kömmt 


rs darauf an 


a) ob dieſelben nach der Einlage, oder — 

bp) nach einer alten Schätzung vor dem Jahre 1799 oder 

c) nach einer Schätzung in der Periode vom Jahre 1799 
bis zum 15. März 1811 oder 

d) nach einer ſpätern ſchon auf Wiener-Währung be— 
rechneten Schätzung für een des Mortuariums an— 
genommen werden. 

In den Fällen a,b und d iſt der volle Einlags- oder 
Schätzungswerth in Wiener-Währung, in dem Falle c aber 
nach der Scala zu berechnen. 

Dieſe Beſtimmungen wurden mit Hofkammerdecret vom 
13. Aprill 1815 auch auf die Schuldverſchreibungen der 
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Privaten dergeſtalt in Anwendung gebracht, daß von dieſen 
die Sterbtarxe ohne Unterſchied, ob die Zahlung in Gold 
und Silber oder in Einlöſungsſcheinen oder Fondsobligatio— 
nen bedungen iſt, jederzeit in Wiener-Währung abzuneh— 
men ſey. 5 

Das Hofkammerdecret vom 8. October 1816 führte je— 
doch einige Modificationen mit ſich, welche in Folgenden be: 
ſtehen: 

a) Iſt von öffentlichen Staatspapieren das Mortuarium, 
ſo wie es bisher ſchon eingeführt war, in gleichmäßigen 
Staatspapieren, 

b) von Privatforderungen, welche vor dem Patente vom 
1. Juni 1816 entftanden find, nach Maßgabe ihrer dem 
Patente vom 20. Februar 1811 zuſagenden Valuta in Wie— 
ner = Währung oder Conventions-Münze gleichmäßig in 
Wiener-Währung oder in Goldmünze, Silbermünze, Bank— 
noten, 

c) von Barſchaͤft, welche in Wiener-Währung beſteht, 
in W. W. g 

d) von der in Conventions-Münze vorhandenen Bar— 
ſchaft abermahl in Gold- oder Silbermünze oder Banknoten, 
endlich 

e) von Realitäten, Prätioſen und andern Gegenſtän— 
den, je nachdem die Schätzung auf W. W. oder Convent. 
Münze beſteht, in W. W. oder aber in Goldmünze, Silber— 
münze, oder Banknoten aufzurechnen und zu entrichten. 

Für den Fall aber, als über dieſe Berechnung mit Rück— 
ſicht auf den Moment des Anfangs einer Verlaſſenſchafts— 
Abhandlung und der hievon abhängigen Mortuars-Bemeſ— 
ſung ein Zweifel entſtände, ſprach ſich der oberſte Gerichts— 
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hof dahin aus, daß eine Verlaſſenſchafts-Abhandlung am 
Tage des der Ordnung nach ausgewieſenen oder rechtskräf— 
tig erklärten Todes des Erblaſſers anhängig werde, und es 
dabei weder auf die Sperranlegung oder Erbeserklärung noch 
einen andern Act des Abhandlungsgeſchäftes ankomme, wel⸗ 
cher zwar ſchon am Sterbtage Statt finden kann, jedoch 
nicht immer ſogleich möglich und nothwendig iſt, folglich 
nicht ſo wie der Todestag einen ſichern und gerechten An— 
haltspunet abgeben würde; in Folge deſſen das in einem 
ſpeciellen Falle ergangene Hofkammerdecret vom 7. Februar 
1821 eine Aufklärung dahin enthält, daß die vor dem 1. 
HKuguft 1816 anhängig gewordenen Verlaſſenſchaftsabhand— 
lungen d. i. jene, wo der Erblaſſer vor dieſem Zeitpuncte 
geſtorben iſt, nur nach den früheren Verordnungen behan— 
delt werden können, ſomit auch in derlei Fällen das Mor— 
tuar nie in Conbentions-Münze, ſondern ſtatt deſſen in 
W. W. nach obigen Verhältniſſen genommen werden könne. 
Dieſe Beſtimmung enthält auch das Hofdecret vom 14. De— 
cember 1816 3. 1501 der Juſtizgeſetzſammlung. 

Was ferner den Fall einer unrichtigen Mortuars-Aus— 
weiſung von Seite der Erben betrifft, ſo kann zwar nach 
Hofdecret vom 4. Mai 1796 der Erbe nicht verhalten wer— 
den, bei dem Mortuars-Ausweiſe jede Poſt des Active oder 
Paſſivſtandes mit Urkunden zu belegen, allein vermöge der 
Reſolution vom 12. November 1755 ſtand den Obrigkeiten, 
wenn ſte gegründete Urſachen zu vermuthen hätten, daß et— 
was vertuſcht oder verſchwiegen worden wäre, das Recht zu, 
den Manifeſtations-Eid abzufordern. Jedoch nach dem Hof: 
Fammerdecret vom 6. Juli 1815, welches über eine beſon— 
dere Anfrage ergangen iſt, ſoll in derlei Fällen an die be— 
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treffenden Behörden die Anzeige gemacht und die Aenderung 
oder Berichtigung des Ausweiſes erwirket werden, wogegen 
“aber die dießfällig in Vorſchlag 1 9 Geldſtrafe verwor— 
fen wurde. 
RE 

In Betreff des in Mortuarsſtreitigkeiten zu beachtenden 
Verfahrens, enthält das Hofdecret vom 28. September 
1786 die nähere Beſtimmung: 

„a) Ueber die Streitigkeiten, fo wegen des bei einer 
„l. f. Gerichtsbehöͤrde einzuhebenden Mortuars entſtehen, 
„könne ſich eine Juſtizſtelle nicht einmengen, denn ein derlei 
„Mortuar fließe in das l. f. Taxamt, und gehören die dieß— 
„fälligen Bedenklichkeiten wie alle jene der anderweiten Ta— 
„ren bloß ad Camerale.” 

„b) Eben fo wenig könne ſich eine Juſtizſtelle in jene 
„Sterb- oder Todtenfalls-Pfundgelder einmengen, welche 
„von Grundherrſchaften, und Obrigkeiten von den Verlaſ— 
„ienichaftögutern ihrer Unterthanen oder Grundholden ab— 
„genommen werden, denn dieſe entſtehen ex nexu subdi- 
„telae, gehören alſo nach dem 1 REN zur po⸗ 
„tischen Verhandlung.“ 

„) Der Juſtizverwaͤltung bleiben alfo jene Anſtände 
„vorbehalten, wo Particularjuſtizbehörden in den Fällen, 
„daß der Verſtorbene mit felben in keinem nexu subdi— 
„telae geftanden, das Mortuar beziehen.“ 

Eben fo verordnete das Hofdecret vom 24. Aprill 179%, 
daß bei Streitfällen über die Taxen, welche bei einem Sterb— 
oder Uebergabsfalle an die Dominien oder ſtädtiſchen Caſſen 
abgeführt werden, ſich das Appellationsgericht ohne Einver— 
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nehmung und Einverſtändniß mit der Regierung nicht ein: 
zumengen habe. 

s g. 8. 

Das Veränderun gs-Pfundgeld (Laudemium) 
iſt diejenige Abgabe, welche dem Grundherrn bei allen Ber: 
änderungen, die ſich mit dem Beſitze eines unbeweglie 
chen Gutes ergeben, von dem ganzen Werthe dieſes 
Gutes, ohne daß die darauf haftenden Schulden abge— 
zogen werden dürfen, entrichtet werden muß. Schon aus 
dieſem Begriffe zeigt ſich der Unterſchied desfelben- von dem 
Todtenpfundgelde. a) Das Todtenpfundgeld wird nähmlich 
nur bei Todtenfällen, und den hierüber gepflogenen Ab— 
handlungen, das Veränderungs-Pfundgeld bei allen durch 
Contracte oder Erbſchaften ſich ergebenden Veränderungen 
des Beſitzes genommen. b) Das Todtenpfundgeld wird von 
dem Werthe des beweglichen ſowohl als unbeweglichen Ver— 
laſſenſchafts-Vermögens, das Veränderungs-Pfundgeld aber 
nur von dem unbeweglichen Vermögen behoben. c) Das 
Todtenpfundgeld wird nur von der reinen nach Abzug aller 
Schulden erübrigenden Erbſchaft, das Veränderungs-Pfund— 
geld aber von dem Werthe der an einen andern Beſitzer ge— 
langenden Realität, ohne Rückſicht der auf derſelben haf— 
tenden Schulden, oder anderer vorgemerkten Laſten bes 
rechnet. 

J. 9. 

Der vorhin bloß conventionelle Betrag des Verände— 
rungs⸗Pfundgeldes wurde durch den Tractat de juribus in- 
corp. auf 3 kr. vom Gulden beſchränkt. Im 5. F. des 4. 
Titels heißt es: „Wann mit denen Häuſern und Grundſtücken, 
vauch Ueberländen, ſey gleich durch Kaufen, Ablöſen, Tauſch, 
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„Arwechſeln, Schankung, Heirathsmitlengeſchäft und Erb— 
„ſchaften, oder auch durch andere zuläffige Weiſe eine Ver— 
„änderung fürgehet, laſſen Wir zwar mit Nehmung des 
„Pfundgeldes, wie es bisher bei denen Städten und Märkten 
„im Land, wie auch der gemeinen Stadt Wien gehalten 
„worden, ſo viel die Stadt Wien, wie auch andere darin 
„befindliche Grundobrigkeiten, ſo in- und vor der Stadt de— 
„nen von Wien ſteuerbare Grund und Häuſer haben, be— 
„langt, noch hinfüran verbleiben, wie Uns dann auch be— 
„vorſtehen ſolle, bei Unſerem kaiſerl. Grundbuche eine oder 
„keine Veränderung vorzunehmen. Betreffend aber die Herr— 
„ſchaften und Grundobrigkeiten dieſes Unſeres Erzherzog: 
„thums Oeſterreich unter der Enns wollen Wir zulaſſen, 
„daß durchgehends von dem Gulden 3 Kreuzer und nicht 
„mehr hinfüro ſollen genommen werden.” 

Aus den letzten Worten dieſes Geſetzes könnte man” 
ſchließen, daß den Grundobrigkeiten auf dem Lande das 
Recht, das Pfundgeld allgemein mit 3 Kreuzer vom Gul— 
den ſelbſt da zu beheben eingeräumt worden, wo ſie es vor— 
hin in einem minderen Betrage, oder gar nicht genommen 
hatten. — Allein ſchon aus dem Geiſte dieſes Geſetzes, wel— 
ches die Laſten der Unterthanen nicht vergrößern oder ver: 
mehren, ſondern mäßigen und beſchränken ſollte, und noch 
mehr aus der Erläuterungs-Verordnung vom 2. November 
1682 zeiget ſich beſtimmt, daß dieſe Abgabe durch den 
Tractat nirgends eingeführt oder erhöht wurde, wo ſie vor— 
hin gar nicht, oder nur in einem geringeren Betrage zu 
beheben üblich war. Dieſe Verordnung lautet: „Betref— 
„rend die Privatſtädt und Märkt auch Unterthanen auf dern 
„Land, wiſſen ſich Ihro kaiſerl. Majeſtät gnädigſt wohl zu 
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„entſinnen, wasmaſſen die gehorſamſten Stände ihrem Auf⸗ 
„fat und Project der Landesordnung inferiven laffen, daß 
„die Herrſchaften und Grundobrigkeiten dieſes Landes durch- 
„gehends 3 Kreuzer nehmen mögen, dabei es auch Ihro 
„kaiſerl. Majeſtät verbleiben laſſen, der Hoffnung, daß ſich 
„ſolches wohl, und ohne ſonderes Gravamen practiciren 
„laffen werde: demnach aber darwider vielfältige Veſchwer— 
„den vorkommen, und dabei remonſtrirt worden, daß an 
„theils Orten zwar 3 Kreuzer, in gar vielen aber ein We: 
„nigeres, und nur ein Kreuzer, und an theils gar nichts 
„genommen worden, und nun Ihrer kaiſerl. Mafeſtät In— 
„tention nie geweſen, daß der arme Unterthan durch dieſe 
„neue Landesordnung bei fein ohne das habenden ſchweren 
„Anlagen, mehreres gravirt, als ſublevirt werden ſolle; 
„als haben Ihro kaiſerl. Majeſtät dieſen Passum gnädigſt 
„reſolvirt, declarirt, und erläutert, daß an denen Orten, 
„wo 5 Kreuzer genommen worden, es annoch dabei ver— 
„bleiben, doch wo ein wenigeres oder gar nichts genommen 
„worden, es auch dabei gelaſſen, und dieſes bei ihrem ei— 
„genen und fremden Grundbüchern, auch in denen ſowohl 
„durch Contract als Todtfälle ſich ereignenden Veränderun— 
„gen durchgehends obſervirt und gehalten werde, ein meh— 
„reres aber als meiſtens 3 Kreuzer nicht paſſirt, ſondern 
„vorhin reſolvirtermaſſen allerdings ab— und eingeſtellt ſeyn, 
„und bleiben ſolle.“ 
$. 10. 

So beſtimmt und deutlich auch immer dieſe Geſetze lau— 
ten, fo wußten fie doch die Grundherrſchaften fo vortheil— 
haft für ſich auszulegen, daß ſie bei jedem Todtfalle von 
dem Betrage der unbeweglichen Verlaſſenſchaftsgüter I Kreu— 
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zer vom Gulden, unter dem Titel des Veränderungs-Pfund— 
geldes, und 3 Kreuzer unter dem Titel des Todten-Pfund— 
geldes, zuſammen alfo 6 kr. von jedem Gulden nahmen. 
Zur Abſtellung dieſer verkehrten Auslegung des beftandenen 
Geſetzes erfloß unterm 6. März 1750 folgendes Patent: 
„Wir ꝛc. ꝛc. geben euch hiemit gnädigſt zu vernehmen, wel— 
„chergeſtalten Wir aus Gelegenheit deren bishero wegen des 
„logenannten Tedten- oder Sterbpfundgeldes, theils zwi⸗ 
„Ichen den Grundobrigkeiten und Abhandlungsinſtanzen, 
„theils auch zwiſchen denen Grundobrigkeiten und ihren Un— 
„terthanen, auch reſpective Grundholden verſchiedentlich ent— 
„ſtandenen und ad Revisorium gediehenen Rechtsſtreiten, 
„über einen uns in Sachen beſchehenen gehorſamſten Bor: 
„trag für das Künftige zu verordnen bewogen worden ſeyen, 
„daß von nun an bei denen Todesfällen für das fogenannte 
„Veränderungs- dann auch für das Sterbrecht oder Todten⸗ 
„Pfundgeld, für welche von verſchiedenen Obrigkeiten 3 
„Kreuzer für die Veränderung, und wiederum 3 Kreuzer 
„für das Sterbrecht, mithin 6 Kreuzer vom Gulden, und 
„zwar von der nähmlichen Sache, bishero bezogen worden, 
„künftighin für beide dieſer Abgaben zuſammen von der 
„nähmlichen Sache, ſie mag beweglich oder unbeweglich ſeyn, 
„niemahld mehr als höchſtens 3 Kreuzer vom Gulden intotum 
„zu zahlen ſeyn ſolle. Um aber dieſe unſere Willensneigung 
„noch mehreres zu erklären, ſo wollen wir weiters unter 
„denen Fällen folgenden Unterſchied gemacht, folglich den 
„litulum quartum des tractatus de juribus incorpo- 
yralibus, in fo weit es das Veränderungs- und Todten— 
„pfundgeld betrifft, dahin erläutert haben, daß 

„Erſtens: in jenem Falle wo der Verſtorbene ein wah⸗ 
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„rer Unterthan der Grundobrigkeit, das iſt: derſelben quo- 
„ad personam unterthänig geweſen, und die Grundobrig— 
„keit mithin zugleich Abhandlungsinſtanz deſſen hinterlaſſe— 
„nen Vermögens iſt, ſie als Grundobrigkeit zufolge der ihr 
„zuſtehenden Grundherrlichkeit das Veränderungs- Pfund- 
„geld à 5 kr. vom Gulden, und nicht mehr, jedoch ohne eini— 
„gen Schuldenabzug von des Verſtorbenen alleinigen unbe— 
„weglichen Gute, da hingegen aber von eben dieſem unbe— 
„weglichen Gute weiters, und titulo des Sterbrechtes nichts 
„nehmen möge, noch ſolle, wogegen ſie die Erben, ohne 
„ein weiteres Veränderungs-Pfundgeld von ihnen nehmen 
„zu mögen, an die Gewähr zu bringen haben wird. Weil 
„aber ſie Grundobrigkeit in dieſem Falle zugleich auch Ab— 
„handlungs-Inſtanz über des Verſtorbenen hinterlaͤſſenes 
„Vermögen iſt, fo ſolle anbei derſelben als Abhandlungs— 
„Inſtanz noch andere 3 Kreuzer Litulo des Sterbfalles, je: 
„doch dieſe nur von denen hinterlaſſenen mobilibus des Ver— 
„itorbenen, und zwar von allen, ſelbe mögen ſich auf ih— 
„rem Grund oder ſonſten befinden, wo ſie wollen, jedoch 
„deducto primo aere alieno, keineswegs aber von dem 
„titulo Laudemii, das iſt: mit dem Veränderungs-Pfund⸗ 
„gelde ſchon belegten, oder einem andern Immobili, auch 
„etwas für einen Sterbfall, Sterbrecht, Todtenpfundgeld, 
„Abhandlungstaxe, oder unter was für Nahmen es ſeyn 
„mag, zu nehmen geftattet ſeyn. Wohingegen 
„Zweitens: in jenem Falle, wo der Verſtorbene kein 
„wahrer Unterthan der Grundobrigkeit, ſondern persona- 


„liter einer anderen Obrigkeit, oder Inſtanz untergeben 


„geweſen, folglich die Grundobrigkeit nicht zugleich Abhand— 
„lungs-Inſtanz über fein hinterlaſſenes Vermögen iſt, der 
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„Grundobrigkeit nichts als das alleinige Laudemiam von 
„oem ihr unterthänigen Immobili, ſomit mehr nicht als 3 
„Kreuzer vom Gulden nach dem Werthe des unbeweglichen 
„ihr unterthänigen Gutes, jedoch ohne Abzug einiger Schul: 
„den zu nehmen gebühren; der Abhandlungs-Inſtanz aber 
„das Sterbrecht oder Todtentaxe von dem alleinigen jedoch 
„ſämmtlichen beweglichen Vermögen, mithin nicht nur von 
„denen in ihrer Jurisdiction befindlichen, ſondern auch all 
„übrigen obſchon außer ihrer Jurisdiction auf oder in ei— 
„nem einer andern Obrigkeit unterthänigen Grund, Haus, 
„Keller, Stadel, Scheuern ꝛc. ꝛc. ſich befindenden beweg— 
„lichen oder fahrenden Sachen, was Nahmen ſie immer 
„haben mögen, folgbar von allen in einem obſchon einer. 
„andern Obrigkeit unterthänigen Haus befindlichen bewege 
„lichen Sachen, in einem unterthänigen Keller befindlichen 
„Weinen, und fo weiters, jedoch deducto aere alieno, 
„von dem Unbeweglichen aber nichts abzunehmen zuſtehen 
yſolle; wovon jedoch 

„Drittens: der Stadt Wieneriſche Burgfried, wo 
„casu mortis denen in ſelben liegenden Grundobrigkeiten 
„von den Immobilibus kein Laudemium gebühret, nach: 
„dem in dieſer Stadt Burgfrieden das Erbpfundgeld anno 
„1709 wiederum abgethan worden, mithin das Immobile 
„von denen in der Stadt Wienerifchen Burgfried befindlichen 
„Grundobrigkeiten in casu mortis mit nichts belegt werden 
„mag, ausgenommen, und die Abhandlungs-Inſtanzen 
„allhier auch von denen in dem Burgfried der Stadt Wien ge: 
»legenen Häuſern und anderen unbeweglichen Sachen ihre 
„Taxe wie bisher zu nehmen befugt ſeyn; und zumahlen 
„auch: f 

I. Band . M 
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„Viertens: quo ad quantum dieſer Taxe in de⸗ 
„nen Städten und Märkten ohne das nur meiſtens ein Kreu— 
„zer vom Gulden zu nehmen der Gebrauch iſt, es hierbei 
„noch fernershin belaſſen, desgleichen auch auf dem Lande 
„quo ad quantum keine Abänderung gemacht werden fol- 
„le, außer daß obberührter Maſſen niemahlen mehr, dann 
„höchſtens drei Kreuzer, es möge die nähmliche Herrſchaft 
„das Laudemium und Mortuarium zugleich zu nehmen 
„berechtiget ſeyn, oder dieſe zweierlei Abgaben zweien un⸗ 
„terſchiedenen Obrigkeiten nach obbeſagter Regel zuſtehen, 
„von der nähmlichen Sache genommen werden ſolle. 

„Schlüßlich wollen Wir hiemit auch alle von den 
„Grundobrigkeiten denen Parteien wider dieſes unfer Prag— 
„matical-Geſetz etwa aufdringende Reverſe nicht nur in jenem 
„Falle, wo ſowohl der Verkäufer als Käufer keine wahre 
„Grundunterthanen, das ift+ ihrer Perſon halber der Grund: 
„obrigkeit nicht unterworfen ſind, ſondern auch im Falle ein 
„wahrer Grundunterthan, das iſt: ein ſolcher, welcher auch 
„ſeiner Perſon halber unter die Grundobrigkeit gehört, ei— 
„nem puren Grundholden, und alſo einem ſolchen, deſſen 
„Perſon von der Grundobrigkeit in nichts abhanget, ſein 
„Grundſtück verkaufet: mithin generaliter und überhaupt 
„sub clausula nullitatis für das künftige verbothen, und 
„iene Reverſe, welche etwa nach dieſem Verbothe von ein 
„oder anderer Grundobrigkeit dem ungeachtet abgefordert 
„werden dürften, für null und nichtig ex nunc pro tung 
„hiemit erkläret haben.“ 

§. 11. 

Bei dieſem Patente blieb es jedoch nicht ganz, ſondern 

über mehrere von den Ständen gemachte Vorſtellungen er— 
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floß unterm 15. October 1756 folgendes neue Patent: 
„Wir c. ꝛc. geben euch hiemit gnädig zu vernehmen, wird euch 
„auch von ſelbſten noch erinnerlich ſeyn, was Maſſen Wir in 
„dem wegen des Todten- und Veränderungs— Pfundgeldes un⸗ 
„term 6. März dieß Jahres kundgemachten Patente unter an— 
„deren verordnet haben, daß bei denen Todesfällen künftighin 
„für das fogenannte Veränderungs-, dann auch für das Tod— 
„tenpfundgeld zuſammen von der nähmlichen Sache, ſie mag 
„beweglich oder unbeweglich ſeyn, niemahls mehr als höch— 
„ſtens 3 Kreuzer vom Gulden in totum bezahlet werden, und 
„dem zu Folge der Grundobrigkeit, wenn ſelbe zugleich auch Ab: 
„handlungs-Inſtanz iſt, vermöge der ihr zuſtehenden Grund: 
„herrlichkeit das Veränderungs-Pfundgeld a 3 kr. vom Gul— 
„den, und nicht mehr, jedoch ohne einigen Schuldenabzug 
„von des Verſtorbenen alleinigen unbeweglichen Gut, dann 
„als Abhandlungs-Inſtanz zwar noch andere 3 kr. titulo des 
„Sterbrechtes, jedoch dieſe nur von den hinterlaſſenen mo- 
„bilibus des Verſtorbenen, und zwar von allen, ſelbe mö— 
„gen ſich auf ihrem Grund oder ſonſten befinden, wo ſie 
„wollen, jedoch deducto primus aere alieno zu ‚neh: 
„men geftattet ſeyn; dahingegen in jenem Falle, wo der 
„Verſtorbene kein wahrer Unterthan der Herrſchaft, fondern 
„perſonaliter einer anderen Obrigkeit untergeben geweſen, 
„mithin die Grundobrigkeit nicht zugleich Abhandlungsin— 
„ſtanz iſt, ihr Grundobrigkeit nichts als das alleinige Lau— 
„demium von dem ihr untergebenen Immobili, jedoch oh— 
„ne Abzug einiger Schulden zu nehmen gebühren, der Ab— 
„handlungs⸗Inſtanz aber das Todtenpfundgeld von dem allei⸗ 
„nigen, und zwar ſämmtlichen beweglichen Vermögen, je— 
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„doch nach vorläufigen Abzug der Schulden, abzunehmen 
„zuftehen ſolle. 

„Wiezumahlen aber Unſere Beuge N. Oe. drei 
„obere Stände, in ſo weit es jenen Fall angehet, wo es 
„um einen wahren, mithin auch mit der Perſon der Grund— 
„obrigkeit behafteten Unterthan zu thun, von welchem ſel— 
„be folglich auch Abhandlungsinſtanz iſt, hierwieder eine 
„bewegliche Vorſtellung bei Uns eingereichet, und Wir Uns 
„nun über den Uns in Sachen beſchehenen gehorſamſten 
„Vortrag aus ganz beſonderen Gnaden neuerlich refolvirt - 
„und zu verwilligen geruhet haben, daß 

„Erſtens: in jenem Falle, wo der Verſtorbene ein wah— 
„rer Unterthan war, mithin die Grundobrigkeit zugleich 
„auch Abhandlungs-Inſtanz desſelben iſt, dieſelbe künftig— 
„hin, wie nun faſt durchgehends eingeführt ſich befindet, 
u„nebſt denen 3 kr. vom Gulden, welche fie titulo Lau- 
„demi, mithin ohne Schuldenabzug von dem Immobili 
„nimmt, auch noch andere 3 kr. vom Gulden titulo mor- 
„tuarii oder für die Sterbtaxe, und zwar nicht nur, wie 
„in oberwähnten unſerem Patente verordnet war, von dem 
„fahrenden allein, ſondern auch von dem liegenden Vermö— 
„gen des Verſtorbenen, mithin von dem liegenden zwar 6 
„Kreuzer, das iſt: 5 Kreuzer titulo Laudemii, oder als 
„ein Veränderungs-Pfundgeld, und 5 Kreuzer titulo mor- 
„tuarii, jedoch dieſe letztere, das iſt: Sterbtaxe nach Ab— 
„zug aller richtigen Schulden, kann auch für dieſe unangeſe— 
„hen etwaig widriger Gewohnheit, oder auch eines etwa 
„erſeſſenen Rechtes nicht mehr als 3 Kreuzer zu nehmen be: 
„rechtiget ſeyn. Anbei 

„Zweitens: die 3 Kreuzer Sterbtaxe allein von des 
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„Verſtorbenen Verlaſſenſchaft, und keinerwegen von der 
yüberlebenden Conperſon Gut genommen; auch 

„Drittens: vor wirklicher Abnahme dieſer Sterbtaxe 
„die Abhandlung völlig gepflogen, die etwa vorhandenen 
„Pupillen vergerhabet, das Pupillarvermögen verfichert, und 
„die Abſchriften davon denen Parteien extradiret werden; 
„wofern aber | 

„Viertens: die Grundobrigkeit nicht zugleich Abhand— 
„lungs= Inftanz über des Verſtorbenen Verlaſſenſchaft iſt, 
„ihr der Grundobrigkeit nichts als das alleinige Verände— 
„rungs-Pfundgeld zu 3 Kreuzer vom Gulden, nach dem 
„Werthe des unbeweglichen ihr unterthänigen Gutes, je— 
„doch ohne Abzug einiger Schulden, dahingegen keine Sterb— 
„taxe zu nehmen gebühren, und endlich in allem übrigen 
„es bei Eingangs erwähnt unſerem Patente vom 6. März 
„dieß laufenden Jahres ſein Verbleiben haben ſolle.“ 

„Als befehlen Wir oben ernannt Unſern ſowohl geiſt— 
„als weltlichen Obrigkeiten, wie auch all jenen, welche in 
„diefem Unſeren Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns 
„einige Gülten, Güter und Unterthanen beſitzen, oder de: 
„ren einige zu adminiſtriren haben, hiemit alles Ernſtes, 
„daß fie ob dieſem Unſeren höchſten Geſetz ohne Unterlaß 
„feſtiglich halten, ſonderlich aber die Letzteren weder ſelbſt 
„dawider handeln, noch ſolches ihren angeftellten Beamten 
„zu thun geſtatten ſollen, maſſen widrigen Falls die gegen 
„dieſe Verordnung handelnden Herrſchaften nebſt Zurückſtel— 
„lung des zu viel Abgenommenen an, jene, welche es zahlen 
„müſſen, das Quadruplum des zu viel Abgenommenen 
„zu erlegen haben würden; wie dann auch noch beinebens ihre 
„etwa mit Theil habenden Beamten, und zwar eben alſ— 
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„wie die Herrſchaften in Geld, falls ſie aber arm, und die 
„Herrſchaften nicht auch für fie die Strafe erlegen würden, 
„am Leibe beſtraft, im Fall aber etwa der Beamte ohne 
„Befehl, oder auch Wiſſen der Herrſchaft aus ſich ſelbſten 
„hierinfalls, oder auch in den ihnen Beamten gebührenden 
„juribus excedirt hätte, der Beamte zwar nur allein nebſt 
„Erſatz des zu viel Abgenommenen obbeſagtermaßen unab— 
„läffig beſtraft, die allenfalls in Geld erlegenden Strafen 
„aber dem Denuncianten, falls es auch der beſchwerte Un⸗ 
„terthan ſelbſt wäre, vollſtändig zukommen und zuerkannt 
„werden ſollen.“ 

$. 12. 

Nach dieſem nun wörtlich angeführten Patente kann bei 
Verlaſſenſchaftsabhandlungen die Grundobrigkeit, wenn ſie 
zugleich Abhandlungs-Inſtanz iſt, 3 Kreuzer als Mortuar, 
und zugleich 3 Kreuzer als Veränderungspfundgeld von dem 
unbeweglichen Vermögen nehmen, wohingegen da, wo die 
Abhandlungs-Inſtanz nicht zugleich Grundobrigkeit iſt, fie 
auch kein Mortuar von dem Werthe eines einer andern Grund— 
obrigkeit dienſtbaren unbeweglichen Vermögens abzunehmen, 
und es dießfalls ganz bei dem unabgeänderten $. 2 des 
Patents vom 6. März 1756 zu bleiben hat. Einige Grund— 
obrigkeiten wußten dieſes Recht noch weiter auszudehnen, 
und den auf dem Lande ſehr gewöhnlichen Fall, wenn nähm⸗ 
lich der überbleibende verwitwete Theil von zwei Eheleu— 
ten, oder eines von mehreren zu gleichen Erben eingeſetzten 
Kindern die hinterlaſſene Wirthſchaft mit Hinausbezahlung 
der übrigen Theilnehmer ganz an ſich löſet, zu ihrem Vor— 
theil zu benützen. Sie nahmen nähmlich zuerſt von dem ganz 
zen unbeweglichen Verlaſſenſchaftsvermögen ſowohl das Vers 
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aͤnderungs- als Todtenpfundgeld; betrachteten dann die 
Uebernahme der ganzen Erbſchaft von einem der Miterben 
als eine neue Veränderung, und rechneten dafür neuerdings 
das Pfundgeld an. 

Dieſes wurde durch ein, bei Gelegenheit einer beſonde— 
ren Unterſuchung mehrerer Unterthansbeſchwerden zu Schar: 
fenegg, erlaffenes Hofdecret vom 8. May 1779 allgemein 
abgeſtellt, welches ausdrücklich ſagt: „daß der Mißbrauch, 
„vermöge welchem in den Fällen, wenn eines der Eheleute 
yſtirbt, und der überbleibende verwitwete Theil wegen der 
ynothwendigen Zuſammenbehaltung der Wirthſchaͤft die auf 
„die Kinder gefallene Hälfte des Vermögens übernimmt, 
„oder auch, wann von mehreren Kindern, oder Erben Ei— 
„nes die ganze Wirthſchaft an ſich löſet, ein dergleichen 
„übernehmender Unterthan nebſt dem von der Erbſchaftsmaße 
„abgezogenen Sterbpfundgeld pr. 3 Kreuzer vom Gulden, 
„dann dem Veränderungspfundgelde von eben 3 Kreuzer pr. 


„Gulden, auch noch beſonders von dem aus Handen der 


„Miterben an ſich gelöſten Theile, unter dem Vorwande 
„einer hierdurch ſich ergebenden zwoten Veränderung, das 
„Veränderungspfundgeld zum anderenmahle, ſomit nach 
„Einrechnung der nebſtbei ebenfalls doppelt angerechneten 
„übrigen Grundbuchstaxen zuſammen einen Betrag von nicht 
„weniger als 12 Kreuzer vom Gulden abzuführen hätte; im 
„ganzen Lande abgeſtellt; ſomit dieſer wider den tractatum 
„de juribus incorporalibus, dann das allerhöchſte Patent 
„vom 13. October 1756, wie nicht minder wider die na— 
»türliche Billigkeit laufende Unfug, wenn ſich ſelber auf ir— 
„gend einem Dominio finden ſollte, gänzlich und durchaus 
„aufzuheben, folglich das Sterbpfundgeld mit denen bei der 
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„Abhandlung auflaufenden Taxen aus der Erbſchaftsmaſſe; 
„das Veränderungspfundgeld, und die Ge— 
„währanſchreibungsgebühr hingegen lediglich 
„von dem zum wirklichen Beſitze gelangenden 
„Wirthſchaftsübernehmer, keineswegs aber zugleich 
„von den Kindern, oder anderen Miterben, welche ihren 
„Antheil nicht ſelbſt angetreten haben, ſondern nur mit Hin— 
„ausbezahlung ihres Erbtheiles Hindangefertiget worden find, 
„abzufordern fen.” 

Wenn nun das Veränderungspfundgeld, und die Ge— 
währanſchreibungsgebühr lediglich von dem zum wirklichen 
Beſitze gelangenden Wirthſchaftsübernehmer abzufordern iſt, 
ſo folgt hieraus nothwendig, daß in jenen Fällen, wo ein 
Grund, oder eine andere Realität von der Concurs- oder 
Verlaſſenſchaftsmaſſe veräußert, oder im Executionszuge ver: 
ſteigert, die Zahlungsfriſt aber von dem Meiſtbiether nicht 
beobachtet, und daher eine weitere Verſteigerung nach dem 
$. 333 der Gerichtsordnung vorgenommen wird, das Ver: 
änderungspfundgeld nur einmahl, aber nicht doppelt aufzu— 
rechnen, und endlich dann, wenn ein Kauf oder Tauſch 
wegen eines in dem Contracte gemachten ausdrücklichen Vor— 
behalts, oder durch gemeinfchaftliches Einverſtändniß vor der 
erwirkten Gewähranſchreibung aufgehoben wird, gar nicht 
zu fordern ſey. 5 f 

Von dieſen Grundſätzen ſind die N. Oe. Kreisämter, die 
Stadthauptmannſchaft zu Wien, die N. Oe. Landesregie— 
rung immer ausgegangen — von den vielfältigen ergangenen 
und über die ergriffenen Hofrecurſe immer beſtätigten Er— 
kenntniſſen, und Verordnungen iſt es hinlänglich, die vom 
21. Hornung 1804, vom 6. May, 20, November und 


185 

15. December 1807 anzuführen. Man darf hierbei nicht 
unbemerkt laſſen, daß die über die Beſchwerde der Fentiſchen 
Erben im Jahre 1296 ergangenen, mit der im Drucke er- 
ſchienenen politiſchen Rechtsführung dieſer Sache (a) bekannt 
gewordenen Erkenntniſſe auf die ſo eben angeführten Fälle 
nicht anwendbar ſind, da dieſe Erben wirklich die Erbſchaft 
angetreten, folglich ſelbſt nach allgemeinen Rechtsgrundſä— 
tzen ein wahres jus in re, ſelbſt ohne Uebergabe und Ueber— 
nahme (b) erhalten haben, und die nachher verſteigerten 
Gründe unter ihrem Nahmen ausgebothen und verkauft 
worden find, folglich der Grundſatz mit der vollkommenſten 
Rechtswirkung eintrat, daß eben ſo viele Veränderungen, 
als in der Perſon des Eigenthümers vorgehen, in dem Ge— 
währ- und Grundbuche erſcheinen müſſen. 
(a) Politiſche Rechtsführung über die Frage: ob die Inteſtater— 
ben, um die ererbten Realitäten, welche ſie nicht zum Frucht— 

genuſſe übernommen, ſondern verkauft, und ſich im Gelde ver— 

theilt haben, die Gewähren zu nehmen ſchuldig ſind, von della 

Torre, Wien dei Trattnern 1797. 
(b) Friedrich Höpfner theoretiſch-practiſcher Commentar über die 

Inſtitutionen, 2. B. §. 280. und 284. 

g. 13. 

Bisher iſt beſtimmt worden, daß ſowohl das Verände— 
rungs- als das Todtenpfundgeld nie mehr als 3 Kreuzer 
vom Gulden des Werthes der unterthänigen Güter betragen 
dürfe; es bleibt dabei aber noch die Beſtimmung übrig, wie 
der Werth dieſer Güter zu erheben ſey, um dann den davon 
als Pfundgeld ausfallenden Betrag berechnen zu können. 

Im Tractate de juribus incorp. Tit. 4. $. 5 wird 
verordnet: „Wann in obbemeldeten Veränderungen der Werth 
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„des Grundſtücks nicht ſelbſt benennt wird, in ſolchem Fall 
„tollen die Grundſtück nach treuen Werth geſchätzt, und fo: 
„dann, wie erwähnt, die 3 Kreuzer von jedem Gulden ge— 
„reicht werden, deßgleichen ſollen bei ereignetem Tod— 
„fall der Unterthanen, von dero Verlaſſenſchaften in liegend 
„und fahrenden nicht mehr, dann 3 Kreuzer vom Gulden 
„begehrt werden.“ 

Dieſe Verordnung des Tractats wurde durch die Hofde— 
crete vom 21. April, 19. Mai, und das Retctifications— 
patent vom 8. Juli 1750 F. 2, abgeändert und feſtgeſetzt: 
„Von den Grundobrigkeiten ſollen in den Veränderungs- 
„und Abhandlungsfällen die gebührenden Pfundgelder nicht 
„höher, als nach der fatirten, und angenommenen Taxpi— 
„rung abgenommen, oder gefordert werden können.“ 

Dieſe deutliche und beſtimmte Vorſchrift aber ſcheinet 
beinahe allgemein in Vergeſſenheit gekommen zu ſeyn, in— 
dem durchgehends bei Veränderungen, welche durch Kauf, 
oder ſolche Verträge geſchehen, in welchen der Kaufſchilling, 
oder Preis einer Ruſticalrealität beſtimmt ausgedrückt iſt, 
derſelbe als der wahre Werth angenommen, und das Pfund— 
geld nach Abzug des Schlüſſelgeldes, oder allenfalls des für 
die Meubeln angefegten Preiſes berechnet wird. In jenen, 
Fällen hingegen, wo eine Veränderung durch Tauſch, Schen— 
kung, oder ſolche Contracte ſich ergab, in welchen der Preis 
der abgetretenen Realitäten nicht ausgedrückt war, oder wenn 
bei Todfällen ein unbewegliches Gut oder eine ganze Ver— 
laffenfchaft an einen andern Beſitzer überging, wurde bei 
Berechnung der Veränderungs- und Todtenpfundgelder noch 
willkührlicher gehandelt, und ſchon oft Schätzungen von Amts— 
wegen vorgenommen. 
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um dieſem Mißbrauche Schranken zu fegen, erging in 
Beziehung auf das Mortuarium 

1. Die Verordnung vom 9. Mai 1785. „Wenn alle 
„Erben einer Verlaſſenſchaft großjährig ſind, und die Erb— 
„ſchaft unbedingt antreten, auch die Errichtung eines In— 
„ventariums nicht verlangen; ſo ſind wegen Regulirung der 
„Sterbtaxen keine gerichtlichen Inventarien (Schätzungen) 
„nöthig.” 

2. Das Hofdecret vom 4. Jänner 1788. „Zur Ber 
„ſtimmung des Mortuariums kann ein eigenes Inventarium, 
„wenn es der Erbe nicht ſelbſt verlangt, nicht gefordert wer— 
„den, ſondern, ſo wie in denjenigen Fällen, wo ſchon nach 
„Vorſchrift der Juſtitzgeſetze, oder wegen der Erbſteuer das 
„Inventarium über eine Verlaſſenſchaft errichtet werden 
„muß, aus demſelben der Betrag des Verlaſſenſchaftsver— 
„mögens auch in Abſicht auf die Aufrechnung des Mortua— 
„riums bekannt wird; alſo ſoll außer dieſen Fällen an die 
„Stelle des Inventariums ein von den Erben verfaßter ge— 
„wiffenhafter Ausweis des Verlaſſenſchaftsvermögens eintre⸗ 
„ten. Uebrigens iſt ſich wegen der Taxen für Errichtung des 
„Inventariums genau an die Taxordnung zu halten, und 
„nichts anderes, als was in ſelber beſtimmt iſt, abzu— 
ynehmen.“ 

5. Das Hofdecret vom 41. Junius 1789 ſagt: „Ueber 
„eine bei höchſter Behörde gemachte Aufrage: wie man ſich 
„in Fällen, wo die Entrichtung der Sterbtaxe (Todtenfalls— 
„gebühr) mit der Abführung der Erbſteuer zuſammentrjfft, 
„bei Ausmeſſung dieſer beiden Gebühren zu benehmen habe, 
„wurde erkläret, daß die Taxe pro nobili officio judicis 
„(für das adelige Richteramt) in Gemäßheit des Patents 
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„vom 13. September 1787 von den Realitäten nach jenem 
„Werthe, welcher bei der letzten Beſitzveränderung in An— 
„ſchlag gekommen iſt; die Erbſteuer aber nach Vorſchrift 
„des Erbſteuerpatentes vom 6. Junius 1759 nach dem bei 
„der vorzunehmenden Schätzung ausfallenden Betrage be— 
„rechnet und abgenommen werden folle.” 

Dieſe zwar unmittelbar wegen des Todtenpfundgelds 
(Mortuars) ergangenen Verordnungen werden nun auch 
nach den Grundſätzen der Analogie bei dem Veränderungs— 
Pfundgelde in den Erkenntniſſen der Kreisämter und der 
Landesregierung angewendet, und dieſe Anwendung hat be— 
reits durch den Hofbeſcheid vom 8. Aprill 1796 und meh: 
rere nachgefolgte Entſcheidungen der an die k. k. Hofkanzlei 
gelangten Recurſe die höchſte Beſtätigung erhalten. 

So wurde erſt mit Hofkanzlei-Entſcheidung vom 15. 
Auguſt 1812 erkannt: es ſollen die Veränderungs-Gebüh— 
ren von dem Einlags- oder ausgefpröchenen Werthe der Be— 
ſitzung überhaupt abgenommen werden, und die Hofent— 
ſchließung vom 17. Februar 1814 verordnet: „In Bes 
„ziehung auf das Todtenpfundgeld ſchreibt das Patent 
„vom 23. September 1787 vor, daß auf den Fall des 
„Mangels einer beſtimmten Werthangabe niemahls eine 
„Schätzung vorgenommen, ſondern ſich entweder an den 
„bei der letzten vorhergegangenen Beſitzveränderung vorge— 
„kommenen Werth der Realität oder an ein aus andern 
„Veranlaſſungen vorgenommenes gerichtliches Schätzungs— 
„operat gehalten werden ſoll.“ 

„Dieſes Geſetz finde aus der Analogie auch auf das 
„Veränderungs-Pfundgeld feine Anwendung; demſelben 
„müſſen ſich alle Obrigkeiten im Lande, in welcher Bezie— 
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„hung ſie auch ſonſt zu dem Staatsverbande ſtehen, un— 
„terwerfen, und gegen dasſelbe können keine Urbarial-Ver— 
„träge errichtet werden.“ 

Nach dieſen Beſtimmungen wäre ſelbſt dann vorzuge— 
hen, wenn eine unterthänige Realität verſchenket würde, 
auch in dieſem Falle wäre auf frühere bei Gelegenheit 
von Käufen und Verkäufeno der Sterbfällen aufgenommene 
Werthsbeſtimmungen, oder auf die Einlage u. ſ. w. ab— 
zugehen. 

Für jene Fälle aber, in welchen von Seite der Unter— 
thanen unrichtige Werthöangaben zur Verkürzung des herr— 
ſchaftlichen Laudemial-Gefälls gemacht werden, enthält das 
Hofkanzleidecret vom 3. December 1819 folgende Beſtim— 
mung: „Wenn Grundobrigkeiten durch unrichtige Angaben 
„von Seite derjenigen, die ihnen Laudemial-Gebühren zu 
„entrichten ſchuldig find, an ihren Rechten ſich verkürzt hal— 
„ten; fo gebührt ihnen nach erwieſenem Anſpruche der vor- 
„enthaltene Betrag, ohne daß aber wegen dieſer Vorenthal— 
„tung gegen den Unterthan eine Beſtrafung (eben fo wenig 
vals gegen eine andere wegen einer Rechtsverkürzung ſach- 
„fällig gewordene Partei) Platz greift. — Es finden daher 
„in ſolchen Fällen weder arbiträre Strafen noch Geldſtra— 
„fen Statt; ſondern den Grundobrigkeiten ſteht bloß die Ver: 
„folgung ihrer Rechte gegen die Parteien, von welchen ſie 
„ich verkürzt halten, im gefeglichen Wege zu.“ 5 

Am Schluſſe muß hier auch der Laudemien von den em— 
phiteutiſchen Realitäten erwähnt werden, insbeſondere jenen, 
welche durch das Robothabolitions- und Maierei-Zerſtückungs— 
ſiſtem entſtanden. Bei dieſen iſt lediglich auf den Inhalt und 
die Bedingungen der dießfällig errichteten Contracte zurück— 
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zugehen, in Ermanglung derſelben find die Beſtimmungen des 
bürgerlichen Geſetzbuches über den Erbpacht- und Erbzins⸗ 
vertrag zum Grunde zu legen. Hofdeerete vom 4. Juli 1812, 
24. Februar und 2. Juni 1814. 
SR 1 

Von dem allgemeinen Grundſatze, daß das Verände— 
rungs-Pfundgeld nur von dem unbeweglichen Vermögen, 
nähmlich von Gründen, Häuſern und anderen Realitäten 
genommen werden könne, iſt eine Aus nahme bei den radi— 
cirten Gewerben, welche nach Vorſchrift der Verordnungen 
vom 18. November 1781, 15. März 1784, 12. Juli 
und 18. October 1793, und 20. Februar 1705 den Haus⸗ 
gewähren eingefchaltet werden, oder auch befondere Gewäh— 
ren erhalten. Dieſe werden den Realitäten gleich gehalten, 
und unterliegen daher auch dem Veränderungs-Pfundgelde. 
— Cine ähnliche Ausnahme iſt auch bei Schiffmühlen, welche 
Herrſchaften erbauen, und mit Vorbehalt des Veränderungs— 
Pfundgeldes einem Unterthan überlaſſen, worüber die Ver: 
ordnung unterm , März 1808 herabgelangt iſt. 

„Laudemien ſind Gebühren, welche für die Ueberlaſſung 
„des Nutzeigenthums eines Grundes zur Anerkennung des 
„Obereigenthums, an den Grundherrn bei vorfallenden Ber: 
„änderungen im Nutzeigenthumsbeſitze dieſes Grundes von 
„oem neuen Antreter entrichtet werden müſſen. Der Bezug 
„eines Laudemiums iſt daher nur auf Grund und Boden, 
„und auf unmittelbare Zugehörungen beſchränket, kann folg— 
„lich bei beweglichen Sachen, wozu die Schiffmühlen als 
„wandelbare Maſchienen, die bald da, bald dorthin übertragen 
„werden können, nicht Statt haben: daher dürfen der Re— 
„gel nach bei Beſitzveränderungen von Schiffmühlen keine 
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„grundherrlichen Laudemien bezogen werden, womit jedoch 
„der bisherige Bezug von Haftgeld, Waſſerzins, Gewerbs— 
„taxe und derlei Gebühren, wozu einige Grundherrſchaften 
»in Rückſicht auf die ihnen unterthänigen Schiffmühlen 
„durch geſetzmäßige Urkunden berechtiget ſind, nicht zu ver— 
„mengen iſt. Sollte aber eine oder andere Herrſchaft be— 
„weiſen können, daß ſie zum Bezuge eines Laudemii durch 
„einen ausdrücklichen Vertrag berechtiget iſt, daß ſie zum 
„Beiſpiele eine Schiffmühle ſelbſt erbaut, und ſolche einer 
„Familie mit dem ausdrücklichen Vorbehalt überlaffen habe, 
„daß ihr bei jedem Erbfalle, oder ſonſtiger Veräuſſerung 
„derfelben von deren Werth gewiſſe Procenten als Befigverz. 
„änderungs-Gebühren entrichtet werden ſollen; fo iſt das als 
„eine Ansnahme von der allgemeinen Regel zu behandeln, 
„da ähnliche beſtimmte Verträge politiſcher Seits nicht auf: 
„gehoben werden könnten.“ f 

43. 

Bei Verlaſſenſchaftsabhandlungen ſtändiſcher Realitäten 
wird der Einlagswerth, ohne Exſcindirung des ſteuerfreien 
Viertels, zum Maßſtabe der Aufrechnung des Mortuariums 
angenommen, und nur in jenem Falle, wenn dieſe Einlags— 
ſumme den wahren Werth der Realität wirklich überſteigen 
ſollte, ſtehet es dem Gutsbeſitzer frei, die ordentliche Schä— 
tzung vornehmen zu laſſen. Das hierüber unterm 13. Octo— 
ber 1796 erfloſſene Hofdecret lautet folgender Maſſen: „Seine 
„Majeſtät haben über eine von den drei oberen Ständen 
„Niederöſterreichs eingereichte Beſchwerde wegen Aufrechnung 
„des Mortuariums von dem ſteuerfreien Viertel der ſtändi— 
uſchen Einlagen bei Verlaſſenſchaftsabhandlungen ſtändiſcher 
„Realitäten, und den hierüber erſtatteten allerunterthänig— 
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an „ten Vortrag die allerhöchſte Entſchließung zu ertheilen ge— 
„ruhet: daß, nachdem bekanntermaßen die Dominicalnu⸗ 
„tzungen bei der Rectification vom Jahre 1754 in mäßigen 
„Anſchlag genommen worden, im Allgemeinen auch der 
„Werth der ſtändiſchen Realitäten feitdem geſtiegen, und 
„die dermahlige wahre Schätzung der Güter wohl größten 
„Theils den Einlagswerth auch mit Einbegriff des ſteuer— 
„freien Viertels überſteiget, es bei der dießfalls geſchehenen 
„Aufrechnung ſein Verbleiben haben, auch fortan die Mor— 
„tuartaxe von den ſtändiſchen Realitäten nach dem Einlags— 
„werthe ohne Abzug des ſteuerfreien Viertels angeſchlagen 
„werden ſolle; doch geftatteten Se. Majeſtät allergnädigſt, 
„daß, wenn gleichwohl Fälle vorkommen ſollten, wo die 
„Ginlagsfumme ohne Abzug des ſteuerfreien Viertels den 
„wahren Werth der Realitäten überſteige, mithin ein derlei 
„Gutbeſitzer durch beſagte Taxaufrechnung beſchweret würde, 
„in ſolchen Fällen jedem frei ſtehen ſolle, die ordentliche 

„Schätzung vornehmen zu laſſen, und den wahren Schä— 
| „tzungswerth zur Aufrechnung des Mortuars beizubringen.“ 

Er $. 16. 

Die Grundherrſchaft muß immer bei Eintreibung der 
Pfundgelder ſo wie aller Grundbuchsabgaben mit Schonung 
für den Anterthan vorgehen. Obſchon es der eigene Vortheil 
der Herrſchaften, welcher mit der Aufrechthaltung ihrer Un— 
terthanen in dem genaueften Zuſammenhange ſtehet, erfor— 
dert; ſo verkannten doch einige Grundobrigkeiten ihres au— 
genblicklichen Nutzens wegen die Wahrheit dieſes Satzes. 
Es wurde daher mit Hofdecret vom 8. Mai 1779 verord— 
net: „Daß zu Sicherſtellung der Unterthanen gegen die allzu— 
„ftrenge Herbeitreibung der Grundbuchsabgaben, durch welche 
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„die Unterthanen öfters gleich bei Antritt der Wirthſchaft 
„bemüffiget worden, entweder ihre Ueberländgrundſtücke zu 
„verſchleudern, oder ſogleich ein Capital gegen hohe Zinſen 
„aufzunehmen, oder endlich das ad fundum instructum 
„erforderliche Zug- und Zuchtvieh, dann andere nöthige 
„Wirthſchaͤftsgeräthſchaften zu veräußern, die Vorſehung 
„dergeſtalt zu treffen ſey, daß außer den Fällen, wo ſchon 
„in der Erbſchaftsmaſſe ein hinlängliches baares Vermögen, 
„oder überflüſſige Effecten vorhanden find, kein Unterthan 
„vor Verlauf eines Viertelfahres von dem Tage der erfolg— 
„ten Veränderung an, zur Abführung der gedachten Grund— 
»buchsabgaben executive verhalten, und auch ſonach die 
„Zahlung in billige Friſten eingetheilt werden ſolle, um auf 
„ſolche Art den Obrigkeiten, welche auf die mit ihrem eige— 
„nen Wohle verbundene Erhaltung des Unterthans nicht bes 
„dacht find, die gehörigen Schranken zu ſetzen.“ 

Die Sorge über die genaue Befolgung dieſes Erkennt— 
niſſes zu wachen, als auch die Entſcheidung aller Streitig— 
keiten, welche der Pfundgelder wegen entſtehen können, 
ſtehet bloß allein dem Wirkungskreiſe der politiſchen Stellen 
zu, und zwar nicht nur allein, wenn es ſich um die Art 
der Ausübung dieſes grundobrigkeitlichen Rechtes, ſondern 
cuch, wenn es ſich um die Erörterung dieſes Rechtes ſelbſt 
handelt. 8 

§. 17. 

Es beſitzen aber auch moraliſche Perſonen, als nähmlich 
geiſtliche und weltliche Gemeinden Güter, welche zu einem 
Grundbuche dienſtbar ſind. Bei ſelben würde aber der Fall 
einer Veränderung felten oder gar nie eintreten konnen ; durch 
den Tod nicht, weil Communitäten und Gemeinen nicht 
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abſterben; und auch unter Lebenden nicht, weil ihnen oft 
vermöge Geſetzes die Veräußerung ihrer Häuſer und Grund— 
ſtücke verbothen iſt, und dadurch würden daher die Grund— 
herren in Rückſicht ſolcher Grundſtücke eines Theils ihrer 
Grundbuchsgefälle beraubt. Dieſer Verkürzung abzuhelfen, 
beſtehet eine eigene Verordnung in dem Tractate de juri- 
bus incorporalibus, wo es im 19. F. des 4. Titels heißt: 
„Die Geiſtlichen, als Pralaten, Pfarrer, Beneficiaten ſol— 
„len, fo oft ſich mit ihrer Perſon eine Veränderung zutragt: 
„die Ordensperſonen aber, fo veränderliche Vorſteher haben, 
„wie auch die Zechen, Bruderſchaften und Gemeinden in 
72 10 Jahren einmahl, alle andere aber bei nächſter Beſitzung 
„jedes Grundbuches auf dem Lande, die Gewähr nehmen, 
„widrigenfalls, fo oft ſolches unterlaffen wird, für jedes 
„Mahl zum Wandel 45 kr. unerachtet ſonſten der Grund— 
„dienſt ordentlich entrichtet wird, zu bezahlen ſchuldig ſeyn, 
„es wäre dann der eine oder der andere aus erheblichen Ur— 
„ſachen hieran verhindert worden.” 

Der Gegenſtand, von welchem das Laudemium bezogen 
werden kann, iſt übrigens nicht das Gut ſelbſt, ſondern 
nur der Werth desſelben, der ſich in dem Kaufſchillinge dar- 
ſtellet. Der zur Entrichtung des Laudemiums Verpflichtete 
iſt in der Regel nur der neue Erwerber des Gutes für ſeine 
Perſon. Da nun die Materie der Forderung eine bewegliche 
Sache, Geld überhaupt, das verpflichtete Subject aber eine 
Perſon und nicht der Grund ſelbſt iſt, ſo kann auch die Grund— 
herrſchaft bei ihrer Berechtigung zum Laudemium nur ein 
perfonliches Klagerecht begründen. Daher haben auch die 
Herrſchaften, um in ihrem Laudemialbezuge nicht verkürzt zu 
werden, das Zwangsmittel, den neuen Erwerber eines Grun— 
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des zur Zahlung des Laudemiums zu verhalten, einerfeits 
dadurch, daß, obgleich die gebetene Gewähranſchreibung 
nach dem Hofdecrete vom 15. November 1795 wegen nicht 
bezahlter Grundbuchsgebühren nicht verweigert werden darf, 
die Herrſchaft ihm doch ſo lange die Ausfolgung der Gewähr 
verſagen könne, bis das Laudemium berichtiget iſt, andrer— 
ſeits aber in jenen Mitteln, welche das Hofdecret vom 25. 
Februar 1789 und die Appellationsverordnung vom 5, Mai 
1297 in der Pfändung, der Sequeſtration der Hauszinſe 
u. ſ. w. ausſprechen, endlich aber auch in dem hiezu eigens 
beſtimmten Gewährwandel, allein, wenn demungeachtet die 
Gewähr hinausgegeben, wenn obige Mittel der Pfändung 
und Sequeſtration, zu welchen ohnedieß nur im äußerſten 
Nothfalle geſchritten werden kann, nicht angewendet worden, 
der Gewährwandel unzureichend wäre, würde die Herrſchaft 
bloß ein perſönliches Recht gegen jenen haben, der das Lau— 
demium zu entrichten gehabt hätte, hiemit aber im Rück— 
ftande verblieb. Tractatus de jur. incorp. F. 10. Tit. IV. 

Obgleich nun aus den bisherigen Geſetzen der Grundſatz 
unumſtößlich hervorgeht, daß nur jene Herrſchaften das 
Recht zum Laudemialbezuge haben, welche ſchon vor Er— 
fließung des tract. de jur. incorp. im rechtlichen Beſitze 
desſelben waren, obgleich mit Hofdecret vom 13. Auguſt 
1786 und Verordnung vom 5. September 1791 beſtimmt 
wurde, daß jeder Grundherr, der die Laudemialtaxen an— 
ſpricht, im Streite das Bezugsrecht durch die Grundbücher, 
Verträge und die wenigſtens durch 32 Jahre lang ruhig und 
ununterbrochen geſchehene Abnahme dieſer Taxen in jedem 
Falle einer Beſitzveränderung beweiſen müſſe, fo darf doch. 
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in jenen Fällen, wo eine Herrſchaft ihre Dominicalgründe 
zu Unterthansbeſtiftungen umwandelt, in den hierüber er— 
richteten Erbzinsverträgen allerdings für die bei derlei neuen 
Anſiedlungen künftig ſich ergebenden Beſitzveränderungen ein 
Laudemium bedungen werden, Hofderret vom 25. Novems 
ber 1797; nur verſteht es ſich von ſelbſt, daß das bedun— 
gene Laudemium nicht jenen Betrag überſteigen dürfe, wel— 
cher landesverfaſſungsmäßig als der höchſte Betrag dieß— 
fällig geſetzlich ausgeſprochen wurde. Uebrigens darf aber 
neben dem Laudemium keine Protocolirungstaxe abgefordert 
werden. Verordnung vom 1. September 1780. 

Andrerſeits aber gibt es Fälle, in welchen, ungeachtet 
der Herrſchaft im Allgemeinen das Recht zuſtünde, doch kein 
Laudemium bezogen werden darf, und zwar: 

a) Von Bergwerks? Entitäten überhaupt. 

Das an die n. ö. Regierung erlaſſene Hofkanzleidecret 
vom 20. October 1815 verordnet: 

„1. die Grundobrigkeiten find nicht befugt, von den ih— 
„ter Real = Gerichtsbarkeit nicht unterſtehenden Bergwerks— 
„Entitäten bei Beſitzveränderungen ein grundherrſchaftliches 
„Laudemium zu beziehen, ſondern jenen Herrſchaften, unter 
„welchen der Grund und Boden, worauf ſolche ſtehen, un— 
„terthänig ift, wird, in fo weit fie von jeher dazu berechti— 
„get waren, geflattet, von dem Schätzungswerthe dieſes 
„Grundes und den darauf ſtehenden Gebäuden das landes— 
„übliche Laudemium abzunehmen; jede Laudemial-Forde— 
„rung aber in Bezug auf die Bergwerks-Entitäten ſelbſt iſt 
Hunzuläſſig.“ 

„2. Auf gleiche Art iſt ſich auch in Rückſicht auf jene 
„Hammer-, Senſenſchmieden u, d. gl. zu benehmen, welche 
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„der grundherrlichen Realgerichtsbarkeit unmittelbar unter: 
»ſtehen; auch bei diefen darf das landesübliche Laudemium 
„nur vom Schätzungswerthe des Grundes und Bodens, den 
„Wohn-, Wirthſchafts- und Fabriks-Gebäuden abgenom— 
„men werden, ohne dabei die l. f. Conceſſion oder das ohne— 
„hin unſichere und ſehr vielen Zufällen unterliegende Erträg— 
„niß des Hammers oder Werkgadens in Anſchlag zu bringen.“ 

„5. Verſteht es ſich von ſelbſt, daß dieſe erläuternde 
„Vorſchrift nur für jene Grundobrigkeiten zu gelten habe, 
„welche das Befugniß zu einem ſolchen Laudemialbezuge 
„wirklich beſitzen, daß aber denjenigen Grundherrſchaften, 
„welche einen ſolchen Beſitzſtand nicht erweiſen können, da— 
„durch kein Recht zu einem künftigen Laudemialbezuge ein- 
„geräumt werde.“ 

b) Bei Gemeindehutweide-Vertheilungen foll dem Pa— 
tente vom 24. März 1770 gemäß die erſte Anſchreibung im 
Grundbuche des auf ein Gemeindeglied entfallenden Antheils 
unentgeldlich geſchehen, und hiefür nichts als die alleinige 
Schreibgebühr entrichtet werden. 

Rückſichtlich der Geld-Währung, in welcher die Lau— 
demien zu entrichten kommen, verordnet endlich das an 
ſämmtliche Länderſtellen ergangene Hofkanzleidecret vom 24. 
December 1810: daß die Veränderungs- und Vormerkungs— 
gebühren bei Käufen einer Realität und SatzF-Vormerkun— 
gen in jener Valuta abzunehmen ſeyen, auf welche die Zah⸗ 
lungen ſtipulirt worden ſind. 

§. 18. 

Nachdem von dem, den Grundherren zuſtehenden Rechte 
zur Abnahme des Pfundgeldes ſo umſtändlich, als es die 
Abſicht dieſer Abhandlung erfordert, und mit wörtlicher An— 
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führung der dießfalls beſtehenden Verordnungen gehandelt 
worden iſt; ſo erübriget, des nothwendigen Zuſammenhan— 
ges wegen, nur noch Auszugsweiſe anzuführen, auf welche 
Art dieſes Recht ſowohl der Stadt Wien, und den übrigen 
landesfürſtlichen Städten und Märkten, als auch den N. Oe. 
Landrechten zuſtehe. Was das Veränderungspfundgeld be— 
trifft, ſo wurde der Betrag desſelben für die landesfürſt— 
lichen Ortſchaften durch den Tractat de juribus incorpo- 
ralibus nicht beſtimmt, ſondern vermöge desſelben haben 
die Magiſtrate das nähmliche Quantum fortzunehmen, was 
ſie nach alter Gewohnheit vorhin genommen zu haben ſich 
ausweiſen können; und wo vor dem Tractate gar kein Ver— 
änderungspfundgeld genommen worden, ſoll auch vermöge 
einer eigenen Reſolution vom 30. Julius 1682 keines ge— 
fordert werden können. Dem zu Folge wird in den meiſten 
landesfürſtlichen Ortſchaften nur 1 kr., oder auch + Er. ; in 
Wien 1 kr. vom Gulden als Veränderungspfundgeld gezahlt. 
Dieſes gilt in Anſehung Wiens von allen unbeweglichen Gü— 
tern, welche inner dem Burgfrieden der Stadt liegen, auch 
dann, wann dieſe Güter nicht dem Magiſtrate, ſondern 
einer anderen Grundobrigkeit dienſtbar ſind, weil alle Grund— 
bücher in Anſehung der in dem Burgfrieden liegenden Gründe 
ſich nach dem Grundbuche des Wiener Magiftrates richten 
müſſen. Jedoch bei jenen Realitäten, welche außer dem 
Burgfrieden, wenn gleich inner den Linien liegen, und über 
welche der Wiener Magiſtrat Grundobrigkeit iſt, übt dieſer 
Magiſtrat das nähmliche Recht, wie jede Grundobrigkeit auf 
einem Freigrunde aus. 
§. 19. 
Was endlich das Todtenpfundgeld betrifft, ſo iſt es auch 
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dießfalls in Anſehung der landesfürſtlichen Städte und Märkte, 
und der Stadt Wien bei dem alten Herkommen gelaſſen 
worden. In den meiſten ſolchen Ortſchaften wird nur 1 Er. 
vom Gulden genommen. Die Stadt Wien darf von den 
unbeweglichen Gütern kein Todtenpfundgeld nehmen, weil — 
auch ehedem keines gezahlt wurde. Das Recht hiezu wurde 
ihr zwar unterm 6. Mai 1690 zugeſprochen, allein dieſe 
Verordnung durch eine ſpätere Hofentſchließung vom 17. 
Mai 1709 wieder aufgehoben. Die Stadt hat bloß das 
Recht, bei Todfällen von dem beweglichen Vermögen eine 
Sterbtaxe abzunehmen, und zwar nur dann, wenn ſich 
Jemand ohne Vorbehalt der Rechtswohlthat des Inventa— 
riums erbserklärt, mit 1 kr. vom Gulden. Geſchieht aber 
die Erbserklärung mit dem Vorbehalte dieſer Rechtswohlthat, 
fo wird auch von dem beweglichen Vermögen nur 5 kr. als 
Sterbtaxe, und I kr. als Inventurstaxe gezahlt. Alles die: 
ſes gilt von allen inne dem Burgfrieden liegenden Realitä— 
ten, ſie mögen zu was immer für einem Grundbuche die— 
nen, aber auch nur von dieſen ganz auf die nähmliche Art, 
wie oben von dem Veränderungspfundgelde geſagt worden 
iſt. Wenn jedoch bei einer Verlaſſenſchaft eine Realität an 
mehrere Erben kommt, und ſich dann bei felber dadurch zu— 
gleich eine Veränderung unter Lebenden ergibt, daß einer 
der Miterben allein den ganzen Beſitz der hinterlaſſenen Rea— 
lität übernimmt, und die übrigen Theilnehmer hinauszahlet, 
ſo kann der Magiſtrat in dieſem Falle allerdings das Der: 
änderungspfundgeld nehmen, obſchon er übrigens von unbe— 
weglichen Gütern kein Todtenpfundgeld zu nehmen berech— 
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Auch den Landrechten wurde die Aufrechnung eines 
Mortuars von dem bei ihnen abgehandelten Verlaſſenſchafts— 
vermögen eingeräumt. Das hierüber erlaſſene Hofdecret vom 
5. October 1787 ſagt: „Seine Majeſtät haben zu befehlen 
»geruhet, daß, nachdem durch die allgemeine Taxenordnung 
»in nobili Officio judicis, welche mit 1. November 1787 
„in Befolgung zu kommen hat, die Einförmigkeit in dem 
„Taxbezuge auch in dieſen Angelegenheiten hergeſtellet, in 
„vielen beträchtlichen Rubriken den Erben weſentliche Er: 
„leichterung verſchafft, und die Parteien wegen Unfug ges 
yſchützt worden find; fo findet höchſtdie ſelben nöthig, um 
„zugleich auf der andern Seite ihren Taxfond zu bedecken, 
„daß auch bei den Landrechten jener Provinzen, wo derzeit 
„ein Mortuar nicht abgenommen worden, wohl aber die 
„Erben mit anderweiten nunmehr aufgehobenen Giebigkei— 
„ten belaftet waren, vom 1. November 1787 anzufangen, 
„das Mortuarium von dem Verlaſſenſchaftsvermögen, und 
„zwar von den Realitäten mit 1 pro Cento; von dem Mo⸗ 
»bilarvermögen aber mit einem kr. vom Gulden aufgerechnet 
„und in den Taxfond abgenommen werden ſollen; dahin— 
„gegen alle andere in der Taxordnung für das adelige Rich— 
„teramt nicht ausgedrückte Giebigkeiten unter was immer 
„fur einer Benennung aufzuhören hätten.“ 

Daß dieſe Verordnung auch für Niederdfterreich Hart, | 
wurde durch ein eigenes Hofdecret vom 21. Julius 1788 
beſtimmt, welches ſagt: „Die Abnahme des Mortuariums 
»hat gemäß höchſter Anordnung vom 5. October 1787 bei 
vallen Landrechten, folglich auch bei den Niederbſterreichi— 
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„Ichen in allen Platz zu greifen, bei denen ſich der Todten— 
„fall den 1. November 1787 oder ſpäter ergeben hat.” 

In Beziehung des von dem N. Oe. Landrechte und dem 
Magiſtrate der Stadt Wien von den Verlaſſenſchaften der 
Wieneriſchen Univerſitäts-Mitglieder zu behebenden Mortuars 
wurde durch Hofdecret vom 19. Mai 1802 eröffnet: „Nach 
„den deutlichen und beſtimmten Geſetzen vom 5. October 
„1787, vom 18. und 21. Juli 1788 hat es ferner dabei 
„zu bewenden, daß von den Verlaſſenſchaften der adeligen 
„Univerſitäts-Mitglieder, welche durch die Landrechte abge— 
„handelt werden, das Mortuarium abgenommen werde, 
„und iſt demnach die Univerſität über ihre höchſten Orts im 
„November v. J. angeſuchte Befreiung von dem Mortuar, 
„hievon zu verſtändigen. Uebrigens hat es auch bei dem zu 
„verbleiben, daß der Wiener Stadtmagiſtrat von Verlaſſen— 
„ichaften der nicht adeligen Univerſitäts- Mitglieder, fo 
„weit ſolche der auf- oder abſteigenden Linie derſelben zu— 
„fallen, kein Mortuarium abnimmt, da für ſelbe das Ge— 
„leg vom 5. October 17827 nicht erlaffen worden, ſondern 
„das Hofdecret vom 25. Auguſt 1784 bis auf die in der 
„Taxordnung für das adelige Richteramt vom 13. Sep— 
„tember 1782 bezeichnete Gegenſtände in der Wirkſamkeit 
„verbleibt, gleichwie dieſes auch die vormahlige oberſte Ju— 
»„ſtizſtelle dem N. Oe. Appellationsgerichte auf eine dieſer— 
„wegen gemachte Anfrage unterm 15. Auguſt 1795 bedeu- 
„tet hat.“ 

Ferner iſt noch unterm me 1801 die allgemei⸗ 
ne Verordnung erfolgt: „Se. k. k. Majeſtät haben zu 
»entſchließen geruhet, daß die frommen Vermächtniſſe in den 
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„geſammten Erblanden von Entrichtung des Mortuars bes 
„freit ſeyn ſollen.“ 

Da endlich nicht ſelten der Fall eintritt, daß die Laſt 
jährlicher Vermächtniſſe auf den zweiten und dritten Erben 
übergeht; ſo wurde durch Hofdecret vom 10. Februar 1802 
verordnet: „Wenn bei Verlaſſenſchaften, welche mit jähr— 
„lichen Vermächtniſſen beſchwert ſind, der erſte Erbe von 
„dem ganzen reinen Verlaß ohne Rückſicht auf Vermächt— 
„niſſe, und das zu ihrer Bedeckung erforderliche Capital be— 
„reits das Mortuarium bezahlt hat; ſo iſt dem zweiten 
oder dritten Erben das Mortuarium von jenem Vermögen 
„einftweilen nur vorzumerken, welches zur Bedeckung der 
„noch haftenden Vermächtniſſe erfordert wird.““ 


Anmerkung. Ueber das Recht der Aufrechnung und 
Abnahme der Pfundgelder verdient vorzüglich nachgeleſen zu 
werden: 

Benediet Finſterwalder Observationes practicae Lib. 4. 
Obs. 5. 

Fr. J. Greneck Theatrum jurisdictionis austriacae. 1. 
Cap. 7. Abſchnitt. i 

Joſeph Haggenmüllers öſterr. Unterthans-Advocat zweiter 
Theil, S. 1. bis 105. 


Dritter Titel. 
Von dem Abfahrtgelde. 
§. 1. 


Das Abfahrtgeld überhaupt ſtehet fowohl in manchen 


Fällen dem Grundherrn als auch den landesfürſtlichen Städ— 
ten und Märkten, ſo wie der Stadt Wien, und endlich 


2 
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ſelbſt dem höchſten Landesfürſten zu, und theilet ſich dem 
zu Folge in das grundherrliche oder Jurisdictions-, in das 
bürgerliche, und in das landes fürſtliche Abfahrtgeld. Nach: 
dem eigentlich nur erſteres in den Plan der gegenwärtigen 
Abhandlung gehöret, fo wird von ſelbem zuerſt mit wort” 
licher Anführung der beſtehenden Verordnungen gehandelt, 
und erſt am Ende ſowohl das bürgerliche, als das landes— 
fürſtliche Abfahrtgeld aus einander geſetzt werden. 

Das den Grundherren zur Abnahme des Abfahrtgeldes 
eingeräumte Recht erlitt mehrere Veränderungen, bis es ſo 
gemäßigt wurde, wie es heut zu Tage beſteht. Das erſte 
hierüber erlaſſene Geſetz iſt der Tractat de juribus incor- 
poralibas H demfelben folgten die Patente vom 4. Julius 
1755, und vom 1. Auguſt 1783, welche dieſes Recht 
erweiterten, und näher beſtimmten. Hierauf erſchien unterm 
14. März 1785 ein neues Patent, welches alle dießfalls 
vorhin erlaſſenen Geſetze und Anordnungen gänzlich aufhob, 
und außer Kraft ſetzte. Obſchon nun dieſes Geſetz die ein— 
zige Richtſchnur für alle dermahlen vorkommende Fälle iſt; 
fo wird es doch nothwendig ſeyn, des Zufammenhanges 
wegen die erſten geſetzlichen Beſtimmungen dieſer Abgabe 
zu berühren, und, nachdem dieſes letzte Patent keine zu— 
rückwirkende Kraft erhalten hat, der allenfalls vorkommen 
könnenden frühern Fälle wegen ſelbſt das Patent vom Jahre 
1785 umſtändlich anzuführen. ö 

§. 2. 

Nach dem Tractate de juribus incorporalibus beſtand 
das Recht zur Abnahme des grundherrlichen Abfahrtgeldes 
zu Folge des 5. §. des 4. Titels darin, daß von denjenigen 
Erbſchaften, welche bei den Herrſchaften im Lande von ei— 


204 


nem hinweg, und unter einen andern Herrn gebracht wor— 


den, nach Abzug der Schulden und anderer nothiwendigen | 


Ausgaben von jedem Gulden 3 Kreuzer; von dem aber, 
was außer Land geführet wird, von jedem Gulden 6 Kreu— 
zer gefordert werden konnten. Durch das Patent vom 4. Ju⸗ 
lius 1255 wurde dieſes Recht noch mehr erweitert; es 
wurde nähmlich durch dasſelbe beſtimmt, daß das grund— 
herrliche Abfahrtgeld auch von Inleuten, welche, unter der 
Grundherrſchaft einen beſtändigen Wohnſitz ſich wählten, daß 
es nicht nur von Erbſchaften, ſondern in allen Fällen, wo 
das Vermögen der Unterthanen und Inleute aus der grund— 
herrlichen Gerichtsbarkeit tritt, und endlich, daß es auch dann 
abgenommen werden könne, wenn das Vermögen in ein 
auswärtiges Land, welches kein Erbland iſt, gebracht wird. 
Von dieſen beiden Verordnungen iſt es größten Theils durch 
das Patent vom 1. Auguſt 1735 abgekommen, welches 
zwar auch wieder durch die unterm 14. März 1285 einge⸗ 
führte Freizügigkeit in den k. k. Erblanden aufgehoben, 
aber doch, nachdem es zur Richtſchnur der Entſcheidung für 
alle vor dem Zeitpuncte des erlaſſenen Freizügigkeits-Patents 
vorgekommenen Fälle dienet, hier vollſtändig angeführt wer— 
den muß. 8 
87. 

Dasſelbe lautet in Rückſicht des grundherrlichen Ab— 
fahrtgeldes folgender Maßen: 

„J. Dem Grundherrn gebühret ein Abfahrtgeld, fo oft 
„ein unterthäniges Vermögen, das iſt: ein Vermögen, 
„welches entweder einem Unterthane angehört, oder feiner 
„Eigenſchaft gemäß einer Grundobrigkelt als unterthäniges 
„Gut unterliegt, aus feiner Gerichtsbarkeit gezogen wird. 


ö 


\ 
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„Dieſes grundherrliche Abfahrtgeld ſoll nach Abzug aller 
„Schulden, und anderer nothwendigen Ausgaben nie höher 
„als mit 5 Percent, oder 3 kr. vom Gulden, und zwar 
„ohne Unterſchied, ob das Vermögen in Niederöſterreich 
„bleibt, in ein anderes Unſerer Länder übergehet, oder 
„auch in ein fremdes Land abziehet, abgenommen werden.” 
„III. Dieſes grundherrliche Abfahrtgeld kann auch in 
„denjenigen Fällen abgefordert werden, wo gegen ein an— 
„deres fremdes Land das Recht des freien Abzuges entwe— 
„der im allgemeinen beſtehet, oder in einem befonderen 
„Falle von Uns bewilliget, und daher der abziehende Un— 
»terthan von dem landesfürſtlichen Abfahrtgelde befreiet 
„wird; und fol die Befreiung von der landesherrlichen 
„Entrichtung dem grundherrlichen Rechte zu keinem Ab— 
„bruche gereichen.” ö 
„IV. Wofern der Unterthan, oder Eigenthümer eines 
„unterthänigen Vermögens aus einer Gerichtsbarkeit nur in 
„der Abſicht austritt, um entweder unſern Kriegsdienſt zu 
„nehmen, oder dem Staate in anderer Art zu dienen; ſo 
„gebühret das grundherrliche Abfahrtgeld nur von demjeni- 
„gen Vermögen, welches wirklich aus der Gerichtsbarkeit 
„der Grundobrigkeit herausgenommen wird. Von demjeni— 
„gen Vermögen, welches der vorigen Gerichtsbarkeit unter— 
„worfen bleibt, entweder weil die unterthänige Realität 
„nicht veräußert, oder das bewegliche Vermögen in der vo— 
„tigen obrigkeitlichen Verwahrung gelaffen wird, kann kein 
„Abfahrtgeld genommen werden.“ 
„V. Eben ſo wenig darf von einem Vermögen, welches 


„nicht die Eigenſchaft eines unterthänigen Gutes hat, und 
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zugleich einem Eigenthuͤmer angehöret, der kein Unterthan 
„iſt, ſondern ſich nur als Einwohner irgend unter einer 
„Grundobrigkeit aufhält, ein grundherrliches Abfahrtgeld 
„gefordert werden.“ 

„IX. Die Grundobrigkeit hat darauf mit aller Ge— 
„nauheit zu ſehen, wenn ein Vermögen, es möge dem 
„grundherrlichen, oder bürgerlichen Abfahrtgelde unterliegen 
„oder nicht, dem Unterthane eines fremden Staates zufal— 
„len, oder auf was immer für eine Art aus Niederöſterreich 
„in einen auswärtigen Staat gezogen werden ſollte. Der— 
„gleichen Fälle müſſen ungeſäumt dem Fiscalamte in Wien 
„angezeigt, und ein ſolches Vermögen bis auf Unſere über 
„die Anzeige erfolgende Entſchließung nicht verabfolget wer: 
„den. Die Obrigkeit, die ſich in dieſem Puncte die gänzliche 
„Vernachläſſigung, allenfalls auch nur eine Verabſäumung 
„in der Zeit zu Schuld kommen laſſen ſollte, würde zur 
„ſtrengſten Verantwortung und Strafe gezogen werden.“ 

„XII. Von dem Fruchtgenuſſe eines im Lande verblei— 
„benden Vermögens, es mag in Zinſen, Intereſſen, oder 
„ſonſtigen Nutzungen beſtehen, iſt kein Abfahrtgeld zu 
„fordern.“ Ri 

g. 4 

Dermahlen iſt ſich in Rückſicht jener Fälle, die fi nach 
dem 1. Mai 1785 ergeben haben, bloß nach dem unterm 
14. März 1785 erfloffenen Patente zu achten, welches die 
Freizügigkeit des Vermögens erweitert, und alle vorhin be— 
ſtandenen Verordnungen ausdrücklich aufgehoben hat, Die: 
ſes Patent erſtreckt ſich jedoch zu Folge des Hofdecretes vom 
3. Februar 1786 nicht auf jene Fälle,, wo das Recht der 
Erhebung des Abfahrtgeldes und die Abziehung des Vermö— 
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gens ſchon vor dem 1. Mai 3795 unſtreitig beftanden hat. 
Es lautet in Anſehung des grundherrlichen Abfahrtgeldes 
wörtlich alſo: 

„Als eine Folge Unſerer Aufmerkſamkeit für die Freiheit 
„Unſerer Unterthanen haben Wir, nach aller Orten aufge⸗ 
„hobener Leibeigenſchaft, auch die Freizügigkeit in Unſeren 
„Ländern zu erweitern, und gegenwärtiges Geſetz, das mit 


„1. Mai 1785 in den ſämmtlichen böhmiſch⸗öſterreichiſchen 


„deutfchen Erblanden mit Einſchluß Galiziens feine Wirk: 
„ſamkeit erhält, zu erlaſſen, dagegen alle vorhin über das 
„Abfahrtgeld erlaſſenen Geſetze und Anordnungen aufzuhe— 
„ben für gut befunden.” 

„I. Es ftehet demnach in Zukunft Jedermann frei, in 
„dem Bezirke der böhmiſch-bſterreichiſchen-deutſchen Erblän— 
„der mit Einbegriff Galiziens, mit ſeinem Vermögen von 
„einem Orte zu dem andern zu ziehen, ohne daß unter was 
„immer für einer Benennung, ein grundherrliches, bürger— 
„liches, oder laͤndesfürſtliches Abfahrtgeld gefordert werden 
„könne.“ 

„H. Die Entrichtung eines Abfahrtgeldes findet alfo 
„nur Statt, wenn ein Vermögen aus einem der böhmiſch— 
„öſterreichiſchen-deutſchen Erbländer, entweder nach Ungarn 
„und Siebenbürgen, oder nach dem Lande eines auswär— 
„tigen Staates gezogen wird. Nach Verſchiedenheit, als das 
„Vermögen unterthänig, bürgerlich, oder ohne eine dieſer 
„beiden Eigenſchaften iſt, wird auch das Abfahrtgeld auf 
„verfihiedene Art an die Grundobrigkeit, den Landesfürſten, 
„oder an beide zugleich zu entrichten ſeyn; jedoch dergeftalt, 
„daß das ganze in keinem Falle 10 Procento überſteige.“ 

„III. Von einem unterthänigen, das iſt: einem Der: 
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„mögen, welches entweder einem Unterthane angehört, oder 
„feiner Eigenſchaft gemäß einer Grundobrigkeit als unter: 
„thäniges Gut unterliegt, gebühret dem Grundherren, ſo 
„weit derſelbe das Recht, grundherrliches Abfahrtgeld zu 
„ziehen, aus Verträgen oder dem fatirten und verjährten 
„ruhigen Beſitze beweiſen kann, von dem wirklich aus den 
„böhmiſch⸗öſterreichiſch-deutſchen Erbländern gehenden Ver— 
„mögen das grundherrliche Abfahrtgeld mit 5 Percent, oder 
„5 Kreuzer vom Gulden.“ 

„V. Hat das abziehende Vermögen die Eigenſchaft ei: 
„nes unterthänigen Gutes nicht, und gehöret es zugleich ei— 
„nem Eigenthümer an, der kein Unterthan, ſondern nur 
„als Einwohner an einem Orte ſeßhaft iſt, fo kann kein 
„grundherrliches Abfaͤhrtgeld gefordert werden.“ 

„VI. Gegen ſolche fremde Länder, in denen bei Ab— 
„ziehung eines Vermögens in dieſe Erbländer weder landes— 
„fürſtliches noch grundherrliches Abfahrtgeld bezogen wird, 
„fol die genaue Wechſelſeitigkeit (Reciprocitaet) beobach— 
„tet, und das in ein ſolches fremdes Land abziehende un— 
„terthänige Vermögen von dem grundherrlichen Abfahrtgelde 
„ebenfalls frei gelaffen werden.“ 

„VII. Die Obrigkeit hat genau darauf zu ſehen, wann 
„ein Vermögen, es mag dem grundherrlichen oder bürger— 


„lichen Abfahrtgelde unterliegen oder nicht, nach Ungarn, 


„nach Siebenbürgen, oder nach einen auswärtigen Staat 
„gezogen werden ſollte. Jeder dergleichen Fall muß unge: 


„ſäumt dem Fiscalamte des Landes, aus welchem das Ver- 


„mögen gehet, angezeigt, das Vermögen ſelbſt aber, bis 
„auf die über die Anzeige erfolgende Entſchließung nicht 
„verabfolget werden. Sollte ſich eine Obrigkeit in dieſem 
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„Puncte die Vernachläſſigung überhaupt, allenfalls auch 
„nur eine Verabſäumung in der Zeit zu Schuld kommen 
„laffen, fo würde fie zur ſtrengſten Verantwortung und 
„Strafe gezogen werden.“ 

„VIII. Vom beweglichen Vermögen, ſobald dasſelbe ei— 
„nem hungariſchen, oder ſiebenbürgiſchen Unterthane, oder 
„dem eines fremden Landes zufällt, oder das der Eigen— 
u„thümer dahin abziehet, Toll das Abfahrtgeld immer ſo— 
„gleich genommen werden, wenn auch ein ſolches Vermö- 
„gen noch in einem der böhmiſch-öſterreichiſchen-deutſchen 
„Erbländer gelaſſen würde. Von unbeweglichem Vermögen 
„aber iſt das Abfahrfgeld nur bei deſſen Verkauf, oder 
„Veräußerung zu fordern.“ 

„X. Von dem Fruchtgenuſſe eines im Lande verbleiben— 
„den Vermögens, es mag in Zinfen (Intereſſen), oder ſonſti— 
„gen Nutzungen beſtehen, ift kein Abfahrtgeld zu fordern.“ 

„XI. Auch diejenigen Capitalien, welche eigentlich durch 
»ein aus fremden Ländern hieher gebrachtes Vermögen ent- 
„itanden, find von dem Abfahrtgelde befreit: es hätte denn 
„der Eigenthümer derſelben zur Zeit, da er in ein fremdes 
„Land ziehen will, ſich bereits durch zehn Jahre in unſeren 
„Ländern aufgehalten, oder durch Ankauf eines unbeweg— 
„lichen Gutes anſäſſig gemacht.“ 

„XII. Uebrigens aber iſt die Verbindlichkeit zu Ent— 
„richtung des durch dieſes Geſetz beſtimmten Abfahrtgeldes 
„allgemein, und find derſelben auch die Söhne und Töch— 
„ter unſerer Unterthanen, welche ſich in Ungarn, Sieben— 
„bürgen, oder einem fremden Lande anſäſſig gemacht, un⸗ 
„terworfen.“ 

J. Band. f 2 
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Dieſem letzten Patente zu Folge beſtehet folglich das 
Recht zur Abnahme des grundherrlichen Abfahrtgeldes da— 
rin, daß die Grundobrigkeit von jedem unterthänigen Ver⸗ 
mögen, welches nach Ungarn und Siebenbürgen, oder 
nach einen ſolchen auswärtigen Staat, mit welchem nicht, 
weil auch dort kein grundherrliches Abfahrtgeld genommen 
wird, die Reciprocität beobachtet werden muß, gezogen 
wird, eine Abgabe von 5 Percenten oder 3 kr. vom Gul⸗ 
den abnehmen darf, und zwar von dem beweglichen unter— 
thänigen Vermögen gleich, wann der Eigenthümer desſelben 
in die oberwähnten Länder abziehet; von dem unbeweglichen 
aber erſt dann, wann ſelbes wirklich veräußert wird. Bei 
dem unbeweglichen Vermögen iſt dieſe Abgabe von demje— 
nigen Werthe abzunehmen, der in dem Kaufcontracte als 
wirklicher Kaufſchilling feſtgeſetzt worden iſt. 

Bei dem beweglichen Vermögen hat aber die Grundob— 
rigkeit eine wirkliche Schätzung vorzunehmen, und ſich nicht 
mit dem bloß freiwilligen Bekenntniſſe des Auswandernden 
zu begnügen. Dieß wurde durch ein eigenes Hofdecret vom 
15. September 1785 über eine Anfrage des galiziſchen Gu— 
berniums ausdrücklich auch für Niederöſterreich verordnet. 
Selbes lautet folgender Maßen: 

„Es hat jüngſthin bei Gelegenheit eines Auswande— 
»rungsgeſuches das galizifche Gubernium ſich angefragt (a), 
„ob es noch bei der in Galizien, vermöge einer Verord— 
„nung vom 1. Aprill 1784 anftatt der dermahligen Ab: 
„ſchätzung des beweglichen Vermögens eines Auswandern: 
„den, bloß durch die freiwillige Bekenntniß dieſes Auswan— 
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„derers üblich en Einhebungsart dieſes Vermögens 
„zu verbleiben habe?“ 

„Da nun Seine Majeſtät bei Gelegenheit dieſer An— 
„frage zu entſchließen geruhet haben: 

„Ad a) Daß von der allgemeinen geſetzlichen Vor— 
uyſchrift in Anſehung des Abfahrtgeldes keine Ausnahme 
„zu machen ſey, da ohnehin hierzu auch keine hinreichende 
„Urfache angegeben, und auf die vorher beſtandenen frei: 
„willigen Bekenntniſſe nicht viel gezählet werden könne; fo 
„wird dieſe höchſte Entſchließung hiemit auch der nieder: 
„öſterreichiſchen Regierung ſowohl zur Aufklärung der etwa 
„fonft entſtehen mögenden ähnlichen Anſtände, als auch zur 
„Wiſſenſchaft bedeutet.“ 

Bei in Gold und Silber beſtehenden Erbſchaften iſt das 
Abfahrtgeld laut Hofkanzlei-Decret vom 28. März 1809 
und Juſtiz-Hofdecret vom 28. Aprill 1810 mit dem 10ten 
Theile zu nehmen. 5 

Uebrigens wurde mit Hofdecret vom 16. December 1819 
verordnet: f 

„In Fällen, wo wegen der mit andern Staaten beſte— 
„henden allgemeinen oder beſonders bewilligten Freizügigkeit 
„kein l. f. Abfahrtgeld Statt findet, darf auch kein ſtädti— 
„ſches oder grundherrliches Abfahrtgeld gegen jene fremden 
„Länder dann genommen werden, wenn bei Abziehung ei— 
„nes dortigen Vermögens in die Erbländer ebenfalls keine 
„folhe Abnahme Statt findet.“ 

Ferner ſo wie ſich das grundherrliche Abfahrtgeld nur 
auf das unterthänige Vermögen erſtrecket, ſo folget ſchon 
hieraus, daß auch nach den derzeit gültigen Geſetzen eine 
Herrſchaft von dem Vermögen ihrer Verwalter und Wirth— 
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ſchaftsbeamten bei dem Abzuge kein Abfahrtgeld ſich auf— 
rechnen dürfe, wie dieß auch nach dem Normale vom 5. 
Juni 1776 bereits verordnet war, 
§. 6. | 

Das Patent befreiet vom Abfahrtgelde den Fruchtgenuß 
eines im Lande bleibenden Vermögens, und die aus frem— 
den Ländern hieher gebrachten Capitalien, wenn nicht der 
Eigenthümer derſelben ſich entweder durch 10 Jahre hier 
aufgehalten, oder anfällig gemacht hat. Dagegen verordnen 
die Hofkanzleidecrete vom 17. November 1814 und 1. Fe⸗ 
bruar 1816, wenn ein öſterreichiſcher Unterthan nach Une 
garn oder umgekehrt mit einem auf unbeſtimmte Zeit lau— 
tenden Paß auswandert, ſich daſelbſt durch volle 10 Jahre 
aufhält, ohne obrigkeitlich einberufen zu werden, fo iſt er 
nationaliſirt, muß jedoch, wenn von ihm notoriſch bekannt 
iſt, daß er in ſeinen neuen Ort ein dießländiges Vermö— 
gen gezogen, hievon das Abfahrtgeld entrichten. 

Nachträglich wurden aber auch mit Hofdecret vom 15. 
September 1785 die Handwerksgeräthſchaften, und mit 
Hofdecret vom 5. Julius 1787 die Ausſtattung der ſich in 
fremden Ländern verehelichenden Perſonen befreiet. Das 
Hofdecret vom 15. September 1785 wurde über eine An: 
frage des galiziſchen Guberniums, ob unter dem beweglichen, 
dem Abfahrtgelde unterliegenden Vermögen auch das Haus: 
geräthe zu verſtehen ſey: erlaſſen, und erhielt eine allge— 
mein verbindende Kraft. 8 

Es lautet folgender Maßen: 

„Seine Majeſtät haben zu entſchließen geruhet ad (b) 
„daß übrigens unter das dem Abfahrtgelde unterliegende 
„Vermögen auch die Hausgeräthſchaften einzurechnen, und 
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„daß dieß ſchon aus der Urſache nothwendig ſey, weil wis 
„drigenfalls das Geſetz durch Herbeiſchaffung und Hinaus— 
„führung koſtbarer Hausgeräthſchaften leicht eludirt, und 
„dem Aerarium das Abfahrtgeld meiſtens oder ganz, oder 
ydoch zum größten Theil entzogen werden könnte. Nur ſeyen 
„hievon die Handwerksgeräthſchaften allein auszunehmen, 
„und Abfahrtgeld frei zu erklären.“ 

Das Hofdecret vom 5. Julius 1787 ſagt: 

„Da Seine Majeſtät unterm 12. Junius laufenden 
„Jahrs allerhöchſt feſtzuſetzen befunden haben: daß künftighin 
„von den Ausſtattungen der ſich in fremde Länder verehe— 
„lichenden Perſonen, und anderen Fahrniſſen der Auswan— 
„dernden kein Abfahrtgeld mehr abgenommen werden ſolle; 
„fo wird dieſe allerhöchſte Entſchließung der Regierung zur 
„nachrichtlichen Wiſſenſchaft, und genauen Beobachtung 
„mit der weiteren Erinnerung hiemit bekannt gemacht, daß 
„es demnach von dem unterm 4. September 1785 kund— 
„gemachten höchſten Befehle gänzlich abzukommen habe.“ 

Obſchon endlich der Fruchtgenuß, oder die Zinſen ei— 
nes im Lande bleibenden Vermögens nach dem 19. F. des 
Patentes vom 14. März 1785 von dem Abzug des Abfahrt: 
geldes frei erkläret worden; ſo iſt doch dieſe Befreiung kei— 
neswegs auf jene Fälle auszudehnen, in welchen die auf ei— 
ner Privatſchuldverſchreibung oder öffentlichen Fondsobliga— 
tion haftenden Intereſſen mit dem Capital zugleich in eine 
Provinz, oder ein fremdes Land, gegen welches das Ab— 
fahrtgeld beſteht, hinausgezogen werden. In einem ſolchen 
Falle iſt nach Vorſchrift einer an die k. k. Hofkammerpro- 
euratur gelangten Verordnung vom 8. December 1801 das 
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verfallene Intereſſe dem Capitale zuzuſchlagen, und das Abe 
fahrtgeld von dem Totalbetrag zu berechnen und einzu— 
bringen. i 

Ein gleiches wurde mit Hofdecret vom 11. Jänner 1796 
verordnet, und vermdge Regierungsdecret vom 7. Aprill 
1810 find die Beſchwerden über das aufgerechnete Abfahrt: 
geld an die Landesregierung, der Recurs bei der Hofkanz— 
lei anzubringen. Jedoch hat in Folge Hofdecret vom 6. Juni 
1791 dieſe politiſche Behandlung der Beſchwerden über 
das Abfahrtgeld bei Länderſtellen keinen Bezug auf das l. f. 
Abfahrtgeld. 

ST 

Alle wegen des Abfahrtgeldes entſtehen könnenden Be— 
ſchwerden ſind von den politiſchen Länderſtellen zu entſchei— 
den. In dem hierüber unterm 8. Aprill 1791 erfloſſenen 
Hofdecrete heißt es: 

„Se. Majeſtät haben zu verordnen geruhet, daß in je— 
„nen Fällen, wo von den Parteien über das ihnen ange: 
„rechnete Abfahrtgeld Beſchwerde geführet wird, dergleichen 
„Beſchwerden in Zukunft nicht von den Juſtizbehörden als 


„ein Juſtizgegenſtand behandelt, fondern an die Länderſtel- 


„len als ein politiſcher Gegenſtand zur Behandlung überge— 
„ben werden ſollen.“ 

Mit Hofdecret vom 15. September 1785 wurde auch 
ſchon vorläufig den Länderſtellen insbeſondere die Befugniß 
eingeräumt, daß ſie in Fällen, wo das hinausziehende 
Vermögen bloß in Hausgeräthſchaften beſtehet, und 150 
Gulden nicht überſteigt, nach Umſtänden von Entrichtung 
des Abfahrtgeldes diſpenſiren mögen. 


— 0 on 


\ 215 
$. 8. 
Des Zuſammenhanges willen ift es nun auch nothwen— 
dig, ſowohl von dem bürgerlichen als dem landesfürſtli— 
chen Abfahrtgelde abzuhandeln. Das Recht zur Abnahme 
des bürgerlichen Abfahrtgeldes wurde den Magiſtraten der 
landesfürſtlichen Städte und Märkte zuerſt durch das Pa— 
tent vom 4. Julius 1755 eingeräumt, und dann im Jahre 
1785 erweitert und näher beſtimmt. Das Patent vom 1. Aus 
guſt 1785, welches bis 1. Mai 1785 geſetzliche Kraft behielt, 
aber von dieſer Zeit an durch die eingeführte Freizügigkeit 
in den k. k. Erblanden zu wirken aufhörte, ſagt im 2. §. 
„Das bürgerliche Abfahrtgeld gebühret den landesfürſtlichen 
„Städten und Märkten, fo oft ein bürgerliches Vermögen, 
„das iſt: ein Vermögen, welches entweder einem Bürger 
„(Gewerbsmanne) angehört, oder als eine bürgerliche Rea— 
„lität, als ein bürgerliches Gewerb, als ein Fond einer 
„bürgerlichen Handlung die Eigenſchaft eines bürgerlichen 
„Gutes hat, aus der Gerichtsbarkeit jener landesfürſtlichen 
„Stadt oder Marktes, worunter entweder der Eigenthümer, 
„oder das bürgerliche Vermögen gehört, gezogen wird. Dies 
„tes bürgerliche Abfahrtgeld fol nach Abzug aller Schulden 
„und anderer nothwendigen Ausgaben, ebenfalls ohne Un— 
„terfchied , ob das Vermögen in Niederöſterreich verbleibt, 
„in ein anderes unſerer Länder, oder in ein fremdes Land 
„abziehet, nie mehr als mit 5 Procent oder 3 Kreuzer vom 
„Gulden abgenommen werden.“ 
Eben ſo heißt es: 
„III. Dieſes bürgerliche Abfahrtgeld kann auch in denje— 
ynigen Fällen abgefordert werden, wo gegen ein anderes 
„fremdes Land das Recht des freien Abzuges entweder im 
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„allgemeinen beſtehet, oder in einem beſonderen Falle von, 
„Uns bewilliget, und daher der abziehende Unterthan von 
„dem landesfürſtlichen Abfahrtgelde befreiet wird, und ſoll 
„die Befreiung von der landesherrlichen Entrichtung dem 
„Rechte der landesfürſtlichen Städte und Märkte zu keinem 
„Abbruche gereichen.“ 

„IV. Woferne der Bürger oder e eines bür⸗ 
„gerlichen Vermögens aus einer Gerichtsbarkeit nur in der 
„Abſicht austritt, um entweder unſere Kriegsdienſte zu neh— 
„men, oder dem Staate in anderer Art zu dienen, ſo ge— 
„bühret das bürgerliche Abfahrtgeld nur von demjenigen Ver— 
mögen, welches wirklich aus der Gerichtsbarkeit der Tanz 
„deöfürftlichen Stadt, oder des Marktes hinausgenommen 
„wird. Von demjenigen Vermögen aber, welches der vori⸗ 
„gen Gerichtsbarkeit unterworfen bleibt, entweder weil die 
„bürgerliche Realität nicht veräußert, oder das bewegliche 
„Vermögen in dem bürgerlichen Gewerbe, der Handlung 
„gelaſſen wird, kann kein Abfahrtgeld genommen werden.” 

„V. Eben ſo wenig darf von einem Vermögen, wel— 
„ches nicht die Eigenſchaft eines bürgerlichen Gutes hat, 
„und zugleich einem Eigenthümer angehöret, der nicht Bür— 
„ger iſt, ſondern ſich nur als Einwohner in irgend einer 
„landesfürſtlichen Stadt oder Markte aufhält, ein bürger⸗ 
„liches Abfahrtgeld gefordert werden.“ 

§. 9. 

Dermahlen darf zu Folge des Patentes vom 14. März 
1785 von dem bürgerlichen Vermögen, wenn es im Be— 
zirke der böhmiſch-öſterreichiſch-deutſchen Erbländer mit Ein— 
begriff Galiziens von einem Orte zu dem andern ziehet, 
kein bürgerliches Abfahrtgeld genommen werden, ſondern 
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nur dann, wenn dieſes Vermögen aus einem der böhmiſch— 
öſterreichiſch-deutſchen Erbländer entweder nach Ungarn 
und Siebenbürgen, oder nach dem Lande eines ſolchen aus— 
wärtigen Staates gehet, gegen welchen nicht, weil auch 
dafelbft von einem in unfere Erbländer gehenden bürgerlichen 
Vermögen kein bürgerliches Abfahrtgeld genommen wird, 
die genaue Reciprocität beobachtet werden muß. 

Der 4. F. dieſes Patentes ſagt: 

„Iſt das in dieſer Art abziehende Vermögen ein bür— 
„gerliches; das iſt, ein Vermögen, welches entweder ei— 
„nem Bürger (Gewerbsmann) angehört, oder als eine bür— 
„gerliche Realität, ein bürgerliches Gewerb, ein Fond ei— 
„ner bürgerlichen Handlung, die Eigenſchaft eines bürger— 
„lichen Gutes an ſich hat, fo bleibt den landesfürſtlichen 
„Städten und Märkten, denen aus beſonderer landesfürſt— 
„lichen Gnade der Zeit die Gerechtſame des landesfürſtlichen 
„Abfahrtgeldes eingeräumt war, noch ferners die Einhebung 
„des Abfahrtgeldes mit 10 Procenten oder 6 Kreuzer vom 
„Gulden. Außer dieſen landesfürſtlichen Städten und Märk— 
„ten iſt von dem abziehenden bürgerlichen Vermögen das 
„bürgerliche Abfahrtgeld der obrigkeitlichen Municipalſtadt 
„oder Grundherrſchaft, die das Recht dazu aus ausdrück— 
„lichen landesfürſtlichen Privilegien, Verträgen, oder dem 
„fatirten und verjährten ruhigen Beſitze beweiſen kann, nur 
„mit 5 Procenten zu entrichten; das landesfürſtliche Ab— 
„fahrtgeld aber ebenfalls mit 5 Procenten abzuführen.“ 

„Hat aber das abziehende Vermögen — heißt es im 
555. F. — die Eigenſchaft eines bürgerlichen Vermögens 
„nicht, und gehöret es zugleich einem Eigenthümer an, 
„der nicht Bürger, (Gewerbsmann), ſondern nur als Ein— 
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„wohner an einem Orte ſeßhaft iſt; ſo kann kein bürgerli⸗ 
„ches Abfahrtgeld gefordert werden, ſondern es findet nur 
„das landesfürſtliche mit 10 e oder ſechs Kreuzer vom 
„Gulden Statt.“ 

Die §§. 6, 7, 8, 10, 11, 12, welche hier F. 4 
umſtändlich angeführt worden ſind, haben auch, in ſo ferne 


es ſich dabei um ein bürgerliches Vermögen handelt, auf 


das bürgerliche Abfahrtgeld Bezug. 
$. 10. 

Was den Magiſtrat der Stadt Wien betrifft, ſo wurde 
demſelben zuerſt durch eine Hofreſolution vom 4. Junius 
1690 das Recht ertheilet, nicht nur von dem ihm als Grund— 
obrigkeit unterliegenden unterthänigen, und dem ihm als 
Stadtmagiſtrat unterſtehenden bürgerlichen, ſondern auch 
von demjenigen Vermögen, deſſen Eigenthümer ſeiner Ge— 
richtsbarkeit nur als Einwohner unterworfen ſind, das Ab— 
fahrtgeld zu nehmen. In dem Patente vom 1. Auguſt 1785 
heißt es ausdrücklich im 6. H. „Daß die Reſidenzſtadt Wien 
„noch der Zeit, und bis hierüber Unſere weitere Entſchließung 
„folgt, Kraft der im Jahre 1690 erhaltenen landesfürſtli— 
„chen Bewilligung das bürgerliche Abfahrtgeld auch von dem 
„Vermögen derfenigen Eigenthümer abzunehmen befugt iſt, 
„die ihrer Gerichtsbarkeit nur als Einwohner unterworfen 
„find. Jedoch find | 

„1. Hierunter diejenigen Einwohner nicht zu zählen, 
„über welche der Magiſtrat Unſerer Refidenzftadt die Ge: 
»richtsbarkeit erſt durch die neue eingeführte Juſtizreguli— 
„rung erhalten hat.” | 

„2. Kann von nun an niemahls ein höheres Abfahrt: 
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„geld als 5 Procente, oder von jedem Gulden 3 kr. ab 
„genommen werden.“ 

„5. Iſt in Anſehung der in Unſere Kriegs- oder in 
„Staatsdienſte Tretenden die im 4. $. gemachte Anordnung 
„(welche darin beſtehet, daß dann nur bei wirklicher Hinaus— 
„nehmung des Vermögens aus der Gerichtsbarkeit des Ma— 
„giſtrats das Abfahrtgeld genommen werden darf) zu ber 
vobachten.“ f 

. 

Gegenwärtig muß Io auch der Magiſtrat der Stadt 
Wien nach dem unterm 14. März 1785 ergangenen Patente 
benehmen; nachdem in dem Eingange desſelben ausdrücklich 
alle vorhin über das Abfahrtgeld erlaffenen Geſetze, und 
Anordnungen aufgehoben worden ſind, und in dem Ver— 
folge desſelben keine beſondere Ausnahme oder Erwähnung 
für die Stadt Wien gemacht worden iſt. Dem zu Folge muß 
ſich der Stadtmagiſtrat, da wo er als Grundobrigkeit von 
dem unterthänigen Vermögen ein Abfahrtgeld anſpricht, ſich 
genau nach dem, was von dem unterthänigen Abfahrtgelde 
gefagt worden iſt, achten, und da, wo er als Magiſtrat 
vom dem bürgerlichen Vermögen es fordert, nach dem, was 
von dem bürgerlichen Abfahrtgelde angeführet worden iſt. 

Auch alle bereits aus einander geſetzten näheren Beſtim— 
mungen, wie dieſes Recht auszuüben iſt, ſo wie alle Be— 
freiungen von dieſer Abgabe, haben, ſo wie ſelbe bereits 
entwickelt worden ſind, auch auf die Stadt Wien Bezug. 

Nur ſind in ſelber noch insbeſondere die Niederlagsver⸗ 
wandten befreiet; indem der 9. §. des Patentes vom 14. 
März 1785 verordnet: „Die Niederlags verwandten, wo 
„noch welche find, erhalten die ihnen bis jetzt zugeſtandene 
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„Befreiung vom Abfahrtgelde auch in Zukunft für ſich, für 
„ihre Weiber und Kinder. Dieſe Befreiung aber erſtrecket 
„ſich weder auf ihre Kindeskinder, und weiteren Abkömm⸗ 
„linge, noch auf ihre Seitenverwandten und andere Erben.“ 
9. 12; f 

Nun erübriget nur noch von dem landes fü rſtlichen 
Abfahrtgelde zu handeln. Dieſes iſt zu Folge des Patentes 
vom 14. März 1785 dann zu nehmen, wenn ein unter— 
thäniges, oder ein ganz freies Vermögen, nähmlich ein ſol— 
ches, welches weder unterthänig noch bürgerlich iſt, entweder 
nach Ungarn, oder Siebenbürgen, oder nach dem Lande 
eines ſolchen auswärtigen Staates gezogen wird, wegen wel— 
chen nicht das Recht des freien Abzuges entweder im Allge— 
meinen beſtehet, oder in einem beſonderen Falle bewilliget 


worden iſt. Nachträglich wurde auch das nach Ungarn und‘ 


Siebenbürgen ziehende Vermögen vom landesfürſtlichen Ab— 
fahrtgelde befreiet. Das hierüber unterm 12. September 
1791 erlaſſene Patent lautet alſo: 

„»„Unſere auf das gemeinſchaftliche Wohl gerichtete Auf— 
»„merkſamkeit, verbunden mit der ſtäten Neigung, unferen 


„Erbſtaaten in allen Gelegenheiten Beweiſe von landesvä— 


„terlicher Liebe zu geben, hat Uns bewogen, das durch die 
„vorige Regierung unter dem 14. März 1285 wegen der 
„Freizügigkeit, und des Abfahrtgeldes erlaſſene Patent, 
„nun auch auf die ungarifchen Provinzen, und auf Sie— 
„benbürgen zu erweitern.” 

„H. 1. Diefemnach foll von nun an das freie Vermö— 
„gen, das aus einem deutſchen und böhmiſchen Erblande, 
„oder aus Galizien nach den hungariſchen Provinzen, oder 
„nad, Siebenbürgen übertragen wird, der Entrichtung des 
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„landesfürſtlichen Abfahrtgeldes ferner nicht unterliegen, 
„gleichwie die Freiheit bei dem Zuge aus dieſen Provinzen 
„nach den deutſchen und böhmiſchen Erblanden und nach 
„Galizien, durch öffentliche in Hungarn und Siebenbürgen 
„bekannt gemachte Verordnungen zugeftanden iſt.“ 

„H. 2. Doch hat es in Anſehung des Vermögens, wel: 
„ches entweder einem Unterthane angehöret, oder feiner Ei- 
„genfchaft gemäß, einer Grundobrigkeit als unterthäniges 
„Gut unterliegt, und eben ſo in Anſehung des bürgerlichen 
„einem Gewerbsmanne angehörigen, und unter der Ge— 
»richtsbarkeit einer landesfürſtlichen Stadt, oder eines ſol— 
„chen Marktes ſtehenden Gutes hei dem Patente vom 14. 
„März 1785, und der dort vorgeſchriebenen e 
„des Abfahrtgeldes fein Bewenden.“ 

Die Entſtehung des deutſchen Bundes und der hierdurch 
enger gewundene Verband der Staaten führte auch rückſicht— 
lich des l. f. Abfahrtgeldes weſentliche Veränderungen mit 
ſich, indem zwiſchen den Bundesſtaaten allgemeine Freizü— 
gigkeit begründet und hiedurch auch die früher gegen Baiern 
beſtandene Exportationstaxe aufgehoben wurde. 

Bereits mit Regierungsdecret vom 2. October 1819 
wurde eröffnet: „Zur Beſeitigung der mannigfaltigen bereits 
„vorgekommenen Reclamationen hinſichtlich der Freizügigkeit 
„zwiſchen dem deutſchen Bundesſtaate und den zum Bun— 
„desſtaate gehörigen Provinzen der öſterreichiſchen Monarchie 
„wurde der Regierung laut H. Hofkanzleidecret vom 13. Sep⸗ 
„tember praes. 1. October d. J. nach dem mit der k. k. 
«ngeheimen Hof- und Staatskanzlei gepflogenen Einverneh— 
„men vorläufig aufgetragen, bis zur Erſcheinung des die 
„nähern Beſtimmungen dießfalls enthaltenden Patentes ſchon 
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„jetzt in Fällen, wo ein Vermögen aus einer zu dem deut: 
„ſchen Bunde gehörigen k. k. öſterreichiſchen Provinz in das 
„übrige geſammte deutſche Bundesgebieth zu exportiren 
„kömmt, die Freizügigkeit zu beobachten.“ 

„Als zum deutſchen Bunde gehörig ſind: 

„1. das Erzherzogthum Oeſterreich, 

„2. das Herzogthum Steiermark, 

„3, „ „„ „Kürnthen; 

535 Krain, 

„5. das öſterreichiſche Friaul oder der Görzer Kreis, 
„(Görz, Gradiska, Tolmain, Flitſch und Aquileia.) 

„9. das Gebieth der Stadt Trieſt, 

7.4 die gefürftete Grafſchaft Tirol, mit den Gebiethen 
„von Trient und Brixen, dann Vorarlberg mit Ausſchluß 
„von Wailer, 

„8. das Herzogthum Salzburg, 

„9. das Königreich Böhmen, 

„10. das Markgrafenthum Mähren, 

511. der öſterreichiſche Antheil von dem Herzogthum 
„Schleſien, mit Inbegriff der böhmiſch-ſchleſiſchen Herzog: 

„thümer Auſchwitz und Zator. 
| „12. Hohengeroldseck.“ 

„Von denjenigen Bundesſtaaten ferner, die nur mit ei— 
„nem Theile zum deutſchen Bunde gehören, W fi in 
„diefen Falle: 

„Von Preußen: Pommern, Brandenburg, Schleſen, 
„Sachſen, Weſtphalen, Cleve, Berg und Niederrhein.“ 

V Von Dänemark: Hollſtein und 
„Don den Niederlanden: das Großherzogthum Luxen⸗ 
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„burg, deſſen Umfang in dem LXVIII. F. der Wienercon⸗ 
„greß⸗Acte angezeiget iſt.“ i 

Das nachträglich hierüber unterm 2. März 1820 erflofs 
ſene Patent lautet alſo: 

„Nachdem unter Unſerer Mitwirkung und Beiſtimmung 
„als Mitglied des deutſchen Bundes durch die Bundesver— 
»„ſammlung zu Frankfurt am Main mit Beſchluß vom 25. 
„Juni 1817 zur Vollziehung des Art. XVIII. Litt. C. der 
„Bundesacte, die näheren Beſtimmungen in Betreff der den 
„Unterthanen der deutſchen Bundesſtaaten dort ſelbſt zuge— 
„ficherten Freiheiten von allen Nachſteuern (jus detractus, 
„gabella emigrationis) in fo ferne das Vermögen in einen 
„anderen Bundesſtaat übergeht, feſtgeſetzt worden ſind, ſo 
„verordnen Wir: 

„1. Bei jeder Art von Vermögen, welches aus einem 
„von Unſern Ländern und Gebiethen, womit Wir dem deut— 
„ſchen Bunde beigetreten, und welche in der von Unſerer 
„Bundestags⸗Geſandtſchaft in der 15. Sitzung vom 6. Aprill 
„1818 übergebenen Erklärung nahmentlich aufgeführt find, 
„und weiter unten zur Wiſſenſchaft kundgemacht werden, in 
„einen andern deutſchen Bundesſtaat, es ſey aus Veranlaſ— 


„fung einer Auswanderung oder aus dem Grunde eines 


„Erbſchafts-Anfalles, Verkaufes, Tauſches, Schenkung, 
„Mitgift, oder auf irgend eine andere Weiſe übergeht, ſoll 
„eine vollkommene Freizügigkeit in Anwendung gebracht 
zwerden.“ | 

»2. Diefe Vermögens : Sreizügigfeit hat ſich in fo fern 
„wirkſam zu äußern, daß diejenigen Abgaben, welche die 
„Ausfuhr des Vermögens in einen der zum deutſchen Bunde 
„gehörigen Staaten, oder den Uebergang des Vermögens— 
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„Eigenthums auf Angehörige eines anderen Bundesſtaates be— 
„ſchränken, ſie mögen nun bisher in unſere l. f. Caſſen ge: 
„floſſen, oder etwa an Privat: Berechtigte und Communen 
„zu entrichten geweſen ſeyn, aufzuhören haben, wodurch 
„demnach ſowohl der Bezug der l. f. Nachſteuer und der 
„Emigrationstaxe als auch jener des grundherrlichen und k 
„bürgerlichen Abfahrtgeldes nicht mehr Statt findet.” 

„oO. Nachdem aber vermöge des oben gedachten Beſchluſ— 
„ſes die in dem deutſchen Bunde in Anwendung zu brin— 
„gende Vermögens- Freizügigkeit auf dem Principe einer 
„unter den deutſchen Bundesſtaaten gegenſeitig geltenden 
„Gleichſtellung des Ausländers mit dem Inländer beruhet, 
„und daher jede Abgabe noch fernerhin zu beſtehen hat, 
„welche mit einem Erbſchaftsfalle, Legate, Verkaufe, einer 
„Schenkung u. dgl. verbunden iſt, wenn ſelbe ohne Unter— 
„ſchied entrichtet werden muß, ob das Vermögen im Lande 
„bleibt, oder hinausgezogen wird, und ob der neue Beſitzer 
„ein Inländer oder Fremder iſt; ſo haben alle dergleichen in 
„Unſern zu dem deutſchen Bunde gehbrigen Ländern und Ge⸗ 
„biethen beſtehenden Abzüge auch fernerhin bei dem in dad. 
„übrige deutſche Bundesgebieth zu exportirenden Vermögen 
„in Anwendung zu kommen.“ 

„1. Da in dem Bundesbeſchluſſe der 1. Juli 1817 als 
„Termin angenommen worden iſt, von wo an die Vermö- 
„gens-Freizügigkeit von den deutſchen Bundesſtaaten wech— 
„ſelſeitig beobachtet werden ſoll, fo wollen Wir: 

„a) daß die vor oder nach dieſem Termine Statt gefun— 
„dene Vermögens-Exportation und der Verzicht auf das Un— 
„terthans recht bei der Frage der Zahlungspflichtigkeit. oder 
„Befreiung zur Richtſchnur anzunehmen iſt, und 
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„b) daß in allen denjenigen Fallen, wo ſeit dem 1. Juli 
„1817 eine Vermögens-Exportation in einen andern deut— 
„ſchen Bundesſtaat Statt gefunden hat, und etwa die l. f. 
„Nachſteuer oder die Emigrations-Taxe, oder das grund⸗ 
„herrliche und bürgerliche Abfahrtgeld bezogen worden ſeyn 
„ſollte, der ausfallende Betrag an die betreffende Partei 
v»zurückzuerſtatten iſt, in fo ferne von derſelben gehörig nach— 
„gewieſen werden kann, daß in dem deutſchen Bundesſtaate, 
„wohin ein ſolches Vermögen exportirt ward, wirklich auch 
„mit Rückſicht auf den 1. Juli 1817 die Vermögens-Frei⸗ 
„zügigkeit gegen Unſere zu dem deutſchen Bunde gehörigen 
„Länder und Gebiethe nach dem Principe der Reciprocität 
„in gleich vollkommene Ausführung gebracht wird.“ 

„5. Die Länder und Gebiethe der öſterreichiſchen Mo— 
„narchie, welche zu dem deutſchen Bunde gehören, find: 

„1. das Erzherzogthum Oeſterreich, 

„2. das Herzogthum Steiermark, 

TE „„ Kaärnthen, 

54. * : 2 Krain, 

„5. das öſterreichiſche Friaul oder der Görzer Kreis, 
„(Görz, Gradiska, Tolmein, Flitſch, Aauileia.) 

„6. das Gebieth der Stadt Trieſt, 

„7. die gefürſtete Grafſchaft Tirol, mit dem Gebiethe 
„von Trient und Brixen, dann Vorarlberg mit Ausſchluß 
„von Wailer, 

„8. das Herzogthum Salzburg, 

„9. das Königreich Böhmen, 

„10. das Markgrafenthum Mähren, 

511. der öſterteichiſche Antheil an dem Herzogthume 

J. Band, P 
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„Schleſien mit Inbegriff der böhmiſch-ſchleſiſchen Herzog: 
„thümer Auſchwitz und Zator.“ 

Die Vorſicht, welche in Fällen der Rückvergütung der 
Emigrationstaxe nach dieſem Patente beachtet werden muß, 
erklärt das nachträglich unterm 5. Mai 1820 erfloſſene 
Hofdecret dahin: „Da in Gemäßheit des F. 4 des erſchie— 
„nenen Freizügigkeits- Patentes vom 2. März d. J., 
„welches den Unterthanen der deutſchen Bundesſtaaten die 


„Freiheit von allen Nachſteuern (Abfahrtgeldern) wenn das 


„Vermögen in einen andern Bundesſtaat übergeht, zuſichert, 
„in allen denjenigen Fällen, wo ſeit dem 1. Juli 1817. 
„eine Vermögens-Exportation in einen andern deutſchen 
„Bundesſtaat mit dem Bezuge des Abfahrtgeldes Statt 
„gefunden hat, der dießfalls bezahlte Betrag der Partei 
„zurückerſtattet wird, ſo wird in einem ſolchen Rückvergü— 
„tungsfalle bei einem erbſteuermäßigen Vermögen, wel— 
„es in Berückſichtigung des Abfahrtgeldes nur mit 5 Per— 
„cent beſteuert worden iſt, um die fodann gebührende 
„10percentige Beſteuerung herzuſtellen, die nachträgliche 
„öpercentige Erbſteuer-Aufrechnung Platz greifen müſſen.““ 
„Damit nun keine 10percentige Abfaͤhrtgeld-Rückvergü— 
„tung auf Koſten des Erbſteuerfondes Statt finden könne, 
„wird der Hofkammerprocuratur in Abſicht auf das landes— 
„fürſtliche Abfahrtgeld zur Pflicht gemacht, bei jedem ſpe— 
„eiellen Falle, in welchem eine Abfahrtgeld- Rückvergütung 
„angefprochen wird, die ſogleiche Anzeige an dieſe (Erb— 
„ſteuer-) Hofcommiſſion zu erſtatten, um vor der zu bewil— 


vligenden Rückvergütung die nachträglich gebührende Sper— 


„eentige Erbſteuer aufrechnen und hereinbringen zu können.“ 
Unter den übrigen Staaten beſtehet die Freizügigkeit 
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vermöge Hofdecret vom 3. Aprill 1812 mit Dänemark, 
laut Hofdecret vom 27. December 1816 gegen Sachſen, 
nur rückſichtlich der zum deutſchen Bunde gehörigen Provin— 
zen, gegen Rußland rückſichtlich Pohlen laut Convention 
vom 3. Mai 1815, und Circulare vom 22. Aprill 1819, 
gegen Schweden vermöge Hofdecret vom 15. December 1820, 
gegen die Schweitz laut Regierungs-Circulare vom 26. Aprill 
1818, gegen die Herzogthümer Parma, Piacenza und 
Guaſtalla laut Staatsvertrag vom 7. November 1817. 

In Betreff der Wirkſamkeit der beſtehenden Freizügig— 
keitsverträge, rückſichtlich der neu erlangten Provinzen; Auf— 
hebung des jus albinagü (droit d'aubaine) in Italien, 
und der Art der Correſpondenz mit auswärtigen Behörden, 
in den neu erlangten Staaten enthält das Hofkanzleidecret 
vom 24. Auguſt 1815 die betreffenden Beſtimmungen. 

Ueber die Anfrage aber, von welcher Behörde, in wel— 
cher Form und nach welchem Inhalte die beizubringenden 


Reverſalien de observando reciproco ausgeſtellt werden 


müſſen, iſt in dem Hofdecrete vom 11. Juli 1812 das 
Nöthige enthalten.“ 

Gegen die übrigen Staaten, mit denen keine derlei be— 
ſondern Freizügigkeits-Verträge abgeſchloſſen wurden, wird 
von dem dahin abziehenden Vermögen das landesfürſtliche 
Abfahrtgeld, und zwar von dem freien mit 10 Percent, 
von dem unterthänigen aber nur mit 5 Percent genommen; 
nur von dem bürgerlichen aus der Gerichtsbarkeit der lan— 
desfürſtlichen Städte und Märkte ziehenden Vermögen, wird 
keines pro aerario bezogen, in fo weit denſelben aus be: 
ſonderer landesfürſtlicher Gnade die Gerechtſame des landes- 
fürſtlichen Abfahrtgeldes eingeräumet worden find. Uebri— 
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gens haben auch die 8%. 7, 8, 9, 10, 11 und 12 des 
Patentes vom 14. März 1705, die bereits wörtlich an— 
geführt worden find; fo wie die in dem 5., 6. und 7. $. 
dieſer Abhandlung aus einander geſetzten höchſten Verordnun⸗ 
gen auch auf das landesfürſtliche Abfahrtgeld Bezug. 


e 
Von dem Rechte verſchiedene Grundbuch gehühpen 
zu fordern. 
. 

Unter das Recht der Grundherren von ihren Grund— 
holden Abgaben zu fordern, gehören auch die verſchiedenen 
Grundbuchsgebühren, welche die Unterthanen zu entrichten 
ſchuldig ſind. 

Dieſe ſind eigentlich eine Art Belohnung für diejenigen 
Handlungen, welche die Grundherrſchaft vermöge der ihr 
zuſtehenden dinglichen Gerichtsbarkeit ausüben muß. Denn 
diejenigen Taxen, welche der Grundobrigkeit für die Aus— 
übung der perſönlichen Gerichtsbarkeit zuſtehen, gehören 
nicht in die Rubriken der Grundbuchstaxen, und werden 
bei dem Titel der perſönlichen Gerichtsbarkeit beſonders ab— 
gehandelt werden, für welche ſowohl die Taxordnung in 
Streitſachen vom 1. November 1781, als die Taxordnung 
in den Geſchäften des adeligen Richteramtes vom 15. Ju— 
lius 1787 die eigentliche Norme iſt, und wovon an dem 
gehörigen Orte ausführlich gehandelt werden wird. 

Das Recht zur Abnahme der Grundbuchstaxen ſtehet 
auch den laͤndesfürſtlichen Städten und Märkten in fo ferne 
zu, als dieſelben eigene Grundbücher halten. Jedoch ſind 
dieſe befugt, diejenigen Grundbuchstaxen auch fernerhin ein— 
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zutreiben, welche fie von jeher gefordert zu haben, durch 
Gewohnheit, und altes Herkommen erweiſen können. 

Den Grundherrſchaften wurde aber das Quantum der 
Abgabe, welche ſie für jede einzelne grundbüchliche Handlung 
ſich zahlen laſſen dürfen, durch den Tractat de juribus in- 
corporalibus genau feſtgeſetzt, weil vorhin, als nähmlich 
dieſes Recht noch nicht geſetzmäßig beſtimmt war, ſich manche 
willkührliche Steigerung, unbillige Erhöhungen und Miß— 
bräuche erlaubt wurden. Dieſes Geſetz hat auch dermahlen 
noch ſeine volle Wirkſamkeit, ſo zwar, daß die Herrſchaften 
weder beſondere Verträge, noch den verjährten Beſitz in der 
Abnahme eines höheren Betrages dagegen für ſich anführen 
können. Alle Beſchwerden wegen geſetzwidriger Abnahme der 
Grundbuchstaxen gehören in den Wirkungskreis der politi— 
ſchen Stelle, welche, wenn fie die Abnahme wirklich gegen 
den Buchftakgn Les Tractates fänden, die dieſes Vergehens 
ſich ſchuldig gemachte Herrſchaft nicht nur allein zum 
Erſatze des zu viel Abgenommenen zu verhalten, ſondern 
auch zu Folge des Patentes vom 13. October 1756 noch be— 
ſonders mit dem vierfachen Betrage zu beſtrafen das Recht 
erhalten haben. 5 

| §. 2. 

Das die Grundbuchstaxen betreffende Geſetz enthält der 
26. H. des 4. Titels des Tractates de juribus incorpora- 
libhus, daſelbſt heißt es: 5 

„Nachdem Wir wahrgenommen, daß nicht allein bei 
„Unſerer landesfürſtlichen, wie auch gemeiner Stadt Wien, 
„und anderen Unſeren landesfürſtlichen Städten und Märk— 
„ten, ſondern faft bei allen und jeden Grundobrigkeiten des 
„ganzen Landes mit Reichung der Grundbuchstaxen ein gro— 
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„ßer Unterſchied gehalten wird, neben dem auch bei etli— 
„chen derſelben vielfältige Beſchwerſteigerungen, unbillige 
„Exactionen und Mißbräuche unterloffen: als wollen Wir 
„zwar bei denen von Wien, wie auch andern in der Stadt 
„befindlichen Grundobrigkeiten, ſo in- und vor bemeldeter 
„Stadt denen von Wien ſteuerbare Gründe und Häuſer ha— 
„ben, dann auch bei den übrigen Unſeren landesfürſtlichen 
„Städten und Märkten an bemeldeter Grundbuchstaxord— 
„nung nichts verändern, jedoch zu einer durchgehenden 
„Gleichheit, wie es mit der Taxe bei allen und jeden Grund— 
„büchern auf dem ganzen Lande, es ſeyen dieſelben gleich 
y„geiſt- oder weltlichen Herrſchaften und Grundherren zuge— 
„hörig, ohne Unterſchied hinfürd ſolle gehalten, und außer 
„deſſen weiter nichts gefordert werden, nachfolgende Taxen 
„ausgeworfen haben!? N. 
6 — fl. kr. dr. 
I. Für Abſchreib-, oder Abthugeld von jeder N 
eienr ee N e 
II. Einſchreibgeld ingleichen von jeder Perſon — 6 — 
III. Gewährgeld, es ſei eine, oder mehr 
Perſonen darinnen begriffen, wenn dieſelbe ge— 
geben wird auf einen Hausgrund .. 1 30 — 
Da es aber eine Gewähr iſt auf ein Ueberländ 1 — — 
Von Anmeldung der überlebenden Perſon 5 


bei dem Grundbuchke .. — 30 — 
IV. Für einen Gewährauszug, wann ſel— 
ber begehrt wird ene Ni rn ee — 15 — 


V. Für das Pfundgeld, wann nähmlich 
eine Veränderung mit den Häuſern und Grund— 


* 


ſtücken fürgehet, wie oben in dieſem Titel bei 
dem 6. $. vorgeſehen, von jedem Gulden .. 
VI. Abfahrtgelder, von dem, was von ei⸗ 
ner Herrſchaft zur andern im Lande geführet 
wird, von jedem Gulden „ 1 
Von dem was aus dem Lande geführt wird, 
vom Gulden r 
NB. Hievon iſt es durch d das Patent vom 14. 
März 1785 abgekommen, wie bei dem 3. Ti— 
tel gefagt worden iſt. 
VII. Einen Satz aufzurichten, und fürzu— 
merken, vom Gulden . 
VIII. Für den gefertigten Satzbrief gebüh⸗ 
ret der Obrigkeit a eee eee 
IX. Für den Satzauszug, wann er begh⸗ 
ret wird, Schreibgedd . » i 
X. Einen Satz zu caffiren , der r Herefchaft 
XI. Beſchau- oder Ausmarchzettel . 
XII. Beim Grundbuch aufzuſchlagen, oder 
nachzuſehen, wann dasſelbe nicht offen iſt  . 
XIII. Verboth geld 
XIV. Von einem Weingarten zu verſchla— 
„ d ee 
XV. Von den geiſtlichen Perſonen, welche 
unveränderliche Vorſteher haben, ſo oft ſich mit 
ihnen Veränderungen ereignen, Gewährgeld . 


fl. 


1 


XVI. Diejenigen Communitäten, welche 


nach Inhalt des hier vorſtehenden 20. K. die 


kr. 


1 
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Gewähr alle 10 Jahre nehmen ſollen, reichen 
an Gewährgelde FE u 
XVII. Welcher die Gewähr zu rechter Zeit, 
wie oben vorgeſehen, nicht nimmt, hat zum 
Wandel verfallen ((H , „„ „ d 
XVIII. Wer den Dienſt bei offerem Grund: 
buche nicht entrichtet, iſt verfallen. .. — 22 2 
„Wir befehlen hierauf Unſerer N. Oeſt. Regierung und 
„anderen nachgeſetzten Gerichten gnädigſt, und wollen, daß 
„richt allein über die Taxordnung feit folle gehalten, ſon— 
„dern auch die Uebertreter nebſt Erſtaͤttung deſſen, was fie 
„zu viel genommen, noch dazu ernſtlich geſtraft werden.“ 
Jedoch ſind dieſe Taxen bloß für die ſtrengen Grund— 


PAS OURUIRONAGERORTE anwendbar. Das Hofdecret 


vom 5, Aprill 1788 verordnet dießfällig: „Die alte Lands 
„tafel und Grundbuchs- oder grundherrlichen Taxordnungen 
„finden einzig und allein in jenen Taxen noch Statt, welche 
„auf die eigentliche dermahlige Beſchäftigung und Manipu— 
„lation der Landtafeln und der Grundbücher Bezug haben, 
„folglich ſind alle Rubriken, die aus der Verwaltung des 
„adeligen Richteramtes entſtehen, vom 1. November 1782 
„nicht mehr nach der Landtafel- und Grundbuchs-Taxord— 


(„ Anmerkung In Fällen, in welchen die Gewähranſchreibung 
durch mehrere Jahre unterlaſſen worden iſt, kann der Gewähr— 
wandel nicht etwa für jedes Jahr, wie der Grunddienſtwandel, 
ſondern nur Ein Mahl gefordert werden, indem die Schul— 
digkeit eines jeden Grundbeſitzers, die Gewähr zu nehmen, nur 
für einmahl vorgeſchrieben, folglich die Unterlaſſung, ſie moge 
noch fo lange dauern, nur Eine ift, (Hofdeeret vom 27. März 
179590. 


— 
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„nung, ſondern nach der neuen über das adelige Richteramt 
„ergangenen Taxordnung abzunehmen, und dießfalls die 
„alten Landtafel- und Grundbuchs- oder grundherrlichen 
„Taxordnungen ganz aufgehoben. Gleichwie alfo die Zar: 
„ordnung in nobili oflicio judicis für die actus der Land— 
„tafel und Grundbücher, als für die Einverleibung einer wie 
„immer gearteten auf den Beſitzſtand, die Onerirung oder 
„Depurirung Bezug nehmenden Urkunde, für die Intabu— 
„lirung oder Vormerkung, für die Superintabulirung, für 
„die Löſchung und Ingroſſirung dießfälliger Urkunden in die 
„Landtafelquaternen, für die Landtafel- oder Grundbuchs— 
»auszüge nichts enthält, fo muß hierunter, und fo oft 
„was immer für eine Urkunde bei der Landtafel oder dem 
„Grundbuche vorkömmt, die Landtafel- und Grundbuchs— 
„tarordnung die Richtſchnur geben. In allen übrigen aber 
„ift ſich an die neue Taxordnung vom 13. September 1787 
„zu halten, und dürfen für die Errichtung und Verfaſſung 
„der Privat-Urkunden in ſo weit keine Gebühren paſſirt 
„werden, als etwa jemanden, welchem die freie Verwal— 
„tung ſeines Vermögens zuſteht, der Zwang zugemuthet 
„werden wollte, daß die Urkunden vor Gericht errichtet 
„werden ſollen.“ 

Die Eintreibung der ee hat auf eben die 
Art, wie bei den übrigen Taxen zu geſchehen. In den 
Hofdecreten vom 16. und 25. Februar 1789 wird verord— 

et: „Auch den Grundbüchern iſt nicht geſtattet, die Amts— 
„geſchäfte, um welche fie in Ordnung angegangen werden, 
„von darum zu verweigern, weil die Grundbuchstaxe nicht 
„entrichtet ſey, da ſothane Taxen nach der Hand von den— 
„jenigen, die fie zu entrichten haben, eingehoben werden 
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„können und ſollen. Damit jedoch die Dominien die bes 
„ſtimmte Grundbuchstaxe richtig erhalten, iſt ihnen geſtat— 
„tet, die Eintreibung derſelben auf die nähmliche Art, wie 
„bei allen gerichtlichen Taxen zu erwirken.“ 


Ueber derlei Grundbuchstaxen ſind jedoch die Obrigkeiten 


verpflichtet, den Unterthanen nicht etwa bloß ſummariſche, 
ſondern genau ſpecificirte Beſcheinigungen hinauszugeben. 
Hofdecret vom 6. Auguſt 1797. 

Obwohl endlich nach der Hofkanzlei-Verordnung vom 
28. März 1816 die Grundbuchstaxen nur in Wiener-Wäh— 
rung aufgerechnet werden konnten, ſo wurde doch mit Hof— 
kanzleidecret vom 15. Mai, Regierungs-Circulare vom 28. 
Juli 1819 die Abnahme der Taxen für gerichtliche und 
obrigkeitliche Amtshandlungen nach ihrer urſprünglichen Aus— 
maß nicht nur bei Städten, ſondern auch bei allen Domi— 
nien in Conventions-Münze feſtgeſetzt, und durch ein wei— 
teres Hofkanzleidecret vom 11. Juni 1819 der Zeitpunct, 
von dem die Einhebung der obrigkeitlichen und Gerichtsta— 
ren in Conventions-Münze zu beginnen hat, auf den 1. 
September 1810 feſtgeſetzt, jedoch zugleich erkläret, daß 
unter dieſen auf Metallmünze umgewandelten Taxen nur die 
durch geſetzliche Taxordnungen feſtgeſetzten Bezüge, keines— 
wegs aber Laudemien oder Urbarialgaben begriffen ſeyen. 

Im Einklange hiemit wurde mit Circulare der N. Oe. 
Lan desregierung vom 12. September 1820 verordnet: „Nach 
„dem Inhalte eines k. k. Hofkanzlei-Decretes vom 17. Au— 
„guſt d. J. find der Gewähr: und der Dienſtwandel nicht 
„zu den Urbarialgiebigkeiten zu rechnen, welche ihrer Na— 


„tur nach in periodiſch wiederkehrenden Entrichtungen be⸗ 


„iteben, indem fie nur bei Unterlaſſung der Gewährnahme 
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„und der Abfuhr des Dienftes in der beſtimmten Zeit ge- 
„nommen werden. Sie gehören zu den F. 26 des IV. Tit. 
„tract. de jur. incorp. aufgeführten Gebühren, die ſolche 
„Taxen ſind, welche für die obrigkeitlichen Amtshandlungen 
„des Grundbuches entrichtet werden müſſen, und ebenfalls 
„in Metallmünze gefordert werden können, in ſo fern fie 
„nicht in einem beſtimmten Betrage des Capitalwerthes aus: 
„gefprechen ſind, in welchem Falle fie ſich nach der Valuta 
„des letztern richten, und obwohl die Gewähr- und der 
„Dienftwandel nicht für unmittelbare obrigkeitliche Amts— 
„handlungen des Grundbuches entrichtet werden, ſo ſind ſie 
„doch eigentliche Strafbeträge für Unterlaſſungen, die ſeit 
„der Exiſtenz des tract. de jur. incorp. unverändert in dem— 
„ſelben Betrage bemeſſen find, und die daher wie andere 
„dort enthaltene Grundbuchstaxen in Metallmünze abzuneh— 
„men um fo weniger ein Anſtand obwaltet, als der Fahr— 
„läflige keineswegs eine Begünſtigung verdienet.“ 
Rückſichtlich der Eintreibung der Grundbuchstaxen, fo 
wie überhaupt der grundherrlichen Forderungen wurde den 
Herrſchaften aufgetragen, ſolche nicht mit zu großer Strenge 


einzutreiben, und den hiemit im Rückſtande verbleibenden 


Unterthanen Termine zu bewilligen, und Ratenzahlungen 
anzunehmen; auf keinen Fall aber kann geftattet werden, 
daß die Unterthanen durch die unverzüglich geforderte Be— 
richtigung der herrſchaftlichen Forderungen in Entrichtung 
der landesfürſtlichen Steuern und Abgaben gehemmet wür— 
den, daher ſchon mit Verordnung vom 27. Mai 1759 der 
Grundſatz aufgeſtellt wurde, daß die Obrigkeit von den Un— 
terthanen ihre eigenen Forderungen nicht eher betreiben kann, 
bevor die Contribution nicht berichtiget worden iſt. 
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Sollte jedoch eine Herrſchaft genöthiget ſeyn, zur ernſt— 
lichen Eintreibung über fruchtlos dem Unterthane gegebene 
Termine zu ſchreiten, ſo ſollen doch nicht ſogleich der Grund 
ſelbſt und die nothwendigen Wirthſchaftsgeräthe gepfändet 
werden. Verordnung vom 12. Auguſt 1771. 

Mit Reſolution vom 8. Mai 1779 in causa Scharfen— 
egg und Mannersdorf erfloß die allgemeine Verordnung: 
„Ausſtände der Unterthanen bei den Grundbüchern, durch 
„deren allzuſtrenge Eintreibung die Unterthanen öfter gleich 
„bei dem Antritte der Wirthſchaft genöthiget wurden, ent— 
„weder ihre Ueberländgrundſtücke zu verſchleudern, oder ſo— 
„gleich ein Capital gegen hohe Zinſen aufzunehmen, oder 
„endlich das ad fundum instructum erforderliche Zug— 
„und Zuchtvieh, dann andere nöthige Wirthſchaftsſtücke zu 
„veräußern, follen außer den Fällen, wo ſchon in der Erb— 
„Ichaftsmaffe ein hinlängliches bares Vermögen oder über: 
„flüſſige Effecten vorhanden find, niemahls vor Verlauf eis 
„nes Vierteljahres von dem Tage der erfolgten Veränderung 
„executive eingetrieben, auch ſonach deren Bezahlung in 
„billige Friſten eingetheilet, und auf ſolche Art den Obrig— 
„keiten, welche auf die mit ihrem eigenen Wohl verbundene 
„Erhaltung des Unterthans nicht bedacht find, die gehöri— 
„gen Schranken geſetzt werden.“ 

Eine gleiche Verfügung iſt in dem Hofdecrete vom 10. 
September 1789 enthalten. 
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Dritte Abtheilung. 
Von der dinglichen Gerichtsbarkeit der Grundherren. 


$. 1. r 


Itder Grundherrſchaft ſteht die Ausübung der dinglichen 
Gerichtsbarkeit über alle in dem grundherrlichen Bezirke lie— 
genden unterthänigen Güter und Realitäten zu, und ihrer 
Competenz ſind alle jene gerichtlichen Handlungen und Strei— 
tigkeiten zugewieſen, welche ein unbewegliches unterthäniges 
Gut zum Gegenftande haben. In dieſer Rückſicht enthält 
das Jurisdictions-Normale vom 27. September 1783 fol: 
gende Beſtimmungen: „F. 9. Wenn eine Klage wegen ei— 
„nes fachlichen Rechtes (us reale) in Betreff eines unbe— 
„meglichen Gutes entſteht, iſt dieſelbe vor demjenigen Rich— 
„ter anhängig zu machen, deſſen Gerichtsbarkeit dieſes un— 
„bewegliche Gut unterworfen iſt.“ 

Von dieſer Regel ſind allein die Bauſtreitigkeiten in— 
nerhalb des Burgfriedens der Stadt Wien ausgenommen, 
denn rückſichtlich dieſer heißt es $. 10 eodem: „Nur die 
„Bauſtreitigkeiten, welche in Beziehung eines in dem Burg— 
„frieden der k. k. Reſidenzſtadt Wien gelegenen Grundes oder 
„eines auf demſelben gebauten Hauſes vorfallen, find auch 
5 „dann vor dem bürgerlichen Magiſtrate der Stadt Wien 
„abzuhandeln, wenn der Grund oder das Haus wirklich 
„unter ein anderes Grundbuch gehöret. Allein im Falle, 
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„daß ein inner dem Burgfrieden der Stadt Wien gelegenes 
„„Haus bei der n. ö. Landtafel als ein ſtändiſches freies Gut 
„inneliegt, müſſen die hierüber entſtehenden Bauſtreitig— 
„keiten vor dem n. b. Landrechte anhängig gemacht werden.“ 

Außer dieſen dinglichen Klagen gehbret zur Competenz 
der dinglichen Gerichtsbarkeit die Vollſtreckung aller auf ein 
unbewegliches Gut ſich beziehenden Verordnungen; der §. 21 
der Jurisdictions-Norm vom 27. September 1783 lautet 
dießfällig alſo: „Die Vellſtreckung einer gerichtlichen Verord— 
„nung, welche auf ein unbewegliches Gut Beziehung hat, 
„als da iſt: die Vornehmung der Sperre, Inventur, Schä— 
„bung, Feilbiethung, Vormerkung, Einantwortung, eines 
„Augenſcheines u. dgl. ſtehet in jedem Falle derjenigen Obrig— 
„keit zu, zu deren obrigkeitlichen Bezirk nach Verſchieden— 
„heit der Verfaſſung eines jeden Landes der Grund gehört, 
„auf welchem dieſes unbewegliche Gut gelegen iſt.“ 

Hievon find nach $. 22 der Jurisdictions-Norm nur in 
ſoferne es die Schätzung betrifft, die in dem Burgfrieden der 
Reſidenzſtadt Wien liegenden Häuſer ausgenommen; denn 
die Schätzung derſelben gebührt dem Magiſtrate der Stadt 
Wien auch dann, wenn das Haus wirklich zu einem andern 
Grundbuche gehört; wenn aber das in dem Burgfrieden 
der Stadt Wien befindliche Haus bei der n. ö. Landtafel 
als ein ſtändiſches freies Gut inne liegt, gebühret die Schä— 
tzung desſelben dem n. ö. Landrechte. 

Jedoch iſt hier noch der Weiſung zu erwähnen „ welche 
mit Hofdecret vom 25. Hornung 12788 nachträglich erlaſſen 
wurde, und folgender Maßen lautet: „Da die Jurisdictions— 
„Norm vom 27. September 1785 f. 21 die Vollſtreckung 
„der gerichtlichen Verordnungen, die auf ein unbewegliches 
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„Gut Beziehung haben, nicht eben dem Grundbuche, ſon— 
„dern jener Obrigkeit zugewieſen hat, zu deren obrigkeitli— 
„chen Bezirk nach Verſchiedenheit der Verfaſſung der Grund 
„gehört, jo können ſich allerdings Fälle ergeben, wo die 
„Realitäten, die in ein anderes Grundbuch gehören, in ei— 
„nem Bezirke liegen, in welchem einer Obrigkeit die Real— 
„gerichtsbarkeit und alſo auch dieſe Wirkungen derſelben . 
„über den ganzen Bezirk ohne Ausnahme, folglich über. 
»alle in dieſem Bezirke befindlichen Realitäten gebühret, 
„und gibt die dießfalls den 27. September 1785 in jedem 
„Bezirke beſtandene Verfaſſung den Ausſchlag.“ 0 

Hieraus geht zugleich hervor, daß die dingliche Ge- 
richtsbarkeit im engſten Sinne des Wortes von dem Rechte, 
das Grundbuch zu beſitzen, wohl zu unterſcheiden ſey, daß— 
es ſomit Fälle geben könne, in welchen z. B. einer Gemeinde 
das Grundbuch gehöret, welche jedoch nicht auch die ding— 
liche Gerichtsbarkeit auszuüben berechtiget iſt, wie das Hof— 
decret vom 6. Auguſt 1787 ein näheres Belege liefert; in 
dieſen Fallen ſtehen die Acte der dinglichen Gerichtsbarkeit 
nicht dem Grundbuchsamte, ſondern der abgeſondert be— 
ſtehenden Realgerichtsbarkeit zu. 

Jedoch erſtrecket ſich die Competenz der dinglichen Ge— 
richtsbarkeit nur auf das unbewegliche Vermögen der Unter— 
thanen und jene Acte, welche dieſe betreffen. 5 

Um ſich jedoch einen beſtimmten Begriff zu verſchaffen, 
worin dieſe Ausübung der dinglichen Gerichtsbarkeit eigent— 
lich beſtehe, iſt es nothwendig, alle einzelnen daraus flieſ— 
ſenden, dem Grundherrn theils vortheilhaften, theils lä— 
ſtigen Rechte, beſonders zu behandeln, Dieſelben werden 
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daher zur leichteren Ueberſicht des Ganzen, hier in folgender 
Ordnung aufgeſtellt werden, als nähwlich: 

J. Das Recht ein Grundbuch zu führen, und ſelbes zu 
gewiſſen Zeiten zu beſitzen. ö 

II. Das Recht Gewähren zu ertheilen. 

III. Das Recht Sätze auszufertigen. 

IV. Das Recht, Grundbuchsgebühren zu fordern, und 


V. zum Theile auch das Recht, den Unterthan abzu— 
ſtiften. 


Erſter Titel. 


Von dem Rechte das Grundbuch zu führen, und 
ſelbes zu beſitzen. 


a 

Dieſes Recht ift der Grundherrſchaft beſchwerlich, und 
liegt ihr daher vielmehr als eine Verbindlichkeit zur Befe— 
ſtigung und Sicherſtellung des Beſitzſtandes und Credites 
der Unterthanen ob. Schon durch den Tractat de juribus 
incorporalibus ward dieſe Verbindlichkeit den Grundherren 
auferlegt, und zugleich überhaupt feſtgeſetzt, was in den 
Grundbüchern enthalten ſeyn müſſe. Daſelbſt heißt es im 
9. $. des 4. Titels: / 

„Die Grundherren ſind ſchuldig, über ihre Güter or: 
„dentlihe Grundbücher zu halten, und ſelbige zu gewiſſen 
„Zeiten, nach eines und andern Gelegenheit auf ihre eigene 
„Unkoſten zu beſitzen; jedoch daß es aus erheblichen Urfachen 
„über drei Jahre nicht anſtehe. Und ſollen alle und jede 
„Grundholden, die zu ſelbem Grundbuche dienftbar, ihren 
„Dienſt dahin entrichten. In ſolche Grundbücher ſollen die 
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„Beſitzer der dienſtbaren Gründe an Nutz und Gewähr ge— 
„ſchrieben, alle fürgehenden Veränderungen (von Seite der 
„Grundholden und nicht der Grundherrn zu verſtehen) wie 
„auch die Satzverſchreibungen eingetragen, auch davon den 
„Intereſſirten Gewähr und Satzzettel oder Auszüge um die 
„Gebühr ertheilt werden.“ 

Die genaue und beſtimmte Richtſchnur, wie die Grund— 
bücher zu führen ſeyen, erfolgte aber erſt durch das Grund— 
buchöpatent vom 1. September 1765, jedoch nur für die 
Stadt Wien, die im wieneriſchen Burgfrieden befindlichen 
Grundobrigkeiten, und die ſämmtlichen eine Grundherrlich— 
keit beſitzenden landesfürſtlichen Städte und Märkte des Erz— 
herzogthums Oeſterreich unter der Enns. Um dießfalls eine 
Gleichförmigkeit im ganzen Lande zu erzielen, wurde eben 
dieſelbe Verfaſſung ſpäter auch bei allen übrigen Herrſchaf— 
ten auf dem Lande für alle Realitäten ohne Unterſchied durch 
das Patent vom 24. Juli 1795 eingeführt, welches fol— 
gender Maſſen lautet: ö 

„Zur Befeſtigung des Beſitzſtandes und Unterſtützung 
„des Credites der Güterbeſitzer in unſerem Erzherzogthume 
„Oeſterreich unter der Enns, haben Wir zuträglich gefun— 
„den, den Schutz der Geſetze allen in dieſem Lande gelege— 
„nen Gütern (Realitäten) in gleichem Maße zu verſichern, 
„zu welchem Ende Wir hiemit Nachſtehendes verordnen :” 

„IJ. Das Recht der Vormerkung (Pränotirung), welches 
„nach dem Landtafelpatente vom Jahre 1758 nur auf die 
„landtäflichen, und nach dem Grundbuchöpatente vom Jahre 
„1765 nur auf die innerhalb des Wiener-Gebieths (Burg: 
„iriedens), und innerhalb des Bezirkes der landesfürſtlichen 
„Städte und Märkte gelegenen Güter wirkte, ſoll von nun an 
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„auch auf alle übrigen, in Oeſterreich unter der Enns be— 
„findlichen, in die obrigkeitlichen Grundbücher gehörigen 
„Realitäten anwendbar ſeyn.“ a 

„II. In Folge deſſen kann von nun an auch bei den— 
„jenigen Grundbüchern in Oeſterreich unter der Enns, auf 
„welche ſich bisher das Grundbuchspatent vom Jahre 1765 
„nicht erſtreckt hatte, die Vormerkung nach Maßgabe des 
„beſagten Patents und der weiter deßwegen erlaffenen Ber: 
„ordnungen angeſucht und bewilliget werden.“ 

Dieſer höchſten Verordnung zu Folge haben daher dermah— 
len die Herrſchaften auf dem Lande in Anſehung der Grund— 
buchsführung ſich ebenfalls nach dem Vormerkungspatente 
vom Jahre 1765 zu achten. 

§. 2. 

Der Tractat de juribus incorporalibus beſtimmte 
nur im allgemeinen „ was bei den Grundherrſchaften auf 
dem Lande über die unterthänigen Güter eingetragen und 
fürgemerkt werden müſſe. Im 12. $. des 4. Titels heißt es 
nähmlich: „In Beſchreibung der Gewähren ſollen beide 
„Theile als der Erblaſſer oder Uebergeber, und der Erbe und 
„Uebernehmer mit Tauf- und Zunahmen benennt, wie auch 
„der Titel, wodurch die Veränderung geſchieht; item wo 
„ſolches Gut gelegen, in welcher Riedt oder Gebirg; die 
„nächſte richtige Anreinung, oder Stein und March, auch 
„was, und wie viel, wohin und zu was Zeit im Jahre da— 
„von der Dienſt zu reichen, alles klar und lauter vermeldt 
„und einverleibt werden.“ | 

Nach dem dermahlen aber auch für die Herrſchaften auf 
dem Lande allgemein wirkſamen Vormerkungspatente ſind 
bei ſelben drei eigene Bücher zu führen; als das Dienſt— 
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buch oder Urbarium, das Gewährbuch, und das Vormerk— 
oder Satzbuch. Die dießfällige Anordnung leitet ſich aus dem 
24. F. dieſes Patentes her, welcher alſo lautet: 

„Wir haben zwar zu geſicherter Erfüllung des Vormer— 
»kungswerkes bei denen ſamentlich betreffenden Grundbüchern 
„ein ordentliches Vormerk- und Inſtrumentenbuch neuer: 
„Dingen einzuführen ohnentbehrlich erachtet, zumahlen aber 
„aus denen von denen allhier in Wien befindlichen Grund— 
„obrigfeiten, wie auch von denen landesfürſtlichen Ortſchaf— 
„ten ſohin von unſerer Niederöſterreichiſchen Regierung dieß— 
„falls abgefordert und erſtatten Berichten zu erſehen gewe⸗ 
»ſen: daß gleichwie bei gemeiner Stadt Wien Grundbuch, 
„alfo auch faft bei allen übrigen in dieſem Grundbuchsge— 
„ihäfte drei Bücher, nähmlich 1. das Dienſt- oder Grund: 
„buch, worinnen das unbewegliche Gut ſammt den Nah: 
„men des possessoris mit Referirung auf das Folium 
„des Gewährbuches vorgeſchrieben: 2. das Gewährbuch, 
„allwo des Possessoris titulus possidendi zu deffen Le— 
„gitimation ſammt denen hiezu erforderlichen Inſtrumenten 
„eingetragen, wie auch die hierauf haftenden Onera mit 
„Beziehung auf das ſogenannte Satzbuch angemerkter ſich 
„befinden, und endlichen 3. das beſondere Satzbuch ſelbſten, 
„in welchem alle auf ſolch unbeweglichen Gut haftende von 
„Zeit zu Zeit aufgebürdte onera realia secundum prio- 
„ritatem temporis, mit denen allda ebenfalls eingeſchrie— 
„benen oder aufbehaltenen hiezu gehörigen Inſtrumenten 
„vorgemerket ſich befinden, ordentlich bis anhero geführt wer: 
„den, welche drei Bücher all jenes, was ein Vormerk- mit 
„dem Inſtrumentenbuche in ſich begreifen ſolle, in der That 
„vollkommen enthalten; als laſſen Wir es bei ſolcher Anz 
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„zahl und Gattung deren Büchern und derenſelben genauer 
„guten Manipulation, um denen Grundobrigkeiten alle wei— 
„tere Unköſten und Weitſchichtigkeiten abzuwenden, ferners— 
„hin, jedoch dergeſtalt, allergnädigſt bewenden, daß nicht 
„nur ſolche Bücher mit aller Genau- und Richtigkeit auf ob— 
„bemeldt ſichere Art ſtätöhin beſorget, wie auch an jenen 
„Orten, wo dieſe drei Bücher und Ordnung noch nicht ein— 
„geführet wären, mit gleicher Beobachtung alfobald und 
„zwar längſtens bis 1. Juni künftigen 1766ſten Jahres bei 
„20 Ducaten Pönfall hergeſtellet werden; wie dann auch 
„im widrigen Sie Grundobrigkeiten für allen etwa durch 
„dießfällige Unrichtig- und Unverläßlichkeit denen Parteien 
„zuwachſenden Nachtheil zu haften Annas angehalten ſeyn 
„rollen. 
Dieſe drei Bücher müſſen jederzeit bei dem Grundbuchs⸗ 
amte geführt werden, und ſelbſt dann, wenn ein und der— 
ſelbe Grundherr mehrere Herrſchaften zugleich beſitzet, bei 
jeder derſelben insbeſondere vorhanden ſeyn, damit im Falle 
einer erfolgenden Trennung oder Zerſtückelung derſelben, je— 
dem Eigenthümer die ſeine Herrſchaft betreffenden Bücher 
übergeben werden können. i 
Ein gleiches ift der Fall, wenn das Grundbuch von eis 
ner Gemeinde ſelbſt beſeſſen wird, da auch Gemeinden hiezu 
allerdings berechtiget ſind, und dann noch berechtiget blie— 
ben, wenn auch wirklich die ihnen vormahls zugeſtandene 
Gerichtsbarkeit an die Herrſchaft übertragen wurde, da das 
Hofdecret vom 6. Auguſt 1737 verordnet: „Die einer Ge: 
„meinde aufgetragene Ueberlaͤſſung der vorher ausgeübten 
„Gerichtsbarkeit an die Herrſchaft ziehe keineswegs die Folge 
„nach ſich, daß ſelbe auch zur Uebergebung des Grund: 
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„buches an die Herrſchaft verhalten ſey, fondern das Grund: 
buch hat bei der Gemeinde, der es vorhin eigen geweſen, 
„zu verbleiben, und liege der Gemeinde hiernach die Voll— 
„ziehung aller gerichtlichen Verordnungen, die auf ein in 
„ſothanes Grundbuch gehöriges unbewegliches Gut Bezie— 
„hung haben, in jener Art ob, wie es die Jurisdictions— 
„Normen vorſchreiben.“ 

Zu Führung des Grundbuches muß bei den Herrſchaften 
auf dem Lande ein eigenes dazu beeidetes Individuum ange— 
ſtellt ſeyn, und bei vorzunehmenden Vormerkungen jederzeit 
die Gemeinde beigezogen werden. Das Patent vom 9. Aprill 
1759 ſagt ausdrücklich: „Da eine richtige Führung der Grund— 
„bücher zur Sicherheit des Eigenthums weſentlich beiträgt, 
„io wird hierüber folgende geſetzmäßige Vorſchrift ertheilet.“ 

„eErſtens: Muß zur Führung des Grundbuches, dieſe 
„mag einer Herrſchaft oder Gemeinde überlaffen ſeyn, jeder: 
„zeit ein dazu insbeſondere beeidigtes Individuum angeſtellt 
„ſehn.“ f 
„Zweitens: Wo die Führung des Grundbuches einer 
„Gemeinde zuſteht, ſoll nie weder eine Beſchreibung noch 
„Vormerkung ohne Vorwiſſen der Obrigkeit geſchehen. Je— 
„doch hat dieſe, wenn alles in Ordnung iſt, die Geneh— 
„migung nicht zu verzögern, weil ſie ſonſt dem Gläubiger 
„für allen entſtehenden Schaden zu haften verpflichtet iſt.“ 

„Drittens: Wo aber der Herrſchaft die Führung, ſey 
„es ihres eigenen oder des Grundbuches der Gemeinde ge— 
„bühret, ſoll die Vormerkung in Gegenwart der Gemein— 
„derichter oder Ausſchußmänner vorgenommen werden.” 

§. 3. 
Das Dienſtbuch (Urbarium) iſt dasjenige Buch, in 
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welches das dienſtbare unbewegliche Gut mit einer kurzen 
Beſchreibung ſeiner Ausmaß und Gränzen, der hievon jähr— 
lich zu bezahlende Grunddienſt mit der Anmerkung der er- 
folgten Berichtigung desſelben, und die Nahmen der Eigen— | 
thümer, fo wie ſie einer nach dem andern zum Eigenthume 
gelangen, einzutragen ſind. Wenn, wie der Fall auf dem 
Lande öfters eintritt, das Maß der Länge und Breite eines 
Gutes aus Mangel einer echten Ausmeſſung nicht beſtimmt 
angegeben werden kann, oder auch ein untheilbares Bauern— 
gut aus zu vielen zerſtreuten Stücken beſtehet, als daß es 
aus Mangel des Raumes im Dienſtbuche möglich wäre, von 
jedem einzelnen Grundſtücke die Gränzen anzuſetzen; ſo iſt 
es hinlänglich, wenn die Nummer des Hauſes, zu welchem 
das Bauerngut gehöret, der Ort, wo das Haus liegt, und 
die Anmerkung, ob ſelbes ein Ganz-, Halb- oder Viertel— 
lehen ſey, ausgedrückt iſt. Zur Bezeichnung alles deſſen muß 
jedem einzelnen dienſtbaren unbeweglichen Gute ein eigenes 
Blatt, oder doch wenigſtens eine beſondere Seite im Dienſt— 
buche gewidmet werden. Bei der Aufführung der Nahmen 
der auf einander folgenden Eigenthümer muß ſich auch ſtets 
am Rande des Dienſtbuches auf das Gewährbuch bezogen, 
und ſowohl die Nummer als die Seite desſelben, in welcher 
die umſtändliche Gewähr des eingeſchriebenen Eigenthümers 
eingetragen iſt, aufgeführt werden, damit dießfalls gleich 
nachgeſchlagen werden könne. 

§. 4. 

Das Gewährbuch iſt dasjenige Buch, worin jene 
Urkunde, welche die Urſache des Eigenthums enthält, als 
3. B. der Kaufeontract, die Schenkungsurkunde, oder das 
Teſtament nebſt der Verlaſſenſchaftseinantwortung, ihrem 
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ganzen Inhalte nach, und dann die Gewähr des neuen 
Eigenthümers einzutragen iſt. Unter der Gewähr wird hier 
jene Urkunde verſtanden, welche dem neuen Eigenthümer 
zum Beweiſe dienet, daß ſein Gut dem vorigen Beſitzer ab— 
und ihm zugeſchrieben, das heißt, fein Nahme in dem, 
Dienſtbuche eingeſchaltet, und in dem Gewährsbuche zu— 
gleich die Urſache ſeines Eigenthumes eingetragen worden 
ſey, und welche daher demſelben auf Verlangen auch in Ab— 
ſchrift hinaus gegeben wird. In dieſer Gewähr muß jederzeit 
das unbewegliche Gut mit der Beſtimmung ſeiner Ausmaß 
und Gränzen, der hievon zu entrichtende Grunddienſt, der 
vorige und dermahlige Beſitzer desſelben, dann die Urſache 
des von dem neuen Beſitzer erlangten Eigenthumeß angeſetzt 
ſeyn. Außer dem, was in dem Gewährbuche eingetragen 
wird, muß noch neben der Gewähr am Rande desſelben 
angemerkt ſeyn, in was für einem Vormerkbuche (Satzbuche) 
und in welchem Blatte desſelben, die auf dem Gute haf— 
tenden Beſchwerden vorgemerkt oder pränotirt ſind, damit 
man gleich nachſchlagen, und die auf dem Gute haftenden 
Schulden und Dienſtbarkeiten wiſſen könne. Die Geroähr— 
bücher müſſen ſowohl von Außen mit fortlaufenden Buchſta— 
ben oder Zahlen bezeichnet, als auch inwendig die Seiten. 
derſelben nummerirt ſeyn, damit nach der in dem Dienſtbuche 
auf ſelbe vorkommenden Beziehung gleich nachgefchlagen 
werden könne. 

$. 5. 

Das Satz- oder Vormerkbuch iſt dasjenige Buch, 
in welches alle dinglichen Beſchwerden, die auf dem unbe— 
weglichen Gute haften ſollen, mithin alle Subſtitutionen, 
Dienſtbarkeiten, Schuldforderungen und übrigen Laſten, 
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ſammt dem vollen Inhalte derjenigen Inſtrumente, auf 
welche ſich dieſelben gründen, eingetragen werden müſſen. 
Solche Inſtrumente find entweder vormerkungsfähige Ur— 
kunden, Urtheile, gerichtliche Verträge im Wege der Exe— 
cution, oder letzwillige Anordnungen. Von denſelben kön— 
nen auch anſtatt ſie einzutragen, durch die Grundbuchsäm⸗ 
ter vidimirte Abſchriften genommen und zurückbehalten wer— 
den, wo es dann genug iſt, nur allein die Bewilligung dem 
Vormerkbuche einzuverleiben; indem es im 25. $. des Vor⸗ 
merkungspatentes ausdrücklich heißt, daß die hiezu gehoͤri— 
gen Inſtrumente entweder im Vormerkbuche ebenfalls einge— 
ſchrieben, oder aufbehalten werden ſollen. Wenn Vormer— 
kungen, wie es auf dem Lande öfters geſchieht, mündlich 
angeſucht, und ohne Beibringung eines Schuldſcheines auf 
Einwilligung des Schuldners bewilliget werden, ſo iſt in 
dem Vormerkbuche die Bewilligung, die Eigenſchaft ſammt 
dem Betrage der Schuld, und daß der Schuldner die Rich⸗ 
tigkeit eingeſtanden, und in die Vormerkung eingewilliget 
habe, einzutragen. Endlich iſt in dem Vormerkbuche nach 
jeder vorgemerkten Poſt ein leerer Raum zur Eintragung 
der allenfälligen Tilgung zu laſſen; auch ſind dieſe Bücher 
von außen mit fortlaufenden Buchſtaben oder Zahlen zu be— 
zeichnen, und eben ſo die Blätter zu nummeriren, damit 
ſich auf dieſelben im Gewährbuche auf fo eine Art bezogen 
werden könne, daß man gleich im Stande iſt, jede vorge— 
merkte Poſt aufzufinden. 
$. 6. 

Mit dem Rechte oder vielmehr der Verbindlichkeit der 
Grundhereſchaft das Grundbuch zu führen, iſt auch das 
Recht, dasſelbe zu beſitzen, verbunden. Ein Grundbuch 
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beſitzen, heißt jene Handlungen vornehmen, die den Grunde 
herrn und Grundholde als ſolche betreffen: dergleichen ſind 
die Ausfertigung der Gewähren, Sätze, die Eintreibung 
des Grunddienſtes. Dieſes Recht iſt den Grundherren in ſo 
ferne nutzbringend, als der Unterthan hiebei jene Gebühren 
entrichten muß, die der Grundherrſchaft zum Theile als eine 
Art Entſchädigung für die beſchwerliche Verbindlichkeit der 
Führung des Grundbuches, zugeſtanden ſind. Nach dem 
6. $. des Aten Titels des Tractates de jur. incorp. waren 
die Grundherren verbunden, das Grundbuch wenigſtens alle 
drei Jahre auf ihre Unkoſten zu beſitzen; dermahlen iſt es 
aber durch eine lange zur Rechtskraft erwachfene Gewohn— 
heit eingeführt, daß dieſe Beſitzung ordentlich alle Jahr 
einmahl auf der Amtskanzlei vorgenommen wird, und die: 
ſes zu einer Zeit, wo die Feldfrüchte ſchon eingebracht ſind, 
folglich der Unterthan ſowohl Geld zur Zahlung der Gebüh— 
ren, als auch Zeit zu erſcheinen hat. Dieſes geſchieht ge— 
wöhnlich nach Michaeli; in Gegenden, wo vieler Weinbau 
ift, aber noch fpäter, theils weil da die Arbeiten länger ge- 
gen den Winter zu dauern, theils weil der Hauer auch ſpä— 
ter zu Gelde kommt, als der mit dem Ackerbaue ſich abge— 
bende Bauer. Wenn das Grundbuch beſeſſen wird, ſtehet 
ſelbes jedem Grundholden frei offen, er kann in demſelben 
nachſchlagen, ſich Gewähren und Sätze ausfertigen laſſen, 
und muß den Grunddienſt und die ſchuldigen Grundbuchs— 
gebühren entrichten. Daraus folgt aber nicht, daß jede 
Grundbuchshandlung bis auf die Zeit, wo das Grundbuch 
beſeſſen wird, verſchoben werden müſſe, ſondern dieſes gilt 
nur von ſolchen Geſchäften, wo keine Gefahr am Verzuge 
iſt. Alle übrigen dringenden Handlungen müſſen alſogleich zu 
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jederzeit von der Herrſchaft auf Anſuchen des Unterthans 


vorgenommen werden. So iſt die Herrſchaft verbunden, 


wenn der Unterthan ein Haus gekauft, und ihm daran 
liegt, alſogleich als vollſtändiger Eigenthümer deſſelben ge— 
gen Jedermann zu erſcheinen, ihn, wenn anders die erfor— 
derlichen Eigenſchaften vorhanden ſind, alſogleich an die 


Gewähr zu bringen, und eben fo dem Unterthane, welcher , 


um Geld zu erhalten jemanden gern ein Hypothekar-Recht 
auf ſein Haus einräumen wollte, gleich auf ſein Anſuchen 
den nöthigen Satz auszufertigen. 


eiten ite. 
Von dem Rechte Gewähren zu ertheilen. 


8. 1. 

„Jeder neue Nutzungseigenthümer iſt in der Regel ver— 
„bunden, ſich von dem Obereigenthümer einen Beglaubi— 
„gungsſchein oder eine Urkunde des erneuerten Nutzungs— 
„eigenthumes zu verfchaffen.” | 

Diefer in dem $. 1145 des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches ausgeſprochenen Pflicht des Nutzungseigenthü— 
mers entſpricht das Recht der Herrſchaft, derlei Gewährs— 
briefe zu ertheilen, und conſtituirt das zweite Recht der 
Grundherrſchaft, welches aus der ihr zuſtehenden dinglichen 
Gerichtsbarkeit fließet. j 

Ueber die unterthänigen Gründe ſtehet, wie bereits in 
dem erſten Theile vollſtändig entwickelt worden iſt, dem 
Grundherrn nur das Obereigenthum, dem Unterthan das 
vollſtändige Nutzungseigenthum zu. 

Damit aber der Unterthan dieſes Eigenthum nicht nur 
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gegen den vorigen Eigenthümer und Beſitzer, ſondern gegen 
Jedermann behaupten, und daher ſeines Beſitzes ruhig und 
ungeſtört ſich erfreuen könne, iſt ein rechtmäßiger Titel und 
die erfolgte körperliche Uebergabe der Realität noch nicht hin— 
länglich, ſondern hiezu muß derſelbe auch an die Gewähr 
der Realität gebracht ſeyn, das heißt: es muß die Realität 
in dem Dienſtbuche dem vorigen Beſitzer ab- und ihn, dem 
neuen Erwerber, zugeſchrieben, ferner in dem Gewährbuche 
der Titel ſeines erworbenen Eigenthums e 1 5 
gen worden ſeyn. 1 

Zur erſchöpfenden Durchführung des Rehe der Ge⸗ 
währertheilung und jener poſitiven Formen, an welche die 
rechtliche Ueberkommung des Nutzeigenthumes unterthäniger 
Realitäten gebunden iſt, ift es nöthig, folgende Haupt— 
puncte zu berückſichtigen, und zwar: 

I. Die pofitiven Vorbedingungen jeder rechtlichen Erz 
werbung eines unbeweglichen Gutes. 

II. Den Gegenſtand, welcher den Gewährbriefen zum 
Grunde liegen kann, und den Inhalt der Gewährbriefe. 

III. Die Verſchiedenheit den von dem Obereigenthümer 
zu ertheilenden Gewährbriefe. . 

IV. Die grundbuchsämtliche Procedur bei Ertheilung, 
der Gewährbriefe. g 

V. Die Rechtswirkung der Gewähren. 

§. 2. 

J. Die bereits in dem früheren Abſchnitte angeführten 

und entwickelten Landtafel- und Grundbuchspatente liefern 


N 


die Erkenntniß der erſten Epoche, in welcher die pofitiv i 


rechtlichen Vorbedingungen jeder rechtlichen Erwerbung eines 
unbeweglichen Eigenthums zur Exiſtenz gelangten ; die zweite 
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Epoche diefed fo wohlthätigen Inſtitutes in dem Umfange 
ſeiner geſetzlichen Bedingungen iſt in der im allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuche entwickelten mehreren und deutlicheren 
Begründung gelegen. | 

„Wo ſogenannte Landtafeln, Stadt- oder Grundbücher 
„oder andere dergleichen öffentliche Regiſter eingeführet 
„ind — beſtimmt der F. 521 des bürgerlichen Geſetzbuches — 
wird der rechtmäßige Beſitz eines dinglichen Rechtes auf un— 
„bewegliche Sachen nur durch die ordentliche Eintragung in 
„diefe öffentlichen Bücher erlangt, — dergeſtalt daß nach 
„§. 922 des bürgerlichen Geſetzbuches — nur demjenigen 
„das ausſchließende Beſitzrecht von unbeweglichen Sachen 
„zuſteht, welcher als Beſitzer derſelben in die öffentlichen 
„Bücher eingeſchrieben iſt.“ ’ 

Dieſe allgemeine geſetzliche Bedingung rückſichtlich der 
Erwerbung eines jeden dinglichen Rechtes begreift auch die 
Erwerbung des Eigenthums als eines dinglichen Rechtes, 
und zwar ohne Unterſchied, ob dieſes Eigenthumsrecht ge— 
theilt oder ungetheilt, vollſtändig oder unvollſtändig iſt, ge— 
ſetzlich in ſich. 

„Zur Uebertragung des Eigenthums unbeweglicher Sa— 
„chen, verordnet der §. 431 des bürgerlichen Geſetzbuches, 
„muß das Erwerbungsgeſchäft in die dazu beſtimmten öf— 
„fentlichen Bücher eingetragen werden. Dieſe Eintragung 
„nennt man Intabulation (Einverleibung) — und der 
$. 1120 des bürgerlichen Geſetzbuches beſtimmet: — „Das 
„getheilte Eigenthum einer unbeweglichen Sache kann eben 
„fo wenig als das vollſtändige ohne Einverleibung in die 
öffentlichen Bücher oder Regiſter erworben werden. Ein 
„gültiger Titel gründet nur ein perſoͤnliches Recht gegen 
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»die verbundene Perſon, aber kein dingliches s gegen 
„einen Dritten.“ 

Erwerbung und Verluſt des Eigenthumes -find in der 
| Regel an gleiche rechtliche Kriterien gebunden, daher nach 
$. 350 des bürgerlichen Geſetzbuches „der Beſitz derjenigen 
„Rechte und unbeweglichen Sachen, welche einen Gegen— 
„ſtand der öffentlichen Bücher ausmachen, nur dadurch ver— 
»loren gehet, wenn fie aus den landtäflichen-, Stadt- oder 
»Grundbüchern gelöſchet, oder wenn ſie auf den Nahmen 
„eines Andern eingetragen werden.“ 

Als Korolarium dieſer geſetzlichen Rothwendigkeit der 
Eintragung in die öffentlichen Bücher, um ein dingliches 
Recht überhaupt, das Eigenthumsrecht unbeweglicher Sa— 
chen aber insbeſonders zu erwerben, ergibt ſich die zweite 
geſetzliche Vorbedingung jeder Gewährertheilung dahin, daß 
der vorige Beſitzer, welcher das unbewegliche Gut weiter 
übertragen hat, bereits ſelbſt an die Gewähr gebracht 
worden ſey, indem er widrigens ein dingliches Recht noch 
ſelbſt nicht erworben, folglich, da er nur ſoviel Rechte über— 
tragen kann, als er ſelbſt beſitzt, auch das dingliche Recht 
auf die Realität nicht weiter übertragen kann. 

Dieſe Nothwendigkeit ſpricht das allgemeine bürgerliche 
Geſetzbuch F. 432 deutlich in den Worten aus: „Vor 
„allem iſt zur Einverleibung in das öffentliche Buch noth— 
„wendig, daß derjenige, von dem das Eigenthum auf ei— 
„nen andern übertragen werden ſoll, ſelbſt ſchon als Eigen— 
„thümer einverleibt fey.” 

Daher iſt es bei einem Kaufe einer unterthänigen Rea— 
lität, um nicht zu Schaden zu kommen, abſolut nothwendig, 
das Grundbuch einzuſehen, ob der Verkäufer ſelbſt ſchon an 
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der Gewähr der Realität ſteht, denn iſt dieſes noch nicht 
der Fall, und hätte der Käufer dem Verkäufer bereits der 
Kaufſchilling ganz bezahlet, fo müßte der neue Erwerber der 
Realität vorerſt den früheren Beſitzer und rückſichtlich Ver— 
käufer an die Gewähr ſchreiben laſſen, und für ihn salvo 
regressu die Grundbuchstaxen und Gebühren bezahlen, 
denn wer das Grundbuch nicht einſieht, leidet nach $. 443 
des bürgerlichen Geſetzbuches in allen Fällen für ſeine Nach— 
läſſigkeit. Erſt nach dieſer Handlung könnte ſich der neue 
Käufer ſelbſt an die Gewähr der Realität bringen laſſen. 

Die weiteren Vorbedingungen der Gewährertheilung rich— 
ten ſich nach der Verſchiedenheit des Rechtstitels der Eigen— 
thums-Erwerbung eines unbeweglichen Gutes. 

Dieſer Rechtstitel iſt nun entweder in einem Vertrage, 
in einer gültigen letztwilligen Anordnung, in einem richter— 
lichen Spruche, oder in der Verjährung gelegen. 

Derjenige nun, der an die Gewähr eines unterthänigen 
Gutes gebracht werden will, muß dieſen Rechtstitel vollkom— 
men ausweiſen, und der Grundobrigkeit die Originalurkun— 
den hierüber vorlegen. Da jedoch dieß die grundbuchsämt— 
liche Procedur betrifft, ſo wird das Mehrere hievon weiter 
unten folgen. 

Ge u 

II. Gegenſtand der Gewähranſchreibung find alle unter: 
thänigen Güter mit den zu Mace integrirend gehörigen 
Theilen. 

Wenn daher ein Gewerb einen ſolchergeſtalt integri— 
renden Theil einer Realität ausmachet, ſo wird es ein ra— 
dicirtes Gewerb genannt, ift gleichfalls ein Gegenftand, wel— 


cher einen Theil der Hausgewähr bildet, und gehört fodann. 


— 
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in das ordentliche Grundbuch. Hofdecret vom 20. Februar 
1795 — Regierungs-Circulare vom 12. März 1295, 
— Hofbeſcheid vom 29. December 1796 — Regierungs— 
decret vom 5. September 1615 — weßwegen auch nur 
jene Gewerbe als radicirte betrachtet werden können, welche 
den Hausgewähren eingeſchaltet find. 

Rückſichtlich des Gegenſtandes, über welchen eine ei— 
gene Gewähr auszufertigen iſt, muß hier folgenden Falles 
erwähnt werden. 8 

Wie, wenn ein Nutzungs-Eigenthümer die Unterfläche 
feines Grundes freieigenthümlich verkaufen wollte, derge— 
ſtalt, daß ein Dritter in ſelben Keller zu graben berechtiget 
ſeyn follte, oder wenn Jemand ſeinen bereits gegrabenen 
Keller einem Dritten freieigenthümlich verkaufen wollte, die— 
ſer Dritte zur Grundherrſchaft käme, und die Bitte ſtellte, 
für dieſen in dem Grunde eines andern Nutzungs-Eigenthü— 
mers gegrabenen Keller ihm ein eigenes Grundbuchsfolium 
zu eröffnen, dieſen Keller als eine für ſich beſtehende frei 
eigene Activrealität im Grundbuche aufzunehmen, ihm 
Käufer hierüber die Gewähr zu ertheilen; wogegen ſich der 
Kellereigenthümer ſogar bereit fände, der Grundherrſchaft 
zu geſtatten, daß dieſer Keller mit einem eigenen Dienſt, 
und in Veränderungsfällen mit der Pflicht das Laudemium 
zu entrichten, belegt würde? — 

Die Beantwortung dieſer Frage iſt um ſo wichtiger, als 
derlei Fälle ſchon öfter zur Sprache kamen, und die Entſchei— 
dung hierüber nicht nur in keinem Geſetze deutlich ausge— 
ſprochen, ſondern auch in das, Gebieth des Rechtes, und 
das politiſche Verhältniß gleichmäßig tiefer eingreift. 

Daß eine derlei ſeparirte Veräußerung ohnedieß nur 
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bei Ueberländgründen und zwar freien zur Sprache kommen 
könnte, verſteht ſich wohl von ſelbſt, da ſelbe nichts als 


eine Zerſtückung eines Grundes iſt, und bei Zerſtückungen 


der Hausgründe der Beſtiftungszwang im Wege ſteht, wel— 
cher ſich auf den ganzen Umfang der Beſtiftung, folglich 
auch auf die Unterfläche der Erbpacht- und Erbzinsgründe 
erſtrecket. | 

Nach dem im $. 357 b. G. B. aufgeſtellten Rechtsbe— 
griffe kommt dem Obereigenthümer bei einem getheilten Ei— 
genthume nur ein Recht auf die Subſtanz der unbeweglichen 
Sache, dagegen dem Nutzungs-Eigenthümer nebſt einem 
Rechte auf die Subſtanz das ausſchließende Recht auf die 
Nutzungen zu. 

Daß dieſes Recht bei dem Nutzungs-Eigenthümer nicht 
bloß auf die Oberfläche des von ihm beſitzenden Grundes, 
ſondern auch auf die Unterfläche und zwar in ſenkrechter Li— 
nie in die Tiefe, ſoweit die Benützung nur immer möglich 
iſt, ſich erſtrecke, fließt ſchon aus der Natur des Rechtsver— 
hältniſſes, da dem Nutzungs-Eigenthümer der Grund und 
Boden zur ausſchließenden Benützung gegeben wird, und 
unter einem Grunde das Aggregat aller Erdtheile innerhalb 
eines beſtimmten Raumes ohne Unterſchied der Tiefe ver— 
ſtanden wird, welche in ſenkrechter Linie fo tief als nur 
möglich an einander kleben. Es fließt aber auch aus der 
geſetzlich gegebenen Ausnahme von dieſer Regel in dem Bo— 
denzins-Vertrage nach dem alten Grundſatze; exceptio 
firmat regulam in casibus non exceptis. Wird in dem 
$. 1147 b. G. B. beſtimmt, daß derjenige, der nichts 
als einen Bodenzins entrichtet, nur auf die Benützung der 
Oberfläche, als Bäume, Pflanzen und Gebäude, und auf 
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einen Theil des auf derſelben (Oberfläche) gefundenen Scha— 
tzes Anſpruch habe, daß vergrabene Schätze und andere 
unterirdiſche Nutzungen dem Obereigenthümer gehören, wird 
dieſes als Gegenſatz von dem Erbpacht- und Erbzinsvertrage 
feſtgeſetzt, fo fließt doch im Zuſammenhange der SS. 1143, 
1122, 1125 und 1125 hieraus deutlich, daß den übrigen 
Nutzungs⸗Eigenthümern als den Erbpächtern und Erbzins— 
leuten auch das ausſchließende Benutzungsrecht der Unter— 
fläche ihrer Gründe zuſtehe. 

Für dieſen ganzen Complex der Ober- und Unterfläche 
entrichtet der Nutzungs-Eigenthümer den Grundzins, die an— 
dern Giebigkeiten, die l. f. Steuern, und bei Verände— 
rungen das Laudemium u. ſ. w. 

Steht dem Nutzungs-Eigenthümer die ausſchließende 
Benützung feines Grundes ſowohl der Ober- als Unterfläch: 
nach zu, ſo iſt er auch berechtiget, in ſeinem Grunde Kel— 
ler zu graben, in ſo fern politiſche Rückſichten nicht etwa 
Hinderniſſe erkennen laſſen, er iſt berechtiget, dieſe Keller 
in ſeinem Grunde entweder ſelbſt zu benützen, oder ſolche 
zu vermiethen, oder damit was immer für beliebige Verfü— 
gungen zu treffen, und da die Benützung der Ober- und 
Unterfläche von einander getrennt, phyſiſch möglich beſtehen 
kann, ſo kann unter dieſe beliebigen Verfügungen der Ver— 
kauf von derlei Kellern allerdings ſubſummiret werden, indem 
ein ſolcher Verkauf nichts anders iſt, als die entgeltliche 
Abtretung des Nutzungsrechtes dieſer Keller, und deſſen, 
was die Erbauung des Kellers dem Verkäufer gekoſtet hat, 
und dieſe Capitals-Muslage eben fo wie das ausſchließende 
Nutzungsrecht des Kellers in ſeinem eigenen Grunde nur dem 
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Nutzungs⸗Eigenthümer zuſteht, endlich derlei Keller nur zu— 
fällige und nicht weſentliche Pertinenzen eines Grundes ſind. 

Dagegen iſt nun die phyſiſche Verbindung der Grundun— 
terfläche mit der Oberfläche weſentlich und untrennbar, 
indem die eine ohne der andern nicht gedacht werden kann. 
Auch durch einen derlei Verkauf eines im Grunde gegra— 
benen Kellers kann dieſe Verbindung nicht aufgehoben 
werden. 

Bei dieſer phyſiſchen Wechſelwirkung leiſtet der Verkäu— 
fer des Kellers und rückſichtlich nunmehr bloß Nutzungs-Ei— 
genthümer der Oberfläche nicht nur auf die Benützung der 
Unterfläche ganz, ſondern auch auf jede Benützung der 
Oberfläche Verzicht, welche in die Rechte des Kellerbeſitzers 
eingreifen würde, als z. B. auf der Oberfläche tiefe Wur— 
zeln ſchlagende Bäume und Gewächſe zu ſetzen, Brunnen 
und Ciſternen zu graben, Waſſergräben zu eröffnen, wo— 
durch das durchdringende Waſſer die Gewölbe und Mauern 
des Kellers verderben würde u. ſ. w. 

Demgemäß wird durch einen ſolchen Verkauf eines Kel— 
lers nebſt der Ueberlaſſung des Benützungsrechtes der Grund— 
unterfläche ein eben ſo wichtiges Rechtsverhältniß rückſichtlich 
der Oberfläche durch die hiedurch obliegende Beſchränkung der 
Benützung derſelben begründet, welche in der Untrennbar— 
keit beider Grundflächen ihren letzten Grund findet. 

Eine ſolche Beſchränkung eines Grundes zum Vortheile 
eines andern, conſtituiret den Rechtsbegriff einer Servitut 
und zwar im verliegenden Falle einer Grunddienſtbarkeit. 

Aus dieſer Entwicklung gehen nun folgende Reſultate 
hervor: * 

a) Der unbeſchränkte Nutzungs-Eigenthümer kann ver— 
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möge des ihm zuftehenden Nutzungsrechtes der Unterfläche , 
in diefe auch Keller graben, fie ſelbſt befigen, an andere 
ſolche vermiethen, und eben daher auch dieſes Nutzungsrecht 
der Keller veräußern oder verſchenken. 

b) Ein derlei zwiſchen dem Nutzungs-Eigenthümer der 
Oberfläche und jenem der Unterfläche begründetes Rechtsver— 
hältniß hat nichts anders als ein Servitutsrecht zum Grunde, 
welches der eigentliche Nutzungs-Eigenthümer rückſichtlich 
der Oberfläche ſeinem Grunde aufbürdet, allein eine neue 
Grundentität wird durch dieſe Veräußerung nicht geſchaffen. 

c) So wie überhaupt der Grundherr nicht entgegen 
ſeyn kann, wenn ſich der Nutzungs-Eigenthümer auf ſeinem 
Grunde eine Servitut erwachſen laſſen will, eben fo kann 
von Seite der Grundherrſchaft einer obigen Kellerveräuße— 
rung kein Hinderniß in den Weg gelegt werden. 

d) Wird durch den Kauf eines Kellers in Beziehung 
auf den eigentlichen Nutzungs-Eigenthümer, und die von ih m 
fortbeſeſſene Grundoberfläche nichts anders als ein Servi— 
tutörecht erworben, fo folget in ſtreng rechtlicher Conſe— 
quenz, daß dieſem abgeſondert beſtehenden Nutzungsrechte 
der Unterfläche eines Grundes kein beſonderes Grundbuchs— 
folium eröffnet, der Eigenthümer eines ſolchen Kellers nicht 
etwa als grundbüchlicher Eigenthümer einer für ſich beſte— 
henden Realitat erkannt werden, und begehren koͤnne, daß 
ihm über ſeinen Keller eine eigene Gewähr ertheilt werde. 
Sein Recht vereiniget ſich und coincidiret nur mit dem Rechte 
des Uebergebers dahin; daß ihm nur ein Seroitutsrecht auf 
dem Grunde des Verkäufers, ein Hinderungsrecht gegen den 
letzteren in Benützung der Unterfläche und Beſchränkung in 
der Benützung der Oberfläche zuſteht. 
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e) Alles was daher ein ſolcher Käufer eines Kellers in 
dem unterthänigen Grunde eines andern rückſichtlich der 


grundbüchlichen Verſicherung ſeines entgeltlich erworbenen 


* 


Nutzungsrechtes vorkehren, und bei der Grundherrſchaft 
erwirken kann, iſt die Einverleibung ſeines Kauf: und rück— 
ſichtlich Servitutsrechtes auf jenen uns in welchem ſein 
Keller befindlich iſt. 

) Kann für dieſe Keller kein eigenes Grundbuchsfolium 
und keine eigene Einlags-Rubrik eröffnet werden, ſo kann 
um ſo viel weniger die Grundherrſchaft berechtiget erkannt 
werden, rückſichtlich derlei Keller einen beſondern Grund— 
dienſt, und bei Veräußerungen ein beſonderes Laudemium 
ſich zu bedingen, da ſonſt von demſelben Grunde doppelte 
derlei Gebühren entrichtet würden, indem der früher von 
dem ungetheilten Nutzungseigenthume enteichtete Grund— 
dienſt, und das Laudemium ohnedieß auch auf die dem un⸗ 
beſchränkten Nutzungseigenthümer zugeſtandene Benützung 
der Unterfläche feines Grundes ſich erſtreckten, und in ſich 
faßten, endlich für die Servitutsrechte nicht beſondere grunde 
bücherliche Giebigkeiten bedungen werden können. 

Auf dieſen Fall ſcheinet auch die in dem an das galizi— 
ſche Appellationsgericht erlaſſenen Hofdecrete vom 19. Juli 
1792 ausgeſprochene Beſtimmung anwendbar zu ſeyn, welche 
lautet: „Die Grunddienftbarfeiten machen als eine für ſich 
„beftehende Activrealität kein corpus tabulare aus, je— 
„doch nehmen dieſelben als eine Haftung auf dem fundo 
„serviente zum Behufe des Berechtigten immerhin die land— 
„»täfliche (im vorliegenden Falle grundbüchliche) Vormer⸗ 
„kung an.“ 

Was den Inhalt der Gewähren e ſo wurde 
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ſolcher in dem $. 12. Tit. IV. des tractatus de juribus 
incorporalibus alſo angeordnet: „In Beſchreibung der Ge⸗ 
„währen ſollen beide Theile, als der Erblaſſer oder Ueber— 
„geber und der Erb oder Uebernehmer mit Tauf— und Zu⸗ 
„nahmen benennt, wie auch der Titel, dadurch die Verän— | 
„derung beſchieht, item wo ſolches Gut gelegen in welcher 
„Ried, oder Gebirg, die nächſte richtige Anrainung, oder 
„Stein und March, auch was und wie viel, wohin und zu 
„was Zeit im Jahre davon der Dienſt zu reichen, alles klar 
„und lauter vermelt und einverleibt werden.“ 

$. 4. 

III. Was die verſchiedenen Arten der Gewähren ane 
langt, fo heißt es $. 14, Tit. IV. des tract. de jur. in- 
0 Corp. 

„Die Gewähren können auf viererlei Weiſe nähmlich 

1. auf einen allein, 

2. auf Mann und Weib oder andere zugleich, 

5. mit geſammter Hand und 

4. auf Ueberleben ertheilt und genommen werden. 

1. In Anſehung der erſten Gattung der Gewähren heißt 
es im 13. §. „Wann jemand allein an Nutz und Gewähr 
„geſchrieben wird, fo gehört das Gut ihm allein zu, und 
„wenn er dasſelbe in Lebzeiten nicht veräußert, fällt es nach 
„ſeinem Tode ohne Geſchäft auf deſſen Erben, obfchon de- 
„ren in der Gewähr nicht wäre gedacht worden.“, In dieſem 
Falle kann daher der an die Gewähr geſchriebene nicht nur 
bei Lebzeiten mit ſeinem Gute in ſo fern nach Belieben 
ſchalten, als er nicht durch beſtehende Geſetze beſchränkt iſt, 
ſo wie er z. B. die Haus- und Hausüberländgründe nicht 
vom Hauſe, zu dem ſie geſtiftet ſind, trennen und einzeln 
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verkaufen, auch nicht bei ſonſt erfolgender Abſtiftung fein. 


Gut über zwei Drittheile verſchulden darf; ſondern er kann 
auch damit für den Fall ſeines Todes diſponiren. 

2. Wenn ein Mann ſammt feinem Weibe, oder ſonſt 
ihrer mehrere zugleich an Nutz und Gewähr gebracht ſind, ſo 
iſt ihnen, nach den Worten des 26. F. des 4. Titels des 
Tractates: „Das Grundſtück zu gleichen Theilen zuſtändig, 
„und wenn eines unter ihnen mit Tode abgehet, fo fallt 
„ſein Theil auf deſſen Erben, oder wem er es etwa durch 
„letzten Willen verſchafft hat, jedoch iſt dem Ueberlebenden 
„die Ablöſung nach billiger Schätzung vorbehalten, es wä⸗ 
„ren denn eheleibliche Kinder vorhanden, denen des Ver⸗ 
„itorbenen Theil zufiele, in welchem Falle die Ablöſung 
„ohne der Kinder, oder ihrer Gerhaben Einwilligung nicht 
„Stalt hat; in Lebzeiten aber ſolle eines ohne des andern 
„Vorwiſſen und Willen, ſein Theil durch Verkauf, Tauſch 
„Verſatz oder andern Contract zu veräußern nicht Macht ha— 
„ben, hingegen auch eines das andere an der vorhabenden 
„Veräußerung, ohne e Urfache nicht hindern. Und 
„wenn deßwegen zwiſchen Mann und Weib oder Andern 
„Streit entſtünde, worüber ſie ſich in Güte nicht verglei— 
„chen könnten, ſoll die Entſcheidung nach Beſchaffenheit der 
„Sache entweder der Grundobrigkeit oder der Inſtanz, unter 
„welche beide Perſonen gehören, zuſtehen.“ 

Der Fall dieſer Gewähren, wo mehrere Eigenthümer 
zugleich angefchrieben find, kann dermahlen nur bei den in 
Städten und Märkten befindlichen Häuſern und Gärten, auf 
dem Lande aber nur bei freien Ueberländen eintreten, weil 
behauſte Güter nach den beſtehenden Verordnungen untheil- 
bar find, und um diefelben nur einer allein vergewähret 
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ſeyn kann. Davon find die Weiber ausgenommen, welche 
auch auf unterthänigen Häuſern und Hausgründen zugleich 
mit ihrem Manne an der Gewähr ſtehen können, aber ſelbſt 
dadurch noch kein Recht erhalten, bei Lebzeiten des Mannes 
mit der aus der Mitvergewährung ihnen zuſtehenden Hälfte 
des Gutes frei zu disponiren, ſondern in Gemäßheit des 
Patentes vom 26. October 1790 erſt nach ſeinem Tode die 
zweite Hälfte um den wahren Werth, ſo wie er entweder 
durch gütliches Einverſtändniß oder ordentliche Schätzung be— 
ſtimmt wird, an ſich löſen, oder ihre Hälfte den Erben des 
Mannes nach dieſem Werthe überlaſſen können, und ſelbſt, 
wenn ſie vor dem Manne ſterben, nicht berechtiget ſind, 
mit der reelen Hälfte, außer dieſelbe wurde dem mitverge— 
währten Manne hinterlaſſen, ſondern nur mit dem durch- 
Schätzung zu erhebenden Werthe derſelben letzwillig zu dis— 
poniren. Aus der Untheilbarkeit der Bauerngüter folgt auch 
die in dem Appellationscirculare vom 28. October 1796 ent— 
haltene Vorſchrift, „daß wenn ein untheilbares Bauerngut, 
„auf welchem mehrere vergewährt find, wegen Schuld auch 
„nur eines einzelnen der Vergewährten in Execution fällt, 
„die Mitvergewährten entweder den Executionsführer befrie— 
„digen, oder ſich gefallen laſſen müſſen, daß nicht bloß der 
„Antheil des Schuldners, ſondern das ganze Bauerngut feil— 
„gebothen werde, wobei den Mitvergewährten gleichwohl 
„bevorftehet, als Mitfeilbiether aufzutreten.“ 

Wo der Fall eintritt, daß mehrere an der Gewähr ſte⸗ 
hen, wird nur eine Gewährsurkunde angefaßt, und in der⸗ 
ſelben der einem jeden Miteigenthümer gebührende Theil 
ausgedrückt, wovon ſich dann jeder einzelne ein Exemplar 
ausfertigen laſſen kann; geſchieht dann eine Veränderung 
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dadurch, daß einer hievon ſeinen Theil weiter übertragt, ſo 
wird wieder nur eine Gewährsurkunde verfaßt, und in dere 
ſelben nicht nur allein der neue Eigenthümer in Anſehung 
ſeines Theiles angeſetzt, ſondern auch die unabgeänderten 
Eigenthümer der übrigen Theile eingeſchaltet, wofür aber 
iatüclich letztere keine Taxe zu zahlen haben. 
a 9.5, | 

Die zwei letzten Gattungen der Gewähren, nähmlich 
die auf geſammte Hand und auf Ueberleben, kommen heut 
zu Tage ſehr ſelten vor, ſind jedoch durch den tract. de 
juribus incorp., der dießfalls durch kein ſpäteres Geſetz 
aufgehoben wurde, geſetzmäßig eingeführt. Im 17. F. wird 
beſtimmt: „Wann die Gewähr zwiſchen Eheleuten oder an- 
„deren auf geſammte Hand geſtellt iſt, ſo iſt ihnen das Gut 
„auf gleichen Theil zuſtändig, und hat nach eins oder des 
„andern Ableben die überlebende Perſon ſelbes ihr Lebelang 
„völlig zu genießen; jedoch ſollen die contrahirenden Per— 
„fonen dieſer auf Leibslebenlang gebührenden Nutznießung 
„halber, bei denen auf geſammte Hand auff ichtenden Ge— 
„währen jedes Mahl certiorirt und erinnert, ſolches auch in 
„den Gewährsinſtrumenten ausdrücklich einverleibt werden. 
„Wann aber die überlebende Perſon auch mit Tod abgehet, 
„ſo fallt ihr Theil auf ihre Erben, oder wem fie es etwa 
„verfihafft hat, und der übrige Theil iſt des vorher verſtor— 
„benen Erben, oder wem er's vermacht hat, gehörig.“ 

Im 13. F. heißt es: „Wann die Gewähr zwiſchen Ehe— 
„leuten oder anderen auf Ueberleben geſtellt, und eines da: 
„von mit Tode abgehet, fo fällt das Gut auf die überle— 
„bende Perſon völlig, und kann ein Theil ohne des andern 
„Einwilligung hierin keine Aenderung fürnehmen; jedoch 
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„alles mit dem Verſtand, daß weder bei dieſem noch im 
„vorigen Falle der geſammten Hand, den etwa vorhandenen 
„Kindern an ihrem natürlichen Erbgebührniß dadurch nichts 
„entzogen werden ſoll.“ Der Unterſchied dieſer beiden Gat— 
tungen von Gewähren beſtehet daher darin, daß bei der 
auf geſammte Hand, nach Ableben eines der auf ſolche Art 
Mitvergewährten, der Ueberlebende nur die Nutznießung des 
dem andern gehörig geweſenen Theiles, bei der Gewähr 
auf Ueberleben aber wirklich das vollſtändige Eigenthum des— 
ſelben erhält, übrigens ſind bei beiden die Theilnehmer, ſo 
lange ſie leben, vollkommene Miteigenthümer des ganzen 
Gutes. 5 
Die bei derlei Acten vormahls übliche und durch den 
Tractat vorgeſchriebene Certiorirung fällt durch die derzeit 
geltenden Juſtizgeſetze gänzlich hinweg. Dieſe Certiorirung 
beſtand vormahls darin, daß die Theilnehmer derlei Ge— 
währen durch zwei Rechts-Freunde von den geſetzlichen Wir: 
kungen und Folgen ſolcher Gewähren unterrichtet wurden, 
und daß dieſes geſchehen, ſowohl in der den Titel des Eigen— 
thums enthaltenden Urkunde durch die Unterſchrift der bei— 
den Rechtsfreunde beſtätiget, als auch in der Gewähr ſelbſt 
angemerket wurde. 
$. 6. N 
IV. Die Form, das Verfahren bei Erwerbung des Ei— 
genthumsrechtes unbeweglicher Sachen, oder überhaupt ei— 
nes dinglichen Rechtes durch die Eintragung in das Grund— 
buch wurde nach dem tract. de jur. incorp. Bir. IV., 
$. 10 dahin beſtimmt: „An Nutz und Gewähr iſt Niemand 
„zu ſchreiben, er habe ſich dann zuvor zu dem, fo zunächſt 
„daran geſchrieben ſtehet, genugſam legitimiret, und ent: 
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„weder durch Teſtament oder andern letzten Willen, oder 
„durch Verwandtfchaft erwieſen, daß das Grundſtück an ihn 
„erblich gekommen. Wann aber durch Kauf oder andern recht: 
„mäßigen Contract eine Veränderung geſchieht, ſoll derje— 
„nige, fo. die neue Gewähr begehrt, eine ordentliche von ſei— 
„nem Geber ſchriftlich gefertigte oder mündliche Aufſandung 
„fürbringen, oder im Falle er damit nicht gefaßt ſeyn könnte, 
„mit habenden Kaufbrief oder andern genugſamen Titel, oder 
„aber mit lebendigen Zeugniß darthun und erweiſen, daß 
„er ſolches Gut aufrecht und redlich an ſich gebracht habe, 
„und ſollen alle ſolche briefliche Urkunden und Zeugenſchaften 
„in glaubwürdigen Abſchriften bei dem Grundbuche fleißig 
„aufbehalten werden.“ 

Ferner heißt es daſelbſt §. 11: 

„Wann dem Grundherrn in Erbfällen glaubwürdig vor— 
„käme, daß mehr Erben vorhanden, ſo zu dem Erbgute 
„Spruch und Gerechtigkeit haben möchten, ſo iſt er dem, wel— 
„cher die Gewähre ſuchet, ſolche ehender zu fertigen nicht 
„ſchuldig, er verſichere dann ihm zuvor, daß er das Grund— 
„buch dießfalls ohne Nachtheil und Schaden halten wollte.” 
— Und g. 15: „Wenn ein Grundherr einen Grund, der 
„ihm um nicht bezahlten Dienſt oder anderer Urſachen wil— 
„len rechtlich heimgefallen und zuerkennet worden „ jeman⸗ 
„den aufgeben will, ſoll er den rechtlichen Ausſpruch, das 
„rinnen ihm ſolcher Grund zuerkannt, zu der Gewähr le— 
„gen, und darauf die Gewähr fertigen, wann aber der 
„Grundherr den Grund erſt von neuem aufgibt, ſo iſt es an 
„der bloßen Gewähr genug.“ 

Deutlicher beſtimmt jedoch das allg. bürgerliche Geſetz— 
buch das grundbuchsämtliche Verfahren, indem es verordnet: — 
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„F. 455. Zur weiteren Uebertragung vermittelſt Ver— 
„trages iſt es bei Bauerngütern genug, wenn der Ueberge⸗ 
‚ „ber und Uebernehmer, oder auch nur der Uebergeber allein 
„vor der Grundobrigkeit erſcheinet, und die Einverleibung 
„des Erwerbungs-Geſchäftes in das öffentliche Buch be— 
„wirket.“ N 

„Wenn aber — heißt es ferner $. 434 — der Ueber— 
„geber nicht perſönlich erſcheinet, und in allen ſtädtiſche und 
„landtäfliche Güter betreffenden Fällen muß über das Erwer— 
„bungsgeſchäft eine ſchriſtliche Urkunde aufgeſetzt, und ſowohl 
„von den Vertrag ſchließenden Theilen, als von zwei glaub— 
„würdigen Männern als Zeugen gefertiget werden.“ N 

„In einer ſolchen Urkunde — $. 455 — müſſen die 
„Perſonen, welche das Eigenthum übergeben und überneh— 
„men, die Sache, welche übergeben werden ſoll, mit ihren 
„Gränzen, der Titel der Erwerbung, ferner der Ort und 
„die Zeit des geſchloſſenen Geſchäftes beſtimmt angemerkt, 
„und es muß von dem Uebergeber in dieſer, oder in einer 
„beſonderen Urkunde die Bewilligung ertheilet werden, daß 
„der Uebernehmer als Eigenthümer einverleibt werden könne.“ 

Dieſe beſondere Urkunde, welche nach dem Sprachge— 
brauche Aufſandung genannt wird, enthält bloß die Erklä⸗ 
rung des Uebergebers an den Uebernehmer einer Realität, 
letzterem das Eigenthum des unbeweglichen Gutes abgetre— 
ten, und keinen Anſtand zu haben, daß er hierüber an die 
Gewähr gebracht werde. Mehrere Grundbücher, pflegen in 
jedem Falle die Aufſandung insbeſonders zu verlangen, dies 
ſes iſt jedoch dann, wenn die ausdrückliche Einwilligung in 
die Gewähranſchreibung ſchon in dem Vertrage enthalten 
iſt, überflüſſig, und in dem Geſetze nicht gegründet, und 
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nur im entgegen geſetzten Falle nothweydig, weil es mög: 
lich iſt, daß dem Uebergeber des Gutes daran liegt, die 
Gewähr nicht ſogleich ertheilen zu laſſen, er durch zu vor⸗ 
eilige Gewähranſchreibung des neuen Eigenthümers zu Scha— 
den kommen, und dann dießfalls ſeinen Regreß an das 
Grundbuch nehmen könnte. 

Nicht minder kann in dem Falle, als in dem Vertrage 
eine Bedingung geſetzt iſt, welche vor der Gewähranſchrei— 
bung noch zu erfüllen kommt, der Uebernehmer der Reali— 
tät nicht ſogleich an die Gewähr gebracht werden, ſondern 
er muß zuvor die Erfüllung dieſer Bedingung ausweiſen. 

Nach dem bisherigen iſt das mündliche Verfahren in 
grundbüchlichen Einverleibungs- und Vormerkungs-Faͤllen 
nur eine bei Uebertragung von Bauerngütern zulaſſige ges 
ſetzliche Wohlthat, doch verſteht ſich wohl von ſelbſt, daß, 
um einen bleibenden Beweis über die Uebertragung eines 
derlei Rechtes und die dabei beachteten Förmlichkeiten für 
die Zukunft zu erhalten, die Grundherrſchaft mit dem per— 
ſönlich erſcheinenden Uebergeber und Uebernehmer der Rea— 
lität ein ordentliches genaues Protokoll aufnehmen, und 
dasſelbe von den Intereſſenten fertigen laſſen müſſe, wel— 
ches Protokoll ſowohl der weiteren grundbuchsämtlichen 
Handlung als der eigentlichen Eigenthums- oder dinglichen 
Rechtserwerbung zur Grundlage dienet. 8 

N 87 

Für jene Fälle aber, wenn das Eigenthum unbewegli— 
cher Sachen nicht in Folge eines Vertrages erworben wird, 
erfloß die geſetzliche Beſtimmung: — F. 436 des bürgerl. 
Geſetzbuches — „Wenn das Eigenthum unbeweglicher Sa— 
„chen zu Folge eines rechtskräftigen Urtheiles, gerichtlichen 
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„Theilungs-Inſtrumentes oder einer gerichtlichen Ueberant— 
„wortung einer Erbſchaft übertragen werden ſoll, ſo iſt eben⸗ 
„falls die Einverleibung dieſer Urkunden erforderlich.“ 

Eben fo iſt es nach F. 457 des bürgerlichen Geſetzbu— 
ches, um das Eigenthum eines vermachten unbeweglichen 
Gutes zu erwerben, nicht genug, daß die Anordnung des 


Erblaſſers überhaupt den öffentlichen Büchern einverleibt 


worden ſey. Wer eine Forderung dieſer Art hat, muß bei 
der Behörde noch die beſondere Einverleibung des Vermächt⸗ 
niſſes auswirken. 

Da jedoch bei der durch Erbſchaft aus einem rechtsgül— 
tigen Teſtamente gegründeten Erwerbung des Eigenthums 
dieſe erſt durch die gerichtliche Einantwortung vollendet, und 
wider jeden Streit ſicher geſtellt wird, ſo muß auch die er— 
folgte Einantwortung zur Einverleibung gebracht werden, 
erſt hiedurch iſt der dingliche Erwerbungsact des Eigen— 
thumsrechtes vollkommen geſchloſſen, und es iſt nicht genug, 
wenn bloß das Teſtament einverleibt worden wäre, denn 
in dieſer Einantwortung iſt die rechtliche Uebergabe gelegen, 
welche ungeachtet einer teſtamentariſchen oder geſetzlichen 
Erbfolge in vielen Fällen doch nicht Platz greift, z. B. wenn 
der Erbe die Erbſchaft nicht antritt, ſein Erbrecht oder das 
Teſtament beſtritten und ungültig erkannt wird, oder die 
Schulden das Verlaſſenſchafts-Vermögen überſteigen, und 


ſtatt einer Erbſchaft ein Concurs ausbricht. 


Eben ſo muß derjenige, dem eine Realität als ein Legat 
zufiel, rückſichtlich deſſen dem Legatar beſondere Bedingungen 
auferlegt wurden, die Erfüllung dieſer Bedingungen aus⸗ N 
weiſen, bevor er an die Gewähr des Gutes geſchrieben 
werden kann, wogegen er aber gleich an die Gewähr ge— 
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bracht werden kann, wenn ihm eine beſtimmte Realität 
und unbedingt legirt wurde. Iſt aber dem Legatar nur eine 
unbeſtimmte Realität vermacht worden, davon die Auswahl 
und Beſtimmung durch Teſtament dem Erben überlaffen 
worden, z. B. einen der vorhandenen Maierhöfe, welchen 
der Erbe abtreten will, ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß 
die Gewähranſchreibung erſt nach erfolgter Beſtimmung an⸗ 
geſucht werden kann, und alſo 1 der Beweis beige⸗ 
bracht werden muß. 5 i 

Iſt endlich das Eigenthum einer unbeweglichen Sache 
durch die Erſitzung erworben worden, fo enthält der §. 1498 
des bürgerlichen Geſetzbuches die Beſtimmung: „Wer eine 
„Sache oder ein Recht erſeſſen hat, kann gegen den bis— 
„herigen Eigenthümer bei dem Gerichte die Zuerkennung 
„des Eigenthumes anſuchen, und das zuerfannte Recht, 
„wofern es einen Gegenſtand der öffentlichen Bücher aus— 
„macht, den letzteren einverleiben laͤſſen.“ 

§. 8. 

Wurde durch das b'sherige Verfahren das Eigenthum 
unbeweglicher Sachen durch Einverleibung in das Grundbuch 
unbedingt erworben, fo enthält der §. 433 des bürgerlichen 
Geſetzbuches auch einen Fall einer bedingten Eigenthumser— 
werbung in folgender Beſtimmung: „Wenn derjenige, wel— 
„cher das Eigenthum einer unbeweglichen Sache anſpricht, 
„darüber zwar eine glaubwürdige, aber nicht mit allen in 
„den §ö. 434 und 435 zur Einverleibung vorgeſchriebenen 


„Erforderniſſen verſehene Urkunde beſitzt, ſo kann er doch, 


„damit ihm niemand ein Vorrecht abgewinne, die bedingte 
„Eintragung in das öffentliche Buch bewirken, welche Vor— 
„merkung (Pränotation) genannt wird. Dadurch erhält er 
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„ein bedingtes Eigenthumsrecht, und er wird, ſobald er zu 
„Folge richterlichen Ausſpruches die Vormerkung gerechtfer— 
„tiget hat, von der Zeit des nach geſetzlicher Ordnung ein— 
„gereichten Vormerkungsgeſuches für den wahren Eigenthü— 
„mer gehalten.” 

Die geſchehene Vormerkung muß ſowohl demjenigen, der 
ſie bewirkt hat, als auch ſeinem Gegner durch Zuſtellung 
zu eigenen Handen bekannt gemacht werden. Der Vormer— 
kungswerber muß binnen 14 Tagen vom Tage der erhalte— 
nen Zuſtellung die ordentliche Klage zum Erweiſe des Eigen— 
thumsrechtes einreichen, widrigen Falls ſoll die bewirkte 
Vormerkung auf Anſuchen des Gegners gelöſchet werden. 
$. 439 des bürgerlichen Geſetzbuches. 

Da dieſe Vormerkung des Eigenthumsrechtes an eine 
ganz gleiche grundbuchsämtliche Procedur mit der Satzvormer— 
kung gebunden iſt, ſo wird das Mehrere hierüber in dem 
nächſt folgenden Titel abgehandelt werden. 

$. 9. 

Wenn nun jemand die Gewähr auf die vorgeſchriebene 
Art anſucht, und feinem Geſuche alle erforderlichen Docu— 
mente beilegt, ſo iſt die Herrſchaft verbunden, ihn gegen 
Zurückhaltung vidimirter Abſchriften von den eingelegten Ur— 
kunden und Anrechnung der geſetzlichen Taxen und Verän— 
derungs⸗Gebühren an die Gewähr zu bringen, das heißt: 
in dem Dienſtbuche das Gut dem vorigen Beſitzer ab- und 
dem neuen Erwerber zuzuſchreiben, dem Gewährbuche aber 
die Urkunde, welche die Urſache der Eigenthumserwerbung 
enthält, einzuſchalten. - 

Dieſe Gewähranſchreibung iſt alfogleich vorzunehmen, 
und ſolche nicht etwa wegen der noch nicht bezahlten Grund— 
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buchstaxen zu verweigern. Hofdeeret vom 15. November 
1795. — Zum Behufe der Eintreibung derlei Taxen iſt 
ohnedieß den Grundobrigkeiten mit Hofdecret vom 25. Se 
bruar 1789 das Recht eingeräumt, ihre Grundbuchs-Taxen 
auf eine mit allen übrigen gerichtlichen Taxen gleiche Art 
einzutreiben, und insbeſondere ſpricht die Appellations-Ge⸗ 
richtsverordnung vom 5. Mai 1797 die Sequeftration der 
Hauszinſe als ein zur Beitreibung geeignetes Mittel aus. 

Iſt aber in dem Geſuche um die Gewähranſchreibung 
etwas mangelhaft oder abgängig, ſo kann dem Bittſteller 
die Gewähr nicht ertheilt werden, ſondern es iſt ihm mit— 
telſt eines ſchriftlichen Beſcheides die Urſache der Verweige— 
rung mit der Belehrung bekannt zu machen, was allenfalls 
noch nachzutragen oder vorher einzuleiten iſt. 

Nach erfolgter Gewähranſchreibung muß das Grundbuch 


dem Vergewährten, und wenn deren mehrere ſind, einem 


jeden derſelben insbeſondere auf Begehren gegen Entrich— 
tung der vorgeſchriebenen Taxe den Gewähr-Auszug un— 
weigerlich ertheilen. 

Dieſer Gewähr- Auszug beſteht in einer wörtlichen Ab— 


ſchrift der in dem Gewährbuche eingetragenen Gewähr-Ur— | 


kunde, deren Echtheit mittelſt des ausdrücklichen Beiſatzes 
der gleichlautenden Eintragung im Grundbuche und durch 
die Unterſchrift des Beamten beſtätiget ſeyn muß. 

Ein ſolcher Gewähr-Auszug dient aber dem Eigenthü— 
mer nur dazu, daß er damit den Beweis herſtellen kann, 
daß er im Grundbuche an der Gewähr des Gutes ſteht, 
verſchaffet ihm aber übrigens noch keineswegs ein dingliches 
Recht auf die Sache, Falls die Gewähranſchreibung ſelbſt 
demungeachtet nicht erfolgt wäre, ſondern in dieſem Falle 


— re nd 
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würde er dadurch nur ein perſönliches Recht gegen die 
Grundherrſchaft erhalten haben, und dieſelbe um Schadlos— 
haltung angehen können. Eben ſo wenig liefert die Gewähr 
einen Beweis über den bereits bezahlten Kaufſchilling, wor— 
über ſich der Käufer im Falle eines Streites durch andere 
Behelfe ausweiſen müßte. 

$. 10. 

V. Rückſichtlich der in dem Grundbuche, als einem 
Gute zukommend, enthaltenen Rechte, ſo wie überhaupt für 
die Richtigkeit der Grundbücher hat der Grundherr zu 
haften. 

„Der Grundherr — heißt es $. 11327 des bürgerlichen 
„Geſetzbuches — iſt verpflichtet den Nutzungs-Eigenthümer 
„in Rückſicht des unmittelbar von ihm erhaltenen Nutzungs— 
„Eigenthumes zu vertreten, und wenn das Nutzungsrecht 
„mit der Subſtanz wieder vereiniget wird, ihm oder feinem 
„Nachfolger die getroffenen Verbeſſerungen, wie einem andern 
„redlichen Beſitzer zu vergüten, und für die Richtigkeit der 
„öffentlichen Bücher und Regiſter, die er über ſeine Zins— 
„güter führet, zu haften.” 

Dieſem gemäß, und da die das Grundbuch führenden 
herrſchaftlichen Beamten in Folge Patentes vom 9. Aprill 
1789 jederzeit hiezu eigens beeidet ſeyn müſſen, ſind auch 
Grundbücher und die Aus züge daraus als ſolche öffentliche 
Urkunden zu erkennen, welchen nach $$. 111 und 112 der. 
allgemeinen Gerichtsordnung von dem Richter voller Glau— 
ben beizumeſſen iſt, daher dieſelben einen vollſtändigen ge— 
richtlichen Beweis rückſichtlich ihres Inhaltes liefern. 

Doch ſteht dieſe Beweiskraft auch zum Vortheile der 
Herrſchaft gegen ihre Unterthanen den Grund büchern nur 

I. Band. S 
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dann zu, wenn fie mit Zuziehung der Unterthanen zu 

Stande gekommen, und mit ihrer Unterſchrift verſehen find. 
Das Hofdecret vom 4. September 1786 verordnet dieß— 

ſällig: „Unterthänige Schuldigkeiten, welche weder in den 

„alten Stiftbüchern, noch in den alten Kaufbriefen ausge— 

„drückt find, ſollen, wenn gleich in den Stockurbarien da— 


* 


1˙⁰ 
„können, wenn das Stockurbarium mit Einfluß der Unter— 


„thanen zu Stande gekommen, und mit ihrer Unterſchrift 
„ueriehen iſt, Maßen widrigens bei einem ſich ereignenden 
„Widerſpruche, und wenn beſonders das Dominium in An— 
„ſehung der geforderten Schuldigkeiten auch nicht einmahl 


„einen 52jährigen Beſitz zu erweiſen vermag, ein dergleis | 


„chen Stockurbarium eben fo, wie das Rectificationd = Ur: 
„barium tamquam scriptura propria zwar wohl gegen, 
„niemahls aber für den Verfaſſer einen rechtsbeſtändigen 
„Beweis auszumachen hat.“ 

Dieſe Verordnung wurde mit Hofdecret vom 22. Octo— 
ber 1789 bei Gelegenheit der beanſtändeten Beweiskraft der 
ſogenannten Rodelbücher in Vorarlberg dahin erläutert, daß 
ſolche einzig den Fall betreffe, wo Herrſchaften und Obrig— 
keiten gegen ihre Unterthanen aus ihren eigenen Urbarien 
unterthänige Schuldigkeiten behaupten und erweiſen wollen. 
Daher ſey dieſes Geſetz auf alle jene Fälle nicht anwendbar, 
wo aus den alten in Vorarlberg ſeit undenklichen Jahren 
geführten Rodelbüchern haftende Stiftungs-Capitalien er— 
wieſen werden. Für dieſen letzteren Fall iſt den Rodelbü— 
chern ihre vorige Beweiskraft nicht benommen, da ſie un— 
ſtreitig unter jene Urkunden gehören, welche die Gerichts— 


on Meldung geſchieht, nur damahls gefordert werden 
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ordnung im §. 112 als öffentliche Urkunden erkläret, de: 
nen voller Glauben beizumeſſen ſey. 
Hieraus geht analog das Reſultat hervor, daß dieſe 
Stockurbarien, wenn ſie auch keinen Beweis zu Gunſten 
der Herrfchaften gegen ihre Unterthanen begründen können, 
doch allerdings zu Gunſten der Unterthanen gegen die Herr: 
ſchaften einen rechtlich vollſtändigen Beweis liefern. 

Unter dem Stockurbarium aber wird dasjenige Buch 
verſtanden, welches die Grundherrſchaft vor dem Jahre 
1750 über alle ihre Gerechtſame und Beſitzungen, über den 
Beſitz aller ihrer Unterthanen, über die von letzteren dem 
Landesfürſten und der Grundobrigkeit an Steuern, Natu— 
rale und Geldabgaben, und perſönlichen Dienſten ſchuldi— 
gen Entrichtungen und Leiſtungen, endlich über die von den 
Unterthanen beſitzenden Gründe errichteten. 

Die oben entwickelte gegen den Obereigenthümer dem 
Grundbuche, und den daraus gezogenen Gewähren beigelegte 
rechtliche Beweiskraft, gilt um ſo mehr auch gegen jeden andern 
Privatmann. §§. 431, 438 und 440 des b. G. B. 

Der F. 441 des b. G. B. beſtimmt ausdrücklich: „Sobald 
„die Urkunde über das Eigenthumsrecht in das öffentliche 
„Buch eingetragen iſt, tritt der neue Eigenthümer in den 
„rechtmäßigen Beſitz, — und nach SS. 442 und 443 des 
„b. G. B. in alle damit verbundenen Rechte eben ſo, wie 
„er alle auf der unbeweglichen Sache haftenden, und in 
„den öffentlichen Büchern angemerkten Laſten übernimmt. 
„Daher jeder Käufer einer Realität vor Abſchluß des Kau— 
„fes dieſe Bücher einzuſehen hat, indem er widrigens in 
„allen Fällen für feine Nachläſſigkeit leidet.“ 

Eben ſo ſtehet dieſe Beweiskraft den Gewähren ſo lange 
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zu, bis ſie nicht in dem Grundbuche auf einen andern neuen 
Eigenthümer umgeſchrieben werden — F. 444 des b. G. B. in 
welchem Falle der letzte Beſitzer und rückſichtlich Verkäufer 
ſeine in Handen habende Originalgewähr nach der Anord— 
nung des Grundbuchspatentes der Grundobrigkeit zurückſtel— 
len muß. 

Nach dieſen Beſtimmungen iſt der Gewährbrief der ein— 
zig rechtliche Beweis über die rechtliche Erwerbung des Ei— 
genthums unbeweglicher Unterthansgüter, und nur derje— 
nige iſt als wahrer Eigenthümer und rechtlicher Beſitzer eines 
Gutes zu betrachten, auf welchen die Gewähr lautet, ſo 
zwar, daß ſelbſt nach geſchloſſenem Kaufcontracte, erfolgter 
körperlicher Uebergabe und erhaltenem phyſtſchen Beſitze, die 
Gefahr vorhanden iſt, daß der Gläubiger des vorigen Ei— 
genthümers, ſo lange dieſer noch an der Gewähr ſtehet, 
Hypothekarrechte auf eine ſolche Realität erwirken, oder 


wohl gar ein ſpäterer Käufer ſich an die Gewähr bringen 


laſſe, in welchen Fällen dem frühern Käufer und bloß phy— 
ſiſchen Beſitzer rur das meiſtens unfruchtbare Recht zuſtän— 
de, den Verkäufer um die Vertretung und Entſchädigung 
anzugehen. . 
So wie daher das eigene Intereſſe jeden neuen Erwer— 
ber einer unterthänigen Realität beſtimmt, dahin zu ſtre— 
ben, den Erwerbungstitel ſeines Eigenthumsrechtes ſo ſchnell 
als möglich in das Grundbuch zu bringen, und zum Be— 
weiſe deſſen einen Gewährbrief zu erhalten, ſo iſt doch auch 
dieſe Nehmung des Gewährbriefes zugleich eine geſetzliche 
Pflicht, welche der $. 1145 des b. G. B. ausſpricht. 
Doch beſteht dieſe Nöthigung nicht etwa deßwegen, da— 
mit der Obereigenthümer mit ſeiner Gewährbrieftaxe nicht 
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verkürzet werde, ſondern bloß zur Sicherſtellung ſowohl des 
Nutzungseigenthümers als auch des Obereigenthümers, da— 
mit nähmlich das Recht des letzteren nicht in Vergeſſenheit 
komme, und der Beſitzer nicht behaupten könne, daß er 
das Gut ſtets als ein vollſtändiges ungetheiltes Eigenthum 
beſeſſen, oder als ein ſolches erſeſſen habe. 

Uebrigens iſt hier noch zu bemerken, daß vermöge Hof: 
kanzleiverordnung vom 19. September 1817, Regierungs— 
Circulare vom 12. October 1812 von den Gewähren wider 
Wiſſen und Willen der Eigenthümer einem Fremden keine 
Abſchriften von den Grundbuchs- Aemtern ertheilt werden 
dürfen. 

N 41. 

Rückſichtlich der den Gewährbriefen vormahls zugeſtan— 
denen Beweiskraft beſtand ein Unterſchied zwiſchen den l. f. 
Städten und Märkten, für welche das Grundbuchspatent 
vom 1. September 1765 erlaffen war, und dem flachen 
Lande. Auf dem Lande galten die Gewähren bloß als ein vor— 
züglicher Beweis des Eigenthums, da hingegen wo das 
Grundbuchspatent wirkſam war, ſchon vorhin die Gewäh— 
ren als ein weſentliches Erforderniß des Eigenthums anzu— 
ſehen waren, denn im F. 1 dieſes Patents wird verordnet: 
„daß in das künftige keiner das Eigenthum oder den ſichern 
„Beſitz als mittelſt des Vormerkbuches überkommen ſolle.“ — 
Da nun dieſes Geſetz durch Patent vom 24. Juli 1765 
auf alle im Lande Oeſterreich unter der Enns gelegene Reali— 
täten aus gedehnt worden, ſo iſt hierdurch dieſer Unterſchied 
aufgehoben worden, und kann nur noch als Ausnahme von 
der allgemeinen Vorſchrift bei jenen wenigen Gründen und 
Realitäten etwa beſtehen, welche von Privaten oder Ge— 
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meinden von undenklichen Jahren her ohne alle Gewähr ru— 
hig und ungeſtört find benützt und beſeſſen worden, bei wel— 
cher daher auch, weil ſie in keinem Gewährbuche erſchei⸗ 
nen, der Fall nicht möglich iſt, daß ſich jemand anderer an 
die Gewähr bringen laſſe, und den rechtlichen Beſitzer ver— 
dränge. 1455 


Dritter Titel 
Von dem Rechte Sätze aus zufertigen. 


§. 1. 

Der Zweck des Grundbuches iſt nicht bloß die Erkennt— 
niß des rechtlichen Beweiſes über die Erwerbung des Eigen— 
thumsrechtes, ſondern auch der auf einem unterthänigen 
Gute haftenden Laſten, und iſt hierdurch zugleich ein Hy— 
potheken-Inſtitut zur Sicherſtellung der Pfandgläubiger eis 
nes unbeweglichen Gutes. 

| In dem Maße, als das Vertrauen auf die Zahlungs— 
fähigkeit des begüterten Schuldners die Seele des Handels 
und der meiſten Privatunternehmungen iſt, verdiente auch 
das Mittel, durch welches dieſes Vertrauen gewecket und 
unverbrüchlich ſichergeſtellt werden ſollte, eine beſondere Auf— 
merkſamkeit. Um nun dieſes auf die öffentliche und Privat— 
Wohlfahrt gleich wohlthätig einwirkende Hypotheken-Inſtitut 
und den demſelben geſetzlich zugeſprochenen Charakter der ci— 
vilrechtlichen Heiligkeit gründlich zu entwickeln, wird dieſe 
Abhandlung in folgende Abſchnitte getheilt und zwar: 

1. Der Begriff und Gegenſtand von Pfandrecht, Hy: 
pothek, Satz erörtert. 
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II. Von der Erwerbung und Löſchung eines s und 
der dießfälligen Procedur; endlich 

III. von den rechtlichen Folgen des erworbenen e 
thekarrechtes gehandelt. 


re en hen 
Begriff und Gegenſtand einer Hypothek. 


ia; 

„Das Pfandrecht ift nach §. 447 des b. G. B. das dinge 
„liche Recht, welches dem Gläubiger eingeräumt wird, aus 
„einer Sache, wenn die Verbindlichkeit zur beſtimmten Zeit 
„nicht erfüllet wird, die Befriedigung zu erlangen. Die Sa— 
„che, worauf dem Gläubiger dieſes Recht zuſteht, heißt 
„überhaupt ein Pfand. Iſt dieſe Sache, auf welche das 
„Pfandrecht eingeräumt wird, unbeweglich, ſo wird ſie eine Hy— 
„pothek oder ein Grundpfand genannt.” F. 448 des b. G. B. 

Die poſitiv rechtliche Erkenntnißquelle jedes dinglichen 
Rechtes auf unbewegliche Sachen iſt nach den §§. 521, 
425, 451 und 445 des b. G. B. das zur Eintragung desſel— 
ben beftimmte , von eigens dazu beeideten Beamten ge— 
führte öffentliche Buch, bei unterthänigen Realitäten das 
Grundbuch. 

In ſo ferne nun ein beſtimmtes Pfandrecht in dieſe öffent— 
lichen Bücher wirklich eingetragen, das Pfandrecht ſomit 
dinglich realiſirt wird, wird dieſes auf eine unbewegliche 
Sache realiſirte Pfandrecht nach dem gemeinen Sprachge— 
brauche ein Satz (Hypothek, Grundpfand) genannt. 

Die Sätze theilen ſich jedoch in Hauptſätze und in Su— 
perſätze, d. i. in unmittelbare und mittelbare Sätze. 


„Der Pfandinhaber kann — nach F. 454 des b. G. B. — 
„ſein Pfand, in ſoweit er ein Recht darauf hat, einem 
„Dritten wieder verpfänden, und in ſo fern wird es zum 
„Afterpfand, wenn zugleich letzterer, bei unbeweglichen 
„Gütern, die Afterverpfändung auf das erſte Pfandrecht in 
„die öffentlichen Bücher eintragen läßt.“ | 

Beiden, ſowohl dem Satze als Superſatze liegt derſelbe 
Rechtsbegriff zum Grunde, beide ſind bei der Erwerbung 
und Löſchung an dieſelben rechtlichen Formen gebunden, bei— 
den kommet eine gleiche rechtliche Wirkung zu Statten. 

. 

Rückſichtlich des Gegenſtandes geht ſchon aus dem bis— 
herigen hervor, daß in der Regel alle unbeweglichen Sachen 
und dinglichen Rechte, welche Gegenſtand des Grundbuches 
ſind, auch als ſolche Gegenſtände rechtlich erſcheinen, auf 
welche ein Pfandrecht als Hypothek, ein Satz erworben 
werden kann, wie z. B. auf Häuſer, Haus- und Ueberländ— 
gründe u. ſ. w. A 

Gewöhnlich hat die Hypothek die Bedeckung ausſtändiger 
dargeliehener Geldbeträge zum Gegenſtande, oder es hans 
delt ſich hiebei, um den Anſpruch auf ein unbewegliches Gut 
ſelbſt, oder deſſen Früchte durch Erhebung zu einem ding— 
lichen Rechte für jeden Fall ſicher zu ſtellen, oder um hie— 
durch eine ordentliche Dienſtbarkeit zu erlangen. 

Im g. 11 des Patents vom 1. September 1765 heißt 
es: „Alle einem Gute entweder bereits anklebenden, oder 
»künftig beigelegt werden wollenden Eigenſchaften und Be— 
»ſchwerden, mithin alle substitutiones, servitutes oder 
„andere onera, was immer Nahmen ſie haben mögen, 
„ſollen dem Vormerkbuche ordentlich einverleibt werden.“ 


g 281 

Es können daher Schuldforderungen, dieſelben mögen 
titulo oneroso oder lucrativo entjtanden ſeyn, vorgemerz 
ket werden, damit der Gläubiger hiedurch zu feiner Sicher— 
heit ein Pfandrecht auf das Gut ſeines Schuldners erhalte. 
Eben ſo iſt der ſchon wirklich erworbene Anſpruch auf das 
Gut ſelbſt, die Früchte desſelben, oder auf einen Theil der 
Benutzung ein Gegenſtand der Hypothek, und wird erſt 
durch die Eintragung in die öffentlichen Bücher aus einem 
perſönlichen Rechte zu einem dinglichen. Beiſpiele dieſer Art 
ſind, wenn mir Jemand ſein Haus mit der Bedingung ge— 
ſchenkt oder verkauft hat, es erſt nach 2 Jahren abtreten 
zu wollen, oder wenn mir Jemand nach dieſer Zeit den Ge— 
nuß des Erträgniſſes desſelben zugeſichert hat, oder wenn 
er endlich einen Contract mit mir geſchloſſen hat, mir die 
Bewohnung desſelben durch eine feſtgeſetzte Zeit gegen einen 
beſtuamten Zins zu überlaffen , fo kann ich, um mir dieſe 
Anſpruche auf das Haus dergeſtalt zu ſichern, daß ich ſie 
nicht bloß gegen den dermahligen, ſondern auch gegen jeden 
nachfolgenden Beſitzer des Hauſes geltend machen kann, die— 
ſelben auf das Haus ſatzweiſe einverleiben oder vormerken 
laffen. Endlich kann man allerlei Beſchwerden oder Ver 
bindlichkeiten, welche der Eigenthümer eines Gutes auf 
was immer für eine Art übernommen hat, auf dieſes Gut 
verſichern laſſen, und fie dadurch zu einer Dienftbarkeit ma— 
chen, denn auch eine auf einem unterthänigen Gute haften 
ſollende Dienſtbarkeit überhaupt wird erſt durch die Eintra— 
gung in die öffentlichen Bücher zu einem ſolchen dinglichen 
Rechte, welches gegen jeden Beſitzer des Gutes wirkſam iſt, 
ohne einer ſolchen Eintragung bleibt es ein dinglich perſoͤn— 
liches Recht, welches zwar eine Sache zum Gegenſtande 
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hat, das jedoch nur gegen den Contrahenten geltend gemacht 

werden kann. „Das Recht der Dienſtbarkeit — verordnet 

„der g. 481 des b. G. B. — kann auf unbewegliche Sachen, 
„und überhaupt auf ſolche Gegenſtände, die in öffentlichen 
„Büchern eingetragen ſind, nur durch die Eintragung in 

| „dieſelben erworben werden.” $. 526 des b. G. B. 

Aus demfelben Grunde find auch die radieirten Gewerbe 
einer Verhypothecirung fähig, weil ſelbe einen wahren Theil 
des Hauſes und ſeines Werthes ausmachen, und in der 
Hausgewähr als ein integrirender Theil erſcheinen. In dies 
fer Rückſicht enthaltet das an das N. Oe. Appellationsge⸗ 
richt erlaſſene Hofdecret vom 7. November 1795 3. 133 
die nöthigen Beſtimmungen, und das Hofdecret vom 20. 
Februar 1795 verordnet $. 2: „Radicirte Gewerbe, das 
zit ſolche, welche ausdrücklich in der Hausgewähre enthal— 
„ten ſind, mithin einen wahren Theil des Hauſes und ſei— 
„nes Werthes ausmachen, gehören in das ordentliche Grund— 
„buch und kann hierauf eine Verpfändung und Schuldvor— 
„merkung nirgends anderswo, als eben bei gemeldtem Grund— 
„buche Platz greifen. Sie ſind von dem Hauſe ohne Vor— 
„wiſſen und eigene Bewilligung der k. k. Landesſtelle nicht, 
„mit Vorwiſſen und Bewilligung der letzteren aber auch 
„nur in ſo fern trennbar, als vorläufig die Sache mit 
„den auf einem ſolchen mit radicirtem Gewerbe verſehenen 
„Hauſe vorgemerkten Gläubigern, ſo wie auch mit der 
„Grundherrſchaft wegen der ihr auf einem ſolchen radicirten 
„Gewerbe zuwachſenden grundherrlichen Gerechtſamen, Ma— 
„ßen bei der aus beſondern Urſachen erfolgenden Trennung ei— 
„mes radicirten Gewerbes von dem vorigen Haufe jenes in 
„der nähmlichen Eigenſchaft auf ein anderes Haus über⸗ 
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„tragen und der Hausgewähr des neuen Hauſes eingeſchaltet 
„werden muß, ausgeglichen und berichtiget werden muß. 
„Eben dieſe Gewerbe unterliegen daher, wie alle einer grund— 
„herrlichen Realität anklebenden Gerechtſame dem nexus 
„der Grundobrigkeit und ſeinen Folgen.“ 

Eine ähnliche Entſcheidung enthält das an das J. und 
O. Oeſterreichiſche Appellationsgericht ergangene Hofdecret 
vom 25. Mai 1788 3. 854 über die geſchehene Anfrage, 
ob die Handwerks-Befugniſſe einer Vormerkung fähig ſeyen. 

Eben ſo verordnete das Hofdecret vom 18. September 
1795: „daß alle von dem Jahre 1756 her mithin durch 
9540 Jahre in das ſtändiſche Gültbuch und Einlage als ra— 
„dicirt gezogene und hiernach mit der angemeſſenen Steuer 
„belegten Gewerbe, auch als ſolche in den Gewähren, wo 
udieſe Radicirung nicht ausgedrückt iſt, vorgemerkt, und 
„auf ſolche nach Vorſchrift vom 22. September 1785, 18. 
„März 1754 und 12. Mai d. J. Sätze vorgemerkt werden 
„können.“ 8 

Von der bisher angeführten Regel, daß nur unbeweg— 
liche Sachen, welche Gegenſtand des Grundbuches find, 
auch als Gegenſtände einer Hypothek betrachtet werden kön— 
nen, machen die verkäuflichen Gewerbe eine Ausnahme, denn 
obſchon dieſe einem Hauſe nicht ankleben, und daher in der 
Gewähr und dem Grundbuche nicht vorkommen, ſo werden 
doch über ſelbe bei den Dorfobrigkeiten ordentliche Vormerk— 
protocolle geführt, und können auf ſelbe Sätze, Hypotheken 
erwirket werden. Hofdecret vom 20. Februar, Regierungs— 
Circ, vom 5. März 1795. Da jedoch dieſe Sätze auf ver 
käufliche Gewerbe nicht in die Sphäre der grundherrlichen 
Rechte und denſelben zuſtehenden dinglichen Gerichtsbarkeit 
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gehören, ſo wird hievon in dem Titel von der Dorfobrigkeit 
das Mehrere erwähnt werden. 


Als eine weitere Tusnahme dürfen die Schiffmühlen an- 


geſehen werden, denn obwohl ſelbe mit Hofkanzleiverordnung 
vom 17. März 1808 als bewegliche Sachen erkläret wur— 
den, ſo beſtehen doch bei allen Grundherrſchaften, in deren 
Bezirke Schiffmühlen ſich befinden, feit uralten Zeiten ſo— 
genannte Haft- oder Vormerkbücher, in welche fo wie bei 
den Grundbüchern der jeweilige Beſitzer und der Rechtötitel 
ſeines Eigenthumsrechtes, der Kauf-Schenkungsvertrag u. 
ſ. w. mit dem Kaufswerthe der Schiffmühle eingetragen iſt. 
In dieſe Haft- oder Vormerkbücher werden dann auch die 
Gläubiger mit ihren Forderungen ſatzweiſe eingetragen. So 
ſind zum Beiſpiele in dem grundherrlichen Bezirke des Stifts— 
gerichtes Kloſterneuburg Schiffmühlen, welche in den Vor— 
merkbüchern in einem Werthe von mehr als 10,000 fl. ein— 
getragen ſind, auf die von jeher Hypotheken ertheilet, ja 
ſogar bedeutende Summen von Waiſengeldern dargeliehen 
und in den Haftbüchern verhypothecirt wurden. 

Dieſe Ausnahme ſcheinet auch durch das Regierungsde— 
eret vom 15. Mai 1814 als gegründet und geſetzlich zuläf: 
ſig anerkannt worden zu ſeyn. 


II. A b ſ chi 
Von der Erwerbung und Löſchung eines Ca 
tzes und der dießfälligen Procedur. 


1 §. 1. 
Was die Erwerbung und Löſchung eines Satzes und die 
dießfällige geſetzliche Procedur anbelangt, ſo wird die Ab— 
handlung hierüber in folgender Form durchgeführet, und zwar 
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A. von der Erwerbung eines Satzes insbeſonders 
a. bei welcher Gerichtsſtelle ſolche geltend gemacht wer— 
den kann, 
b. von den Vorbedingungen dieſer Erwerbung in Hin— 
ſicht des Rechtstitels und der Erwerbungsart, 
c. von der grundbuchsämtlichen Procedur, endlich 
d. von den Rückſichten bei Superſätzen, 
dann 
B. von der Löſchung der Sätze gehandelt. 


. 2. 
A. 


Wie ſchon erwähnet wurde, wird ein Pfandrecht auf 


unterthänige Realitäten nach den ſchon oben (II. Titel, 2. §.) 


angeführten 99. 521,425, 431 und 445 des b. G. B. dann 
nach dem Tract. de jur. incorp. tit. IV. 9.9, und dem 
Grundbuchspatente vom 1. September 1765 nur durch die 
ordentliche Eintragung in die dazu beſtimmten öffentlichen 
Bücher, Grundbücher wirklich erworben. 


Insbeſondere aber beſtimmt der §. 451 des b. G. B.: 


„Um das Pfandrecht wirklich zu erwerben, muß der mit 
„einem Titel verſehene Gläubiger die verpfändete Sache, 
„wenn ſie beweglich iſt, in Verwahrung nehmen, wenn ſie 
„unbeweglich iſt, ſeine Forderung auf die zur Erwerbung 
„des Eigenthums liegender Güter vorgeſchriebene Art ein: 
„verleiben laſſen. Der Titel allein gibt nur ein perſönliches 
„Recht zu der Sache, aber kein dingliches Recht auf die 
„Sache.“ 
Die wirkliche Erwerbung eines Satzes wird daher durch 
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die wirkliche Eintragung in die öffentlichen Bücher begründet, 
und ſetzet einen gültigen Rechtstitel als Bedingung voraus. 

a. Nach dem tract. de jur. incorp. und den Grund: 
buchspatenten ſind dieſe öffentlichen Bücher den Grundherr— 
ſchaften anvertraut, und zur Eintragung derlei Hypotheken 
iſt die Führung eigener Satzbücher anbefohlen. Die Geſuche 
um Erwirkung einer Hypothek, eines Satzes ſind demnach bei 
der Grundherrſchaft, welcher das als Hypothek anzuſpre— 
chende Gut unterſteht, anzubringen. 

Abgeſehen von den Landtafel- und Grundbuchspatenten 
ift dieſe Beſtimmung in dem Hofdecrete vom 4. October 1784 
3. 347 und dem Patente vom 15. März 1785 enthalten. 
Das Hofdecret vom 4. October 1784 verordnet: „Dieſes 
„Pränotirungsgeſuch ſey noch ferner bei dem Landrechte, 
„wenn die Pränotirung auf einen landtäflichen Körper ge— 
„ſchehen ſoll, oder bei dem Grundbuche, unter welchem 
„das betreffende unbewegliche Gut ftehet, anzubringen. — — 
„Wenn über die bewilligte Pränotirung oder über die Rich— 
„tigkeit der pränotirten Forderung Streit entſtehet, und 
„entweder der Gläubiger vor oder nach erfolgtem Wider— 
„ſpruche des Schuldners eine ordentliche Klage zur Liquidi— 
„rung feiner pränotirten Forderung einreichen, oder der 
„Schuldner ihn zur Darthuung der Richtigkeit der pränotir— 
„ten Forderung auffordern will, ſey in ein ſo anderem Falle 
„das Klagrecht vor des Schuldners perſönlichem Richter an— 
„zubringen, und habe ſich die Realjurisdiction in dießfällige 
„Verhandlung des Geſchäftes und die Urtheilsſchöpfung nicht 
„einzumengen.“ — Ein gleiches wird in dem Hofdecrete vom 
18. November 1796 3. 324 beſtätiget. 

Hieraus erhellet zugleich, daß nur die Geſuche um Er— 
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wirkung eines Satzes, in fo ferne fie nicht die Bitte um 
Erkenntniß über ein ſtreitiges Recht enthalten, zur Compe— 
tenz der dinglichen Gerichtsbarkeit gehören, daß jedoch, ſo— 
bald über die erwirkte Satzvormerkung ein Rechtsſtreit ent— 
ſteht, dieſer bei dem perſönlichen Richter des Geklagten 
ausgetragen werden müſſe, und jede derlei Entſcheidung in 
die Sphäre der perſönlichen Gerichtsbarkeit gehöre. 

Eine Ausnahme von der Regel, daß alle Geſuche um 
Erwirkung eines Satzes bei der Grundherrſchaft eingebracht 
werden müſſen, beſteht in Folge Hofdecretes vom 18. Sep— 
tember 1786 rückſichtlich der Fiscalämter, welchen es frei— 
ſteht, entweder vorzüglich in dringenden Fällen ihre Vormer— 
kungsgeſuche bei der Grundherrſchaft dem foro rei sitae un— 
mittelbar einzureichen, oder bei dem Landrechte nähmlich je— 
ner erſten Inſtanz anzubringen, die in allen Real- und Per— 
ſonalgeſchäften der Fiscalämter active und passive privile— 
girter Richter iſt. Im letztern Falle muß das Landrecht die 
betreffende Grundherrſchaft um Vornahme der Amtshand— 
lung mittelſt Erſuchſchreiben angehen. 

Rückſichtlich des Wiener Stadt-Magiſtrates wurde mit 
Hofdecret vom 13. März 1794 3. 161 verordnet: „Ob— 
„wohl das Grundbuch der Stadt Wien dem Civil-Magi— 
„itrate nicht untergeordnet werden kann, ſo ſollen doch Fünf: 
„tig alle diejenigen Geſuche, die zur Ertheilung oder Lö— 
„hung eines Pfandrechtes und daher zur Ausfertigung eis 
„nes Satzbriefes oder Vornehmung einer Vormerkung über— 
„teichet werden, ohne Unterſchied bei dem Einreichungspro— 
„tocolle des Juſtizſenates überreichet, bei dem Juſtizſenate 
„vorgetragen, berathfchlagt und erlediget, auch die dießfäl— 
nligen Rathſchläge, ſo wie fie eine grundbuchsämtliche Hand» 
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„lung mit ſich ziehen, unmittelbar dem Grundbuche zur 
„Vollziehung intimiret werden.“ 

$. 3. 


b. Unter den Vorbedingungen, bei deren Vorhanden— 


ſeyn eine Hypothek errichtet werden kann, iſt nach den SS. 


432 und 445 des b. G. B. vor allem nothwendig, daß der: 
jenige, wider welchen ein Satz errichtet werden will, auf 
die betreffende Realität ſelbſt als Eigenthümer an die Ge— 
währ geſchrieben ſtehe. 

Wenn daher ein Gut verkauft wird, fo kann derjenige, 
der es gekauft hat, wenn gleich der Contract ganz abgeſchloſ— 
fen, und der Kaufſchilling ausgezahlt iſt, doch fo lange er 
ſich nicht an die Gewähr bringen läßt, niemanden ein Recht 
zur ſatzweiſen Einverleibung ertheilen, ſondern es können 
dagegen noch immer die Gläubiger des Verkäufers ihre For— 
derungen darauf verhypotheciren laſſen, weil, wie in dem 
Titel von den Gewähren umſtändlich entwickelt worden iſt, 
beim Grundbuche nur derjenige, welcher an die Gewähr ei— 
nes Gutes geſchrieben iſt, als Eigenthümer desſelben ange— 
ſehen werden, und ſomit ſolches verpfänden kann. In dem 
eben erwähnten Falle müßte daher der Käufer, welchem das 


erkaufte Gut mit einer neuen dinglichen Laſt beſchweret 


würde, ſelbſt, obſchon der Kauf ganz abgeſchloſſen worden, 
doch die vorgemerkte Forderung entweder bezahlen, oder die 
Executirung des Gutes gewärtigen, und bliebe ihm nur 
übrig, dießfalls den Verkäufer um die Entſchädigung an— 
zugehen. 

Hat jemand nur den Fruchtgenuß aber nicht das wirk— 
liche Eigenthum eines Gutes, ſo können ſeine Schulden 
oder ſonſtigen Verpflichtungen auch nur auf die Früchte dieſes 
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Gutes vorgemerket werden, und dauert die dadurch auf die 

Früchte erlangte Sicherheit auch nur fo lange, als der Ders 

pflichtete den Genuß hat, da Niemand mehr Rechte einräu— 
men kann, als er ſelbſt hat. 

Von dieſer allgemeinen Regel, daß eine Hypothek nur 
gegen denjenigen, welcher an der Gewähr des zu verpfänden— 
den Gutes ſteht, erwirket werden könne, gibt es eine Aus— 
nahme in Erbfällen, wo ſich zugleich die Gläubiger des Erb— 
laſſers, und jene des Erben auf das Vertlaſſenſchaftsgut 
vormerken zu laſſen berechtiget ſind. Erſtere können nähm— 
lich auch nach dem Tode des Erblaſſers, ihres Schuldners, auf 
deſſen hinterlaſſene Realität ſich vormerken laſſen, denn ſchon 
in dem Grundbuchspatente vom 1. September 1765 $. 12 
iſt dieſe Berechtigung enthalten, doch iſt ſolche in den über 
die Erwerbung des Eigenthums und des Pfandrechtes aus— 
geſprochenen Grundſätzen des b. G. B. deutlich erkennbar, 
nach welchen nur derjenige als Eigenthümer rechtlich betrach— 
tet werden kann, der im Grundbuche an der Gewähr ſteht, 
und zwar fo lange als dieſes der Fall iſt, daher auch eben 
fo lange gegen ihn Pfandrechte und Hypotheken erwirket wer— 
den können. Insbeſondere ſtellet nach $. 547 b. G. B. der 
Erbe, ſobald er die Erbſchaft angenommen hat, in Rückſicht 
auf dieſelbe den Erblaſſer vor. Beide werden, in Beziehung 
auf einen Dritten für eine Perſon gehalten. Vor der An— 
nahme des Erben wird die Verlaſſenſchaft fo betrachtet, als 
wenn ſie noch von dem Verſtorbenen beſeſſen würde, weß⸗ 
wegen auch nach §. 548 b. G. B. beſtimmt wurde: „Ver⸗ 
„bindlichfeiten, die der Erblaͤſſer aus feinem Vermögen zu 
pleiſten gehabt hätte, übernimmt fein Erbe.“ 

eg fo können aber auch die Gläubiger eines Erben ſelbſt 
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früher, als das ererbte Gut dem Erben eingeantwortet 
worden iſt, auf ſelbes ihre Forderungen in das Grundbuch 
eintragen laſſen, nur muß dann auch die letztwillige Anord— 
nung des Erblaſſers eingetragen werden. Bei dirfer Eintra— 
gung der Forderungen der Gläubiger des Erben muß jedoch 
der Beiſatz gemacht werden, daß dieſe Vormerkung oder 
Einverleibung den bei der Verlaſſenſchafts-Abhandlung ſich 
äußernden Sprüchen und Forderungen nicht nachtheilig und 
in Anſehung des Pfandrechtes erſt nach erfolgter Verlaſſen— 
ſchafts Einantwortung, und auch dann erſt der Ordnung 
nach (Juxta prioritatem temporis) wirkſam ſeyn ſolle. Die⸗ 
ſes beſtimmt das Hofdecret vom 27. Mai 1782, welches 


zwar nur die Pränotirungsbewilligung für landtäfliche Güter 


ertheilet, bei dem Umſtande jedoch, da die in Landtafels 
ſachen erlaffenen Geſetze auch für die Grundbücher Anwen⸗ 
dung leiden, indem das Recht der Vormerkung mit Patent 
vom 24. Juli 1795 auf gleiche Art durchaus auf dem Lande 
eingeführt worden, allerdings auch für die Grundbücher 
wirkſam iſt. 

Deutlicher enthält die dießfällig geſetzliche Begründung 
der $. 822 b. G. B. in den Worten: „Gläubiger des Erben 
„können zwar das ihm angefallene Gut auch vor der an ihn 
„erfolgten Einantwortung mit Verboth, Pfändung oder Vor— 
„merkung belegen, eine ſolche Sicherſtellung kann jedoch 
„nicht anders, als mit dem ausdrücklichen Vorbehalte er— 
„theilt werden, daß ſie den bei der Abhandlung der Ver— 
„laͤſſenſchaft vorfommehden Anſprüchen unnachtheilig, und 
„erſt von Zeit der erlangten Einantwortung wirkſam ſeyn 
le.“ 

Die übrigens üblich geweſenen vor der Gewähranſchrei— 


—— 
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bung ausgefertigten Meldbriefe find durch Verordnung vom 
21. September 1802 abgeſtellet worden. 

$. 4. 
Eine weitere Vorbedingung der Erwerbung eines Satzes 
iſt der Rechtstitel hiezu, $. 451 des bürgerlichen Geſetz— 


buches. 


„Das Pfandrecht bezieht ſich zwar immer auf eine gül— 
„tige Forderung, heißt es $. 449 des bürgerlichen Geſetzbu— 
„ches, aber nicht jede Forderung gibt einen Titel zur Er: 
„werbung des Pfandrechtes. Dieſer gründet ſich &) auf das 
„Geſetz, 8) auf einen richterlichen Ausſpruch, Y) auf ei: 
„nen Vertrag oder §) den letzten Willen des Eigenthümers.“ 

a) Vormahls beftanden mehrere Hypotheken, die ſchon 
in dem Geſetze ihren letzten Grund fanden, und wurden 
tacitae et legales hypothecae und credita privilegiata 
genannt. Da jedoch dieſe ſtillſchweigenden und privilegirten 
geſetzlichen Pfandrechte fchon in dem Grundbuchs-Patente vom 
= er 1765 als aufgehoben erklärt wurden, ſo iſt hier 
nur jener Fälle zu erwähnen, welchen nach $. 450 des bür— 
gerlichen Geſetzbuches mit Rückſicht auf das Kundmachungs— 
Patent vom 1. Juni 1811 noch derzeit aus dem Geſetze 
ein 1 Recht zuſteht. Dieſe find :- 

. Die Landesanlagen, für welche in früheren Zelten 
die he und Anticipation oblag, die jedoch mit Patent 
vom 20. Jänner 1814 aufgehoben iſt. 

Unter den Landesanlagen werden jedoch nicht nur die 
landesfürſtlichen Steuern, ſondern auch die grundherrlichen 
Giebigkeiten verſtanden. Patent vom 1. September 1765. 

Jedoch auch dieſen Landesanlagen kömmt das geſetzliche 
Hypothekar-Recht nur durch 3 Jahre zu Guten. „Von 
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„der oben F. 3 feſtgeſetzten Regel — heißt es im Patente 
„vom 1. September 1765 §. 15 — daß fürohin denen ver— 
»ſchwiegenen geſetzmäßigen Verpfändungen der von Rechts 
„und Gewohnheitswegen ihnen bis nun zugekommene 
„Vorzug benommen ſeyn ſolle, nehmen Wir die Landesan— 
„lagen aus, doch allein jene, welche von den letzten 5 Jah— 
„ren herrühren, und deren Betrag mithin von den treuher— 
„zigen Gläubigern unſchwer ausfindig gemacht werden kann, 
„maßen für die übrigen, der, fo fie hätte eintreiben ſollen, 
„und in deren Eintreibung ſaumſelig geweſen, zu ſtehen ha= 
„ben wird, und zwar dergeftalt, daß der Ausſtand nur bei 
„jenem immobili, wo felber haftet, und keinesweges bei 
„einem andern, obſchon dem nähmlichen Eigenthümer auge: 
„hörigen Gute erhohlet werden ſolle.“ 

Dieſelbe Beſtimmung enthält auch der F. 16 der allge— 
meinen Concursordnung mit Rückſicht auf das Patent vom 
28. December 1782 in Betreff der Trankſteuer, das Hof: 
decret vom 6. November 1786 und 15. Jänner 1787, 
dann das Hofdecret vom 20. März 1800 rückſichtlich der 
rückſtändigen Zollbeträge. 

Ein gleiches geſetzliches Hypothekar— Recht genießen in 
Concursfällen 

2, die Krankheits- und Leichenkoſten mit Rückſicht auf 
die Modificationen des §. 15 der allgemeinen Concursord— 
nung vom 1. Mai 1781, 

5. die Koften für Errichtung der Vermögens-Verzeich— 
niſſe oder Inventarien, für die gerichtlichen Commiſſäre und 
Curatoren, und eben fo nach §. 14 der Concursordnung die 
Ansprüche jener, welche nach eröffnetem Concurſe für die 
Maſſe ſelbſt etwas verwendet, oder für ſelbe Pee ha⸗ 
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ben, als der Vertreter der Maſſe und der Verwalter des“ 
Vermögens, 

4. die Beſoldungen und Koſtgelder für die Dienſtbothen 
ebenfalls von 3 Jahren zurückgerechnet, F. 15 der Concurs— 
ordnung, 

5. nach $. 15 der Concursordnung noch überdieß die 
Trauerkoſten, doch nur in dem Falle, wenn der Verſchul— 
dete vor Eröffnung des Concurſes geftorben iſt, ferner 

6. die Rauchfangkehrer mit ihrem Verdienſte von einem 
Jahre vom Tage des eröffneten Concurſes zurückgerechnet. 

Rückſichtlich dieſer Fälle zu 2, 3 und 4, enthält ſchon 
das Patent vom 1. September 1765 F. 15 Folgendes: 
„Wie wir dann auch von oberwähnter Regel nebſt den drei— 
„jährigen Landesanlagen noch ausnehmen, die auf die letz— 
„tere Krankheit, auf die Beerdigung, Errichtung der Ver— 
vmögens-Verzeichniſſe oder Inventarien, für die Commiſ— 
„ſäre und gerichtlichen Obſorger oder Curatoren benöthigten 
„Unkoſten, dann die Beſoldung und Koſtgelder deren Dienſt— 
„bothen, wenn ſelbige drei Jahre nicht überſteigen.“ 

Das den Hausgenoſſen in Anſehung ihres ausſtändigen 
dreijährigen Liedlohnes eingeräumte geſetzliche Vorzugsrecht 
kömmt zu Folge Hofdecretes vom 15. Jänner 1787 ihnen 
auch, wenn ſie wirklich zur Zeit der Verhandlung der Ver— 
laſſenſchaft oder des Concurſes nicht mehr im Dienſte ſtehen, 
und eben fo den als Hausgenoſſen ihren verſchuldeten Aeltern 
dienenden Kindern zu Statten. 

Ueber dieſe Fälle nun folgte im Grundbuchs-Patente 
die Beſtätigung, daß dieſe die einzigen Ausnahmen ſeyn ſol— 
len, und zwar im §. 16 dahin: 
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„Alle übrige von den Geſetzen eingeführte Pfandge— 
„rechtfame aber ſollen hiemit in Anſehung deren in dem 
„Vormerkbuche innliegenden unbeweglichen Güter, um Wil— 
„len ſie mit dem bei Einführung dieſes Vormerkungs⸗Inſti⸗ 
„tuts vor Augen habenden heilfamen Endzwecke ſich nicht 
„vereinbaren laſſen, gänzlich aufgehoben ſeyn.“ 

Daher iſt ſelbſt den Forderungen des Aerars an verrech— 
nende Beamte, Pächter, Lieferanten kein beſonderer geſetz⸗ 
mäßiger Vorzug eingeräumet. Hierüber ſagt der §. 14 des 
Grundbuchs-Patents ausdrücklich: „Wie Wir denn auch 
„wegen deren Reſten, die uns verrechnende Diener ſchuldig 
„verbleiben dürften, noch bei denen Pächtern, Lieferanten, 
„oder bei jenen, welche ſonſt mit dem Aerario verflochten 
„ſind, wegen nicht entrichteter Mauthgebühr, noch auch 
„ex capite juris primipilaris zum Nachtheile des vorge— 
„merkten Gläubigers gar kein Vorrecht uns zueignen. 

Doch beſteht noch eine Ausnahme 

7. rückſichtlich der ſogenannten Octava des Werthes 
der Dominical-Güter. 

Da die Dominien als Obervormundſchafts- Behörden 
die Verwaltung des Waiſen- und Depoſiten-Vermögens auf 
ſich haben, ſo iſt zur Sicherſtellung der Unterthanen in An— 
ſehung deſſelben der achte Theil des Werthes jeder Herrſchaft 
geſetzlich verpfändet, welche Sicherheitsanſtalt ſchon durch 
das Landtafel: Patent vom 24. November 1758 eingeführt 
worden iſt, wo es am Ende des §. 25 heißt: i 

„Um damit aber auch wegen denen Pupillengeldern de— 
„ren Unterthanen, item denen zu den Herrſchaften anlie— 
„genden Depoſiten- und Währungsgeldern, die behöͤrige 
„Verſicherung verſchafft werde, als ſolle der achte Theil des 
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„Werthes des Gutes zu derenſelben Sicherheit nicht nur 
„für beſtändig fürgemerkt ſeyn, ſondern es ſollen auch 
„ſämmtliche Herrſchaften von dem, was in erſterwähnten 
„Schulden bei ihnen haftet, genaue und verläßliche Speci— 
»ficationen einzuſchicken haben, wo folglich woferne der 
„Betrag den achten Theil des Werthes des Gutes zu über— 
„iteigen befunden würde, das Superplus gleichmäßig fürge— 
»„merket und in fo lange bis ſelbes getilgt iſt, haftend ver— 
„bleiben folle.” — Patent vom 18. Aprill 1784 und 25. 
September 1789. 

Insbeſonders verordnet dießfällig das Patent vom 10. 
Juli 1789: ü * 1 

„F. 1. Wenn die aus dem Bande der Unterthänigkeit 
„entſpringenden Forderungen der Unterthanen an ihre Obrig— 
„keit vor Verlauf der im F. 2 des Patentes vom 18. Aprill 
„1784 feſtgeſetzten dreijährigen Friſt angebracht worden ſind, 
„fo gebühret denſelben, in fo ferne es die Fälle für das 
„Verfloſſene betrifft, bei Concurſen (Ganthandlungen) die 
„zweite Claſſe nähmlich das Pfandrecht, und zwar, wenn 
„der über die Klage der Unterthanen ergangene Spruch der 
„politifhen Behörde bei der Landtafel vorgemerket worden 
„iſt, von dem Tage der Vormerkung, außerdem aber nach 
„allen landtäflich vorgemerkten Gläubigern. 

„I. 2. Für die künftigen Fälle fol die ſogenannte Oe— 
„tava oder der achte Theil des Werthes jeder Herrſchaft 
„zur Sicherheit der aus dem Bande der Unterthänigkeit ent— 
„ſtehenden, und vor Verlauf der feſtgeſetzten dreijährigen 
„Friſt angebrachten Unterthansforderungen vorzüglich und 
Halſo haften, daß auch ohne Vormerkung ſolchen Forderun— 
„gen das Pfandrecht bis auf den achten Theil von dem Wer: 
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„das weitere Pfandrecht aber nur, foweit dieſe Octava zur 
„Bedeckung der Untexthans-Forderungen nicht zureichte, ent— 


„weder vom Tage der geſchehenen Vormerkung, oder wenn 


„keine Vormerkung geſchehen wäre, nach allen vorgemerkten 
„Gläubigern eintrete.“ ö 

Wie dieſe Anordnung ſpäter beſtätiget worden, und was 
ungeachtet der geſetzlich verpfändeten Octava zur Verſiche— 
rung des Waiſenvermögens und überhaupt aller Unterthans— 
Forderungen an die Herrſchaften vorzukehren iſt, wird in der 
von der perſönlichen Gerichtsbarkeit handelnden Abtheilung 
umſtändlich angeführt werden. 

Endlich erhält | 

8. bei einer vorgemerkten Schuldforderung der Gläu— 
biger nicht nur das Pfandrecht in Anſehung des dargeliehe— 
nen, auf dem Gute haftenden Capitals, ſondern auch in 


Anſehung der bedungenen geſetzmäßigen Zinſen, in ſoferne 


fie nicht über drei Jahre uneingeklaͤgt ausſtändig find. Dieſe 
Beſtimmung erfolgte im $. 25 des Grundbuchs-Patents vom 
Jahre 1765, wo es heißt: „Um damit aber wegen deren 
„Intereſſen, welche von dem vorgemerkten Capitale gebüh— 
„ren, kein Anſtand ſeyn möge, fo wollen Wir gerechteft 
„verordnet haben, daß dem Intereſſe, wenn der Gläu— 
»„biger ſolches bei dem Schuldner durch längere Zeit als durch 
v„drei Jahre freiwillig hat anſchwellen laſſen, nur auf drei 
„Jahre das Vorrecht gebühren ſolle, welches der Haupt— 
„ſumme zu Statten kommt; woferne aber der Creditor nach 
„Verlauf der drei Jahre die Intereſſen gerichtlich eingeklagt, 
„und die Fortſetzung der Execution ſeines Orts nicht hat er— 
„winden laffen, in dieſem Falle behalten die auch durch 


„the des Gutes vor allen vorgemerkten Gläubigern gebuͤhre, 
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„mehrere Jahre ausſtändigen Intereſſen das Vorrecht gleich 
„renen, welche binnen drei Jahren angeſchwollen find. Wo: 
„hingegen das uneingeklagte über drei Jahre ausſtändige In— 
„tereſſe allen andern fürgemerkten Poſten, und denen davon 
„durch drei Jahrgänge ausſtändigen Intereſſen nachzugehen, 
„nach deren Bezahlung jedoch wieder in die Ordnung, wie 
„das Capital fürgemerkt iſt, 8 hat, und weiters 
„bezahlt werden ſolle.“ 

Dieſelbe Beſtimmung enthält der F. 18 der allgemei— 
nen Concursordnung. 

Die Weſenheit des Begriffes des in den bisherigen Fäl— 
len beſtimmten geſetzlichen Hypothekar-Rechtes beſtehet darin, 
daß auch ohne beſondere Eintragung in die Grundbücher obige 
Poſten aus dem betreffenden Gute Sicherheit und Befriedi— 
gung erhalten. 

8 

PD) In wie fern das Gericht ein Pfandrecht, eine Hy— 
pothek einräumen könne, beſtimmt die Gerichtsordnung, er— 
wähnet der §. 450 des bürgerlichen Geſetzbuches. 

Zur Verleihung einer derlei Hypothek wird der Richter 
entweder von Amtswegen oder auf Anlangen einer Partei 
beſtimmt, letzteres iſt Regel, erſteres die Ausnahme. 

Die Verordnung von Einverleibungen und Vormerkun— 
gen von Amtswegen hat nur Statt in Anſehung der min— 
derjährigen, und aller unter der Curatel ſtehenden Perſo— 
nen, für deren Sicherheit, wenn die Vormünder oder Cu— 
ratoren ihrer Pflicht dießfalls nicht Genüge leiſten ſollten, 
die Obrigkeit von Amtswegen zu ſorgen hat. Das Grund— 
buchs-Patent ſagt ſchon §. 19: „Es hat der Richter für 
„die Sicherheit des denen minderjährigen Kindern oder Pu— 
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„Vermögens von Amtswegen zu ſorgen, dannenhero ſoll bei 
„den Abhandlungen hierauf beſonders reflectirt, und die 
„Sperre nicht eher, als bis die Sicherheit hergeſtellet iſt, 
„abgethan werden, als im widrigen das Gericht vor allen 
„Schaden zu haften ſchuldig ſeyn ſolle.“ — und im H. 20 heißt 
es: „es ſollen in dem Falle, da die ſich verheirathete Per— 
„ion ihr Gut ſelbſt zu verwalten noch nicht im Stande iſt, 
„diejenigen, welchen nach Bewandtniß deſſen Obſorge obliegt, 
„als Aeltern, Gerhaben und Obergerhaben der Vormerkung 
„halber die nöthige Vorſehung zu thun, noch mehr aber die 
„Richter, ein ſolches alsdann ſich angelegen ſeyn zu laſſen 
„gehalten ſeyn, wann der ſich verheirathete Vater oder die 
„Mutter von dem Vermögen deren unmündigen Kinder „ers 
„ſter Ehe etwas in Händen hätten, als welches vorzüglich 
„von ihm Richter in Sicherheit zu ſtellen iſt, widrigenfalls 
„er ſothanen Kindern erſter Ehe dafür zu haften hat.” 

Ein derlei zweiter Fall iſt in Anſehung der letztwilligen 
Anordnungen im F. 45 der II. Abtheilung der allgemeinen 
Inſtruction für Juſtizſtellen vom 9. September 1285 ent— 
halten, in Folge deſſen die Abhandlungs-Inſtanzen jeden letz⸗ 
ten Willen, in welchem Vermächtniſſe vorkommen, gleich 
nach deſſen Publicirung auf das in der Verlaſſenſchaft etwa 
vorfindige unbewegliche Gut, ohne daß darum angelangt 
würde, intabuliren laffen ſollen. 

Nach welchen Modificationen, und unter welchen Vor— 
ſichten über Anlangen der Parteien, denſelben von dem Rich— 
ter ein Pfandrecht, eine Hypothek einzuräumen kommt, iſt 
in dem XXXI. Capitel der allgemeinen Gerichtsordnung 
vom 1. Mai 1751 enthalten, und in dieſem Falle liegt 


„pillen angefallenen väter- oder mütterlichen- oder fonftigen 
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nach $. 281 eodem der Titel zur Erwerbung eines Satzes 
entweder in einem richterlichen Spruche, Urtheile, oder in 
einem gerichtlichen Vertrage, Vergleiche. 

Der auf die Verjährung ſich gründende Rechtstitel dürfte 
zum Theil als geſetzlicher zum Theil als richterlicher erkannt 
werden, indem zwar das Recht zu einem ſolchen Satzrechte 
in der Erſitzung, ſomit in dem Geſetze ſich gründet, doch 
andererſeits nach §. 1498 b. G. B. gegen den Eigenthümer 
des verpfändeten Gutes bei dem Gerichte die Zuerkennung 
des erſeſſenen Pfandrechtes anzuſuchen iſt, und erſt das auf 
dieſe Art zuerkannte erſeſſene Pfand = oder Satzrecht als ein 
dingliches in die öffentlichen Bücher eingetragen werden kann. 

y) Soll durch die Einwilligung des Schuldners oder 
eines Dritten, der feine Sache für erſteren verpfändet, das 
Pfandrecht erworben werden, ſo dienen die Vorſchriften von 
Verträgen zur Richtſchnur, welches gleichfalls 

8) rückſichtlich der durch letzte Willenserklärungen einge— 
räumten Hypotheken der Fall iſt, wo die geſetzlichen Be— 
ſtimmungen von Teſtamenten und Vermächtniſſen zu berück— 
ſichtigen kommen $. 450 b. G. B. 

Derlei Vertragsurkunden müſſen jedoch immer mit den 
geſetzlichen Förmlichkeiten verſehen ſeyn. Welche Förmlichkei— 
ten aber hiezu geſetzlich erfordert werden, wird bei der Ab— 
handlung von dem Verfahren weitläufiger entwickelt werden. 

$. 6. f 

c. Die geſetzliche grundbuchsämtliche Procedur bei Aus— 
fertigung der Sätze hat die Eintragung des mit einem gül— 
tigen Titel ausgewieſenen Pfandrechts in das dazu beſtimmte 
öffentliche Buch zum Gegenſtande. a 

Schon das Grundbuchspatent vom 1. September 1765, 


— 
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welches wie bereits gemeldet wurde, mit Patent vom 24. 
Juli 1795 auch auf alle Grundherrſchaften auf dem Lande 
ausgedehnt worden iſt, ſchreibt im F. 3 vor: „So viel aber 
„die auf einem Gute haftende Beſchwerden, oder damit ſich 
päußernde Veränderungen betrifft, fo ſollen ſolche ſammt 
„den Urkunden, woher dieſe von nun an fi) in das künf— 
„tige äußernde Beſchwerden, oder Veränderungen entſprin— 
„gen, als Teſtamente, Contracte, Heirathsbriefe, Schen— 
„kungen u. ſ. w. in denen Vormerkungsbüchern ausführlich 
„eingetragen, auch keiner anders, als mittelſt ſothanen Vor⸗ 
„merkungsbuches ein auf der Sache ſelbſt haftendes Vor— 
„recht erlangen, mithin überhaupt auf denen ermeldter Vor— 
»„merkung unterliegenden Gütern die ſogenannten verſchwie— 
„genen geſetzmäßigen Pfandſchaften, und übrige gewiſſen 
„Darleihen beigelegte Vorzüglichkeiten oder ſogenannte ta— 
„eitae et legales hypothecae und credita privilegiata, 
„zu des vorgemerkten Gläubigers vollſtändiger Sicherheit, 
„gänzlich aufgehoben ſeyn.“ 

Das bürgerl. Geſetzbuch verordnet $. 451: „Um das 
„Pfandrecht wirklich zu erwerben, muß der mit einem Titel 
„verſehene Gläubiger, die verpfändete Sache, wenn ſie be— 


„weglich iſt, in Verwahrung nehmen, und wenn fie unbe- 


„weglich iſt, feine Forderung auf die zur Erwerbung des 
„Eigenthums liegender Güter vorgeſchriebene Art einverlei— 
„ben laſſen. Der Titel allein gibt nur ein perſönliches Recht 
zu der Sache, aber kein dingliches Recht auf die Sache.“ 
Der $. 455 beſtimmet: „Findet die Einverleibung einer 
„Forderung in die öffentlichen Bücher wegen Mangels ge— 
„ſetzmäßiger Förmlichkeiten in der Urkunde nicht Statt, ſo 
v kann ſich der Gläubiger vormerken (pränotiren) laſſen. Durch 
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ndiefe Vormerkung erhält er ein bedingtes Pfandrecht, wel⸗ 
„ches, wenn die Forderung auf die oben $$. 458 und 459 
„angeführte Art gerechtfertiget worden iſt, von dem Zeit— 
„puncte des nach geſetzlicher Ordnung eingereichten Vormer— 
„kungsgeſuches in ein unbedingtes übergeht.“ f 

Nach dieſer Beſtimmung und Berufung auf die bei Ueber: 
tragung und Erwerbung des Eigenthums geſetzlich vorge— 
ſchriebenen Förmlichkeiten kann um Ausfertigung eines Sa- 
tzes entweder 

a) mündlich oder 

b) ſchriftlich, und zwar 

J. entweder um Einverleibung oder 

2. um die Vormerkung das Geſuch geſtellet werden. 

. 

a) Das mündliche Verfahren in Betreff der Ausfertigung 
eines Satzes hat in Folge $. 435 b. G. B. nur bei Bauern: 
gütern Statt. Hiebei müſſen Gläubiger und Schuldner, 
oder auch nur der Schuldner, der auf ſein unterthäniges 
Gut dem Gläubiger rückſichtlich einer Forderung ein Gabe 
recht einräumen will, allein vor der Grundobrigkeit erſchei— 
nen, von ihnen die nöthigen Urkunden eingelegt, über die— 
ſen Act und über die von Seite des Schuldners gemachte 
Zugeſtehung der grundbüchlichen Eintragung der Forderung 

auf ſeine Realität von Seite der Grundhertſchaft ein Pro: 
tocoll ämtlich aufgenommen, von den erſchienenen Parteien 
gefertiget, und hierüber die Eintragung in das Grundbuch 
vorgenommen werden. 

Sollte auch in dieſem Falle gar keine Schuld- oder Ver⸗ 
pflichtungs = Urkunde produciret werden, fo iſt doch auf 
gleiche Art vorzugehen, weil ohnehin ftatt derſelben das ge— | 
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richtlich zu Protocol! genommene Geſtändniß des perſönlich 
anwekenden Schuldners über die Richtigkeit der Forderung 
und deſſen Einwilligung zur Einverleibung in das Grund— 
buch den genügenden Rechtsgrund enthält. 

Wenn jedoch ($. 454 b. G. B.) der Schuldner und rück 
ſichtlich Eigenthümer des zu verhypothecirenden Bauerngutes 
nicht perſönlich erſcheinet, und in allen ſtädtiſche und land- 
täfliche Güter betreffenden Fällen muß 

p) ein ſchriftliches Geſuch überreichet, in ſelbem um Ein— 
tragung des Satzrechtes in das öffentliche Buch gebeten, 
und dieſem Geſuche alle jene Urkunden, auf welche ſich die 
einzutragende Forderung gründet, und zwar im Original bei— 
gelegt, und in dem Falle, als dieſe Urkunden in einer ſol— 
chen fremden Sprache, welche dem Gerichte nicht verſtänd— 
lich iſt, abgefaßt wären, muß zugleich eine authentiſche 
Ueberſetzung hievon beigeſchloſſen werden. Hofdecret vom 18. 
September 1786 und 12. Juni 1789. 

Eine Ausnahme von der Regel, daß die Urkunden in 
Originali beigebracht werden müſſen, hat Statt, wenn in 
dem Geſuche angeführt wird, daß das Original zur nähm— 
lichen Zeit einem andern Gerichte hat vorgelegt werden müſ— 
fen, denn da iſt nach Hofdecret vom 19. Jänner 1790 eine 
beglaubigte Abſchrift zureichend, und die Eintragung dieſer 
abſchriftlichen Urkunde in das öffentliche Buch iſt, wenn 
ſonſt kein Anſtand obwaltet, mit dem Anhange zu bewilli— 
gen, daß bei Vornehmung derſelben das Originale zum 
Grundbuche naͤchgetragen werden ſolle. 

Eine weitere Ausnahme begründet folgendes Hofdecret 
vom 14. October 1808: „Se. Majeſtät, heißt es, haben 
„über die Frage: wie allenfalls bei Aufhebung der auswär— 
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„tigen Stifte und Klöſter die dem höchſten Nerar heimfallen— 
„den, bei Privaten anliegenden Capitalien durch Verfügung 
„bei den Landtafeln und Gründbüchern ſogleich vorgemerket, 
„oder auf welche Art allenfalls der Mangel der Schuld- oder 
„Satzbriefe erſetzet werden könne, zu verordnen befunden: 
„die k. k. vereinigte Hofkanzlei habe von Fall zu Fall jedes 
„Mahl den betreffenden Landesbehörden durch ein beſonderes 
„Decret zu erklären, daß das betreffende Capital dem k. k. 
„Aerar heimgefallen ſey, und daher als dem Aerar heim: 
„gefallen an dem nähmlichen Platze bei dem gehörigen Grund— 
„buche, oder Landtafel vorgemerket werden ſolle. Die Lan— 
„desſtellen hätten ſohin die weitere Verfügung zur Befol— 
„gung des dießſälligen Decretes einzuleiten, und zugleich zu 
„ſorgen, daß ſolches auch dem Schuldner des dießfälligen 
„Er pitals durch deſſen Perſonalgerichtsbarkeit mit dem Xuf: 
„trage bekannt gemacht werde, daß derſelbe dieſes Capital 
„und die Zinſen davon an das k. k. Aerar bei der ihm von 
„der Landeöftelle zu beſtimmenden Caſſe nach Maßgabe der 
„Schuldverbindlichkeit zu bezahlen ſchuldig ſeyn ſolle. Ueber 
„die bewirkte Verſtändigung habe ſich die Gerichtsbehörde 
„auszuweiſen. Uebrigens wäre den Landtafeln und Grund— 
„büchern zu bedeuten, daß ſo wie das obenbemelte die Heim— 
„fallung erklärende Decret, als die den titulum devoluti- 
„vum beweiſende Urkunde vorzumerken iſt, eben ſo auch 
„die Vormerkung der allenfällig bewilligt werdenden Ceſſio— 
„nen nach Maßgabe ſolcher Decrete auf die gewöhnliche ge— 
„ſetzliche Weiſe zu geſchehen habe, und daß bei erfolgender 
„Rückzahlung des Capitals cum sua causa der dießfällige 
„Satz als getilgt zu achten, und die Saͤtzvormerkung auch 


304 
„ohne Beibringung der Original-Satzurkunde der Ordnung 
„nach zu löſchen ſey.“ 

In allen übrigen Fällen aber beſteht der Grundſatz auf— 


recht, daß die Originalurkunden zur grundbüchlichen Ein- 


tragung beigebracht werden müſſen. Wäre das Original ch: 
nehin bei der Grundherrſchaft oder einem anderen Gerichte 


aufbewahret, ſo iſt eine gerichtlich vidimirte Abſchrift des— 


ſelben hinreichend, z. B. von einem Teſtamente, einer 
Erbserklärung, von einem im Depoſitenamte eines Gerichts 
befindlichen Schuldinſtrumente, von einem bei Gericht auf— 
genommenen Protocolle. j 
In dem Geſuche ſelbſt iſt das Begehren beſtimmt zu 
ſtellen, ob die Einverleibung oder Vormerkung allein ver⸗ 
langt werde, oder das Geſuch iſt auf beide Arten der Ein⸗ 


tragung in das Grundbuch dergeftalt zu ſtellen, daß toenn 


die Einverleibung nicht bewilliget werden ſollte, der Vor— 
merkung Statt gegeben werde. Ferner iſt anzugeben, auf 


welche Realität oder auf welchen Theil des beſtimmt bezeich— 


neten Gutes, oder ob auf die Früchte desſelben die Hypo— 
thek begehrt werde. 7 


einer Klage mit einem wider den Schuldner geſtellten Rub— 
rum verfaßt, und ſoll dreifach überreichet werden, da das 
Original dem Grundbuche, das Duplicat dem Gegner und 
das Triplicat dem Bittſteller ſelbſt zugeſtellt werden muß. 
Sind mehrere Gegner z. B. mehrere Theilnehmer eines 
Hauſes, gegen welche eine Forderung zu ſtellen iſt, oder 
mehrere Erben einer Verlaſſenſchaft, fo müſſen mehrere 
Duplicate oder Raͤthſchläge für ſelbe beigelegt werden. Uebri— 
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gens iſt der Wohnort beider Theile genau anzugeben, da— 
mit die Zuſtellung verläßlich geſchehen könne. 

| . 8. 

Die in Gemäßheit des bisherigen geſtellte Bitte eines 
Gläubigers mit Rückſicht auf die Erwerbung eines Pfand: 
rechtes kann zweifach ſeyn, und zwar: 

1. die Einverleibung (Intabulation) und 

2. die Vormerkung (Pränotation) bezwecken. 

1. Die Einverleibung (Intabulation) eines Satzes iſt 
die Eintragung der das Pfandrecht begründenden Urkunden 
in das dazu beſtimmte öffentliche Buch (Satzbuch) zur un: 
bedingten Erwerbung des Pfandrechtes auf ein beſtimmtes 
unbewegliches (unterthäniges) Gut. 

Zur Einverleibung einer Forderung werden nach §. 453 
des b. G. B. gewiſſe geſetzliche Förmlichkeiten in der einzu— 
verleibenden Urkunde gefordert. 

In Betreff dieſer geſetzmäßigen Förmlichkeiten ſchreibt 
ſchon das Grundbuchspatent vom Jahre 1765 F. 9 Fol— 
gendes vor: „Belangend die Beſchaffenheit deren vorgemerkt 
„werden mögenden Schuldforderungen, fo iſt in Zukunft 
„zu einem der Vormerkung fähigen Schuldſcheine erforder: 
„lich, daß 1. das Grundſtück, Gült oder Gut, worauf 
„die Verſicherung haften ſoll, nebſt der Urſache, woher die 
„Schuld entſprungen, deutlich benennet und ausgedrückt, 
„2. die Befugniß, den Anſpruch vormerken zu laſſen, 
„ausdrücklich beigefügt, und endlich 3. der Schuldbrief 
„don zweien Zeugen mitgefertiget worden, welche Forde— 
„rungen nun fi auf einen dergleichen Schuldſchein grün: 
»den, dieſe können dem Vormerkbuche (Satzbuche) alſogleich 
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„einverleibt werden, und haben ſich die Parteien Lediglich 
„bei dem betreffenden Grundbuche zu melden.“ 

Rückſichtlich dieſer geſetzlichen Diction iſt jedoch zu be— 
merken, daß vor Erſcheinung des bürgerlichen Geſetzbuches 
der Ausdruck Vormerkung mit Einverleibung, und jener 
von Pränotation mit der derzeitigen Vormerkung gleichbe— 
deutend war. > 

lady dem bürgerlichen Geſetzbuche find in Folge 9. 445 
analog auch bei der Einverleibung einer Hypothek die im 
$. 455 angeführten geſetzlichen Erforderniſſe und Förmlichkeiten 
zu berückſichtigen. Insbeſondere aber müſſen in Betreff der 
innern Form der einzuverleibenden Urkunde nach Verſchie— 
denheit der Verträge, über welche ſelbe errichtet worden, die 
hierüber geſetzlich beſtehenden Vorſchriften beachtet werden. 
So muß ein Schuldſchein bei einem Darlehensvertrage, in 
welchem eine Hypothek eingeräumet wird, nach Vorſchrift 
des $. 1001 des b. G. B. verfaßt ſeyn, ſomit darin der 
eigeniliche Darleiher oder Gläubiger ſowohl als der eigent— 
liche Anleiher oder Schuldner, der Gegenſtand und Betrag 
des Daͤrleihens, und wenn es in Geld gegeben wird, die 
Gattung desſelben, wie auch alle auf die Zahlung der Haupt— 
ſchuld ſowohl, als auf die etwa zu entrichtenden Zinſen ſich 
beziehenden Bedingungen redlich und deutlich beſtimmt werden. 

Aus den bisherigen Erörterungen müßte ferner z. B. 
wenn der Anſpruch zu einer Dienſtbarkeit, zu einem ding— 
lichen Rechte umgeftaltet werden ſollte, die hierüber aus⸗ 
geſtellte Urkunde, um intabulationsfähig zu ſeyn, die Dienſt— 
barkeit genau mit Benennung des herrſchenden und des die— 


— 


nenden Gutes beſchrieben enthalten, es muß die Urſache ih- 


rer Entſtehung, der Nechtötitel angeführt, und das Be— 
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fugniß, fie bei dem dienenden Gute einverleiben zu laſſen, 
zugeſtanden, endlich auch vom Ausſteller und von zweien 
Zeugen unterſchrieben ſeyn. 

Gründet ſich das Geſuch um Einverleibung nicht auf 
einen Vertrag, ſondern auf einen andern Rechtstitel, wie 
3. B. einen richterlichen Ausſpruch, ſo muß hierüber eine 
gerichtliche Urkunde, Urtheil u. ſ. w. beigebracht werden. 
Die bei Privaturkunden über Verträge beſonders und we— 
ſentlich erforderliche Einwilligung zur grundbüchlichen Ein— 
verleibung, clausula intabulandi, iſt bei gerichtlichen Ur— 
kunden nicht nothwendig, doch iſt es zur Bewährung der— 
ſelben nicht genug, der Urkunde das Amtsſiegel aufzudrücken, 
obwohl es vormahls größten Theils ſo üblich geweſen, ſondern 
ſelbe müſſen nach Hofdecret vom 19. Aprill 1799 von der 
Obrigkeit, nähmlich von dem Vorſteher des Gerichtes oder 
den zur Ausſtellung ſolcher Urkunden berechtigten Beamten 
unterfertiget ſeyn. 

Solche gerichtliche zur grundbüchlichen Einverleibung 
geeignete Urkunden find: ein rechtskräftiges keiner weiteren 
Berufung unterworfenes Urtheil, ein demſelben gleich ge— 
haltener gerichtlicher Vergleich oder Erklärung, ein gericht— 
liches Theilungs-Inſtrument (Theillibell) im Wege der Ver— 
laſſenſchafts-Abhandlung, oder nach einem Rechtsſtreite, 
eine gerichtliche Ueberantwortung einer geſetzlichen oder te: 
ſtamentariſchen Erbſchaft (Einantwortungs-Relation) ein Pro— 
tocollsauszug über eine gerichtliche Verhandlung, eine Re— 
lation über eine vorgenommene gerichtliche Feilbiethung ei-“ 
nes Hauſes. Nicht minder gehören unter dieſe Rubrik alle 
politiſchen Erkenntuſſe, jedoch nur ſolche, über welche kein 
weiterer Berufungszug mehr zuläſſig iſt, wie z. B. rechts— 
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kräftige Notionen der Gefällenadminiſtrationen, über welche 
der Notionirte innerhalb der geſetzlich beſtimmten Zeit den 
Rechtöweg nicht betrat, ferner die in Folge kreisämtlicher 
Liquidationen der Waiſencaſſen geſchöpften Erkenntniſſe der 
politiſchen Behörden, in welchen den Herrſchaften Erſätze 
zur Laſt geſprochen werden u. ſ. w. 

Doch iſt bei rechtskräftigen Urtheilen und den denſelben 
gleichgehaltenen gerichtlichen Vergleichen zu bemerken, daß 
die grundbüchliche Einverleibung derſelben ohne Einwilligung 
des Verpflichteten nur im Wege der Execution bewirket 
werden könne, und dieſe auch nur bei der betreffenden Er— 
kenntniß⸗Inſtanz angeſucht, und von ihr bewilliget werden 
müſſe, wobei dann die Vorſchriften des 31. Capitels der all— 
gemeinen Gerichtsordnung IS. 302, 305 und 304 zu be— 
obachten kommen. 

F. 9. 

„Findet die Einverleibung einer Forderung in die öffent— 
„lichen Bücher wegen Mangels geſetzmäßiger Förmlichkeiten 
„in der Urkunde nicht Statt; — heißt es $. 455 des b. G. B. 
„— ſo kann ſich der Gläubiger 

„2. vormerken (pränotiren) laſſen. Durch dieſe Vor— 
„merkung erhält er ein bedingtes Pfandrecht, welches, wenn 
„die Forderung auf die oben §§. 438 und 439 angeführte 
„Art gerechtfertiget worden iſt, von dem Zeitpuncte des 
„nach geſetzlicher Ordnung eingereichten Borwerkundz zee 
„in ein unbedingtes übergeht.“ 

Dieſe Vormerkung, bedingte Einverleibung, vormahls 
unter dem Nahmen Pränotation bekannt, war ſchon früher 
durch das Landtafelpatent vom 24. Növember 1758 für alle 
in dem ſtändiſchen Kataſter liegenden freien Güter, und durch» 
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das Grundbuchspatent vom 1. September 1765 für den 
Burgfrieden der Stadt Wien, dann die landesfürſtlichen 
Städte und Märkte eingeführt, und wie ſchon erinnert wurde, 
mit Patent vom 24. Juli 1795 auf gleiche Art für alle 
Grundobrigkeiten auf dem Lande erweitert worden. 

Das Grundbuchspatent vom 1. September 1765 ver: 
ordnete F. 8: „Einem jeden Gläubiger ſtehet bevor, feine 
„in Handen habenden Schuldbriefe und Sprüche auf die Art 
„und Weiſe, wie im nachſtehenden 9. F. vorgeſehen iſt, 
„auch ohne Einwilligung ſogar auch in dem Falle, da der 
„Schuldner die Forderung widerſprechen ſollte, gegen vor— 
„läufig bewirkende gerichtliche Auflage, mittelſt der Für— 
„merkung pränotiren zu laſſen.“ 

Auf welche Art und Weiſe dieſe Pränotation angefucht 
werden müſſe, und erwirket werden könne, beſtimmte der 
$. 9 desſelben Patents dahin: „Wegen allen übrigen auf 
„eine nicht vormerkungsfähige Obligation, Wechſelbrief, Aus— 
„zügel, oder anderes Inſtrument ſich gründenden Sprüchen 
„hingegen, ſoll eine ordentliche Klage eingereichet, in ſel— 
„biger zugleich die Fürmerkung anverlangt, hierüber von der 
„Grundobrigkeit der Beſcheid der Ordnung nach ertheilet, 
„und die eingeklagte Forderung immittelſt alſogleich vorge— 
»„merket, auch dem Beſcheide ſolches beigeſetzet, ſohin die 
„Klage dem Schuldner innerhalb 14 Tagen alſogewiß zu— 
„erequirt werden, als im widrigen die geſchehene Fürmerkung 
»ihre Kraft von ſelbſt verlieren ſolle, betreffend endlich jene 
„Forderungen, welche dermahlen in lite verfangen find, 
„ift deren Fürmerkung mittelſt einzureichenden heſondern An— 
„bringens anzufuchen.” 

Rückſichtlich der für die Sicherheit des Schuldners und 
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Beſitzers des Gutes, worauf die Vormerkung vorgenommen 
werden ſoll, geſetzlich beſtehenden Maßregeln, wurde der 
: F. 8 des Grundbuchspatentes durch das Patent vom 15. 
März 1785 dahin modificirt: „Jedem Gläubiger bleibt wie 
„dermahlen, alfo noch künftig unbenommen, auch diejenige 
„Forderung, die ſich nicht auf einen Landtafel- oder vor— 
„merkungsfähigen Schuldſchein gründet, auf das unbeweg— 
„liche Gut des Schuldners vormerken zu laſſen. Das Ge— 
„ſuch um dieſe Vormerkung iſt, wenn dieſelbe auf ein land— 
„täfliches Corpus geſchehen ſoll, bei dem Landrechte, außer— 
„dem aber bei dem Grundbuche, unter welchem das unbe— 
„wegliche Gut, worauf die Vormerkung geſucht wird, ſte— 
„het, anzubringen, die Vormerkung ſogleich zu bewilligen, 
„und vorzunehmen, der Schuldner aber davon lediglich zu 
»verſtändigen, damit er allenfalls auch feinen Widerſpruch 
„binnen der geſetzmäßig beſtimmten 3 Jahre und 18 Wo— 
„chen vormerken laffen könne. Wenn über die ſchon bewil— 
„ligte Vormerkung oder über die Richtigkeit der vorgemerk— 
„ten Forderung Streit entſtehet, und der Gläubiger ent— 
„weder vor oder nach erfolgtem Widerſpruche des Schuld— 
„ners ordentliche Klage zur Liquidirung der vorgemerkten 
„Forderung anbringen, oder der Schuldner den Gläubiger 
„hiezu auffordern will, ſo iſt in einem und andern Falle 
„die Klage bei des Schuldners perſönlichem Richter anzu— 
„bringen, ohne daß die Gerichtsbehörde ſich in die Verhand— 
„lung des Geſchäftes und in die Urtheilsſchöpfung einzu: 
„mengen hat.“ 

Dieſe bisher entwickelte Procedur wurde mit der derzeit 
gültigen bereits durch das Hofdecret vom 1. December 1796, 
welches mit Circulare vom 6. desſelben Monats in Nieder— 
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öfterreich kund gemacht wurde, in näheren Einklang gebracht 
und Folgendes verordnet: „Durch das höchſte Patent vom 
„15. März 1285 iſt zwar jedem Gläubiger geſtattet wor— 
„den, auch diejenige Forderung, wenn ſie ſich gleich nicht 
„auf einen Landtafel- oder vormerkungsfähigen Schuldſchein 
„gründet, ſondern nur hierüber zu Folge Hofdecret vom 48. 
„September 1786 und 14. Hornung 1787 eine Urkunde 
„beigebracht wird, auf das unbewegliche Gut des Schuld— 
ners vormerken zu laſſen, und dieſe Vormerkung nach der 
„Eigenſchaft des Gutes entweder bei der Landtafel, oder 
„bei dem Grundbuche anzubringen, worauf dann demſelben 
„die Vormerkung ſogleich zu verwilligen, ſolche vorzuneh— 
„men, und der Schuldner davon zu verſtändigen ſey, da— 
„mit derſelbe dagegen feinen Widerſpruch binnen der geſetz— 
„mäßig beſtimmten Friſt von 8 Jahren und 18 Wochen 
„vormerken laſſen könne, der Vormerkungswerber hingegen 
„bei dießfalls entſtehenden Streit die Liquidirungsklage bei 
„des Schuldners perſönlichem Richter anzubringen habe. 
„Allein da ſich in der Folge gezeigt hat, daß hiedurch die 
„Güterbeſitzer mit beſchwerlichen Vormerkungen durch Tan: 
„gere Zeit gekränket, mithin in der freien Verwaltung ih: 
„res Eigenthums ganz gehemmet werden, ſo haben Se. 
„k. k. Majeſtät dießfalls für das künftige folgende Richt— 
»ſchnur feſtzuſetzen befunden: a) Dem Pranotirungswerber 
„iteht frei, mit dem Pränotirungsgeſuche zu gleicher Zeit 
„die Rechtfertigungsklage, jedoch dieſe letztere bei dem per— 
»ſönlichen Richter des Schuldners einzureichen; wäre fie aber 
„nicht zugleich eingereichet worden, fo habe er ſolche bin— 
„nen 14 Tagen ohne Betreibung des Gegentheils, und 
„zwar bei erſtgemeldtem Richter anzubringen.“ 
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„b) In dem Falle, wenn dieſes Pränotirungsgeſuch 
„und die Klage bei zwei verſchiedenen Richtern überreichet 
„worden iſt, muß ſich der Pränotirungswerber vor dem 
„Richter, wo die Pranotirung erwirket worden iſt, ordent— 
„lich ausweiſen, daß er die Klage in der gehörigen Zeit 
„d. i. binnen 14 Tagen bei feines Schuldners perſönlichem 
„Richter angebracht habe, und ſelbe der Ordnung nach fort— 
„ſetze, nur dem Fiscus bleibt unbenommen, feine Recht: 
„fertigungsklage auch bei dem Landrechte, nähmlich jener 
„Inſtanz anzubringen, die in allen Real- und Perſonalge— 


y„ſchäften active und paſſive deſſen privilegirter Richter iſt.“ 


„e) Wenn der Pranotirungswerber die zur Rechtferti— 
„gung der Pränotirung erforderliche Klage in der vorge— ö 
yſchriebenen Zeitfriſt von 14 Tagen nicht einreichen könnte, 
„dagegen aber durch glaubwürdige Urkunden einen Verhin— 
„derungsfall gegründet darzuthun im Stande wäre, fo ſte— 
„he ihm zu, vor Verfließung der zur Einbringung dieſer 
„Klage beſtimmten Friſt eine Erweiterung anzufuchen „ die 
„ihm von dem Richter der Ordnung nach in ſo weit zu be— 
„willigen iſt, als derſelbe darzuthun vermag, daß er das 
„Hinderniß zu heben ſich habe angelegen ſeyn laffen, und 
„daß ſolches ohne fein Verſchulden fortwähre.“ 

„d) Würde aber dieſe Klage in der gehörigen Zeit nicht . 
„eingereicht, fo ift die bewirkte Pränotirung auf Verlangen 
„des Gegentheils ſogleich aufzuheben, und dieſe Aufhebung 
»in dem betreſſenden Landtafels und Grundbuche vorzu— 
„merken.“ 

Doch verordnet das Circulare vom 22. Auguſt 1821: 
„daß auf eine bereits vorgemerkte, und wegen nicht in ges 
„höriger Zeit eingebrachter Rechtfertigungsklage wieder ge— 
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„löfchte Forderung auf Anlangen des angeblichen Gläubigers 
„neuerlich vorgemerkt werden könne. In ſolchen Fallen iſt 
„iedoch nicht nur das durch die frühere Vormerkung erwor— 
„bene bedingte Pfand- oder Vorrecht verloren, und aller 
„Anſpruch auf Vergütung der Koſten erloſchen, ſondern 
„dem Beſitzer des Gutes bleibt es auch unbenommen, durch 
„Aufforderung des Gläubigers eine gerichtliche Entſcheidung 
„über desſelben angebliche Forderung zu erwirken, und da— 
„mit weiterer Wiederhohlung des Bormerkungsgeſuches vor— 
„zubeugen.“ 

Hiebei ift noch zu bemerken, daß über den Anſtand, bei 
welcher Gerichtsbehörde die wider einen außer den k. k. 
öſterreichiſchen Ländern wohnhaften Ausländer auf deſſen in 
dem öſterreichiſchen Kaiſerſtaate befindliche Realität be— 
wirkte Pränotirung gerechtfertiget werden ſolle, mit Hofde— 
cret vom — November 1802 verordnet wurde: „daß da 
„ein Ausländer in Rückſicht eines derlei Realvermögzens als 
„ein Unterthan zu achten iſt, dem Pränotirungswerber frei— 
„itehe, die wider ihn einzureichende Rechtfertigungsklage 
„entweder bei dem Perſonalrichter in dem Aufenthaltsorte 
„des Schuldners oder aber bei demjenigen anzubringen, wel— 
„chem der Geklaͤgte unterworfen wäre, wenn er ſich in der— 
„jenigen Provinz befände, in welcher das mit der Pränoti— 
„rung belaftete Gut gelegen iſt.“ 

g. 10. 

Abgeſehen von jenen Erforderniſſen, welche jede vorzu— 
merkende Urkunde rückſichtlich ihrer inneren Form haben 
muß, ergeben ſich dem bisherigen zu Folge nachſtehende bei 
jeder Vormerkung zu beachtende Formalitäten, und zwar: 

1. muß auch bei jeder Vormerkung eine glaubwürdige 


314 

Urkunde beigebracht werden, (9. 438. des b. G. B.) eine ſolche 
nähmlich, welche nach Vorſchrift des 15. Hauptſtücks der 
allgem. Gerichts-Ordnung einen vollen oder halben Beweis 
wider den Ausſtelier bewirkt. Derlei Urkunden find: ein von 
dem Ausſteller eigenhändig geſchriebener oder unterſchriebe— 
ner Schuldſchein, ein förmlicher oder trockener Wechſelbrief, 
ein darauf enthaltener Giro, ein Conto, Auszug aus den 
Büchern der berechtigten Handelsleute, Fabrikanten und Ge— 
werbsleute, alle Urkunden über Kauf-, Tauſch-, Pacht- und 
ſonſtige Verträge, Teſtamente und Eodicille, alle öffentli- 
chen und gerichtlichen Urkunden, wenn fie nicht (wie $. 8. 
dieſes Titels angeführt wurde) zur grundbüchlichen Einver⸗ 
leibung geeignet ſind; ferner Briefe, Vollmachten und über— 
haupt Urkunden, aus welchen derzeit noch nicht ganz be— 
ſtimmte Rechte und Verbindlichkeiten oder ee e ab⸗ 
geleitet werden wollen, u. ſ. w. 

Jedech iſt hier wohl zu bemerken, daß zu jeder Vor— 
merkung eine ſchriftliche Urkunde als Beweis des angeſpro— 
chenen Rechtes 1 55 weſentlich und unentbehrlich iſt, weil 
der $. 455 des b. G. B. ausdrücklich erwähnet, es werde eine 
glaubwürdige Urkunde erfordert. Schon die Verordnungen 
vom 15. März 1785, 18. September 1786, 14. Hor⸗ 
nung 1757 und 19. Jänner 1790 ſetzten eine Urkunde als 
weſentliches Erforderniß voraus, das Hofdecret vom 21. 
Juli 1797 beſtimmte noch deutlicher: „daß zur Pränotirung 
„nur die in dem 15. Hauptſtücke der allg. Gerichts-Ordnung 
„ausdrücklich beſtimmten, daher nicht nur die vom Beklag— 
„ten ſelbſt ausgeſtellten oder ſonſt öffentlichen Urkunden, 
»ſondern auch andere in dieſem Hauptſtücke enthaltene In 
yſtrumente, als: die einen halben Beweis wirkenden Hand: 
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„lungsbücher geeignet ſeyen, hingegen ſolchen auf bloße mit 
„keiner derlei Urkunde unterſtützten Klagen oder Geſuche oder 
Hauch auf Zeugniſſe, Weisartifel oder angebothenen Eide 
„nicht Statt gegeben werde.“ 

2. Die geſchehene Vormerkung muß ſowohl demjenigen, 
der ſie bewirket hat, als auch ſeinem Gegner durch Zuſtel⸗ 
lung zu eigenen Handen bekannt gemacht werden. 

5. Muß der Vormerkungswerber binnen 14 Tagen vom 
Tage der erhaltenen Zuſtellung der Bewilligung die ordent— 
liche Klage zum Erweiſe der Richtigkeit des pränotirten An— 
ſpruches einreichen, widrigen Falls ſoll die bewirkte Vormer— 
kung auf Anſuchen' des Gegners gelöſcht werden. Doch iſt 
die Vormerkungs-Rechtfertigungsklage immer bei der Per— 
ſonal-Inſtanz des Schuldners zu überreichen, und 

4. iſt die Vormerkung fo wie die Einverleibung in der 
Regel ſchriftlich anzuſuchen, und nur bei Bauerngütern be— 
ſteht die Ausnahme, daß bei dieſen ſowohl Einverleibung 
als Vormerkung unter den bereits oben entwickelten Vorſich— 
ten auch mündlich angeſucht werden könne. 

11. 

Iſt nun das Geſuch um Einverleibung oder Vormerkung 
ordentlich verfaßt, iſt darin die einzuverleibende oder vorzu- 
merkende Forderung deutlich angeführt, das Gut, worauf 
ein Satz erwirket werden will, genau bezeichnet und der 
Schuldner wirklich an der Gewähr des zu verhypotheciren— 
den Gutes, ſind dem Geſuche die erforderlichen den nöthi— 
gen Beweis liefernden Urkunden beigelegt, oder iſt bei 
Bauerngütern bei dem mündlichen Anſuchen durch den per— 
ſönlich erſcheinenden Schuldner in allfälliger Begleitung des 
Gläubigers alles in's Reine gebracht, und das Anſuchen 
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derſelben zu Protocoll gebracht, ſtehen endlich bei Verglei⸗ 
chung dieſer Geſuche mit dem Inhalte des Grundbuches der 
Bitte keine Bedenken im Wege, ſo iſt die Einverleibung 
und Vormerkung von dem Grundbuche unverzüglich vorzu— 
nehmen, ohne daß dießfalls auf die vorläufige Berichtigung 
der Taxen gewartet werden darf, fo zwar, daß derjenige, 
welcher früher eingekommen iſt, dem andern ſpätern, wenn 
gleich letzterer die Taxen eher berichtiget hätte, vorgehet. 

Dieſe Eintragung der Hypothek geſchieht dadurch, daß 
von der Grundherrſchaft und rückſichtlich dem hiezu eigens 
beeidigten Beamten, Grundbuchsführer, ſowohl die erfolgte 
richterliche Bewilligung, als auch der ganze Inhalt des 
Schuldſcheines oder der Einverleibungs- oder Vormerkungs— 
fähigen-Urkunde, welche den Grund eines auf das Gut 
ſelbſt zu erhaltenden Rechtes oder den Anſpruch zur Dienſt— 
barkeit u. ſ. w. enthält, und zwar, wenn das Original in 
einer fremden Sprache abgefaßt wäre, ſammt der Ueberſe— 
tzung in das Vormerkbuch (Satzbuch) alfogleid, vörtlich ein— 
getragen werden. 

Dieſe Eintragung hat in der nähmlichen Ordnung, als 
die dießfälligen Geſuche eingereicht werden, zu geſchehen: ſo, 
daß derjenige, welcher, wenn auch nur um einige Minu— 
ten, das Geſuch früher einreichte, auch früher eingetragen 
werden muß, ohne daß dabei, wie bereits erwähnet wurde, 
bis zur Berichtigung der Grundbuchstaxen abgewartet, und 
darauf Rückſicht genommen werden dürfte, wer dieſelben 
früher gezahlt hat. 

Haben mehrere in dem nähmlichen Augenblicke die Vor— 
merkung angeſucht, ſo iſt ſowohl auf ihren Geſuchen, als 
auch in der Bewilligung und in dem Vormerkbuche die zu 
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gleicher Zeit geſchehene Eintragung derſelben ausdrücklich 
anzumerken; wo es dann ganz gleichgültig iſt, welche Vor— 
merkung vor der andern in das Vormerkbuch dem Raume 
nach eingetragen wird. Dieſe Beſtimmung enthält das Pa— 
tent vom 12. December 1785 in Anſehung der Landtafel, 
welches aber, nachdem das Patent vom 24. Juli 1795 
überhaupt alle in Anſehung der Vormerkung für die Land— 
tafel erfloſſenen Beſtimmungen eben ſo für die Grundbücher 
auf dem Lande wirkſam machte, auch für dieſe letzteren zu 
gelten hat. Dieſes Patent lautet alſo: „Um die Bedenklich— 
„keiten zu beheben, welche aus der in einigen Landtafel— 
„patenten enthaltenen Anordnung entſtehen, daß die Vor— 
„merkung nur mit dem Tage der bezahlten Landtafeltare zu 
„geſchehen habe, verordnen Wir hiemit: daß künftig bei 
„der Landtafel ſtets diejenige Verbindlichkeit früher vorzu— 
„merken iſt, um deren Vormerkung das Anſuchen früher 
„mit Beilegung der Originalurkunden folglich in einer ſol— 
„chen Geſtalt eingereichet worden, daß hierüber die Bewil— 
„ligung ertheilt werden konnte. Bei den Vormerkungsgeſu— 
„chen, die an dem nähmlichen Tage überreichet werden, iſt 
„daher die frühere Nummer des Einreichungsprotocolls zur 
„Richtſchnur zu nehmen, und zu dieſem Ende jede Partei, 
„die ein Vormerkungsgeſuch überreichet, zu fordern berech— 
„tiget, daß ihr Geſuch ſogleich in ihrer Gegenwart mit der 
Fete die dem Exhibitum nach der Ordnung zukommt, 
„bezeichnet, in das Protocoll eingetragen, und ihr zu ihrer 
„Verſicherung hierüber der Empfangsſchein ausgeſtellt werde. 
„Sollte es ſich fügen, daß auf das nähmliche Gut mehrere 
„Vormerkungsgeſuche in dem nähmlichen Augenblicke über— 
„reichet würden, ſo iſt dieſes ſowohl in dem Einreichungs— 
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„protocolle als dem Empfangsſcheine, welcher den Parteien 
„hinausgegeben wird, anzudeuten; die Geſuche ſelbſt ſind 
„aber, wo ferne ſolche dermaſſen belegt (inſtruirt) ſind, daß 
„die Vormerkung hierüber bewilliget werden konnte, an 
„dem nähmlichen Platze mit gleichem Rechte vorzumerken. 
„Nach erfolgter richterlicher Bewilligung iſt die Vormerkung 
„in dieſer „ bei der Landtafel vorzunehmen, es möge 
„nun die Landtafeltaxe bereits entrichtet ſeyn oder nicht. 
„Doch iſt die Landtafeltare binnen 3 Monathen vom Tage 
„des überreichten Vormerkungsgeſuches alſo gewiß nachzu— 
„tragen, als widrigens der doppelte Betrag derſelben durch 
„die bei Rückſtänden der Gerichtstaxen üblichen Zwangs— 
„mittel ohne weiters eingetrieben werden foll.” 

Dieſelbe Vorſchrift rückſichtlich der Taxberichtigung wurde 
für die Grundbücher noch beſonders mit Hofdecret vom 25. 
Februar 1789 erlaſſen: „Der Grundbücher Amtsgeſchäfte 
„dürfen wegen nicht fogleich bezahlter Taxe nicht verweigert 
„werden, da dieſe noch nach der Hand von jenen, die ſolche 
„u bezahlen haben, eingehoben werden kann und ſoll. Da— 
„mit jedoch die Dominien die beſtimmte Grundbuchstaxe 
„richtig erhalten, iſt ihnen geſtattet, die Eintreibung der— 
„ſelben auf die nähmliche Art, wie bei allen andern 1 
„lichen Taxen zu bewirken.“ 

Bei Eintragung der Einverleibungs- und Vormerkge— 
ſuche müſſen ſich die Grundherrſchaften um ſo genauer an 
die beſtehenden Vorſchriften halten, da die Gläubiger in der 
nähmlichen Ordnung, als ihre Vormerkgeſuche eingetragen 
ſind, unter ſich den Vorzug in Anſehung ihres Pfandrechtes 
erhalten, und die Grundherrſchaft, wenn durch ein Ver— 
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ſehen von ihr ein Gläubiger zu Schaden käme, von dem— 
ſelben um die Entſchädigung angegangen werden könnte. 

F. 12. 


Dieſe wirklich vorgenommene Eintragung in das Grunde 


buch iſt den hiebei intereſſirten Parteien zuzuſtellen, und 
zwar bei der Einverleibung, damit die Partei, die hierum 
anlangte, in Kenntniß der Erledigung ihres Geſuches und 
des erwirkten Satzrechtes geſetzt werde, bei der Vormerkung 
aber, damit der Vormerkungs-Werber in der geſetzlich be— 
ſtimmten Zeit feine Vormerkungs-Rechtfertigungsklage über: 
reichen könne, endlich dem Schuldner, auf deſſen Gut die 
Hypothek erwirket wurde, damit derſelbe ſeine allenfälligen 
Widerſprüche geltend machen könne. 

Die Modalitäten, nach welchen dieſe Zuſtellung zu be— 
werkſtelligen iſt, ſchreibt das Circulare vom 15. September 
1818 folgender Maßen vor: 

„1. Jede Verordnung, wodurch eine landtäfliche oder 
„grundbüchliche Einverleibung (Intabulation) eine Beſitz— 
„oder Gewähranſchreibung, eine Extabulation oder Löſchung 
„auf eine Privaturkunde bewilliget wird, iſt demjenigen zu— 
„zuſtellen, gegen den dadurch eine Verpfändung ſeines Ei— 
„genthums, eine Uebertragung, Beſchränkung oder Auf— 
„hebung ſeiner dinglichen Rechte bewirket werden ſoll. Dieſe 
„Zuſtellung muß ſo geſchehen, wie es in der Gerichtsord— 
„nung in Anſehung der erſten in einer Streitſache ergan⸗ 
„genen Verordnung vorgeſchrieben iſt.“ 

„2. Die Zuſtellung kann ganz unterbleiben, wenn ſich 
„der ergangene Beſcheid auf eine von den Parteien perſön— 
„lich vor der Grundobrigkeit abgegebene Erklärung, auf 
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„uUrtheile, oder andere den Theilnehmern ohnehin bekannte 

„öffentliche oder gerichtliche legaliſirte Urkunden gründet.“ 
„3. Auf eine außer der Provinz, wo das Geſuch an⸗ 

„gebracht wird, ausgeſtellte Privaturkunde ſoll eine unbe— 

„dingte Einverleibung, Anſchreibung oder Löſchung nur, 

„wenn die Unterſchrift des Nusſtellers gerichtlich legaliſirt iſt, 


„außerdem aber nur eine Vormerkung (Pränotirung) bewil— 


„liget werden.“ ö 

„4. Wer die Gültigkeit einer der Landtafel oder dem 
„Grundbuche einverleibten Urkunde beſtreiten will, muß bin— 
„nen der geſetzlichen Verjährungs-Friſt, welche vom Tage 
„der Eintragung in die öffentlichen Bücher anzurechnen iſt, 
„gegen die Theilnehmenden eine ordentliche Klage auf Lö— 
„ſchung dieſer Urkunden überreichen. In ſolchem Falle kann 
„in der Landtafel oder dem Grundbuche, wenn der Kläger 
„bei Ueberreichung der Klage oder ſpäter ſchriftlich darum 
„anfucht, ſogleich angemerkt werden, daß die eingetragene 
„Poſt ſtreitig ſey. Nach geendigtem Proceffe iſt entweder 
„dieſe Anmerkung oder die ſtreitige Urkunde ſelbſt auf Ver— 
„langen wieder zu löſchen.“ 

„5. Die Landrechte und Grundbuchs-Behörden ſind da— 
„für verantwortlich, daß die Zuſtellung mit dem erforderli— 
„chen Ernſte betrieben, und ſich der Vollziehung der hier— 
„über erlaſſenen Verordnung gehörig verſichert werde. Der 
„in die öffentlichen Bücher eingetragene Beſitzer eines ding: 
lichen Rechtes iſt jedoch zu keiner Zeit über die geſchehene 
„Zuſtellung den Beweis zu führen verbunden, auch kann 
„daraus allein, daß die Zuſtellung nicht vorſchriftmäßig ge— 
„ſchehen iſt, noch Anlaß genommen werden, die durch die 
„öffentlichen Bücher erworbenen Rechte zu beſtreiten.“ 
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„6. In Anſehung der Vormerkungs- (Pränotirungs— 
„Verordnungen und der in die öffentlichen Bücher eingetra— 
„genen abſchlägigen Beſcheide wird an den bisher geltenden 
„Geſetzen insbeſondere an dem F. 439 des allgemeinen bür— 
„gerlichen Geſetzbuches und dem Patente vom 14. Hor— 
„nung 1804 durch gegenwärtige Verordnung nichts geän— 
„dert.“ ' 

Hiebei iſt rückſichtlich der hier angeführten Berufung auf 
das Patent vom 14. Hornung 1804 zu bemerken, daß 
dieſes Patent vermöge Hofdecret vom 28. Auguſt 1804 für 
die Grundbuchsämter als nicht anwendbar erklärt wurde. 

l 8. 13. | 

d) Was bisher von der Einverleibung oder Bormerkung 
einer Schuldforderung u. ſ. w., das iſt von der Eintragung 
eines (urſprünglichen, unmittelbaren) Satzes gefagt wurde, 
gilt auch von den Superſätzen (den abgeleiteten oder mittel— 
baren Sätzen). 

Eine Supereinverleibung oder Supervormerkung iſt die 
Eintragung des Pfandrechtes oder eines andern dinglichen 
Rechtes auf einen bereits erwirkten Satz. 

In dem Vormerkungs-Patente vom 1. September 1765 
heißt es am Schluſſe des F. 1: „Wo übrigens die Vormer— 
»kung, gleichwie auf die Häuſer oder Grundſtücke ſelbſt, 
„alfo auch auf die mittelſt der Vormerkung darauf haftenden 
„Capitalien geſchehen mag, wobei jedoch weiters zu beob— 
„achten kommt, daß, wenn der Gläubiger auf ein ſolches 
„ordentlich vorgemerktes Darleihen von einem Dritten Geld 
„aufnehmen will, er dieſem Dritten fo viel als das auf: 
„nehmen wollende Geld beträgt, zu übertragen oder zu 
„verpfänden, und die dießfalligen Ceſſtonen oder Verpfän— 

1. Band. | % 
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„dungs-Urkunde ohne Unterſchied, ob das vorgemerkte Ca— 
„pital vollſtändig oder nur zum Theile verſchrieben worden, 
„bei dem eigenen immobili, worauf das erſte Darleihen 
„geſchehen, gleichfalls vormerken, und dem Vormerkbuche 
„eintragen zu laſſen habe, wenn anders jemand ein jus 
„reale auf das cedirte Capital erhalten will.“ 

Eben fo drückt dieſe Berechtigung eines Hypothekar— 
Gläubigers, feinen auf einer Realität eines andern erwor— 
benen Satz einem Dritten abzutreten, um eine gegen dieſen 
Dritten aufhabende Rechtspflicht ſicher zu ſtellen, auch der 
$. 454 des bürgerlichen Geſetzbuches dahin aus: „Der 
„Pfandinhaber kann fein Pfand, in fo weit er ein Recht 
„darauf hat, einem Dritten wieder verpfänden, und in ſo 
„fern wird es zum Afterpfande, wenn zugleich Letzterer fich 
„dasſelbe übergeben, oder die Afterverpfändung auf das 
„Pfandrecht in die öffentlichen Bücher eintragen läßt.“ 

Eine ſolche Afterverpfändung und die Erwerbung eines 
fi hierauf gründenden Superſatzes kann eben ſo wie bei 
der Einverleibung ſchriftlich oder mündlich angeſucht, und 
entweder mittelſt der Einverleibung oder Vormerkung erwir— 
ket werden. Will ein Superſatz mündlich angeſucht werden, 
ſo gilt das bereits oben rückſichtlich der Bauerngüter Er— 
wähnte. Bei dem ſchriftlichen Verfahren muß jedoch die 
Abtretungs-Urkunde beigebracht werden. 

Eine ſolche Ceſſion, Abtretung, iſt nach $. 1592 des 
bürgerlichen Geſetzbuches eine Handlung oder die hierüber er— 
richtete Urkunde, wodurch eine Forderung von einer Perſon 
an die andere übertragen, und von dieſer angenommen 
wird. 5 

Nach H. 1505 des bürgerlichen Geſetzbuches find alle 
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veräußerlichen Rechte ein Gegenſtand der Abtretung, fomit 
auch alle auf unbeweglichen Sachen haftenden dinglichen 
Rechte, und eben ſo das Pfandrecht. Dem zu Folge hat 
Jedermann, dem zu ſeiner Sicherheit von ſeinem Schuldner 
eine letzterem gehörige, auf dem unbeweglichen Gute eines 
Dritten einverleibte oder vorgemerkte Forderung verpfändet 
wird, das Recht, dieſen ſeinen Anſpruch in dem Vormerk— 
buche desjenigen unbeweglichen Gutes, worin die ihm ver— 
pfändete, einverleibte oder vorgemerkte Forderung eingetra— 
gen iſt, gleichfalls einverleiben, oder vormerken zu laſſen; 
d. i. für ſich einen Superſatz zu bewirken. Ein ſolcher Su— 
perſatz wird bei dem Grundbuche desjenigen unbeweglichen 
Gutes, worauf die verpfändete Forderung ſatzweiſe haftet, 
angeſucht. 

Der Rechtstitel und die Förmlichkeiten, welche hier zu 
berückſichtigen kommen, ſind dieſelben, wie bei der Einver— 
leibung und Vormerkung eines erſten oder unmittelbaren 
Satzes. Es muß daher in den Geſuchen beſtimmt angege— 
ben ſeyn, auf welche Forderung oder welches Recht die Su— 
pereinverleibung oder Supervormerkung geſchehen ſoll, es 
müſſen demſelben die Originalien der Schuld-Urkunden 
und der vorausgehenden Ceſſionen beigebracht werden. Wird 
das Eigenthum oder Pfandrecht einer einverleibten oder vor— 
gemerkten Forderung nicht mittelſt eines Vertrages, ſondern 
aus einem andern Rechtstitel, z. B. durch Erbrecht, durch 
Urtheil oder gerichtlichen Vergleich einem Dritten übertra— 
gen, ſo ſind auch hier alle jene Rückſichten zu pflegen, und 
alle jene Förmlichkeiten zu beachten, welche dießfällig bei 
der Erwerbung des urſprünglichen Pfandrechtes entwickelt 
wurden. 

* 2 
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14. 
! B, 

Was endlich die Löſchung, den Verluſt eines Satzes 
oder Superſatzes betrifft, ſo iſt dieſe Handlung an die mit 
der Erwerbung desſelben gleichen Modalitäten der Form nach 
gebunden. 

Auch der Rechtstitel der Löſchung eines Satzes oder 
Superſatzes kann entweder in einem freiwilligen Einverſtänd— 
niſſe, Vertrag, oder in einem gerichtlichen Erkenntniſſe, 
gerichtlichen Vergleiche u. ſ. w. gelegen ſeyn. Das Erſtere 
wird durch des Satzgläubigers mündlich zu Protocoll gege— 
bene, oder ſchriftlich mit zwei Zeugen gefertigte Erklärung, 
welche auch der Quittung für die erhaltene Zahlung des 
vorgemerkten Capitals als Clauſel beigerückt ſeyn kann, 
der grundbuchsämtlichen Handlung zugeführt, das zweite 
durch ein richterliches Urtheil, wodurch die erwirkte Ein— 
tragung in das Grundbuch oder die eingetragene Urkunde 
ſelbſt über die Einwendungen des Schuldners als ungültig 
erkläret, oder durch eine Verordnung höherer Behörden, 
wodurch über einen ergriffenen Recurs die geſchehene Ein— 
verleibung oder Vormerkung aus Mangel der vorgeſchrie— 
benen Erforderniſſe aufgehoben wird. ; 

„Zur Aufhebung einer Hypothek, verordnet der §. 469 
„des bürgerlichen Geſetzbuches, iſt die Tilgung der Schuld 
„allein nicht hinreichend. Ein Hypothekar-Gut bleibt fo 
„lange verhaftet, bis die Schuld-Urkunde aus den öffentli— 
„chen Büchern gelöſcht ift;” — indem nach den SS. 444 
und 445 das Eigenthum und überhaupt alle auf unbeweg— 
lichen Sachen haftenden, d. i. in den öffentlichen Büchern 
eingetragenen dinglichen Rechte nur durch die Löſchung aus 


925 
den öffentlichen Büchern aufgehoben werden. — Dasſelbe 
beſtimmt der F. 1446 in den Worten: „Rechte und Ver— 
„bindlichkeiten, welche den öffentlichen Büchern einverleibt 
„find, werden durch die Vereinigung in einer Perſon nicht 
„aufgehoben, bis die Löſchung aus den öffentlichen Büchern 
„erfolgt iſt.“ Ein Beiſpiel enthält das b. G. B. im Fol: 
gendem: „Wenn — nach $. 526 — bei Servituten das 
„Eigenthum des dienſtbaren und des herrſchenden Grundes 
„in einer Perſon vereiniget wird, hört die Dienſtbarkeit von 
»ſelbſt auf. Wird aber in der Folge einer dieſer vereinigten 
„Gründe wieder veräußert, ohne daß inzwiſchen in den öf— 
„fentlichen Büchern die Dienſtbarkeit gelöſcht worden, ſo iſt 
»der neue Beſitzer des herrſchenden Gutes befugt, die Ser— 
„vitut auszuüben.“ 

„Auf gleiche Art — verordnet der F. 1499 des 
„b. G. B. — kann nach Verlauf der Verjährung der Ver— 
»pflichtete die Löſchung feiner in den öffentlichen Büchern 
„eingetragenen Verbindlichkeit oder die Nichtigerklärung des 
„dem Berechtigten bisher zugeſtandenen Rechtes und der 
„darüber ausgeſtellten Urkunden erwirken.“ ä 
In Betreff der bei Löſchung der Hypothekarrechte geſetz— 
lichen Procedur gilt das bereits von Erwerbung derſelben 
Geſagte. Es müſſen daher auch dem Geſuche um Löſchung 
alle dieſelbe betreffenden Urkunden im Original beigebracht 
werden. Nur bei Bauerngütern genügt es, wenn der Schuld— 
ner und Gläubiger, oder auch nur der Gläubiger, der Be— 
rechtigte allein vor der Grundherrſchaft erſcheinet, und die 
Löſchung bewirket. 
Eben ſo bedarf es keiner beſondern Löſchungs-Erklärung, 
wenn in Folge des $. 459 des b. G. B. der Vormerkungs— 
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werber binnen 14 Tagen die Rechtfertigungsklage nicht 
überreicht hätte. Insbeſondere aber muß in dem Falle, als 
die Löſchung aus dem Titel der Verjährung bewirkt werden 
will, das im Hofdecrete vom 15. März 1784 vorgeſchrie— 
bene Verfahren beobachtet werden. Dieſes Hofdecret iſt zwar 
für Böhmen ergangen, wurde jedoch immer auch für Oeſtet— 
reich angewendet, und iſt den im b. G. B. und der allge— 
meinen Gerichtsordnung ausgeſprochenen Grundfagen ſtreng 
conſequent, daher es auch hier wörtlich angeführt wird. — 
„Wenn es ſich um Löſchung einer bei der Landtafel, einem 
„Stadt- oder Grundbuche indebite haften ſollenden alten 
„Schuldpoſt handelt, die nicht über 50 Jahre, ohne daß 
„ſich Jemand des Capitals oder der Intereſſen halber mel— 
„dete, haftet, oder aber, die zwar länger haftet, jedoch 
„auf den Nahmen eines wiſſentlich lebenden Gläubigers, 
„oder eines Corporis, das nicht abſtirbt, lautet, oder wo 
„des Gläubigers Erben bekannt ſind, in allen dieſen Fällen 
„könne dem ſich anmeldenden Schuldner oder Beſitzer derje— 
„nigen landtäflichen, grund- oder ſtadtbücherlichen Realität, 
„auf welcher die Forderung haftet, eine Edictal- Citation 
„sub clausula praeclusi niemahls bewilliget werden, ſon— 
„dern demjenigen, der die Löſchung einer fo gearteten Poſt 
„zu erwirken gedenket, liegt ob, gegen denjenigen, auf 
»deſſen Nahmen die Fürmerkung lautet, oder gegen deſſen 
„bekannte Erben die anſinnende Löſchung in Geſtalt einer 
„ordentlichen Klage anzufordern, und hierüber hat das Land— 
„recht, das Stadt- oder Grundbuch ſowohl in der Zuſtel— 
„lung als in der hierüber einzuleitenden Verhandlung nach 
„Vorſchrift der allgemeinen Gerichtsordnung wie über jede 
„andere Klage fürzugehen. Wenn es dagegen auf die Lö— 
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yſchung einer ſolchen alten landtäflichen, Stadt- oder grund: 
„büchlichen Vormerkung ankommt, die über 50 Jahre, 
„ohne daß ſich Jemand des Capitals oder der Intereſſen 
„halber gemeldet hätte, haftet, und die zugleich weder auf 
„den Nahmen eines Corporis, das nicht abſtirbt, noch 
„auf den Nahmen eines wiſſentlich lebenden Gläubigers, 
„oder eines Gläubigers, deſſen Erben bekannt ſind, lautet, 
„dann mag zwar auf Anlangen desjenigen, der die Löſchung 
„einer derlei Poſt erfordert, die Edictalcitation sub clau- 
„sula praeclusi et perpetui silentii Statt finden, je— 
„doch mit folgenden Rückſichten, daß a) die Nahmen der— 
„ienigen, auf welche die Fürmerkung oder die hierauf Be— 
„ziehung nehmenden Ceſſionen lauten, genau ausgedrückt, 
„h) die Friſt, bis an welchen Tag die Anmeldung über die 
„Citation zu geſchehen habe, deutlich beſtimmt, und die— 
„ie auf ein Jahr 6 Wochen und 5 Tage, d. i. auf die ge— 
„wöhnliche Amortiſationsfriſt ausgeſetzt, endlich e) das dieß— 
„falls expedirte Edict nicht nur an den gewöhnlichen, den 
„öffentlichen Kundmachungen beſtimmten Stadtplätzen ange— 
„ſchlagen, ſondern auch alle Vierteljahre wenigftens. jedes 
„Mahl dreimahl den öffentlichen Zeitungsblättern eingedruckt 
„und überdieß in allen Kreiſen durch das Landesgubernium | 
„kundgemacht werden ſoll.“ 

Rückſichtlich der hier angeführten Art der Kundmachung 
hat es jedoch durch Hofdecret vom 2 Jänner 1808 dahin 
ſein Abkommen erhalten, daß die Kundmachung lediglich 
durch die Zeitungs- und Kundſchaftsblätter zu geſchehen ha— 
be, und dießfalls der F. 82 des J. Theils der Manipula— 
tions⸗Vorſchrift vom 9. September 1785 zu beobachten fey. 
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8. 

Insbeſonders aber wurde mit Hofdecret vom 20. No— 
vember 1818 über die Frage, ob bei Amortiſirung der an— 
geblich indebite haftenden Satzpoſten eine 52jährige oder 
50jährige Präſcrißtionszeit beobachtet werden müſſe, folgende 
Beſtimmung erlaſſen: „Das über die Amortiſirung alter 
„Satzpoſten, deren Beſitzer unbekannt ſind, am 15. März 
„1784, zwar nur an das böhmiſche Appellationsgericht er— 
„laffene Hofdecret ſey dadurch, daß ſelbes in der Folge der 
„Juſtizgeſetzſammlung eingefchaltet wurde, vermöge Hof— 
„decret vom 29. December 1795 allerdings auch für andere 
„Provinzen zur Norm geworden, und durch den §. 1479 
„des dermahligen b. G. B. nicht aufgehoben worden, ins 


„dem der $. 1479 bloß beſtimmt, daß alle Rechte gegen 


„einen Dritten ohne Unterſchied, ob ſie verbüchert ſind oder 
„nicht, in der Regel durch 30jährigen Nichtgebrauch oder 


„wenn auf dem ordentlichen Rechtswege die Frage zu ent— 
„beiden iſt, welcher Zeitraum der Regel nach zur Verjäh— 
„rung erforderlich ſey, die Entſcheidung nach den Beſtim— 
„mungen des gedachten $. des b. G. B. mit Rückſicht auf 
„die in dem Kundmachungspatente des b. G. B. enthal— 
„ienen Beſchränkungen zu geben ſeyn wird, das Hofdecret 
„vom 15. März 1784 hingegen nicht die mindeſte Beſtim— 
„mung über die Verjährungszeit ſelbſt gibt, ſondern bloß 
„von der Frage handelt, in welchen Fällen die Löſchung ei⸗ 
„ner verjährten Schuldpoſt auf dem Wege einer Edictalci— 
„tation des Gläubigers und mit Erſparung des ordentlichen 
„Rechtsweges erwirket werden könne, folglich in dem Fal— 
„le, wo eine Edictalcitation zum Behufe der Amortiſirung 
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„der Schuld und der dann zu erwirkenden Löſchung derfelben 
„im Grundbuche, oder der Landtafel nachgeſuchet wird, 
„der Richter nach dem Hofdecrete vom 15. März 1784 zu 
„beurtheilen haben wird, ob dem Geſuche Statt gegeben 
„oder nicht Statt gegeben werden könne.“ 

So wie es nun überhaupt Regel iſt, daß zur Löſchung 
eines dinglichen im Grundbuche haftenden Rechtes die be— 
treffenden Originalurkunden, auf welche die grundbüchliche 
Eintragung beſtätiget wurde, eingelegt werden müſſen, ſo 
folgt ſchon von ſelbſt, daß, wenn eine derlei Urkunde in Ver— 
luſt geraͤthen, oder die Beibringung derſelben aus was im— 
mer für einem Grunde unmöglich iſt ‚ die Amortiſirung 
derſelben früher erwirket werden müßte. 

Iſt die Amortiſirung der Urkunde vorgenommen, ſo iſt 
zu der von dem Schuldner angeſuchten Löſchung der ausge— 
fertigte Amortiſirungs-Rathſchlag und die Löſchungserklä— 
rung des Gläubigers oder der Erben desſelben, oder das 
Urtheil, oder im Falle, wenn die Satzpoſt über 50 Jahre 
gehaftet hat, bloß der Amortiſirungsrathſchlaͤg erforderlich. 

Die nach dem bisherigen mit den von dem Grundbuche 
ausgefertigten Urkunden, Intabulations- und Vormer— 
kungsſcheinen, Satzbriefen, den eingetragenen Ceſſionen, 
oder Amortiſirungsſcheinen u. ſ. w. im Original, ſo wie dieſe 
von dem Grundbuche hinausgegeben worden ſind, inſtruirten 
Geſuche um Löſchung müſſen bei der Grundherrſchaft ange— 
bracht werden; hierüber muß von Seite der Grundherr— 
ſchaft die in dem Grundbuche (Satzbuche) eingetragene For— 
derung oder Dienſtbarkeit, oder das wie immer geartete 
dingliche Recht, in der Vormerkung durchſtrichen, und dar— 
unter die Anmerkung beigefügt werden, daß die Tilgung 
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dieſes Satzes bewilliget worden iſt, wobei zugleich der Grund 
der Bewilligung unter Berufung auf die zur Löſchung bei— 
gebrachten Urkunden anzuſetzen iſt. 

Von dieſer auf ſolche Art vorgenommenen Löſchung iſt 
der Bittſteller durch Beſcheid zu verſtändigen. Doch hat die 
Grundobrigkeit die Beilagen des Löſchungs-Geſuches, ſelbe 
mögen die Einwilligungs-Erklärung des Gläubigers, oder 
das zu Rechtskräften erwachſene Urtheil ſeyn, beim Grund— 
buche zu ihrer Sicherheit zurück zu behalten. 


Rückſichtlich dieſes Verfahrens iſt nur noch zu bemer- 


ken, daß der Abgang der Original-Urkunden bei ſolchen, 
auf dießländigen Realitäten verhypothecirten Capitalien, 
welche bei Aufhebung der auswärtigen Stifter und Klöfter 
dem hohen Aerar heimgefallen find, in Folge Hofdecret 
vom 14. October 1808 durch das für jeden Fall von der 
k. k. Hofkanzlei ergehende Decret auch ohne Amortiſirung 
der Urkunden erſetzet wird, und auf das dießfällige Hofkanz— 
leiz Decret ſchon nach erfolgter Zahlung des Capitals die 
grundbüchliche Löſchung vorgenommen werden muß. 

Ferner iſt bei den, den-Klöſtern, Stiften oder Gemein— 
den gehörigen Satz-Capitalien ſich mit der von den Vor— 
ſtehern derſelben ertheilten Bewilligung zur Löſchung nicht 
zu begnügen, ſondern es war nach dem Hofdecrete vom 
30. Auguſt 1292 hiezu noch die ausdrückliche Begnehmi— 
gung der politiſchen Hofſtelle erforderlich; derzeit genüget 
aber in Folge Hofkanzleidecretes vom 30. Mai 1821 die 
Genehmigung der Länderſtellen. 


© 
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III. Abſchnitt. 


Von den rechtlichen Folgen des erworbenen 
Hypothekar- Rechtes. 


Sl. 

Das auf einem unbeweglichen Gute haftende, d. i. 
dem Grundbuche einverleibte Pfandrecht, ein Satz oder Su— 
perſatz hat die rechtliche Wirkung, daß der Hypothekar-Gläu— 
biger hiedurch ein dingliches gegen jeden Eigenthümer des 
verhypothecirten Gutes wirkſames Recht erlanget, und aus 
dem Gute, auf welchem ſeine Hypothekar-Forderung haf— 
tet, dann, wenn die Verbindlichkeit zur beſtimmten Zeit nicht 
erfüllet, die bedungene Zahlung nicht geleiſtet wird, die 
Befriedigung erhohlen, das Gut im Executionswege verkau— 
fen laſſen, und ſich hiedurch zahlhaft machen kann. $. 447 
des bürgerlichen Geſetzbuches. 

„Wird der Pfandgläubiger — heißt es F. 461 des bür— 
„gerlichen Geſetzbuches — nach Verlauf der beſtimmten Zeit 
„nicht beftiediget, fo iſt er befugt, die Feilbiethung des 
„Pfandes gerichtlich zu verlangen. Das Gericht hat dabei 
„nach Vorſchrift der Gerichtsordnung (XXXI. Capitel) zu 
„verfahren.“ ö 

Dem gemäß erhält der Hypothekar- Gläubiger durch 
ſeine Hypothek ein Recht zur Executirung des Gutes, wor— 
auf ſeine Hypothek haftet, doch bei Vornahme der Execu— 
tion iſt nach obiger Hinweiſung auf die Vorſchrift der allge— 
meinen Gerichtsordnung vor allem der $, 298 derfelben zu 
berückſichtigen, nach welchem die Execution nur über einen 
richterlichen Spruch oder einen gerichtlichen Vergleich (Ver— 
trag) bewilliget werden kann. 


992 

Hieraus fließet nun das Reſultat, daß ungeachtet der 
wirklich erworbenen Hypothek, die ſatzweiſe ſichergeſtellte 
Forderung noch keineswegs ſeine volle Richtigkeit mit dem 
Gewichte erhalte, daß hierüber nach fruchtlos verſtrichenem 
Zahlungs-Termine ſogleich zur executiven Veräußerung des 
verpfändeten Gutes geſchritten werden könnte, ſondern hie— 
zu noch erforderlich ſey, daß die ſatzweiſe ſichergeſtellte For— 
derung ordentlich eingeklagt werde, hierüber der Schuldner 
und rückſichtlich Eigenthümer des verpfändeten Gutes alle 


Einwendungen anbringen könne, welche er im Falle der 


unterbliebenen Einverleibung oder Vormerkung zu machen 
berechtiget geweſen wäre, und erſt durch das hierüber er— 
floſſene Urtheil oder durch den gerichtlich abgeſchloſſenen 
Vergleich die Richtigkeit der Forderung und die Zahlungs— 
pflichtigkeit zweifellos ausgeſprochen werden müſſe. Dieſes 
Urtheil oder dieſer gerichtliche Vergleich muß dann vorerſt 
gleichfalls dem Grundbuche über die erfte pfandweife Ein: 
tragung der Forderung einverleibt werden, welche Eintra— 
gung zum Unterſchiede der erſten, die executive Einverleibung 
genannt wird, und erſt hiernach kann mit Beachtung der 
in der allgemeinen Gerichtsordnung vorgeſchriebenen Execu— 
tionszüge zur wirklichen Execution und zur Veräußerung 
des Gutes geſchritten werden. 

Der $. 10 des Grundbuchs -Patentes enthält hierüber 
Folgendes: „Gleichwie bei Einführung dieſer Vormerkbü— 
„cher der Hauptzweck dahin gehet, jeden, ſo darauf bauet, 
„fo viel die Gerechtigkeit und Billigkeit es nur immer ge— 
„ſtattet, gegen alle Einwendungen und Ausflüchte feines 
„Schuldners vollſtändig ſicher zu ſtellen, alſo ſollen zwar 
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„ihm Schuldner die gegen einen fürgemerkten mit obigen 
„Erforderniſſen verſehenen Schuldſchein etwa habenden recht— 
„lichen Wohlthaten unbenommen ſeyn, doch ihm die Laft 
„des Beweiſes, auch wann davon in dem Schuldbriefe nichts 
„enthalten, obliegen, und ohne einigen Aufſchub auf An— 
„rufen des Gläubigers wider ihn verhängt werden, was die 
„Gerichtsordnung mit ſich bringet.“ 

. 2 

Die Hypothekar-Gläubiger unter einander genießen das 
Vorrecht nach der Zeitfolge der geſchehenen Eintragung ih— 
rer Rechte auf das unbewegliche Gut dergeſtalt, daß ſie in 
der nähmlichen Ordnung, ſo wie ſie das Pfandrecht erwor— 
ben haben, auch ihre Befriedigung aus dem Gute, ſo weit 
der Werth desſelben zureicht, im Falle der Execution erhal— 
ten, und daher, wenn der ein früheres Pfandrecht genie— 
ßende Gläubiger mit ſeiner Satz-Forderung aus dem Gute 
nicht ganz mehr befriediget werden kann, a auf den ſpäteren 
Hypothekar-Gläubiger nichts weiter kömmt. 

Mit Rückſicht auf eine Concurs-Verhaͤndlung enthält 
dießfällig der F. 17 der allgemeinen Concursordnung die 
Beſtimmung: „In die anderte Claſſe find zu ſetzen jene, 
„welche auf das Vermögen des Verſchuldeten ein Pfand: 
„recht (pignus vel hypothecam) haben, nach Maßgabe 
„der Zeit, da ſie das Pfandrecht erhalten haben, oder 
„nach Vorſchrift der beſtehenden Landtafel- und Vormer— 
„kungs-Patente, jedoch nur in Anſehung desjenigen Gu— 
„tes, welches ihnen verpfändet iſt.“ 

Eben fo heißt es §. 7 des Grundbuchs-Patentes: „Auſ— 
„fer dem gibt der Tag und die Stunde der Vormerkung in 
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„dem Falle, da es um die Befriedigung mehrerer Gläubi⸗ 
„ger zu thun iſt, je und allzeit das Vorzugsrecht.“ 

Diejenigen aber, welche zugleich eingetragen worden 
ſind, haben keinen Vorzug unter ſich, und erhalten daher, 
wenn der auf ſie kommende Werth des Gutes zu ihrer 
gänzlichen Befriedigung nicht zureichte, den auf ſie fallen— 
den Betrag zu gleichen Theilen. 

Uebrigens leiſtet das Grundbuch durch die bewilligte 
Vormerkung keineswegs Gewähr oder Bürgſchaft, daß der 
Werth des Gutes zur Befriedigung der vorgemerkten Gläu— 
biger hinreiche, ſondern es muß derſelben eigene Sorge 
ſeyn, durch Erhebung des Werthes einer Realität und Ein— 
ſicht der bereits früher vorgemerkten Laſten ſich die Ueber— 
zeugung zu verſchaffen, ob ſie durch die Vormerkung noch 
hinlängliche Bedeckung zur Sicherheit ihrer Forderungen er— 
halten können. Der $. 2 des Vormerk-Patentes lautet dieß 
falls: „Es iſt ſich mit der Schätzung deren vorgemerkten 
„Realitäten um ſo weniger aufzuhalten, als genug an dem, 
„daß der Gläubiger durch Einſehung der Bücher zuverläſſig 
„wiſſe, in wie weit ein Haus, Grundſtück oder ſonſtige 
„Realität bereits belaftet ſey, und er alfo We ſeine 
„Sicherheit ſelbſt ermeſſen kann.“ 

. 3. 

In Betreff des Umfanges des Pfandrechtes beſtimmet 
der $. 457 des bürgerlichen Geſetzbuches: 

„Das Pfandrecht erſtrecket ſich auf alle zu dem freien 
„Eigenthume des Verpfänders gehörige Theile, auf Zu— 
„wachs und Zugehör des Pfandes, folglich auch auf die 
„Früchte, in ſo lange ſie noch nicht abgeſondert, oder bezo— 
„gen find. Wenn alfo ein Schuldner feinem Gläubiger fein 
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„Gut, und einem andern fpäter die Früchte desſelben ver: 
„pfändet, fo iſt die ſpätere Verpfändung nur in Rüdficht 
„auf die ſchon abgeſonderten und bezogenen Früchte wirkſam.“ 
Dieſe Früchte wurden nach dem früher gegoltenen ge— 
meinen Rechte folgender Maßen eingetheilt, und zwar a) in 
die natürlichen (naturales) d. i. ſolche, welche von dem 
Gute ſelbſt hervorgebracht werden, als Wein, Getreide 
u. ſ. w., und b) in bürgerliche (eiviles) d. i. ſolche, welche 
nur in Anſehung des Gutes, doch nicht aus dem Gute 
ſelbſt entſtehen, wie z. B. die Wohnungszinſe. Die natür— 
lichen Früchte wurden in ſo lange als ein Theil des unbe— 
weglichen Gutes angeſehen, als ſie nicht von dem Gute 
abgeſondert waren, wie z. B. das Getreide, ſo lange es 
noch auf dem Felde ſtand, und nicht abgeſchnitten iſt, die 
bürgerlichen aber, ſo lange ſie nicht verfallen, und ausſtän— 
dig waren. a 
Das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch enthält in diefer 
Hinſicht folgende Beſtimmungen: „Unter Zugehör — lau⸗ 
„tet der F. 294 — verſteht man dasjenige, was mit eis 
„ner Sache in fortdauernde Verbindung geſetzt wird. Dahin 
„gehören nicht nur der Zuwachs einer Sache, fo lange er 
„von derſelben nicht abgeſondert iſt, ſondern auch die Ne— 
„benſachen, ohne welche die Hauptſache nicht gebraucht 
„werden kann, oder die das Geſetz, oder der Eigenthümer 
„zum fortdauernden Gebrauche der Hauptſache beſtimmt 
„hat.“ — F. 295: „Gras, Bäume, Früchte und alle 
„brauchbaren Dinge, welche die Erde auf ihrer Oberfläche 
„hervorbringt, bleiben ſo lange ein unbewegliches Vermögen, 
vals fie nicht von Grund und Boden abgefondert worden 
„iind, Selbſt Fiſche in einem Teiche, und das Wild in einem 
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„Walde werden erſt dann ein bewegliches Gut, wenn der 
„Teich gefiſcht und das Wild gefangen oder erlegt wor— 
„den iſt.“ b 

„Auch das Getreide, das Holz, das Viehfutter ($. 296) 
„und alle übrige obgleich ſchon eingebrachte Erzeugniſſe, ſo 
„wie alles Vieh, und alle zu einem liegenden Gute gehö— 
„rige Werkzeuge und Geräthſchaften werden in ſo ferne 
„für unbewegliche Sachen gehalten, als ſie zur Fortſetzung 
„des ordentlichen Wirthſchaftsbetriebes erforderlich find.” 

„Eben fo gehören (§. 297) zu den unbeweglichen Sachen 
„diejenigen, welche auf Grund und Boden in der Abſicht 
„aufgeführt worden, daß ſie ſtets darauf bleiben ſollen, als: 
„Häuſer und andere Gebäude mit dem in ſenkrechter Linie 
„darüber befindlichen Luftraume, ferner nicht nur alles, was 
„erde, mauer-, niet- und nagelfeft iſt, als: Bräupfannen, 
„Branntweinkeſſeln, und eingezimmerte Schränke, ſondern 
„auch diejenigen Dinge, die zum anhaltenden Gebrauche 
„eines Ganzen beſtimmt ſind, z. B. Brunneneimer, Seile, 
„Ketten, Löſchgeräthe u. d. gl. 

Auf alle dieſe Sachen erſtrecket ſich demnach auch das 
Pfandrecht, wenn es überhaupt auf das Gut, und nicht 
etwa bloß auf die Früchte, oder einen beſtimmten Theil des 
Gutes oder der Früchte allein wäre angeſucht und erwirket 
worden. 
. 4. 

In der Regel hat das Pfandrecht nur gegen jenen eine 
Wirkung, gegen welchen es erwirket worden, und zwar in 
ſo ferne er bei unbeweglichen Sachen Eigenthümer derſelben 
iſt. Eine Ausnahme hievon iſt jedoch bei Bauerngütern zu 
machen, welche, wenn auch mehrere hierum vergewähret 
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ſind, doch als untrennbar und untheilbar ganz, auch wegen 
der Schuld eines einzigen Mitvergewährten verkauft werden 
müſſen. Das Hofdecret vom 21. October 1796 enthält hier— 
über folgendes: „Wenn ein untheilbares Bauerngut, auf 
„welches mehrere vergewähret find, wegen Schuld auch nur 
„eines einzelnen der Mitvergewährten in Execution fällt, müſ— 
„fen die Mitvergewährten den Executionsführer befriedigen, 
„oder ſich gefallen laſſen, daß nicht bloß der Antheil des 
„Schuldners, ſondern das ganze Bauerngut feilgebothen 
„werde, wobei dem Mitvergewährten gleichwohl bevorſteht, 
„als Mitfeilbiether aufzutreten.“ 

Rückſichtlich der Vormerkung (Pränotation) einer For— 
derung auf eine Realttät wurde bereits oben entwickelt, daß 
ſolche nur ein bedingt dingliches Recht bewirke; um in ein 
unbedingtes überzugehen, muß ſolche binnen 14 Tagen mit— 
telſt einer ordentlichen Klage gerechtfertiget werden, und ent— 
weder von dem Schuldner für gerechtfertiget anerkannt, oder 
dieſe Rechtfertigung in einem richterlichen Urtheil ausgeſpro— 
chen worden ſeyn. Iſt dieſes Erkenntniß des Schuldners oder 
dieſes Urtheil in dem Grundbuche gleichfalls eingetragen, ſo 
genießt auch eine ſolche gerechtfertigte Vormerkung ein mit 
der gefchehenen Einverleibung gleiches dingliches Pfandrecht, 
und zwar von der Zeit an, als die Vormerkung angeſucht 
wurde. 1 

Uebrigens wurde den Hypothekargläubigern mit Circu— 
lare vom 20. October 1819 in folgendem eine Begünſtigung 
zugeſprochen: „Um zu mehrerer Befeſtigung des Privatere— 
„dits den auf unbewegliche Güter verſicherten Gläubigern 
„die Verfolgung ihrer Rechte gegen abweſende Schuldner 
„zu erleichtern, und ſelbſt im Falle des veränderten Aufent— 
FR Band. Y 
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„halts- und Gericht sſtandes des Beſitzers der Hypothek alle 
„Schwierigkeiten in der Eintreibung der Schuld zu beſeiti— 
„gen, wird hiemit zu Folge a. h. Entſchließung vom 27. 
„Auguſt 1819 dieſen Pfandgläubigern das Recht eingeräu— 
„met, wegen jeder den öffentlichen Büchern einverleibten 
„oder darin vorgemerkten (pränotirten) Schuldforderung ohne 
„Rückſicht auf den Wohnort des Schuldners bei dem Gerichte 
„Klage anzubringen, welchem der Letztere nach ſeinen per— 
„ſönlichen Eigenſchaften unterworfen ſeyn würde, Falls er 
„da, wo das verpfändete Gut liegt, ſejnen Wohnſitz hätte. 
„Dem zu Folge ſoll der Gläubiger, deſſen Schuldner ſich 
„außer dem Jurisdictions-Bezirke dieſes Gerichts aufhält, 
„die Wahl haben, ſich des ihm durch gegenwärtige Verord— 
„nung eingeräumten Rechtes zu bedienen, oder den Schuld— 
„ner bei desſelben ordentlichem Richter zu belangen.“ 
As? 

Eine weitere rechtliche Wirkung des erworbenen Satz— 
rechtes geht dahin, daß, wenn das verpfändete Gut im Exe— 
cutionswege verkauft werden ſoll, nach §. 462 des b. G. B. 
jedem auf dem Gute eingetragenen Pfandgläubiger die Ein— 
löſung der Forderung, wegen welcher die Feilbiethung an— 
geſucht worden, zu geftatten iſt; daher müſſen auch alle 
Satzgläubiger von einer derlei Feilbiethung eines Gutes im 
Executionswege beſonders verſtändiget werden (Hofdecret vom 
4. Juli 1794), Eben fo verordnet das Hofdecret vom 7. 
Aprill 1785: „Die im 9. $. der Concurs-Ordnung und in 
„dem damit übereinſtimmenden $. 77 der Gerichtsordnung 
„anbefohlene beſondere Vorforderung der vorgemerkten Gläu— 
„biger zum ausgeſchriebenen Concurſe iſt auf alle Gläubiger 
„ohne Ausnahme, die auf eine Realität durch gerichtliche 
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„Vormerkung ein Pfandrecht erhalten haben, zu verſtehen, 
„wie immer auch nach den verſchiedenen Landesverfaſſungen 
„die Vormerkung geſchehen ſeyn möge, durch die auf eine 
„Realität das Pfandrecht erwirket worden.“ 

Das Patent vom 5. Aprill 1782 endlich lautet alſo: 
„F. 2. Daß die Ueberlaſſung eines mit einem Pfandrechte 
„behafteten Gutes, ſie möge von dem Eigenthümer an ei— 
„nen Dritten gerichtlich oder außergerichtlich auf was immer 
„für eine Art geſchehen, denjenigen Gläubigern, welchen 
„das Pfandrecht eigen iſt, wenn ſie nicht vorläufig über 
„ſothane Ueberlaſſung der Ordnung nach vernommen worden, 
„nicht nachtheilig ſeyn ſolle.“ 

Dagegen find aber die Pfandgläubiger nach $. 29 der 
allg. Concurs-Ordnung vom 1. Mai 1781 verpflichtet, ihre 
durch Pfänder bedeckten Forderungen im Falle eines Concur— 
ſes des Schuldners bei der Concurs-Inſtanz innerhalb der 
beſtimmten Edictalzeit anzumelden, widrigens auf ihr Pfand: 
recht keine weitere Rückſicht genommen würde. 

Endlich hat der Hypothekargläubiger auch das Recht, 
über die erwirkte Einverleibung oder Vormerkung ſich eine 
gerichtliche Beweisurkunde, d. i. eine wörtliche Abſchrift des 
im Vormerkbuche eingetragenen Satzes ausfertigen zu laſſen, 
welche ein Saͤtzſchein oder Satzauszug genannt, und zum 
Beweiſe, daß fie gleichlautend mit dem Inhalte des Vor: 
merkbuches iſt, durch die Unterſchrift des zur Führung des 
Grundbuches berechtigten Beamten und dem obrigkeitlichen 
Siegel beſtätiget wird, doch kann dieſe Beſtätigung auch 
unmittelbar auf die in das Grundbuch eingetragene Urkunde 
geſchrieben werden. 


P 2 
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Die weſentlichen Beſtandtheile eines Satzbriefes ſind 
folgende: 5 

a) der Tauf und Zunahme desjenigen, zu deſſen Gun- 
Aten derſelbe ausgefertiget wird. 

b) Der Tauf und Zunahme desjenigen, dem die einge— 
tragene Verbindlichkeit obliegt. 

c) Die Beſchaffenheit derſelben und der Titel der Er— 
werbung z. B. Darleihen, Bürgſchaft, mit Berufung auf 
die Urkunde, die denſelben ausweiſet. 

d) Die verpfändete Realität. 

7) Die Bewilligung der Grundherrſchaft zur Einverlei— 
bung oder Vormerkung. 

1) Das Gewährbuch und das Blatt desſelben, auf wel: 
chem die verpfändete Realität vorkömmt, ſo wie das Vor— 
merkbuch und das Blatt, auf welchem der Satzbrief oder 
Pränodtationsſchein ſtehet, endlich iſt 

g) Tag, Monath und Jahr, wann die Eintragung ge: 
ſchehen, beizuſetzen. 

Ueber dieſe Satzbriefe, welche rückſichtlich der Erwerbung 
einer Hypothek vollen Beweis machen, ſteht jedem Satzgläu— 
biger noch frei, ſich von dem Grundbuche ſogenannte Grund— 
buchsextracte geben zu laſſen. Dieſe Grundbuchsextracte ſind 
Auszüge aus dem Satzbuche, welche alle auf einem Gute 
haftende Hypotheken der Zeitfolge der Erwerbung nach ent— 
halten, und dazu dienen, um zur Kenntniß zu gelangen „ 
wie viele Schulden und was überhappt für 1 auf einem 
Gute haften. 

Dieſe Grundbuchsextracte theilen ſich fo wie die Tabu— 
larextracte der Landtafeln in ſummariſche und umſtändliche. 
Summariſche Grundbuchsextracte werden diejenigen genannt, 
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in welchen jeder ſeparirte Numerus, auf welchem etwas als 
eine wahre Schuld oder auch nur zur Bedeckung einer beſte— 
henden oder künftig möglichen Verbindlichkeit haftet, ange— 
zeiget, die Summe getreulich angeſetzet, und nur bei jener 
Poſt, wo eine Superintabulation beſtehet, die Anmerkung 
hierüber mit wenigen Worten beigefügt wird; dagegen muß 
in den umſtändlichen Grundbuchsextracten die umſtändliche 
Erwähnung aller Satzpoſten mit Berufung auf das Datum 
der Ausſtellung und den kurzen Inhalt der zum Grunde lie— 
genden Urkunden gemacht werden. Hofdecret vom 6. Octo— 
ber 1785, 

Dasſelbe, was bisher von der rechtlichen Wirkung ei— 
nes Satzes geſagt wurde, hat gleichmäßig auch in Betreff 
des Superſatzes zu gelten, indem letzterer mit dem erſten 
Satze, auf welchem er unmittelbar haftet, rückſichtlich der 
ihm anklebenden und zukommenden Rechte ganz zuſammen— 
trifft. 

F. 6. 

Als Anhang dürften hier noch jene Beſtimmungen ihren 
Platz finden, welche in Betreff des zu den grundbuchsämt— 
lichen Urkunden nöthigen Stämpels geſetzlich beſtehen. 

Nach dem Hoffammerdecrete vom 29. März 1504 uns 
terliegen die Aufſandungen, da ſie nichts als Erklärungen 
ſind, welche von dem Beſitzer einer Realität an einen Drit— 
ten zu dem Ende ausgeſtellet werden, daß derſelbe ohne wei— 
ters an den Beſitz dieſer Realität gebracht werden könne, 
nach dem F. 22 lit. c. (des Stämpelpatents vom 5. Octo— 
ber 1802) bloß dem Stämpel der 5. Claſſe mit 15 Kreuzer, 
ſo lange ſie nichts als die bloße Erklärung enthalten, daß 
ein Dritter an den Beſitz der Realität gebracht werden könne. 
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Wenn jedoch in den Aufſandungsurkunden zugleich von dem 
bezahlten Kaufſchilling eine Erwähnung geſchieht, und über 
dieſe Zahlung keine beſonderen Quittungen beiliegen, wenn 
folglich durch die Aufſandungs-Urkunden auch zugleich der 
Kaufſchilling quittiret wird, ſo muß eine ſolche Urkunde ſelbſt 
noch insbeſonders, ſo wie eine jede andere Quittung, nach 
dem Betrage des gezahlten, darin quittirten Kaufſchillings 
elaſſenmäßig geſtämpelt werden. 

Das Hofdecret vom 26. Jänner 1804 verordnet: „2. 
„Haben Urkunden, wodurch ein Recht vom beſtimmten Wer— 
„the oder Geldbetrage übertragen, gelöſcht wird, oder was 
„das nähmliche iſt, wenn Urkunden über einen Gegenſtand 
„vom beſtimmten Werthe ausgeſtellt werden, fie mögen von 


„den Parteien ſelbſt errichtet, oder von öffentlichen Beam— 


„ten oder Obrigkeiten ausgeſtellt werden, dem Stämpel ohne 
„Unterſchied nach dem Werthe des Gegenſtandes zu unter: 
„liegen. 3. Müſſen Urkunden, welche bei dem Antritte ei— 
„ner Realität oder eines Grundes noch insbeſondere ertheilt 
„werden, entweder nach der Qualität der Urkunde ſelbſt, 
„oder des Ausſtellers geſtämpelt ſeyn. Aus dieſen Grund: 
„tagen ergeben ſich daher die Folgen zur richtigen Anwen— 
„dung des Stämpels, daß a) Kauf-, Tauſch- und Schen— 
»kungsbriefe, dann Pfandbriefe u. d. gl. fo wie auch Con— 
„tracte aller Art, welche über einen Gegenſtand von be— 
»„ſtimmtem Werthe errichtet werden, nach dem 21. F. lit. 
„r, s, u, aa, ü, nach dem Werthe des Gegenſtandes zu 
yſtämpeln find.” 

„b) Grundverſchreibungen, Gewähr, Schutz, und Le— 
»henbriefe, oder wie immer nach der verſchiedenen Verfaſ— 
„fung der Erbländer diejenigen Urkunden genannt werden, 


i 
j 
| 
; 
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„welche bei dem Antritte des Beſitzes eines unterthänigen 
„oder dienſtbaren Grundes den Unterthanen oder Grund— 
„holden ertheilt werden, fo wie die Grundbuchs- und Land: 
„tafel-Extracte als beſonders ertheilt werdende Urkunden 
„dem Stämpel der Sten Claſſe von 15 Kreuzern nach dem 
„25. §. Nr. 18, 19 und 20 dritter Abtheilung unterlie— 
„gen, wozu auch Gewährs-Auszüge gehören, welche nur 
„des kürzeren Ausdruckes wegen Gewähre genannt werden, 
„im Geſetze aber Auszüge heißen.“ 

„e) Wenn jedoch Gewähr: Auszüge, Satz- Auszüge, 
„Satz-Briefe u. dgl. die Stelle des Kauf-Briefes, Kauf— 
„Contractes, Pfand-Briefes vertreten, muß der Stäm— 
„pel entweder nach dem Werthe, oder, wenn dieſer nicht 
»beſtimmt iſt, nach der Eigenſchaft der Urkunde oder des 
„Ausſtellers gebraucht werden.“ 

„d) Hausſätze und Pränotirungen find entweder Satz⸗ 
„Auszüge oder ſie vertreten die Stelle der Pfandbriefe oder 
„Pfandverſchreibungen. Nach dieſer Verſchiedenheit müſſen 
„fie daher nach dem 21. oder nach dem 25. F. auch vers 
„ſchieden geſtämpelt werden.““ 

Eben fo verordnet das Hofkammer-Decret vom 12. No⸗ 
vember 1807 3. 36949: 

„Se. Majeftät haben dem hierortigen allerunterthänig— 
„ſten Einrathen gemäß, wegen Verwendung des Stämpels 
„zu den Satzbriefen zu entſchließ en geruhet, daß alle jene 
„Urkunden, welche die geſchehene Vormerkung einer Schuld— 
„poft beſcheinigen, die jedoch auf alle Fälle von den 
„Gewähr = Auszügen wohl unterſchieden werden müſſen, 
„nur dann der claſſenmäßigen Stämplung zu unterziehen 
„ieyen, wenn keine Kaufbriefe oder Schuldbriefe vorher 


344 En 

„errichtet worden wären. Wenn aber ſolche Urkunden ſchon 
„vorläufig errichtet worden, ſo ſey die Beſcheinigung der 
„dießfälligen Vormerkung lediglich als eine Expedition der 
„Landtafel oder Grundbuchs-Behörden zu behandeln und 
„eine ſolche Urkunde der Stämplung von 15 Kreuzern nach 
„dem 23. §. des Stämpel- Patentes Nr. 11 zu unter⸗ 
„ziehen.“ 


Bierter Zitch 
Von dem Rechte Grundbuchs-Gebühren zu fordern. 


GH, 

Nachdem die verfchiedenen Grundbuchs-Gebühren, welche 
die Unterthanen als eine Vergeltung für die mit Koſten 
und Mühe verbundene Ausübung der dinglichen Gerichts— 
barkeit entrichten müſſen, unter die Abgaben überhaupt ge— 
hören, welche die Grundherren zu fordern das Recht haben, 
ſo wurde von denſelben bereits in dem erſten Theile, und 
zwar im vierten Titel der zweiten Abtheilung, welche die 
Entwicklung des grundherrlichen Rechtes Abgaben zu fordern 
zum Gegenſtande hatte, gehandelt, und wird hier nur aus 
dem Grunde beſonders darauf zurück gewieſen, weil die 
Grundbuchs-Gebühren mit der dinglichen Gerichtsbarkeit in 
engſter Verbindung ſtehen, und daher ſich wieder darauf zu 
berufen des Zuſammenhanges wegen nothwendig iſt, und 
fo haben auch Se. k. k. Maſeſtät unterm 16. März 1804 
wegen der Vormerkungen ad fructus, und dafür abzuneh— 
menden Taxen entſchieden, „daß die Grundbücher bei ihrem 
„bisherigen in der Stadt ſelbſt und in dem Tractate de 
„jurıbus incorp. gegründeten Taxbezuge, und der dießfäl— 
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„ligen allgemeinen Beobachtung auch in Abſicht auf die 
„Vormerkungen ad fructus ohne einiger Abänderung oder 
„Neuerung noch ferner zu belaſſen ſeyen.“ i 

Außer dem iſt hier nur noch zu bemerken, daß nach 
Hofkanzleidecret vom 15. Mai 1818, Regierungs-Circulare 
vom 29. Mai 1813, ſo lange unterthänige Realitäten zum 
Gottesdienſte, oder ſonſt zu einer ſolchen Beſtimmung ge— 
widmet ſind, die nach dem Normale vom 19. Februar 
1751 die Steuerfreiheit mit ſich führen, davon keine Grund— 
buch3 = Gebühren abzunehmen feyen. 

Das Normale vom 19. Februar 1751 aber, durch 
welches die Steuerfreiheit durchgehend: aufgehoben wurde, 
nimmt von dieſer allgemeinen Regel folgende Gebäude aus: 
„1. die ſchon erbauten Kirchen und Freidhöfe; bei Erbau— 
„ung neuer Kirchen aber hat ſich der Stifter wegen der 
„Steuerfreiheit abzufinden. — 2. die landesfürſtlichen Nee 
„fidenzen in fo weit, als ſie ſolche vor undenklichen Zeiten 
„geweſen, als z. B. die Wiener Burg, das Luſtſchloß 
„Schönbrunn, der Augarten, in Prag die Burg u. dgl. 
„Was jedoch zu dergleichen Gebäuden in jüngeren Zeiten 
„dazu gekommen, oder zugebauet worden iſt, dieß iſt nicht 
„iteuerfrei, ſondern ſolche Steuer wird aus einem beſondern 
„Gefälle entrichtet. Jene Gebäude, welche landesfürſtliche 
„Reſidenzen waren, nachmahls aber an Private gekommen, 
„unterliegen außer dem Thereſiat in Wien der Steuer.” 

„3. Werden die für die Verſammlung der Landſchaft 
„gewidmete Gebäude, ſo lange ſie ſolche Gebäude verbleiben, 
„ausgenommen. Dieſe Freiheit betrifft aber nicht die übrigen 
„öffentlichen Gebäude, als Kanzleihäuſer, Academien u. ſ. w., 
‚weder die Klöfter außer des ordinis mendicantium pri- 
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„mae classis, und dieſes nur in dem Falle, wenn felbe 
„nicht durch ihre Stiftung oder auf andere Weiſe in Stand 
„geſetzt worden wären, die Steuer entrichten zu können.“ 
In Betreff der Behandlung der Tax-Beſchwerden verord— 
net das Patent vom 15. October 1756, daß alle Beſchwer— 
den wegen geſetzwidriger Abnahme der Grundbuchs-Taxen 
in den Wirkungskreis der politiſchen Stellen gehören, und 
die Strafe des zu viel genommenen die Zurüͤckgabe desſelben 
und der Erlag des vierfachen Betrages ſey. — Ueberhaupt 
ſteht nach den Hofdecreten vom 24. December 1787 und 
25. November 1790 die Taxordnung in Streitſachen mit 
den Grundbuchs-Taxen in keiner Verbindung. — Eben ſo 
beſtimmt das Hofdecret vom 17. März 1798: 

„Da vermöge beſtehender Verordnung das Appellations— 
„Gericht ſich in die auf Taxen oder obrigkeitliche Gefälle 
„Bezug habenden Beſchwerden nicht einzumengen hat; fo _ 
„wird dasſelbe angewieſen, alle derlei auf Taxen oder obrig— 
»keitliche Gefälle Bezug habende Beſchwerden an die n. ö. 
„Landesregierung als einen zu derſelben Wirkſamkeit geeig— 
„neten Gegenſtand zur Beurtheilung und Erledigung zu 
„übergeben.” 

Rückſichtlich des Stämpels endlich, welcher den Taxno— 
ten zugemuthet werden könnte, wurde mit Hofdecret vom 
29. März 1804 Folgendes verordnet: „Ueber die hohen 
„Orts vorgekommene Anfragen: 1. ob Taxnoten über herr— 
»„ſchaͤftliche Grundbuchs-Taxen, wenn fie zugleich die Abs 
„quittirung der geſchehenen Zahlung enthalten, dem Stäm— 
„pel unterliegen — — iſt folgende Entſcheidung herabge— 
„langt, daß ad 1. da nach dem 9. F. des neuen Stämpel— 
„Patentes Lit. b. alle Anweiſungen, Quittungen, oder 
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„was fonft die Herrſchaften und Obrigkeiten wegen zu zah— 
„lender oder bezahlten Dominical-Abgaben ausſtellen, vom 
„Stämpel befreit ſind, auch die über herrſchaftliche und 
„obrigfeitliche Grundbuchs- Taxen ausgeſtellten Taxnoten 
„nicht nur an und für ſich, ſondern auch dann, wenn die 
„geſchehene Zahlung entweder auf der Taxnote ſelbſt ab— 
„quittirt, oder wenn darüber eine beſondere Quittung aus⸗ 
„geftellt wird, ebenfalls keinem Stämpel unterliegen können.“ 


Anmerkun g. Ueber die ie, abgehandelten Gegenſtände 
kann nachgeleſen werden: 

Suttinger Consvetud. Aus. L. G pag. 276 et seq. 

Benedict Finsterwalder. Observationes pract. Lib. I. 
obs. 60. 

Greneck Theatrum jurisdict. Austr. 15. und 14. Abſchnitt. 

Lotharii Friderici Vossii. Legum et consvetudinum 
austr. cum romano jure collatio Lib. I. Tit. 5 et Lib. XX. 
Tit. I. | 

Anton E. v. Födranſperg Theoretiſch-praetiſche Anleitung 
zur Erlangung der dinglichen Rechte, und Führung der Dienſt—-, 
Gewähr- und Grundbücher. 

Haggenmüller a. a. O. 2 Thl. S. 165 u. f. 

Georg Scheidlein Erklärung des öſterr. Privatrechtes 2. Thl. 
S. 9g u. f. 


Fünfter Titel. 
Von der Abſtiftung der Unterthanen. 


RS 

Aus der den Grundherrſchaften zuſtehenden dinglichen 
Gerichtsbarkeit fließt auch das Recht, den Grund eines 
Unterthans einzuziehen, und den Unterthan abzuſtiften, 
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welche beiden Rechte weſentlich von einander verſchie⸗ 
den ſind. 

Den Grund eines Unterthans einziehen heißt, ihn des 
nutzbaren Eigenthumes über ſein unterthäniges Gut vollkom— 
men berauben, und ſelben, ohne ihm das Mindeſte hinaus 
zu bezahlen, gänzlich von dem Beſitze des Gutes vertreiben. 
Das Recht hiezu wurde den Grundherren durch den Tractat 
de juribus incorp. damahls eingeräumet, wann der Uns 
tertban den ſchuldigen Grunddienſt über drei Jahre lang, 
ungeachtet der geſchehenen Ermahnungen, vorſätzlich und 
muthwilliger Weiſe, gleichſam in contemtum dominii di- 
recti, nicht entrichtet hatte; jedoch konnte nach dem Trac— 
tate die Grundherrſchaft auch in dieſem Falle die Einzie— 
hung des Grundes nicht für ſich allein vornehmen, ſondern 
mußte ein unparteiifched Gericht niedergeſetzt werden, wel— 
ches nach geſchehener Unterſuchung vorher darüber zu er— 
kennen hatte. 8 

Es heißt nähmlich daſelbſt im 20. F. des Aten Titels. 
„Ein Grundherr kann auch ohne vorgehende rechtliche Er: 
„kenntniß keinen Grund einziehen, ſondern wenn er ver— 
„meinet, daß ihm ein Grund wegen nicht bezahlten Dienſt 
„oder anderer Urſache halber heimgefallen, ſtehet ihm be— 
„vor, ein unparteiifches Grundrecht niederzuſetzen, vor 
»„demſelben feine Sprüche vorzubringen, und darüber mit 
„Vernehmung der intereſſirten Partei, welcher der Grund 
„angefprochen wird, rechtlicher Ordnung nach erkennen zu 
„laffen: jedoch dem beſchwerten Theile die Appellation an 
„unfere niederöſterreichiſche Regierung vorbehalten. In Un— 
„terlaffung deſſen kann er von dem Grundholden bei gehö— 
„riger Inſtanz eines Gewaltes beklagt werden, und iſt er 
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„dem Grundholden den eingezogenen Grund ſammt der auf: 
„gehobenen Nutzung, und deren, ſo aufgehebt werden kön— 
„nen, wiederum abzutreten, auch ſich mit ihm, um den 
„durch erwieſene Gewalt verurſachte Expens-Unköſten und 
„Schaden nach billigen Dingen oder gerichtsmäßig zu ver— 
„gleichen ſchuldig; ſodann mag er gleichwohl wegen der ver— 
„meinten Fälligkeit, die rechtliche Erkenntniß, wie oben 
„gemeldet, fürgehen laffen F. 20. Zur Erſetzung eines ſol— 
„chen Grundrechtes ſoll der Grundherr eine verſtändige un— 
„parteiifche Perſon zum Richter, neben demſelben wenigſt 
„noch vier andere gleichfalls verſtändige und unpaͤrteiiſche 
„Perſonen zu Beiſitzern erkieſen, welche die ihnen aufge— 
„tragene Erkenntniß entweder allhier oder auf dem Lande 
„bei der Grundobrigkeit, oder anderwärts nach ihrer Gele— 
„genheit, jedoch nicht außer Landes fürnehmen mögen. 
„F. 22. Wenn dem Grundherren wegen unbezahlten Dienſt 
„und alſo aus Verſchulden des Grundholden ein Grund 
„oder Gut zugeſprochen wird, ſo hat er dieſelben Ausſtände 
„an dem Dienſtmann abſonderlich nicht zu begehren, ſon- 
„dern muß ſich mit dem zugeſprochenen und eingezogenen 
„Gut begnügen laffen ; hingegen iſt ihm neben ſolchem 
„Grund auch die etwa darein verwendete Verbeſſerung ver— 
„fallen, und er deßwegen dem Dienftimanne einige Erſtat— 
„tung zu thun nicht ſchuldig. §. 25. Es iſt zwar im Buch 
„von Contracten Tit. 14 F. 12 geordnet: daß, wann ein 
„Grundherr ſeine Dienſt- und Grundforderungen über drei 
„Jahre lang und öfters berufen, von dem Dienſtmanne 
„nicht bekommen könnte, er in den Ueberländen den Grund 
„mit Beſetzung eines Grundrechtes einzuziehen befugt ſey; 
„jedoch ſollen die Grundrichter bei der Erkenntniß wohl in 
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„Acht nehmen, und die Fälligkeit dießfalls anders nicht er- 


„kennen, als wann ſich befindet, daß der Zinsmann die Dien— 
„fte fürſätzlich und muthwilliger Weiſe fo lange anſtehen laſ— 
„fen, und dem Grundherren vorenthalten; es wären dann ver— 
„zuckte oder Fall-Dienſte, welche nach eines jeden Orts al— 
„ter Gerechtigkeit und Gebrauch abzuſtatten find. §. 24. 
„Die übrigen Urſachen zur Fälligkeit eines Grundes, auch 
„was ſonſten der Grundobrigkeit weiters anhängig und all— 
„hier nicht ausgedrückt iſt, hat man aus jetzt gedachtem 
„Buche von Contracten im 15ten Titel mehreres zu verneh— 


„men.“ So weit wurde das Recht der Grundherrſchaften zu 


Einziehung der Gründe ihrer Unterthanen durch den Trac— 
tat beſtimmt. a 

Mit Hofdecret vom 24. Jänner 1267 wurde den 
Grundobrigkeiten auch das Befugniß eingeräumt, oder 
vielmehr beſtätigt, die freien Ueberländſtücke bei deren 
Vernachläſſigung oder Abödung und durch drei Jahre nach 
einander fruchtlos geſchehenen Ermahnung der Grundhol— 
den, über vorläufige grundgerichtliche Erkenntniß einziehen 
zu können. 


Allein dermahlen kann in Niederöſterreich der Fall der 


Einziehung eines Grundes wohl nicht mehr eintreten, denn 
obſchon dieſelbe durch kein Geſetz geradezu beſtimmt und 
ausdrücklich aufgehoben worden iſt, ſo läßt ſich dieſes doch 
daraus folgern, weil das Unterthans-Patent vom 1. Sep— 
tember 1781, welches die letzte Richtſchnur in Anſehung 
des Verfahrens der Grundobrigkeiten gegen ihre Untertha: 


nen iſt, und alle dießfalls beftandenen früheren Verordnun⸗ 


gen aufgehoben hat, von der Einziehung der Gründe der 
Unterthanen keine Erwähnung macht, ſondern bloß allein 


I 
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von der Abſtiftung der Unterthanen ſpricht, und die Fälle 
beſtimmt, wenn ſelbe Statt finden kann. Auch würde, wenn 
man wirklich nicht annehmen wollte, das Recht der Ein— 
ziehung der unterthänigen Gründe ſey den Grundherrſchaf— 
ten ganz benommen worden, dasſelbe doch durch die beſte— 
hende Verfaſſung viele Modificationen und Abänderungen 
erlitten haben, denn erſtens verbietet die Hofentſchließung 
vom 28. Mai 1782 den Obrigkeiten Ruſticalgründe an 
ſich zu bringen, außer mit landesfürſtlicher Erlaubniß, und 
gegen die Abgabe eines gleichen Betrages von Dominical— 
gründen in das Ruſticale; folglich würde die Grundherr— 
ſchaft ſchon nie einen unterthänigen Grund für ſich einzie— 
hen können: und zweitens würde über eine ſolche Grundes— 
einziehung, nachdem alle vormahls beſtandenen gewählten 
Schiedsrichter aufgehoben, und nur die politiſchen Inſtan— 
zen zur Fällung eines Erkenntniſſes in Unterthansſachen auf— 
geſtellt worden ſind, auch nicht mehr nach den Worten des 
Tractates durch ein gewähltes unparteiiſches Grundrecht er— 
kennt werden können, ſondern müßte jedes Mahl die dieß— 
fällige Erkenntniß und Entſcheidung der Niederöſterreichiſchen 
Landesregierung vorbehalten bleiben. 
§. 2. 

Einen Unterthan abſtiften heißt: fein Haus und feine 
Grundſtücke im Wege der öffentlichen Verſteigerung verkau— 
fen, und ihm davon den Kaufſchilling nach Abzug aller 
Schulden hinaus geben. Dieſe Abſtiftung kann von einem 
Gläubiger des Unterthans nach dem in der allgemeinen Ge— 
richtsordnung vorgeſchriebenen Gange der Execution ange: 
ſucht und bewirkt werden, aber dann ſtehet die Vorkehrung 
derſelben ausſchließend dem Wirkungskreiſe der Juſtizbehör— 
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den zu. Nebſtdem iſt dieſelbe aber auch den Grundherrſchaf— 
ten als eine Strafe und ein Zwangsmittel gegen ihre Unter— 
thanen aus politiſchen Rückſichten eingeräumt, und kann 
von Amtswegen vorgenommen werden. In dieſer Hinſicht 
iſt ſie zum Theile eine Folge der den Grundherren zuſtehen— 
den dinglichen, und zum Theile der perſönlichen Gerichts— 
barkeit, und auch nur in ſo ferne gehöret ſie in den Plan 
der gegenwärtigen Abhandlung. 

Um dieſe letztere Art der Abſtiftung vornehmen zu kön— 
nen, muß eine Urſache vorhanden ſeyn, welche die Herr— 
ſchaft hiezu berechtiget. Als ſolche Urſachen ſind durch die 
Geſetze folgende angegeben: 

1. Gemeinſchädlicher Ungehorfam der Unterthanen ger 
gen die Herrſchaft. 

2. Verſchuldung der Wirthſchaft über zwei Drittheile 
des Werthes. 

3. Wenn der Unterthan feine Grundſtücke aus Nach— 
läſſigkeit gänzlich veröden läßt. 

4. Wegen Steuerrückſtände! 

5. wegen rückſtändiger Dominical- Abgaben insbeſon— 
ders nicht bezahlten Dienſt, endlich 

6. bei den an der Gränze gegen fremde Staaten anſaͤſ— 
ſigen Unterthanen, Schwärzung ausländiſcher Waaren. 

L. 3. 

Was den erſten Fall betrifft, ſo iſt die Abſtiftung durch 
das Patent vom 1. September 1781 als die letzte und ſchär— 
fefte derjenigen Strafen feſtgeſetzt, welche die politiſche Obrig— 
keit gegen die ihren Befehlen ungehorſamen und widerſpän— 
ſtigen Unterthanen vorzukehren berechtiget iſt. Aus dieſer Ur— 
ſache kann dieſelbe erſt dann gegen den Unterthan verhängt 
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werden, wenn die Herrſchaft bereits alle übrigen ihr einge: 
räumten gelinderen Strafmittel ſtufenweiſe verfucht hat, 
ohne daß dieſelben gefruchtet haben, und auch dann kann 
die Abſtiftung erſt nach erhaltener kreisämtlicher Genehmi— 
gung in Vollzug geſetzt werden. Es heißt nähmlich im 8. f. 
des Patentes vom 1. September 1731: „Unter den der Er— 
„kenntniß der Obrigkeit oder des fie vorſtellenden Beamten 
„überlaffenen Strafen wollen Wir: 

„a) die Abſtiftung von Haus und Hof verſtanden has 
„ben; und ſolle bei deren Verhängung auf das hohe und 
„gar niedere Alter, fo wie überhaupt auf die Leibesbeſchaf— 
„renheit des ſchuldigen Unterthans die billige Rückſicht ge— 
„nommen; auch die ſchimpflichere und härtere Strafe nur 
„gegen jene Unterthanen angewendet werden, bei welchen die 
„vorausgegangenen gelindern ohne Wirkung geblieben find.” 

„b), Wollte aber eine Obrigkeit ihre Unterthanen mit 
»der Abſtiftung von Haus und Hof beſtrafen, ſo ſolle ſelbe 
„über eine derlei Beſtrafung vorläufig die kreisämtliche Ge— 
„nehmigung einzuhohlen verbunden feyn.” 

Die Kreisämter wurden zugleich angewieſen, die Abſtif— 
tung der Unterthanen nur aus den allerwichtigſten Urſachen, 
und erſt auf den äußerſten Fall zu geſtatten. In der für 
die Kreisämter unterm 1. September 1281 erfloſſenen, die 
neue Verfahrungsart in Unterthansſachen betreffenden Juſtruc— 
tion wurde H. 2 beſtimmt: „Die Abſtiftung als eine ſehr hatte 
„und äußerſte Strafe iſt ſchon niemahl leicht zu verhängen, 
„und wird daher dem Kreisamte anmit ernſtlich erinnert und 
„eingebunden, daß ſelbes die Abſtiftung der Unterthanen 
„den Dominien nur aus den allerwichtigſten Urſachen, und 
„auf den letztern und äußerſten Fall geſtatten ſolle.“ 

I. Band. 3 
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Die zweite Urſache, aus welcher die Grundobrigkeit poli— 
tiſcher Seits den Unterthan abſtiften kann, iſt die muth— 
willige Verſchuldung desſelben. Hiebei iſt nun wohl zu un— 
terſcheiden, wann dießfalls die politiſche und wann die Ju— 
ſtizbehörde einzuſchreiten hat. 

Mit Hofbeſcheid vom 17. Juli 1782 waren alle wegen 
Verſchuldung ſich ergebenden Abſtiftungsfälle ohne Unter— 
ſchied an den Rechtsweg gewieſen worden; es heißt nähm— 
lich daſelbſt: „Nach klarem Inhalte des Patentes vom 1. 
„September 1781 haben nur jene Abſtiftungsfälle an das 
„Kreisamt zur Genehmhaltung zu gelangen, welche von 
„obrigkeitlichen Amtswegen als eine Strafe wider die Unter— 
„thanen verhängt werden wollen; dahingegen jene Abſtif— 
„tungen, ſo wegen überhäuften Schulden der Unterthanen 
„oder ſonſtigen Klagrechten entſtehen, in keiner Art an das 
„Kreisamt gezohen werden können, ſondern in dem ordent— 
„lichen Rechtszuge fortgeſetzt werden müſſen.“ 

Allein davon kam es in der Folge zum Theile ab; es 
wurde nähmlich feftgefegt, daß nur jene Abſtiftungsfalle, 
welche über förmliche Einklagung der Schulden im Execu— 
tionswege veranlaßt werden, als ein wahres Juſtizgeſchäft an— 
zuſehen ſind, und nur bei ſolchen über Klagen und aus— 
drückliches Begehren der Gläubiger eines Unterthans, zu 
veranlaffenden Abſtiftungen die Dominien, gleichwie in ans 
deren zur Juſtizverfahrung geeigneten Fällen, unmittelbar 
und ohne die kreisämtliche Bewilligung einzuhohlen, mit 
der rechtlichen Erkenntniß salvo recursu an die höhere Ju— 
ſtiz-Inſtanz fürzugehen haben. Außer dieſem Falle ſolle 


aber die Grundobrigkeit, wenn zwei Drittheile des Vermö- 


gens eines Unterthanes verſchuldet find, aus politiſchen Rück— 
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ſichten die Abſtiftung desſelben nach eingehohlter Genehmi— 
gung des Kreisamtes von Amtswegen einleiten: auch ſich 
auf die nähmliche Art wegen ausſtändiger landesfürſtlicher, 
herrſchaftlicher und Waiſenforderungen von Amtswegen be— 
nehmen können, ohne daß ſie dieſerwegen gezwungen wäre, 
gleich einem Privatgläubiger eine ordentliche Executionsklage 
wider ihren Unterthan bei dem nied. öſterr. Landrechte einzu— 
reichen. Dieſe Beſtimmung gibt das Hofdecret vom 7. Junius 
1784, welches folgender Maßen lautet: „Es hat die k. k. 
„oberfte Juſtizſtelle einen Bericht des niederöſterreichiſchen 
„Appellationsgerichtes anher mitgetheilt, mittelſt welchem 
„das niederöſterreichiſche Landrecht die bei demſelben gelegen— 
„heitlich aufgeworfenen drei Fragen zur höheren Beurthei— 
„lung vorgelegt hat, welche in dem beſtehen: 

va) Wohin die Beſchwerde gehöre, die ein Unterthan 
„über eine von Herrſchaftswegen wider ihn Schulden hal— 
„ber, verhängte Abſtiftung zu führen hat.” 

„b) Wie weit die Einſchuldigung des Unterthans ein— 
yſchreiten müſſe, damit die Herrſchaft ohne vorkommende 
„Klage eines Gläubigers berechtiget werde, die Abſtiftung 
„von Amtswegen vorzunehmen, und 

„e) ob die Herrſchaft die bei den Unterthanen haftenden 
„obrigkeitlichen Gaben, Waiſengelder oder ſonſtige Forde— 
„tungen wider den Unterthan bei dem Landrechte ordentlich 
„einklagen müſſe.“ 

„Nun iſt man ad 1mum mit der k. k. oberſten Juſtiz— 
„ſtelle vollkommen einverſtanden, daß die von den Unter— 
„thanen wider ihre Abſtiftung führende Beſchwerden, nach 
„Anleitung des Unterthanspatentes vor das Kreisamt ge⸗ 
„hören. Da aber in der obſchon auf das Unterthanspatent 
„vom 1. September 1781 ſich beziehenden Verordnung vom 
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„17. Juli 1782 nur jene Abſtiftungsfälle, welche von den 
„Obrigkeiten als eine Strafe gegen die Unterthanen verhängt 
„werden, den Kreisämtern zur Genehmhaltung; dahin ge⸗ 
„gen jene Abſtiftungen, die wegen überhäufter Schulden der 
„Unterthanen oder ſonſtigen Klagerechten entſtehen, dem 
„Juſtizweg zugewieſen werden, ſo wird obige Verordnung 
„vom 17. Juli 1782, in fo fern fie in einem dem erſtge— 
„dachten Unterthanspatente entgegengeſetzten Sinne zu neh— 
„men wäre: als aufgehoben hiemit erkläret, und es iſt voll— 
„kommen bei bemeldtem Patente auch in Anſehung der Ab— 
„ftiftungen belaſſen, folglich haben alle jene Abſtiftungen, 
„die nicht durch förmliche Einklagung der Schulden veran— 
„laßt, fondern von Obrigkeitswegen oder aus Strafe, oder 
„wegen überhäuften Schulden vorgekehrt werden, in dem 
„politiſchen Wege durch das Kreisamt ihren Zug zu nehmen.“ 

„So viel die zweite Frage betrifft, da hat es bei der ob 
„zwar derzeit nicht geſetzmäßig beſtehenden, doch aber durch 
„ſtäte Beobachtung und mehrere geſchöpfte Erkenntniſſe ange: 
„nommenen Cynoſur, daß die Obrigkeit damahls, wenn zwei 
„Drittheile des Vermögens des Unterthans verſchuldet ſind, 
„befugt ſeye, denſelben abzuſtiften, allerdings ſein Bewenden, 
„und iſt dieſes nunmehr zu einem Geſetz zu machen: endlich 

„ad Stium iſt nach dem Antrage der k. k. oberſten Ju: 
„ſtizſtelle den Obrigkeiten noch ferners bevor zu laſſen, die 
„landesfürſtliche, dann herrſchaftliche und Waiſenforderun— 
„gen von Amtswegen einzutreiben, ohne ſie zu bemüſſigen, 
„eine ordentliche Executionsklage wider ihre Unterthanen bei 
„dem niederöſterreichiſchen Landrechte einzureichen.“ 

Die Beſtimmung, wie ſich bei der, wegen Verſchuldung 
im politiſchen Wege einzuleitenden Abſtiftung der Untertha— 
nen zu benehmen ſey, erfolgte durch ein an ſämmtliche Ap— 
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pellationsgerichte erlaſſenes Hofdecret vom 18. Aprill 1785 
folgenden Inhaltes: „Gleichwie unterm 11. Juni 1784 
„die Eröffnung geſchehen, daß die Geſchäfte der Abſtiftun— 
„gen der Unterthanen, die nicht durch förmliche Einklagung 
„der Schuldner, ſondern von Obrigkeitswegen entweder aus 
„Strafe, oder aus überhäufter zwei Drittheile des Vermö— 
„gens überſteigender Einſchuldung vorgekehrt werden, ad 
„politicum gehören; alfo iſt die hiebei zu beobachtende Be— 
„nehmung dahin feſtgeſetzt worden, daß bei antragender der— 
„lei Abſtiftung das Vermögen des Unterthans durch zwei 
„auswärtige, mithin deſto mehr unparteiiſche, ehrliche 
„und verſtändige Beamten, mit Beiziehung des Unterthans 
„ſelbſt, oder in deſſen Abweſenheit eines aufzuſtellenden 
„Vertreters unterſucht, und der Schuldenſtand liquidiret 
„werde: wo dann ſothane Unterſuchung darin zu beſtehen 
„habe, daß die Schätzung der Grundſtücke und Fahrniſſe 
„durch verſtändige Schätzmänner, deßgleichen die ordentliche 
„Aufforderung der Gläubiger geſchehen müſſe, wo ſodann 
„activ- und passiv- Stand in ein Inventarium zuſammen 
„zu ſetzen, ſolches von den dazu gewählten zwei Beamten 
„zu unterfertigen, von der Herrſchaft dem Kreis amte mit dem 
„Geſuche um Bewilligung der Abſtiftung einzureichen, und 
„von dem Kreisamte ſodann ſowohl die Herrſchaft als der 
„Unterthan fürzufordern, über die Abſtiftung wie über an— 
„dere Händel zwiſchen Herrſchaften und Unterthanen zu ver— 
„fahren , ob ſelbe Statt habe, auszuſprechen, dem ein fo 
„undern Theil der weitere Recurs offen zu laſſen, und bis 
„dahin mit der Abſtiftung ſelbſt nicht vorzugehen ſey.“ 
„Wo dagegen in allen Fällen, wo ein Particulargläubi— 
„ger gegen einen Unterthan im Wege der Execution auf- 
tritt, oder der Fall eines zu verhängenden Concurſes ſich dar— 
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„ſtellet, lediglich jenes zu beobachten iſt, was dießfalls 
„die allgemeine Gerichts- und Concursordnung vorſchreibet.“ 
Die Kundmachung dieſes Hofdecretes wurde der poli— 
tiſchen Landesſtelle durch Hofbeſcheid vom 3. Auguſt 1787 
mit folgendem Zuſatze aufgetragen: „Daß nicht immer zwei 
„auswärtige Beamte zur Abſchätzung nöthig, ſondern ge— 
„nug an dem ſeye, wenn zu einer ſolchen Abſchätzung bei 
„Abſtiftung ex officio zwei ehrliche, verftändige und un— 
„parteiiſche Richter aus andern Dorfſchaften zugezogen, und 
„dadurch Unkoſten ſo viel als möglich erſpart werden.“ 
Rückſichtlich des Verfahrens in derlei Abſtiftungsfällen 
iſt ferner auch das Hofdecret vom 5. December 1785 zu 
berückſichtigen, welches folgender Maßen lautet: „Obwohl 
„die Wirthſchaftsämter in allen Abſtiftungsfällen, die ſich 
„durch den Schuldenſtand eines Grund- oder Hausbeſitzers 
„ereignen, als wirklich in derlei Fällen beſtellte Jurisdic⸗ 
„tionsämter auf die Cridaordnung bereits angewieſen find, 
„ſo hat bisher doch in den wenigſten Fällen aus den Acten 
„erfehen werden können, ob auch die vorgeſchriebenen For⸗ 
„malitäten, die darum eingeführt ſind, um den Schuldner 
„nicht zu übereilen, beobachtet worden; daher iſt ſämmt— 
„lichen Kreisämtern anzubefehlen, daß ſie ſich in ſolchen 
„Fällen, wo auf Abſtiftung angetragen wird, die ex olli— 
„cio und nicht über Parteiklagen vorgenommen werden ſolle, 
„und über welche die Recurſe ihren Zug nicht an die Ap— 
„pellation, ſondern an die politiſche Stelle nehmen, von 
„den Jurisdictionsämtern die Liquidation der Schulden, und 
„die über die Liquidität jeder Poſt vorkommenden Geſtänd— 
»niſſe oder Rechtsſprüche, ſodann die nach der Gerichtsord— 
„nung vollzogene Abſchätzung zu denen Acten übergeben laſ— 
„ren ſollen, ehe fie die Abſchätzung bewilligen, und ſodann 
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„über dieſe Abſchätzung Recurſe eingebracht werden, fie auch 
„durch Auszüge aus den Amtsjurisdictions-Protocollen ſich 
„verſichern ſollen, daß bei Affigirung der Anſchlagszettel 
„und bei der wirklichen Licitation nichts an den vorgeſchrie— 
„benen Modalitäten verabfaumt worden ſey, wenn fodann 
„die Recurſe bei der Landes- und Hofſtelle angebracht wor— 
„den, fo ſollen nebſt einer deutlichen und in chronologifcher 
„Ordnung verfaßten Speciesfacti auch alle die obgedachten 
„Beweiſe über die beobachteten Vorſchriften der Concurs— 
„ordnung beigebracht werden.“ 

Doch ſteht vermöge Hofdecret vom 27. März 1789, 
welches freilich nur für Böhmen ergangen iſt, jedoch aber 
aus dem Geiſte desſelben auch auf alle übrigen Länder in 
Anwendung gebracht werden kann, den Obrigkeiten aller— 
dings das Recht zu, flatt der Abſtiftung, die Sequeſtra⸗ | 
tion, Adminiſtrirung oder Verpachtung eines verſchulde— 
ten Bauerngutes zu verſuchen und anzuordnen. 

n 

Die dritte geſetzliche Urſache, aus welcher die Obrigkeit 
auf die Abſtiftung eines Unterthans zur Strafe antragen 
kann, iſt die Nachläſſigkeit desſelben in Beurbarung ſeiner 
Gründe, wenn dieſelben nähmlich aus ſeiner Fahrläſſigkeit 
ganz veröden, und er deßhalb durch drei Jahre fruchtlos 
iſt ermahnt worden. Dießfalls heißt es in dem Hofbeſcheid 
vom 30. November 1766, und dem darnach verfaßten 
Patente, „ad Stium wollen Allerhöchſt Se. k. k. Majeſtät, 
„daß, wenn ein Grundhold einige feiner Gründe ungebauet 
„erliegen, oder in die Oeden verfallen ließe, derſelbe als 
. „ein unfleißiger Wirth durch 3 Jahre jährlich ermahnet, 
„nach Verlauf des dritten Jahres aber abgeſtiftet werden 
„folle” Darauf folgte mit Hofdecret vom 24. Jänner 
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1767 folgende Erläuterung: „Es haben Se. Mateftät die 
„iüngſthin wegen Fruchtbarmachung der öden Grundſtücke 
„allergnädigſt gefchöpfte, unterm 30. November vorigen 
„Jahres bekannt gemachte Reſolution, in ſo weit ſolche die 
„angeordnete Abſtiftung der unfeißigen Wirthe, welche 
„ohnerachtet der jährlichen Ermahnungen durch 3 Jahre ei— 
„nige Gründe ungebaut erliegen ließen, betrifft, dahin al: 
„lermildeſt zu erläutern geruhet, daß es dießfalls bei der 
„bisherigen Gewohnheit, und mithin bei der den Grund— 
„obrigfeiten zuſtehenden Befugniß, die freien Ueberländ— 
„grundſtücke bei deren Vernachläſſigung oder Abödung, und 
„durch drei Jahre nach einander fruchtlos geſchehenen Ermah— 
„nung der Grundholden über vorläufige grundgerichtliche 
„Erkenntniß einziehen zu können, noch fernerhin ſein Verblei— 
„ben haben möge, folgſam die obgedachter Maßen angeord— 
„nete Abſtiftung der unfleißigen Wirthe bloß respectu 
„der Haus- und Hausüberländgründe zu verſtehen ſey.“ 
Allein von der in dieſer Erläuterungs-Verordnung den 
Grundherren überlaffenen Einziehung der verödeten Weber: 
ländgründe kam es durch die nachgefolgten Verordnungen, 
welche den Dominien jede neue Anſichbringung von Ruſti— 
calgründen unterſagen, ab, und es geſchah auch ſchon in dem 
unterm 26. Juni 1778 von dem ſtändiſchen Collegio erlaſ— 
ſenen Reſcripte keine Meldung, ſondern wurde ſich lediglich 
auf das Patent vom 50. November 1766 bezogen, und dem 
zu Folge Schluß dahin gemacht: „Wenn aber ein Grundhold 
„einige ſeiner Gründe ungebauet erliegen, oder in Verödung 
„verfallen ließe, ſolle derſelbe als ein unfleißiger Wirth durch 
„drei Jahre ermahnet, nach Verlauf des dritten Jahres 
„aber abgeſtiftet werden.“ Die Abſtiftung wurde auch fer— 
ners als Strafe wider jene Unterthanen feſtgeſetzt, welche mit 
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Vorſatz ſich weigern würden, zur Verbeſſerung der Gemeind— 
viehweidung nach Anleitung der Dorfobrigkeiten mitzuwirken. 
In dem Hofdecrete vom 5. October 1707 heißt es: 
„Und ginge dabei die allerhöchſte Willensmeinung beſonders 
„dahin, daß jene Glieder der Gemeinde, welche aus Ei— 
„genſinne oder Unwille, oder einem andern ſchädlichen Vor— 
„urtheile zu Erhebung der Gemein-Viehweiden nach Anlei— 
„tung der Dorfobrigkeit beizuwirken unterließen, mithin de— 
„nen dießfalls unmittelbar ergangenen allerhöchſten Anord— 
„nungen die ſchuldigſte Folge zu leiſten ſich weigerten, bei 
„nicht verfangender, von der Dorfobrigkeit vorläufig ange: 
„kehrten Schärfe, als ſchlechte und fahrläffige Wirthe von 
„Haus und Hof abgeſtiftet werden ſollen.“ Verfällt jedoch 
der Unterthan durch Unglücksfälle in eine ſolche Armuth, 
die ihn außer Stand ſetzt, ſeine Gründe gehörig zu beur⸗ 
baren, ſo iſt es Pflicht der Grundobrigkeit, der an Erhal— 
tung ihrer Unterthanen allerdings ſelbſt gelegen ſeyn muß, 
denſelben zu unterſtützen, und ihm aufzuhelfen. Die Abſtiftung 
kann nur dann geſchehen, wenn der Unterthan aus Nach— 
läſſigkeit ſeinen Grund verfallen läßt, und dieſe Fahrläſſigkeit 
muß daher vollſtändig erwieſen ſeyn, bevor das Kreisamt den 
Antrag der Herrſchaft auf die Abſtiftung beſtätigen kann. 
Der dießfalls erlaſſene Hofbeſcheid vom 28. Juni 1777 
lautet folgender Maßen: „Anſonſt wird das Einrathen der 
„Regierung genehmiget, daß, gleichwie ein erarmter Unter— 
„than ſeinen Grund nicht hinlänglich bebauen kann, und 
„ihm daher von feiner Obrigkeit geholfen werden ſolle, alſo 
„auch ein nachläſſiger fauler Wirth, der feine Beſitzungen 
„aus Liederlichkeit verfallen läßt, von feiner Obrigkeit zu 
»beſſerm Fleiße verhalten, und wenn Ermahnungen und or— 
»dentliche Zwangsmittel nicht fruchten, fo wie verſchuldete 
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„Beſitzer abgeſtiftet werden müſſe, doch folle zur Vermei⸗ 
„dung alles Unterſchleifes eine ſolche Fahrläſſigkeit durch 
„Zeugniſſe der ganzen Gemeinde, allenfalls auch benachbar— 
„ter Beamten, vorher erwieſen feyn.” f 

Die vierte geſetzliche Urſache der Abſtiftung beſteht in 
Steuerrückſtänden, rückſichtlich welcher es nach der Hofent— 
ſcheidung vom 10. Auguſt 1812 $. 4, den Dominien frei— 
gelaffen iſt, nach fruchtlos angewandten milderen Zwangs— 
mitteln und der Militärexecution nach Umitanden ſelbſt die 
Abſtiftung bei dem Kreisamte nachzuſuchen, welches nach 
Vorſchrift der Geſetze die erforderliche Aſſiſtenz zu leiſten hat. 
Rückſichtlich des fünften Falles, nähmlich wegen der 
über drei Jahre rückſtändigen und immer fruchtlos einge— 
mahnten herrſchaftlichen Gaben, insbefondere des Grunddien— 
ſtes kann, wie ſchon oben erwähnet wurde, gegen die frü— 
her beſtandene Einziehung der unterthänigen Gründe, (tract. 
de jur. incorp. IV. Tit. 23. F.) derzeit nur der Abſtif— 
tung im ordentlichen Wege Raum gegeben werden, doch 
iſt hiebei immer ſtrenge Rückſicht zu nehmen, ob der Une‘ 
terthan hieran nicht durch Wetter-, Feuer- und Waſſerſcha— 
den, oder andere unglückliche Zufälle verhindert worden iſt, 
in welchem letzteren Falle ihm vielmehr längere Friſten zu 
geſtatten wären. Verordnung vom 1. December 1784. 

Rückſichtlich des ſechsten Falles verordnet die Zollordnung 
vom 2. Jänner 1288 $. 117 ſchon: „Wenn Unterthanen, 
„die an der Gränze gegen fremde Staaten wohnen, ſich 
„mit Schwärzung ausländiſcher Waaren abgeben, ſollen 
„dieſelben nach geſchehener Anzeige an die Kreisämter, von 
„der Gränze abgeſchafft, und Falls ſie anſäſſig find, ab: 
„geftiftet werden.“ 
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